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Der Herausgeber dieser Schrift hat sich die Aufgabe gestellt, das Aus¬ 
land von der Neubelebung des Litauischen Staates während des Großen Krieges 
in Kenntnis zu setzen. Die wichtigsten Handlungen der in der Oeffent- 
lichkeit wirkenden Persönlichkeiten der litauischen Nation, sowie der den 
Litauischen Staat schaffenden Organe werden hier entweder durch authentische 
Dokumente oder Auszüge aus denselben beleuchtet. Die Einleitung bietet 
neben einem kurzen Ueberblick über die Grenzfragen sowie die Nationalitäten - 
frage des neuen Staates die nötigen Erläuterungen, die die einzelnen Tat¬ 
sachen verbinden und die durch den Krieg hervorgerufenen politischen 
Umstände aufklären sollen. 

Das ganze Material und die Erläuterungen beziehen sich auf denjenigen 
Teil Litauens, welcher dem Russischen Reiche angehört hat, da nur in 
diesem wichtigsten Gebiete des litauischen Volkes, sowohl während des 
Krieges als auch bis in die allerletzte Zeit, eine Vertretung des litauischen 
Volkes gebildet und daher mit dem Aufbau des Litauischen Staates begonnen 
worden ist. Ein kurzer Ueberblick über die Mitarbeit der Litauer Ruß¬ 
lands und Amerikas am Aufbau des Litauischen Staates wird am Schluß 
der Einleitung gegeben. 

Wilna, den 15. November 1918. 

P. Klimas, 

Mitglied des Litauischen Staatsrats. 







Einleitung. 


Der Litauische Staat von heute verdankt der eigenen Initiative und 
den Bestrebungen der litauischen Nation seine Entstehung. Daher umfaßt 
sein Territorium in erster Reihe die Gebiete, deren Bevölkerung ethnographisch 
litauische Majorität aufweist. Die Grenzen dieser Gebiete dürfen aber 
nicht allein durch ethnographische, sondern auch durch unentbehrliche 
staatliche und wirtschaftliche Gesichtspunkte bestimmt werden. Bis zu 
ihrer endgültigen Festlegung seitens der litauischen konstituierenden Ver¬ 
sammlung sowie des Friedenskongresses, umfaßt dieses Territorium des 
litauischen Staates folgende, einst zum Russischen Reiche gehörenden Ge¬ 
biete: 1. das ganze Gouvernement Kowno (Kaunas); 2. vom Gouver¬ 
nement Kurland: die Küste Pölangens (Palanga) bis hinter die Sventoji 
(Heilige Aa) und den Grenzstrich Illuxt (Iluksta) vom Landvorsprung Aknysta 
(Gouvernement Kowno) bis zur Düna und Stadt Druja, die Eisenbahnlinie 
Poniewiez—Kalkuny(Panevezys—Kalkuonys)umschließend; 3.dasGouveme- 
ment Wilna (Vilnius) bis zur Linie: Druja—Narotsch See — Narotsch Fluß 
— die Grenze des Kreises Wilejka und die Grenze des Gouvernements Minsk 
bis zur Grenze des Gouvernements Grodno (Gardinas), mit anderen Worten: das 
ganze Gouvernement Wilna, mit Ausschluß des östlichen größeren Teiles vom 
Kreise Dissna und des ganzen Kreises Wilejka; 4. vom Gouvernement 
Grodno mindestens das Gebiet bis zur Linie des Niemen-Flusses, d. h. den 
am rechten Ufer des Niemen gelegenen Teil des Kreises Grodno; (dieses 
Gebiet fordert die litauische Nation nicht nur in ethnographischer, sondern auch 
in wirtschaftlicher Hinsicht); 5. schließlich vom Gouvenement Suwalki 
(Suvalkai) die ganzen nördlichen Kreise und von den Kreisen Suwalki und 
Augustowo das Gebiet bis zur Linie vom Mauda-See an der Grenze Preußens 
(Kreis Suwalki) über Kleipeda und Hantscha-Fluß bis zur Biegung nördlich 
Suwalki, westlich von der Chaussee Suwalki—Augustowo, östlich der 
Stadt Augustowo und von da in gerader südöstlicher Richtung nach Kras- 
nobor, bis zur Grenze des Kreises Grodno (siehe Memor. über die Ver¬ 
waltungseinteilung und Grenzen Litauens, vom 6. VILT. 1918, Nr. LXm, 
Punkt 6). 

Diese Fläche enthält ca. 90 000 Quadrat-Werst (ca. 100 000 qkm) mit 
annähernd 4 Millionen Einwohnern. Außer dieser Fläche gehört zum ethno¬ 
graphischen Litauen noch ein Teil des benachbarten Preußens. Seit 
dem Jahre 1422 befindet sich diesos seit ältester Zeit von Litauern 
und Altpreußen (desselben Stammes) bewohnte Gebiet unter deutscher Herr¬ 
schaft und ist daher in seinem westlichen Teil merklich von deutschem 
Einfluß berührt worden. Viele Litauer sind deutsch geworden; in ihrer 
Mitte sind deutsche Kolonien entstanden und die Städte haben schon meist 
deutsches Aussehen. Jedoch weist das Gebiet des unteren Niemen, nämlich 
die Kreise: Memel (litauisch Klaipeda), Heydekrug (Silokarciama), Tilsit 
(TilZe), Niederung (Pakalne), Ragnit (Ragaine), Stallupönen, Pillkallen(Pilkaln£) 
und Teile der Kreise Labiau (Labguva), Insterburg (Isrutys), Gumbinnen 
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(Gumbinfc) litauische Bevölkerung auf. Es ist sehr schwer, die äußerste 
Grenzlinie bis zum deutschen ethnographischen Gebiet einigermaßen genau 
durchzuführen, so daß diese Linie nur auf dem Wege gegenseitiger Ueber- 
einkunft beider Staaten festgelegt werden kann. Ungefähr dürfte diese 
Linie folgende sein: vom Kurischen Haff (Kursiu mares, Rusna) nach Süd¬ 
osten, etwa von Labiau über Insterburg, Gumbinnen, Tolminkehmen (Tolmin- 
kiomis) nach Dubininken (Dubininkai). Diese Fläche umfaßt ca. 8000 qkm 
mit 400000 Einwohnern. 

Dieses Preußische oder sogenannte Klein-Litauen hat für Groß-Litauen 
auch insofern eine höchst wichtige Bedeutung, als der Litauische Staat durch 
ersteres mit seinen ethnographischen Geländen das Meer erreicht 
und die Wasserstraße des Niemen (Nemimas) mit Gesamtlitauen verbindet. Bei 
der großen Bedeutung, die heute der freie Zugang zum Meere im Leben 
der Völker hat, ist Preußisch-Litauen für den Litauischen Staat in wirt¬ 
schaftlicher Hinsicht einfach eine Lebensfrage. Die Küste von Polangen 
ist für eine Hafenanlage ungeeignet, der Zugang zu Libau ist für Litauen 
kein natürlicher, sondern nur durch Vereinbarungen mit dem im Entstehen 
begriffenen Staate Latwija (Lettland) zu erlangen. 

Außer den bisher angeführten Gebieten gehört zu dem neu zu gründenden 
litauischen Staate auch der Landstrich, der — einst ein Teil des litauischen 
Staatsterritoriums — eng mit dem „echten Litauen" verbunden war und in 
dem heute noch die Tradition des alten litauischen Staates sich lebendig 
erhalten hat, obwohl hier die slawische (weißrutkenische) Sprache und die 
orthodoxe Konfession vorherrschen. Es ist dies der jenseits des Njemenflusses 
gelegene und bis zur Grenze des neuen Ukrainestaates reichende Teil des 
Gouvernements Grodno, ferner der daran sich östlich anschließende Zipfel 
des Kreises Nowogrodek (Naugardelis) im Gouvernement Minsk, der im 
Norden vom ,Niemenbogen umschlossen wird (vergleiche die Landkarte). 
Dieses Gebiet war noch im XIV. Jahrhundert von Jatwingern bewohnt, 
die zum litauischen Stamme gehörten und im Laufe der Zeit von Slawen 
unterjocht wurden. Aber auch dieser Landstrich wird nicht allein aus 
ethnographischen, historischen, geographischen oder endlich ökonomischen 
Gründen — wichtig ist es, die Grenze bis zur Ukraine vorzuschieben! — für den 
litauischen Staat gefordert, vielmehr geschieht das im Einverständnis und 
auf Ersuchen der dortigen Volksvertretung. In dieser Frage kam es zwischen 
den Weißruthenen und Litauern (nach Gründung der litauischen Regierung) 
zu einer Uebereinkunft, wobei weißruthenische Vertreter zugleich auch für 
die gemeinsame Arbeit im litauischen Staatsrat und in der provisorischen 
Regierung gewonnen wurden. Die endgültigeRegelung der inneren Verhältnisse 
und gegenseitigen Beziehungen der einzelnen nationalen Minderheiten zu¬ 
einander wird auch hier, wie im übrigen Litauen, durch die Konstituante und 
die von ihr anerkannten Regierungsorgane vorgenommen werden müssen. 

Der in den angeführten Grenzen geschaffene * litauische Staat ist viel 

kleiner (etwa 120-125000 qkm) als das historische Litauen, welches vom 

XE bis Ende des XVTH. Jahrhunderts nicht nur das Gebiet des ethno¬ 
graphischen Litauens und des erwähnten Teils des Gouvernements Grodno, 
sondern auch weites, von Russen bewohntes Land östlich und südlich des 
angegebenen Territoriums umfaßte. Bei Neubelebung ihres Staatswesens denkt 
die litauischeNation nicht daran, dieses umfangreiche von einer fremden Nation 
(Weißruthenen) mit anderer Konfession (griechisch-orthodoxen) bewohnte 
Land an sich zu reißen. 

In dep. Grenzen des oben angeführten ethnographisch-litauischen Terri¬ 
toriums bildet die litauische Nationalität die absolute Mehrheit. Die Minder¬ 
heiten sind Juden, Weißruthenen, Polen und in Preußisch-Litauen Deutsche. 


t 



IX 


Juden haben sich ausschließlich in den Städten angesiedelt und betragen 
12—14% der gesamten Bevölkerung. Der Prozentsatz der Weißruthenen 
sowie der Polen kann bei der augenblicklich bestehenden Lage nicht genau 
fostgestellt werden. Die historische Entwicklung Litauens hat nämlich 
besonders im östlichen Teil in bezug auf die Nationalitätenfrage einen rechten 
Wirrwarr geschaffen und dies aus folgenden Ursachen: Im alten litauischen 
Staat, der infolge von Eroberungen weite russische Gebiete in sich aufge¬ 
nommen hatte, galt anfangs als offizielle Sprache die alt-russische, nach der 
Vereinigung mit Polen jedoch allmählich die polnische. Daher konnte es 
-geschehen, daß sich im Laufe der Zeit, besonders nach dem Verfall des 
litauischen Staates, nicht nur ein Teil der Gebildeten der litauischen Nation 
und der Städter, sondern sogar Landbewohner, durch die Kirche und die 
polnische Agitation beeinflußt, sich nicht mehr Litauer, sondern teils Polen, 
teils, dank russischer Schulen und russischer Verwaltung, Weißruthenen 
nannten. Gerade östlich von Wilna sind die nationalen Verhältnisse derartig 
gestaltet. Noch vor einigen Jahrzehnten wurde hier an vielen Orten litauisch 
gesprochen, und erst nachdem Rußland in den letzten 50 Jahren den 
Litauern das Drucken in litauischen Schriftzeichen verboten und ihnen so die 
Freiheit zur nationalen Kulturentwicklung gänzlich genommen hatte, ent¬ 
wöhnten sich die auf sehr niedriger Kulturstufe stehenden Einwohner dieses 
Gebietes ihrer Muttersprache und verwechselten entweder Nationalität mit 
Religion, die ihnen in polnischer Sprache ausgelegt wurde, oder mit der neu 
angenommenen weißruthenischen Umgangssprache. Die litauische Nation 
beruft sich also nicht nur auf die historische Vergangenheit, sondern geht 
in hohem Grade auch von ethnographischen Gesichtspunkten aus, wenn sie 
dieses zum Teil entnationalisierte katholische Gebiet östlich von Wilna bis 
zum Grenzstrich der Orthodoxen als zum Kern der Nation Litauens gehörig 
und als untrennbares Glied eines Ganzen — des Litauischen Staates — be¬ 
trachtet. Uebrigens zählt sich ein großer Teil der Bewohner dieses Land¬ 
striches, trotz ihres polnischen oder weißruthenischen Sprachgebrauches, nicht 
nur zu den Staatsbürgern Litauens, sondern zu den Litauern selbst und 
beteiligt sich am Aufbau des litauischen Staates. Nur kurz soll hier darauf 
hingewiesen werden, daß auch die weiter östlichen Landesstriche im Gou¬ 
vernement Minsk und Grodno nicht geringe litauische Elemente, gemischt 
mit slawischen, enthalten. 

Sieht man von diesen besonderen Verhältnissen im östlichen Teile 
des Landes ab, und berücksichtigt man das gesamte Gebiet, so kann 
man sagen, daß die Polen oder — weiter gegriffen — das polnisch 
sprechende Element, bestehend aus Gutsbesitzern und Städtern nur einen 
sehr unbedeutenden Prozentsatz ausmachen, allerdings von verschiedener 
Höhe an einzelnen Orten. Weißruthenen wohnen im ethnographisch¬ 
litauischen Gebiet in östlichen und südlichen Landstrichen. Im Westen 
Litauens gibt es überhaupt keine Weißruthenen. Das Gebiet vom Gouver¬ 
nement Grodno dagegen ist heute durchaus von Weißruthenen bewohnt. 

Ein ähnliches Verhältnis wie das der Polen zu den Litauern in Russisch- 
Litauen herrscht zwischen den preußischen Litauern und den Deutschen 
in Preußisch-Litauen. Die Mehrzahl der Litauer, obgleich der Muttersprache 
noch mächtig, bedient sich dort der deutschen Sprache; andere haben sich 
:Schon von Jugend auf von der litauischen Sprache losgesagt. 

Der Prozentsatz der anderen Nationalitäten als der hier aufgezählten, 
ist in Litauen ein verschwindend kleiner. Es kann daher hier von einem 
näheren Eingehen auf diese abgesehen werden. 

In dieser Sammlung befindet sich eine Reihe von Schriften und Doku¬ 
menten als erläuternde Angaben, welche sowohl das augenblickliche als 
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das liistorischo Einvernehmen der Nationalitäten untereinander beleuchten. 
Unter ihnen bietet einen allgemeinen Uoberblick über Vergangenheit und 
Gegenwart- der litauischen Nation der 1. Teil der von litauischen Männern 
der Oeffentlichkeit gemeinsam abgefaßten Schrift, die im Juni 1916 an die 
deutsche Okkupationsbehörde gerichtet worden ist. (Vergleiche Nr. I der 
Dokumente). Als Ergänzung hierzu und zur speziellen Erläuterung der 
nationalen Statistik Litauens ist die Schrift Nr. II beigefügt, welche im 
März 1916 dem deutschen Oberbürgermeister der Stadt Wilna von 
litauischen Vertretern aus den Bezirkskommissionen für Volkszählung ein¬ 
gereicht worden war. Aus ihr ergibt sich, wie ungenau und daher un¬ 
zuverlässig die Statistiken der verschiedenen anderen Nationalitäten Litauens, 
besonders die der Polen, in dieser Hinsicht sind. 

Eine weitere Reihe chronologisch geordneter Schriften und Dokumente 
läßt das Werden und den Aufbau des litauischen Staates erkennen. Das 
Zusammenfassen der einzelnen historischen Momente in einen folgerichtigen 
historischen Prozeß erfordert eine kurze Uebersicht über die verschiedenen 
Schriften, mit jedesmaligem Hinweis auf die begleitenden Umstände und 
die jeweilige politische Lage. 

Nachdem Litauen vom deutschen Heere besetzt worden war, anlängs 
zur Hälfte (1914 und 1915), später, im September 1915, vollständig, wurde der 
gesamte russische Verwaltungsapparat, zugleich mit dem russischen Heere aus 
dem ganzen Lande zurückgezogen. Die örtliche Selbstverwaltungsarbeit 
in den Gemeinden und Städten wurde von den Okkupationsbehörden auf¬ 
gehoben und an ihre Stelle trat die deutsche Militärverwaltung mit deutschem, 
aus dem Militär genommenem Beamtentum. Die gesamte Initiative der Be¬ 
völkerung erstarb. Die Okkupationsbehörde erkannte nur noch die 
Zentralkomitees für Kriegshilfe an; doch wurde auch deren Wirksamkeit 
unter ihre Kontrolle genommen, wobei eine Ausbreitung der Organisationen 
über das ganze Land nicht erlaubt wurde. Jeder Verkehr mit dom Zentrum, oder 
ein solcher der einzelnen Kreise untereinander ward entweder ganz eingestellt 
oder überaus erschwert. . Sogar die Ortspresse wurde geschlossen, und 
recht lange Zeit besaß Wilna für die nicht litauisch sprechenden Bewohner 
nur je eine Zeitung, deren Erscheinen auch nur unter strenger Kriegs¬ 
zensur gestattet war. Für die Litauer jedoch gäb die deutsche Okkupations¬ 
behörde selbst eine Zeitung in litauischer Sprache (Dabartis) heraus. 
Auf die Bitte um Genehmigung einer selbständig herauszugebenden Zeitung 
ward am 10. Februar 1916 vom Chef des Generalstabes Ludendörff folgende 
Antwort erteilt: „Die Zulassung einer weiteren litauischen Zeitung ist zur 
Zeit nicht beabsichtigt, da durch hinreichende Verbreitung der „Dabartis“ 
dem Bedürfnis genügt werden soll.“ So arbeitete die Presse bis zum 
Herbst 1917. 

In solcher Lage befand sich ganz Litauen nach der deutschen Okku¬ 
pation. Teile der in Wilna verbliebenen litauischen Gesellschaft — die 
meisten der Gebildeten Litauens waren von der russischen Regierung mit 
dem Abzug des russischen Heeres ausgewiesen worden — wurden vom 
übrigen Lande isoliert, so daß kein- Zusammenhang zwischen ihnen und 
den anderen im Lande verbliebenen Gebildeten bestand. Unterdessen 
hatte das deutsche Militär am ersten Tage der Einnahme von Litauens 
Hauptstadt Wilna im Namen des Grafen Pfeil einen Aufruf an die 
Bevölkerung erlassen, in dem von der „polnischen Stadt“ die Rede war, 
welche „stets eine Perle des berühmten Polenreiches“ gewesen sei und in 
dem die Polen zu ihrer Befreiung beglückwünscht wurden. Dieser Aufruf, 
der überall angeschlagen worden war, wurde zwar an seinem Erscheinungs- 
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tage wieder abgerissen, hatte aber doch unter der Einwohnerschaft große 
Beunruhigung her vorgerufen, besonders unter den Litauern. 

Die Bemühungen der Polen gegen die Mehrheit von Juden, Litauern 
und Weißruthenen mit deutscher Hilfe der Stadt ein polnisches Gepräge 
zu geben, gaben den Litauern die erste Veranlassung, den % wahren Sach¬ 
verhalt klarzulegen und im Namen ihrer Nation deren Rechte zu schützen. 
Zu diesem Zweck versammelten sich schon Ende des Jahres 1915 litauische 
maßgebende Persönlichkeiten aller Parteien und Richtungen in Wilna zu 
oiner gemeinsamen Gruppe und wählten aus ihrer Mitte einen Vollzugs¬ 
ausschuß, bestehend aus fünf Personen, welcher die Vertretung und den 
Schutz der litauischen Interessen vor der Okkupationsbehörde zu über¬ 
nehmen hatte. 

Die anfangs für eine öffentliche Wirksamkeit so schwierigen Verhält¬ 
nisse zwangen diese Organisation, sich an die Allgemeinheit in weiterem 
Sinne in einer Reihe von geheimen Aufrufen zu wenden, deren Losung die 
Neubelebung des litauischen Staates und dessen Unabhängigkeit war. Ein 
selbständiges, unabhängiges Dasein wurde als einzige und bedingungslose 
Entschädigung für. die langjährige Sklaverei unter Rußland und für die 
neuen, durch den Krieg Litauen zugefügten Schäden hingestellt. Da dies 
lange im Lande gehegten Hoffnungen entsprach, fand die ausgegebene 
Losung lebhaftesten Widerhall und bereitwillige Unterstützung. 

Dieselbe Gruppe litauischer Persönlichkeiten übergab bereits zu An¬ 
fang des Jahres 1916 der deutschen Okkupationsbehörde eine genaue 
Darstellung von Litauens Vergangenheit und Gegenwart (siehe Nr. I) und 
seiner Bestrebungen (siehe Nr. IH). Um die Lage und die Bestrebungen des 
litauischen Volkes auch der weiteren Welt bekanntzugeben, trat die oben 
erwähnte Gruppe der Litauer der „Liga der durch Rußland unterdrückten 
Nationen“ bei, und fügte dem allgemeinen Memorandum vom Mai 1916 an 
den Präsidenten der Vereinigten Staaten. Wilson, ihre besonderen Infor¬ 
mationen über die Lage des litauischen Volkes bei (siehe Nr. IV). Im 
Juni desselben Jahres bevollmächtigte diese Gruppe drei litauische Vertreter 
zum Kongresse der Union der Vöker nach Lausanne, wo sie eine Deklaration 
vorlegten, in welcher die Forderung einer vollständigen und unbeschränkten 
Unabhängigkeit Litauens ausgesprochen wurde (siehe Nr. V). 

Eine derartige Forderung erschien der Militärverwaltung damals un¬ 
annehmbar, und die politische Lage jener Zeit war irgendwelcher Ver¬ 
wirklichung einer Unabhängigkeit Litauens durchaus ungünstig. Dieses sahen 
auch die Delegierten Litauens ein und begannen nach ihrer Rückkehr aus 
Lausanne, Ende Juli, dafür Sorge zu tragen, daß mindestens die innere 
Lage des Landes erleichtert werde. Zu diesem Zweck wurde Ende Juli 
1916 dem Oberbefehlshaber Ost eine umfangreiche Denkschrift (siehe Nr. VI) 
vorgelegt, in der auf das ungleichmässige Vorgehen der Militärverwaltung 
und auf ihre mißlungene Volksaufklärungspolitik, auf die Aufhebung der 
Vereinsfreiheit, die Mißachtung der litauischen Sprache, auf das Presse¬ 
verbot, auf die harte Behandlung der Bevölkerung und auf die übermäßig 
drückenden Requisitionen liingewiesen wird. Unter Bezugnahme auf all diese 
durch die Militärverwaltung geschaffenen schweren Lebensbedingungen, auf 
die wider die litauische Nation betriebene Politik in den Schulen und auf 
andere schwere Mißstände der Landesverwaltung, forderten die Delegierten 
eine einheitliche Durchführung des Verwaltungsapparates für ganz Litauen, 
nämlich, daß die Militärbehörde sich bei der Verwaltung des Landes mit 
der Bevölkerung in Verbindung setze, daß den weitesten Kreisen freistehen 
solle, in Schulangelegenheiten mitzuarbeiten, daß den verschiedenartigen 
Vereinen und Organisationen gestattet werde, ihre Tätigkeit auizunehmen. 
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Fernerverlangten sie Aufhebung des Presseverbotes, Zulassung der litauischen 
Sprache im Briefverkehr und im allgemeinen Verkehrserleichterungen für 
die Bevölkerung. Auf eine Beantwortung dieser Forderungen, geschweige 
denn auf wirkliche Resultate, hat aber das Land umsonst warten müssen. 

Auf die unerträgliche Lage des besetzten Litauens wurde schließlich 
die deutsche Reichsleitung von einem Litauer deutscher Staatsan¬ 
gehörigkeit aufmerksam gemacht, und zwar von dem preußischen Land¬ 
tagsabgeordneten Dr. Gaigalaitis. Gestützt auf ein aus Litauen erhaltenes 
Material, reichte Dr. Gaigalaitis dem damaligen Reichskanzler v. Bethmann 
Holl weg eine umfangreiche Denkschrift ein, in der auf das Bedrückende 
des Militärverwaltungssystems sowie auf die der Bevölkerung und der ge¬ 
samten litauischen Nation zugefügten unerträglichen Kränkungen und auf 
die Hemmung des ganzen Wirtschafts- und Kulturlebens hingewiesen wird. 
Auf diese Zustände Bezug nehmend, weist Dr. Gaigalaitis in seinem 
Schreiben an den Reichskanzler darauf hin, daß es not tue, die Politik 
Litauen gegenüber zu ändern und in Groß-Litauen eine teilweise Selbst¬ 
verwaltung einzuführen (siehe Nr. VH). In derselben Sache wandten sich 
die litauischen Delegierten, welche in Lausanne gewesen waren, am 
9. Dezember an den Staatssekretär Dr. Zimmermann mit der Bitte um 
eine Audienz, zwecks eingehender Besprechung der litauischen Frage 
(siehe Nr. VIII). Zimmermann jedoch verweigerte den Delegierten die er¬ 
suchte Audienz, weil er zu sehr beschäftigt sei und verwies sie auf den 
schon oft erfolglos eingeschlagenen Weg, sich an die Militärverwaltung zu 
wenden (siehe Nr. IX). 

All dieses förderte die Angelegenheit insofern, als in den maßgebenden 
Kreisen der deutschen Reichsleitung die Frage über die Bildung eines 
litauischen „Vertrauensrates“ — vorläufig mit sehr unklarer Kompetenz — 
erwogen wurde. Im Vordergrund stand jedoch zu jener Zeit in Deutsch¬ 
land die Polenfrage, deren Lösung durch den Erlaß der Monarchen Deutsch¬ 
lands und Österreich-Ungarns vom 5. November 1916 vorweggenommen 
wurde. 

In Litauen bewegte sich alles im alten, von der Militärverwaltung nach 
annexionistischen Tendenzen eingeführten Geleise. Dennoch erweckten die 
obenerwähnten Ereignisse in Polen, im Zusammenhang mit den Tendenzen 
des polnischen Staatsrates, auch in Litauen, richtiger in Wilna, neue 
politische Aktionen seitens der dort befindlichen Polen. Zu diesen von 
den Polen eingeleiteten Aktionen nahmen die litauischen führenden 
Männer aller politischen Richtungen — von der äußersten Linken bis 
zur Rechten — im Februar 1917 in einer besonderen Schrift an die 
deutsche Okkupationsbehörde Stellung, in der namens der litauischen 
Nation Protest erhoben wird gegen die vom vorläufigen polnischen 
Staatsrate öffentlich ausgesprochenen annexionistischen Bestrebungen, 
ihre Herrschaft über Litauen oder einen Teil desselben auszudehnen, da 
solches sowohl dem Prinzip der Selbstbestimmung der Völker, als den Inter¬ 
essen und Zielen der litauischen Nation widerspreche (siehe Nr. X). Die 
politischen Bestrebungen der Polen Litauens (konservativer und liberaler 
Richtung) fanden später, im Mai 1917, in einer an den deutschen Reichs¬ 
kanzler gerichteten Denkschrift ihren Ausdruck. In dieser Denkschrift, die 
wir hier unter Nr. XI beifügen, fordern die Polen Litauens, Litauen möge 
aus mancherlei Motiven ein einheitliches Reich mit Polen bilden und seine 
Selbstverwaltung nur als untrennbaren Teil Polens erhalten. Da 
diese Denkschrift zahlreiche falsche oder ungenaue Argumente und 
Motivierungen enthielt, reichten die litauischen führenden Männer im Juni 
dem deutschen Reichskanzler ihre Antwort darauf ein, welche alle Ungo- 
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nauigkeiten der polnischen Denkschrift berichtigen und die Ansicht der 
Litauer über die Zukunft ihres Volkes als eines in. seinen ethnographischen 
Grenzen selbständigen und unabhängigen Staates darlegen sollte. Dabei 
ging man nicht mechanisch von der augenblicklich zufällig gebrauchten 
Sprache aus, sondern zog andere, tiefere ethnographische Gesichtspunkte in 
Betracht (siehe Nr. XII). 

In derselben Zeit reifte die Frage betreffend die Bildung eines litau¬ 
ischen Vertrauensrates heran. Die deutsche Militärverwaltung versuchte 
anfangs selbst eine gewisse Anzahl einflußreicher und maßgebender Persön¬ 
lichkeiten aus der Mitte der Litauer und der anderen Nationalitäten zu be¬ 
rufen. Diese sollten im Namen der Landesvertretung neben und unter der 
Militärverwaltung arbeiten. Zu diesem Zweck hat sich die Militärverwaltung 
an den Bischof von Zemaiten, Kareviöius, später an Dr. Basanivicius und 
A. Smetona gewandt, damit diese ihr Vertrauenspersonen vorschlügen. 

Es muß liier darauf hingewiesen werden, daß die Pläne der Deutschen 
damals klar und gradlinig darauf hinausgingen, eine Vereinigung Litauens 
mit Deutschland herbeizuführen. Deutsche Verwaltung und Wirtschafts- 
aufsicht sollten sich über das ganze Land erstrecken, doch versprach Deutsch¬ 
land, das Land weder zu kolonisieren noch zu germanisieren und den 
Litauern eine Art Autonomie in Kulturangelegenheiten zu gewähren. Be¬ 
reits am 2. Juni 1917 erschien in den örtlichen Zeitungen folgende, der 
deutschen Pressestelle Ob.-Ost*) entnommene Nachricht: „Oberbefehlshaber 
Ost hat die Bildung des litauischen Vertrauensrates genehmigt, der aus 
angesehenen Männern Litauens bestehen soll.“ Es war unklar, wessen Ver¬ 
trauen ein solcher Rat eigentlich genießen sollte, da die deutsche Militär¬ 
verwaltung Verhältnisse geschaffen hatte, die bewirkten, daß jemand, der 
das Vertrauen der deutschen Verwaltung besaß, schon allein dadurch auf 
das Vertrauen der Bewohner nicht mehr rechnen konnte. Daher scheiterten 
auch alle von der Okkupationsbehörde unternommenen Versuche, einen 
derartigen Vertrauensrat zu bilden, daran, daß keine maßgebende litauische 
Persönlichkeit an ihm teilzunehmen geneigt war. Die Litauer wollten den 
zu bildenden Rat nur, wenn er eine wirkliche Vertretung des Landes, einen 
Landes rat, darstellte, wenn er also von der Bevölkerung selbst be¬ 
vollmächtigt war, die Landesinteressen wakrzunehmen und zu verteidigen. 
Sie verlangten daher, daß zur Bildung des Vertrauensrates, oder besser 
Landesrates, eine Konferenz von Land es Vertretern einberufen werde. 

Nach langen und schwierigen Verhandlungen ist es den Litauern Wilnas 
schließlich gelungen, von der Okkupationsbehörde die Genehmigung zur 
Einberufung einer Konferenz zu erlangen. Die Bemühungen, sich vorher 
mit den Litauern außerhalb des deutschen Okkupationsgebietes (über die 
Schweiz und Schweden) in Verbindung zu setzen, zwecks Schaffung eines 
allgemeinen, für alle Litauer gültigen politischen Programmes, blieben er¬ 
folglos. Zur Organisation der Konferenz war von der Wilnaer Gruppe der 
Litauer beschlossen worden, aus den verschiedenen Kreisen und aus Wilna 
einen besonderen Organisationsausschuß zu berufen. 

An den Sitzungen dieses Organisationsausschusses, die vom 
1. bis 4. August 1917 stattfanden, waren Personen verschiedener Stände und 
politischer Richtungen beteiligt, und zwar 17 aus der Provinz und 4 aus 
Wilna. Die Resolutionen des Organisationsausschusses sind aus den hier 
unter Nr. XTTT beigefügten Protokollauszügen ersichtlich. Wir halten es 
für notwendig, hier noch folgende Erklärungen beizufügen: 


') Ob.-Ost war die allgemein durchgeführte Abkürzung für Oberbefehlshaber Ost. 
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Die 2. Resolution, betreffend die allgemeine politische Orientierung, 
stellt einen Kompromiß mit der Okkupationsbehörde dar, deren aufgestellte 
Bedingungen ohne Widerspruch angenommen werden mußten. Noch vor 
Beginn der Sitzungen hatte der politische Referent bei der deutschen 
Okkupationsbehörde darauf hingewiesen, dass ohue „Anschluss an Deutsch¬ 
land“ keine weiteren Verhandlungen gepflogen werden könnten, und daß 
ohne eine diesbezügliche Zusage seitens der Litauer deutscherseits für die 
Behandlung des besetzten Territoriums nur strategische Gründe maßgebend 
sein sollten, daß dann das Land nach eigenem Ermessen aufgeteilt werden 
würde, ohne irgendwelche Rücksicht auf die nationalen Aspirationen der 
Litauer. Der so ausgeübte Druck ist deutlich ersichtlich aus dem letzten 
Absatz des Punktes 2 des Protokolls (siehe Nr. XIII). Der erwähnte Kom¬ 
promiß, welcher im Organisationsausschuß lange Diskussionen hervorgerufen 
hatte, war seitens der Okkupationsbehörde auch als Bedingung für die Einbe¬ 
rufung der Konferenz aufgestellt worden. Nur um die reale Möglichkeit zu er¬ 
langen, über die litauische Frage weiterhin öffentlich zu verhandeln, 
beschloß der Organisationsausschuß mit Stimmenmehrheit, auf diesen Kom¬ 
promiß einzugehen, in der Hoffnung, daß bessere politische Verhältnisse es 
später gestatten würden, den Litauischen Staat unabhängig und auf dem 
Wege der Selbstbestimmung aufzubauen. 

' Aus der 4. Resolution ersehen wir, unter welchen Verhältnissen der 
Organisationsausschuß genötigt war, die Konferenz einzuberufen, da die 
Okkupationsbehörde eigentliche Wahlen nicht gestattet hat. An dieser Stelle 
soll das Augenmerk auf die Bedingungen zur Teilnahme an der Konferenz 
gerichtet werden, laut welchen an der Konferenz nur Litauer teilnehmen 
durften oder litauische Bürger, deren Wirksamkeit zeigte, daß ihnen das 
Wohl der litauischen Nation und des Landes naheliege. Der Organisations¬ 
ausschuß ging hierbei von der Idee aus, daß die litauische Nation selbst 
die Leitung ihres Schicksals in die Hand nehmen und in erster Linie eine 
Lösung ihrer nationalen Existenzfrage suchen müsse. Erst nachdem die 
Litauer, die Majorität der Bevölkerung, ihre Ziele festgelegt hätten, sollten 
Unterhandlungen mit den nationalen Minoritäten des Landes über das 
gemeinsame Zusammenleben und -arbeiten eingeleitet werden. Dieses war 
der Plan, nach welchem die litauische Konferenz einberufen wurde. Da 
keine Wahlen vorgenommen werden konnten, verteilten die Mitglieder des 
Organisationsausschusses die Kreise untereinander und führten aus letzteren, 
nach mehr oder weniger eingehenden Beratungen am Orte, dem gewählten 
Büro des ausführenden Organisationsausschusses die Kandidaten zu; das 
Büro stellte die Liste der Konferenzmitglieder auf, ungefähr 3 bis 5 aus 
jedem Kreise (im ganzen gab es 33 Kreise). Es wurde darauf geachtet, 
daß an der Konferenz Vertreter aller Stände, Richtungen und Parteien 
teilnahmen. 

Zur Zeit der Einberufung der Konferenz war das allgemeine politische 
Verhältnis zu Deutschland in der Hinsicht ein günstigeres, als gerade Ende 
August der Hauptausschuss des Deutschen Reichstages die Frage einer 
Abänderung der Verwaltung Litauens und Kurlands auf Grund einer Selbst¬ 
verwaltung zu erörtern begann. Die örtliche Militärverwaltung in Litauen 
ging aber ihren alten Weg, und die Bemühungen des ausführenden Büros, 
noch vor der Konferenz mit der Reichsleitung in Berlin und besonders 
mit dem Reichstag wegen der litauischen Angelegenheiten in direkte 
Verbindung zu treten, blieben erfolglos. Ebenso erfolglos blieben auch 
die Bemühungen, sich mit den Litauern des Auslandes noch vor der Kon¬ 
ferenz zu verständigen. Aus diesem Grunde verzögerte sich die Einberufung 
der Konferenz selbst und konnte erst am 18. September 1917 erfolgen. 
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Zur Teilnahme an dieser Konferenz im Jahre 1917 waren 264 Per¬ 
sonen aufgefordert worden; 214 Teilnehmer sind verzeichnet worden. Sie 
waren aus verschiedenen Gegenden erschienen und gehörten den ver¬ 
schiedensten politischen Richtungen an. Dennoch stellten die verschiedenen 
politischen Parteien und Richtungen die gegensätzlichen und trennenden 
Momente bei der Beratung gemeinsam aufgestellter Fragen in den Hinter¬ 
grund, so daß die Mehrzahl der Beschlüsse in größter Eintracht gefaßt wurde. 

Die wichtigsten Auszüge aus den Protokollen sind hier unter Nr. XIV 
wiedergegeben. Die grundlegende Resolution (3) der Konferenz bedarf 
nach allem oben Gesagten keiner besonderen Erklärung mehr. Die vor¬ 
sichtige Fassung im II. Teile der Resolution, wo von dem möglichen Ver¬ 
hältnis zu Deutschland die Rede ist, zeigt die damalige schwierige Lage 
und das Maximum an Kompromissen, welche das deutscherseits schwer be 
drängte litauische Volk in dieser Frage eingehen konnte. 

In der Resolution zu Punkt 4 der Tagesordnung — über den zu 
wählenden Bestand des Landesrates (litauisch Taryba) — wurde bestimmt, 
daß neben den 20 litauischen Mitgliedern auch 6 Vertreter der nationalen 
Minderheiten in der Taryba sein sollten, und zwar sollten sich diese nach 
der Stärke der einzelnen Minderheiten verteilen. Punkt g — über die Be¬ 
dingungen zur Zulassung als Vertreter der Minderheiten — war durch das 
Bestreben begründet, sowohl eine unnötige Arbeitshemmung, als eine Ob¬ 
struktion zu verhüten für den Fall, daß nämlich Vertreter fremder Nationen 
in die Taryba eintreten sollten, welche die Unabhängigkeit Litauens prinzipiell 
nicht anerkennen wollten. Im allgemeinen aber beschloß sowohl die 
Konferenz (siehe XXV, 3), als auch die von ilir gewälilte Taryba den natio¬ 
nalen Minderheiten alle Rechte, auf die Kulturvölker Anspruch erheben 
können, zu garantieren. (Siehe Nr. XVII.) 

Sogleich, als die Taryba die ihr von der Konferenz zugewiesenen Auf¬ 
gaben auszuführen begann, trat ihr die unbeugsame Ansicht der deutschen 
Militärverwaltung entgegen: die Taryba sei nur ein beratendes, 
die Bevölkerung vertretendes Hilfsorgan der deutschen Verwaltung, 
ausgestattet mit beschränkter Kompetenz, um die Ordnung des Landwirt¬ 
schaftsbetriebes durchzuführen. (Siehe Nr. XVIII). Die Grundresolution 
der Konferenz über die politischen Ziele durfte überhaupt nicht ver¬ 
öffentlicht werden. 

Laut Beschlüssen der Konferenz begann die Taryba 1 — wir wollen hier 
die litauische Bezeichnung für „Landesrat“ beibehalten — gleich in den 
ersten Tagen nach ihrer Konstituierung (in das Präsidium waren 5 Personen 
gewählt weft-den), mit den maßgebenden Persönlichkeiten der nationalen 
Minderheiten über ihren Eintritt in die Taryba zu unterhandeln, um ihre 
Mitarbeit bei der Lösung der neuen Aufgaben zu gewinnen. Jedoch ant¬ 
worteten weder die Juden noch die Polen noch die Weißruthenen auf diese 
Bemühungen mit einer schnellen und klaren Entscheidung; die einen 
neigten zu Rußland, die anderen zu Polen, die dritten hatten einen gemein¬ 
samen großen weißruthenischen und litauischen Staat im Sinn, so daß 
keiner von ihnen ein politisches Programm aufstellte, welches auch 
von der litauischen Vertretung hätte angenommen werden können. Das 
Zusammenarbeiten mit den Weißruthenen und Juden ist erst am Ende des 
Jahres 1918 zustande gekommen. 

Den damals bestehenden Verhältnissen gemäß waren die ersten Schritte 
der Taryba dahin gerichtet, die Lage des Landes zu verbessern. Ohne eine 
Besserung oder Veränderung in der Handhabung der verschiedenen Gebiete 
der deutschen Verwaltung oder des ganzen Systems, wie z. B. im Requisi¬ 
tionswesen, Volks- und Mittelschulwesen, bei der Behandlung der Bevölkerung, 
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den Zwangsarbeiten, im Straf- und Zahlsystem, der Waldexploitation, 
konnte die litauische Taryba mit der deutschen Militärverwaltung nicht 
gemeinsam arbeiten. Der Stand der Dinge und diese Forderungen wurden 
von der Taryba eingehend in einer Denkschrift niedergelegt, welche dom 
Reichskanzler und dem Oberbefehlshaber Ost zugesandt wurdo. Sie ist von 
Wichtigkeit, da aus ihr erhellt, unter welchen Umständen die Taryba ar¬ 
beiten mußte. Sie wird daher unverkürzt beigefügt (siehe Nr. XIX). Am 
Schluß der Denkschrift (Rekapitulationen) finden sich die kurz zusammen¬ 
gefaßten Vorschläge der Taryba an die Militärverwaltung. Eine später 
eingereichte Schrift (Nr. XX) über die Pferderequisition ergänzt diese 
allgemeine Denkschrift. 

Nachdem diese Schritte zur Besserung der Lage des Landes getan 
waren, richtete die Taryba alle ihre Bemühungen auf die Festigung der 
politischen Aktion. Zu diesem Zweck war die Erlaubnis erlangt worden, 
die litauischen Konferenzen in der Schweiz und in Stookholm zu besuchen. 
Nach Stockholm konnte die Delegation der Taryba allerdings nur einen 
Bevollmächtigten senden, welcher der dortigen Konferenz, die aus Ver¬ 
tretern der in Rußland wohnenden Litauer bestand und vom 18.—20. 
Oktober 1917 tagte, sowohl über die Konferenz in Wilna als über die Lage 
Litauens im allgemeinen referierte. In ihren Resolutionen, deren Auszüge 
unter Nr. XXI angeführt sind, stellt sich die Stockholmer Konferenz auf 
den Boden der Beschlüsse der Wilnaer Konferenz und anerkennt die litau¬ 
ische Taryba als höchstes Staatsorgan der litauischen Nation, welches da¬ 
zu berufen ist, das Land und den Staat wieder aufzubauen. Eben solche 
Anerkennung und Stütze wurde der Taryba seitens der Litauer der Schweiz 
und anderer Länder zuteil, und zwar auf der Konferenz vom 6. November 
1917 (siehe Nr. XXII). Letztere erhob auch die Frage über Litauens 
Staatsform (Nr. XXII, P. 2), ebenso über die Notwendigkeit des freien Zu¬ 
gangs zum Meere (P. 4). 

Nachdem die Delegierten der Taryba (Mitglieder des Präsidiums) sich 
die Unterstützung der Litauer aller Länder zugesichert hatten, unternahmen 
sie in Berlin bei der deutschen Reichsleitung direkte Schritte. In 
erster Linie suchte die Delegation Hilfe gegen jenes System der Militär¬ 
verwaltung in Litauen, das in den Denkschriften Nr. XIX und XX dar¬ 
gelegt wird. Die Reichsleitung gab zu, der von der Militärverwaltung in 
Litauen getriebenen Politik nicht beizustimmen, erachtete sich aber nicht 
für befugt, gegen die Militärinstanzen vorzugehen und zu handeln. Aber 
auch als der Chef der Militärverwaltung, Fürst Isenburg-Birstein ^nfolge der 
Kritik, die er durch den Reichstag erfuhr, verabschiedet wurde? blieb das 
gesamte Militärverwaltungssystem dennoch unverändert bestehen. 

Von Bedeutung war es, daß es der Delegation gelang, bezüglich der 
Fragen, die die allgemeinen politischen Richtlinien des zukünftigen litau¬ 
ischen Staates betrafen, mit der Reichstagsmehrheit in Verbindung zu 
treten. Diese versprach die Bildung eines selbständigen litauischen Staates 
nur in dem Fall zu unterstützen, wenn Litauen besondere, die Interessen 
Deutschlands wahrende Abmachungen in Form von Konventionen eingelien 
wurde. 

Unterdessen bemühte sich die Vertretung der MihtärVerwaltung in 
Berlin, die litauisohe Delegation in dieselbe politische Richtung zu lenken, 
welche von den kurländischen Baronen eingeschlagen worden war. Kurz 
vor einer Audienz erhielten die litauischen Delegierten in den Räumen des 
Ministeriums des Aeusseren Kenntnis von einem Telegramm des Fürsten 
Isenburg, des Inhalts, daß Kurland sich mit Deutschland zu vereinigen 
wünsche, und daß, falls die Litauer nicht dasselbe tun wollten, Deutschland 
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das Territorium Litauens nur vom Standpunkt einer „Grenzberichtigung“ 
betrachten worde. Eine solche rücksichtslose Einmischung der Militär- 
boamten in die allgemeine Politik Deutschlands rief damals im Haupt¬ 
ausschuss scharfe Debatten hervor, in deren Verlauf dem Staatssekretär 
v. Kühlmann die Beilegung des Konfliktes nur durch die Erklärung gelang 
daß zweifellos niemand anders als der Reichskanzler die Politik leite, unr 
daß er für dieselbe verfassungsmässig die Verantwortung trage. Da jedoch 
tatsächlich die Oberste Heeresleitung damals Deutschlands Politik lenkte odei 
letztere wenigstens unter ihrem gewichtigen Einfluß stand, verschafften sich 
die litauischen Delegierten eine Audienz beim Generalstabschef Ludendorfl 
und reichten ihm ein hierzu verfaßtes „Pro Memoria“ (siehe Nr. XXIII) ein 
worin die Stellungnahme der Litauer dargelegt wird. Aus den in Punkt A 
aufgestellten Forderungen ist ersichtlich, daß die Militärverwaltung bis dahin 
der litauischen Taryba keine einzige wirkliche Arbeit im Lande übertragen 
hatte, daß ihr nicht einmal ein entsprechendes Gebäude zur Verfügung gestell 
wordeu war. In Punkt B wurde in Anbetracht des oben erwähnten Tele¬ 
gramms des Chefs der Militärverwaltung Litauen die Unteilbarkeit des 
litauischen Territoriums betont. In Punkt C wurde der bereits früher von 
den Deutschen in Ausnutzung der damaligen politischen Lage aufgezwungene 
Kompromiß so ausgelegt, daß die Auffassung der litauischen Frage nunmehr 
dem von der Wilnaer Konferenz festgelegten Standpunkt entsprach. Auch 
sollten die für die Taryba zwecks einer ersprießlichen Wirksamkeit im Lande 
erforderlichen Bedingungen schneller geschaffen werden. Der nach Schluß 
der Audienz gemachte Vorschlag der Obersten Heeresleitung (siehe Nr. XXIV) 
konnte die Delegation selbstverständlich nicht befriedigen, schon aus dem 
Grunde nicht, weil darin die Anerkennung der Unabhängigkeit des litauischen 
Staates nicht klar ausgedrückt war, und der litauischen Taryba nur eine 
Hilfsrolle bei der deutschen Okkupationsbehörde zugeteilt wurde. 

Infolge der allgemeinen politischen Lage erfuhr jedoch die litauische 
Frage damals insofern eine Besserung, als der neue deutsche Reichskanzler. 
Graf Hertling, mit Zustimmung dor Reichstagsmehrheit, in seiner Programm¬ 
rede erklärte, daß die deutsche Regierung das Selbstbestimmungsrecht der 
Völker anerkenne, laut welchem Litauen, Kurland und Polen die Zukunft 
ihres Landes, ihrer Kulturrichtung entsprechend, selbst gestalten können. Die 

- Delegation sandte auf diese Erklärung hin ein Telegramm an den Grafen 
Hertling, worin sie ihn um eine Audienz bat (siehe Nr. XXV). Nach 
einer im allgemeinen in wohlwollendem Tone gehaltenen Erklärung des 
Kanzlers während der Audienz stellte die Delegation der Taryba am 

j 1. Dezember 1917 gemeinsam mit dem Ministerium des Aeußeren, vorerst 
in Protokollform, den ersten Präliminarvertrag auf, der die Lösung der 
litauischen Frage in der Herstellung enger Beziehungen zwischen Litauen 
und Deutschland, von welchem Litauen damals ganz abhängig war, vorsah. 

— (siehe Nr. XXVI). 

Die Bedeutung dieses Vertrages lag darin, daß Litauen auf Grund der 
Konferenzbeschlüsse in Wilna und des Selbstbestimmungsrechtes der Völker 
^ seine Unabhängigkeit sowie die Aufhebung aller staatlichen Verbindungen, 
die es mit anderen Ländern verknüpften, selbst verkünden sollte. Die For- 
derung, „ein festes, ewiges Bündnis“ mit Deutschland einzugehen, wurde 
Ü jedoch hierbei als eine conditio* sine qua non aufgestellt, und zwar nicht 
*nur von der Obersten Heeresleitung, sondern auch von der Reichsleitung 
= und der Reichstagsmehrheit. Nur einzelne Reichstagsabgeordnete aus dem 
Mehrheitsblock sahen eine derartige Lösung der litauischen Frage als eine 
gefährliche Politik für Deutschland selbst an, weil dadurch bei der Entente 
ind in den neutralen Staaten der Eindruck entstehen mußte, daß Deutsch- 

b 
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land den Versuch mache, die besetzten Gebiete zu annektieren. Dioso 
Wenigen waren jedoch nicht imstande, günstigere Bedingungen für die litau¬ 
ische Delegation durchzusetzen. 

Der Inhalt der Konventionen selbst hatte damals noch keine deutliche 
Formen erhalten, und die Bezeichnung des Protokolls, daß das Verhältnis 
Litauens zu Deutschland ungefähr dem Verhältnis der süddeutschen Bundes¬ 
staaten zum Reiche gleichen müsse, entbehrte hier schon aus dem Grunde 
einer präzisen Bedeutung, da jene Beziehungen durchaus nicht für alle 
Bundesstaaten gleich sind. Gerade dieser unklare Passus des beabsichtigten 
Vertrages ist von den nach Wilna zurückgekehrten Delegierten weggelassen 
worden (siehe Nr. XXVII). Die Taryba, die sich damals in höchst schwie¬ 
riger Situation befand, willigte nach langwierigen Diskussionen in die unter 
Nr. XXVI angeführten Konventionen ein, jedoch mit folgender Beschränkung: 
Die Militärkonvention sollte den Litauern ein selbständiges Heer sichern, 
dessen Organisation ihnen selbst überlassen bliebe; die Verkehrskonvention 
sollte selbständig zu errichtende Verkehrsmittel und deren eigene 
Administration garantieren. Die allgemeine Formel für die Zoll- und Münz¬ 
konvention wurde dem Berliner Protokoll entnommen (Nr. XXVI). Die 
Taryba bestand auch weiter auf dem Grundsatz, daß der Abschluß von 
Konventionen lediglich der litauischen konstituierenden Versammlung 
zustehe. 

Am 10. Dezember 1917 begab sich die Delegation derTaryba nach Kowno, 
um dort durch Vermittlung der Militärverwaltung Ob.-Ost mit dem deutschen 
Ministerium des Aeußeren und dem Vertreter des Reichskanzlers endgültig zu 
verhandeln. Zur selben Zeit begannen schon die Waftenstillstandsuuter- 
handlungen mit Rußland, und die allgemeine politische Lage war einer 
Festigung der Stellung der deutschen Kriegspartei günstig. Laut Bericht 
des deutschen Vertreters in Berlin war das Protokoll unter den neuen 
Verhältnissen für die Oberste Heeresleitung bereits nicht mehr annehmbar, 
und daher hat diw Militärverwaltung, im Einverständnis mit dem Reichs¬ 
kanzler, eine neue Formel vorgeschlagen (siehe Nr. XXVIII). Diese 
Formel war für die Delegation der Taryba deshalb unannehmbar, weil in 
ihr die Unabhängigkeit des litauischen Staates nicht klar zum Ausdruck kam, 
sondern nur von der Befreiung Litauens von jeder staatlichen Verbindung, 
welche jemals mit anderen Nationen bestanden hat, die Rede war. Diese 
Formel stellte nicht Wilna als Hauptstadt des Landes auf, obwohl dies für 
die Litauer in. dieser Zeit, wo die polnische Agitation besonders stark war 
und die deutsche Kriegspartei die „Grenzberichtigungspolitik* 4 betrieb, eine 
Hauptfrage war. In. der deutscherseits neu vorgeschlagenen Formel war 
auch die Erwähnung, daß die konstituierende Versammlung die Be¬ 
ziehungen zu anderen Staaten endgültig festlegen sollte, fortgelassen 
worden. Schließlich schloß die Formel (im zweiten Teil) nicht die An¬ 
erkennung Litauens als eines selbständigen Staates seitens Deutschlands als 
Bedingung für^ den Abschluß eines festen Bundesverhältnisses zwischen 
Litauen und Deutschland in sich. Unter Darlegung ihrer Auffassung in 
diesem Punku, einigte sich die Delegation der Taryba schließlich angesichts 
der schwierigen politischen Lage und der herannahenden Brester Friedens¬ 
verhandlungen auf die unter Nr. XXIX angeführte Formel, die von der 
gesamten Taryba am 11. Dezember angenommen wurde. 

Alle die vorerwähnten Vorgänge änderten an dem Verwaltungssystem 
in Litauen! nicht das geringste, obgleich Fürst Isenburg abgesetzt 
worden war. Die deutschen Annexionisten, sowohl in Litauen wie in 
Deutschland, begannen vielmehr das Dokument vom 11. Dezember nach 
ihrer eigenen Auffassung auszulegen und erregten dadurch sowohl in der 



xrx 


Taryba als im ganzen Lande große Beunruhigung. Als die russischen 
Delegierten in Brest für die freie Ausübung des Seibstbestimmungsrechtes 
in den besetzten Gebieten ein traten, beriefen sich die deutschen Delegierten 
auf den Akt der Taryba vom 11. Dezember, nämlich auf dessen ersten 
Teil und erklärten, Litauen habe hiermit schon das Selbstbestimmungsrecht 
ausgeübt. Da aber die litauische Taryba die Unabhängigkeit nicht einmal 
im eigenen Lande erklären durfte, auch keine Anzeichen dafür vorhanden 
waren, daß Deutschland eine solche Erklärung trotz des bei den Verhand¬ 
lungen vom 11. Dezember gegebenen Versprechens anerkennen würde, 
fühlte die Taryba sich von Deutschland hintergangen und gegen das eigene 
Land ausgespielt. Das Mißtrauen gegen die deutsche Diplomatie steigerte 
sich noch, als die Eingaben, worin die Mitglieder der Taryba in Berlin und 
Wilna um Zulassung ihrer Delegierten bei den Verhandlungen in Brest 
zwecks Vertretung der litauischen Frage nachsuchten, unbeantwortet 
blieben (siehe Nr. XXX und XXXI). In einer nichtoffiziellen Sitzung der 
IV. Session stellte die litauische Taryba fest, daß unter diesen Umständen 
keine Möglichkeit vorhanden sei, am Akt vom 11.- Dezember in seinem 
ursprünglichen Wortlaut festzuhalten. Als daher die Delegierten Rußlands 
in Brest von der deutschen Verwaltung eine neue Notifikation jenes Aktes 
forderten, beschloß die Taryba in der Sitzung vom 8. Januar 1918, eine 
neue Formel aufzustellen (Nr. XXXII). Außer einigen unbedeutenden 
Abweichungen vom Text des Aktes vom 11. Dezember war dieser 
Formel die Erklärung hinzugefügt worden, daß es notwendig sei, zwecks 
Festlegung der Verfassung des litauischen Staates und der Beziehungen zu 
den Nachbarn, möglichst schnell eine von allen Einwohnern Litauens nach 
demokratischen Prinzipien gewählte konstituierende Versammlung einzu¬ 
berufen. Dieser Zusatz sollte die eigentliche Auffassung der litauischen 
Taryba über die Festlegung der Beziehungen zu Deutschland 
klarlegen und sollte dem Akt vom 11. Dezember den Inhalt geben, der 
damals nicht klar zum Ausdruck kam. 

Die Vertreter der deutschen Regierung willigten jedoch nicht ein, daß 
in dem für sie so wichtigen Dokument vom 11. Dezember, besonders im 
2. Teil desselben, irgendeine Veränderung vorgenommen oder ein Zusatz 
beigefügt werde. Da der Moment wichtig und keine Zeit zu verlieren 
war — denn in Brest wurde über die besetzten Gebiete verhandelt — so 
ging die Taryba einen Kompromiß ein und erklärte sich bereit, den Dele¬ 
gierten Rußlands nur den ersten Teil der Resolution vom 11. Dezember zu 
notifizieren, falls die deutschen Behörden klare und nachgeprüfte Antworten 
auf die im Dokument Nr. XXXDT aufgestellteu Fragen geben würden. 
Bei der nach allen diesen Unterhandlungen, Pressionen und Kompromissen 
entstandenen Lage hielt die Taryba diesen Schritt für durchaus notwendig 
im Interesse der Oeffentlichkeit, obgleich sie voraussah, daß ein solches 
Vorgehen einen scharfen Konflikt mit der Militärverwaltung zeitigen würde, 
da letztere damals weder geneigt war, die Landesverwaltung der Taryba 
zu überlassen, noch das Militär zurückziehen und eine Miliz bilden lassen, 
noch die Unabhängigkeit Litauens anerkennen wollte. Der Konflikt verlor 
an Schärfe, als von der deutschen Regierung zu einer gemeinsamen Sitzung 
aufgefordert wurde, in der die erwartete Notifikation öffentlich kundgetan 
werden sollte und die Taryba einwilligte, an der offiziellen Sitzung teilzu¬ 
nehmen (am 9. 1. 18), um über einige Tagesfragen mitzuberaten. Unter 
allen Umständen mußte an der Sitzung teilgenommen worden, da eine Ab¬ 
sage vor der deutschen Reichsleitung hätte falsch ausgelegt werden können. 

In Erwartung einer Antwort auf die gestellten Fragen (siehe Nr. XXXH3), 
wählte die Taryba am 15. Januar eine besondere Delegation von 5 Per- 
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sonen, welche spezielle Instruktionen für die Durchführung einer be¬ 
friedigenden Lösung der Fragen erhielt (siehe Nr. XXXIV). Außerdem 
bezeichnete die Taryba in ihrer Sitzimg vom 17. Januar dieser Delegation 
drei Punkte als solche prinzipieller Art, über deren Abänderung bei einem 
etwaigen, vor der Notifikation der Formel vom 11. Dezember an Rußland 
von seiten der deutschen Regierung erhobenen Einspruch die Dele¬ 
gation nur nach Befragung des Plenums beschließen dürfen sollte. Diesa 
drei Punkte waren die Fragen: 1. Wird Litauen von Deutschland als selb¬ 
ständiger Staat anerkannt? 2. Ist Deutschland einverstanden, der Taryba 
die Verwaltung des ganzen Landes zu übergeben? 3. Ist es einverstanden, 
das Militär aus Litauen zurückzuziehen? Von diesen drei Fragen wurde 
nur die erste vom Vertreter des Ministeriums des Aeußeren beantwortet, 
mit dem Vermerk, - daß die deutsche Regierung Litauens Unabhängigkeit 
tatsächlich anerkennen werde. 

In der V. Session am 26. Januar 1918 stellte die Taryba neuerdings 
die Frage bezüglich der Anerkennung der Unabhängigkeit Litauens. Die 
Lage war damals für die Taryba äußerst schwierig. Einerseits war es von 
größter Bedeutung für die Zukunft des Landes die Anerkennung der Unab¬ 
hängigkeit zu erlangen und als anerkannter Staat vor die Welt zu treten, 
andererseits mußten im rechten Augenblick die drückenden Bedingungen 
des Vertrages vom 11. Dezember, welche den litauischen Staat mit Deutschland 
verbinden sollten, rückgängig gemacht werden. Eine Annullierung des 
Vertrages vom 11. Dezember, einerlei in welcher Form, erschien jedoch der 
Mehrheit der Mitglieder der Taryba bei der derzeitigen Lage als ein ge¬ 
fahrvoller Schritt, da deutscherseits, selbst bei der äußersten Linken, auf keine 
Unterstützung zu rechnen war. wenn Deutschland nicht Garantien für die 
zukünftigen Beziehungen geboten würden. In dieser Mißtrauensstimmung 
war die Taryba mit Erfolg bemüht, sich vor allem vom Vertreter des 
Ministeriums des Aeußeren, Nadolny, welcher damals nach Wilna ge¬ 
kommen war, eine Erklärungsschrift, daß Litauens Unabhängigkeit wirklich 
anerkannt werden wird, zu verschaffen (siehe Nr. XXXV.) Zugleich wurde 
gefordert, daß in der Notifizierungsschrift zum mindesten die der konsti¬ 
tuierenden Versammlung in den Verhandlungen vom 11. Dezember wörtlich 
zuerkannte Kompetenz, die Beziehungen zu anderen Staaten zu regeln, 
erwähnt werde. Dieser Kompromiß wurde von der Taryba nach langen 
Debatten mit 12 Stimmen angenommen, wobei 4 Mitglieder der Linken aus 
der Taryba austraten, weniger zum Zeichen des Protests gegen die Mehrheit 
der Taryba selbst, welche diesen Kompromiß oinging, als gegen! den 
Druok der deutschen Regierung. (Die Taryba bestand damals aus 20 Mit¬ 
gliedern, da die Vertreter der nationalen Minderheiten die ihnen angebotenen 
Plätze nicht angenommen hatten.) Ueber die in der Taryba entstandene 
Krisis wurde dem Ministerium des Aeußeren sofort Mitteilung gemacht. 
Es war ersichtlich, daß eine unter solchen Umständen von nur 12 Mit¬ 
gliedern der Taryba gegebene Notifizierung, nach Ansicht der Deutschen, 
den Forderungen des Moments nicht entsprach. Die Delegation, welche 
die Taryba in der Angelegenheit der Notifizierung sowohl nach Brest als 
nach Berlin senden wollte, konnte daher weder abreisen, noch bekam sie 
eine Antwort. 

Als zu jener Zeit die Friedensunterhandlungen mit Rußland abgebrochen 
wurden und in Berlin große Streiks ausbrachen, trat die litauische Frage 
für Deutschland wieder mehr in den Hintergrund. 

Es wurde der Taryba klar, daß alle damals die deutsche Politik be¬ 
stimmenden Faktoren die litauische Frage ausschließlich vom Standpunkt 
imperialistischer Interessen betrachteten. Als daher nach der inneren 
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Krisis vom 26. Januar von der deutschen Regierung die litauische 
Krage mit Stillschweigen übergangen wurde, beschlossen die Mitglieder der 
Taryba ihren eigenen Weg zu gehen und die entscheidenden Schritte zu 
unternehmen. Die damals herrschende Stimmung charakterisiert ein ver¬ 
traulicher Beschluß der verbliebenen Mitglieder der Taryba: „Wenn die 
deutsche Regierung unsere Unabhängigkeitserklärung nicht in der Formu¬ 
lierung, die auf dem Kompromißwege von 12 Mitgliedern am 26. Januar 
angenommen worden war, anerkennen wird, so annulliert die Taryba alle 
der deutschen Regierung eingereichten Versprechungs-Urkunden.“ (Aus¬ 
zug aus dem Protokoll der am 27. Januar 1918 abgehaltenen Sitzung der 
Taryba.) Hiermit war eben der Vertrag vom 11. Dezember gemeint, 
welcher die Mißstimmung und die innere Krisis in Litauen gezeitigt 
hatte. 

Nachdem die Frage entstanden war, ob die Delegierten der Taryba 
bei ihrer Zusammenkunft mit den Vertretern Rußlands diesen mitteilen 
sollten, daß die Taryba den Deutschen das Versprechen gegeben hatte, in 
besondere Beziehungen zu ihnen zu treten, wurde in der Sitzung vom 
28. Januar folgender Beschluß gefaßt: „Die Vertreter der Taryba in Brest- 
Litowsk haben nach Erklärung der Unabhängigkeit Litauens und seiner 
Loslösung von Rußland der russischen Delegation klarzumachen, daß 
die litauische Taryba Deutschland eine Angliederung versprochen hat, 
welche auf Militär-, Verkehrs-, Zoll- und Münzkonventionen beruht, und 
daß sie diese Vereinigung mit Deutschland nur im Sinne einer freien, 
vom unabhängigen litauischen Staate durch die konstituierende Ver¬ 
sammlung getroffenen Abmachung, zwecks Wahrung eigener Interessen, 
auffaßt.“ 

Damit einige der neu unternommenen Schritte der litauischen Taryba 
der Sache selbst nicht Schaden brächten, bemühte sich die Taryba, wieder 
mit Berlin, nämlich mit dem Reichstag, zu unterhandeln und sich die Be¬ 
fürwortung ihrer Bestrebungen zu sichern. Dieses war erforderlich, weil 
die Ueberzeugung nur gering war, daß auch alles, was die deutsche 
Okkupationsbohörde mitteilte oder unternahm, wirklich im Sinne der 
deutschen Reichsleitung oder des Reichtages geschehe, und das um so 
mehr, als die Okkupationsbehörde den Vertretern der Taryba nicht ge¬ 
stattete mit Berlin zu unterhandeln, und diese letzteres bloß inoffiziell und 
auf Umwegen tun konnten. Man hatte in Erfahrung gebracht, daß die 
Reichstagsmehrheit entgegen den Bemühungen der Kriegspartei, Litauen 
zu annektieren, den Litauern das Recht zuerkenne, über ihre Zukunft 
selbständig und frei zu bestimmen, wobei sie ihnen dieses Recht, insoweit 
es den allgemeinen Kriegsinteressen Deutschlands nicht widerspreche, bereits 
jetzt gewährt wissen wollte. Unter solchen Umständen war die litauische 
Taryba nach allem Vorhergegangenen bereit, die Frage bezüglich der Un¬ 
abhängigkeitserklärung ganz selbständig zu behandeln. Um dieser Erklärung 
sowohl im Lande selbst, als auch im Auslande größeres Gewicht zu verleihen, 
war man bemüht, sie von der gesamten Taryba aussprechen zu lassen. Des¬ 
halb wurde der Beschluß vom 26. Januar nochmals geprüft und eine für alle 
annehmbare Formel gesucht und gefunden, welche auch die am 26. Januar 
ausgetretenen Mitglieder wieder zurückführte. 

Am 16. Februar ist ein Beschluss, der mit dem vom 8. Januar (Nr. XXXII) 
beinahe identisch war, einstimmig gefaßt worden (siehe Nr. XXXVI). Der¬ 
selbe wurde sofort durch den Wilnaer Vertreter des deutschen Ministeriums 
dies Aeußeren der deutschen Reichsleitung bekanntgegeben und hätte an 
«demselben oder folgenden Tage in der Ortspresse erscheinen und im ganzen 
Lande veröffentlicht werden sollen. Dieses wurde jedoch von der Zensur 
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der Okkupationsbehörde streng verboten. Zuerst erschien dieser Beschluß 
in einigen Berliner Blättern (18. Februar 1918), doch wurde, wie es den 
Anschein hat, den anderen Zeitungen sofort verboten, denselben zu drucken 
und Kommentare dazu zu veröffentlichen. 

Am 21. Februar 1917 gab der Kanzler, Graf Hertling, seine Antwort 
(siehe Nr. XXXYII). Yon der Voraussetzung ausgehend, daß der Beschluß 
vom 16. Februar den Beschluß vom 10. (eigentlich 11.) Dezember umstoße, 
erklärte er, zur Zeit die Unabhängigkeit des Litauischen Staates nicht 
anerkennen zu können. Die Taryba sollte zu dem Standpunkt zurück¬ 
kehren, welcher gedeihliche nachbarliche Beziehungen zu Deutschland 
sichert und diesem gestattet, unter Berücksichtigung der eigenen Interessen., 
den Litauern das Reoht der Selbstbestimmung und der Bildung eines- 
selbständigen Litauischen Staates zuzuerkennen. 

Das Präsidium der Taryba hielt die fundamentale Voraussetzung im 
Schreiben des Kanzlers, daß der Beschluß vom 16. Februar den vom 
11. Dezember umstoße, nicht tür richtig, da er letzterem nicht widerspricht, 
sondern den Beschluß vom 11. Dezember über die Aufgabe der konstitu¬ 
ierenden Versammlung nur genauer festlegt. Das Präsidium richtete daher 
am 28. Februar 1918 ein besonderes Schreiben an den Kanzler, in welchem 
diese Ansicht klargelegt und gebeten wurde, die Unabhängigkeit Litauens 
nacli der Formel vom 16. Februar anzuerkennen (siehe Nr. XXXVII). 

Eine derartige Auslegung erschien aber der örtlichen Okkupations¬ 
behörde unannehmbar; sie suchte zu beweisen, daß der Beschluß vom 
16. Februar ein „ revolutionärer“ sei, daß er den Grund vertrag vom 
11. Dezember 1917 annulliere und von der deutschen Regierung auf keinen 
Fall angenommen werden könne. Aus diesem Grunde wurde die soeben 
genannte Erklärungsschrift des Präsidiums nicht gleich nach Berlin ab¬ 
gesandt, und auf diese Weise erfuhr der Kanzler von derselben erst 
Anfang März durch Vermittlung eines Reichstagsabgeordneten. Die Militär¬ 
verwaltung in Wilna teilte der Taryba mündlich mit, daß der Kanzler nur 
dann einverstanden sei die Delegation, die die Notifizierung vornehmen 
sollte, zu empfangen, wenn sie folgende Vollmacht erhielte: „Der litauische 
Landesrat beauftragt und bevollmächtigt die Herren.der Kaiser¬ 

lichen Deutschen Regierung folgende Erklärung abzugeben: 

„Der litauische Landesrat als die von der litauischen Versammlung vom 
23. September 1917 zu Wilna anerkannte Vertretung des litauischen Volkes 
bittet auf Grund seines von ihm hierdurch nochmals anerkannten und allein 
maßgebenden Beschlusses vom 11. Dezember 1917 die Kaiserlich Deutsche 
Regierung um die Anerkennung des Litauischen Staates.“ (Aus dem Protokoll 
der Sitzung der Taryba vom 19. März 1918). 

* Das Präsidium der Taryba erklärte hierauf, daß es nicht übernehmen 
könne, die Ausstellung einer derartig formulierten Vollmacht in der Taryba 
zu befürworten, da eine solche Formel den Beschluß vom 16. Februar 
aufhebe, dieser Beschluß aber nicht rückgängig gemacht werden könne. 

Da nach dem Brester Frieden, besonders bei Herannahen der Reichs-- 
• tagssitzungen, in denen der Brester Vertrag ratifiziert werden sollte, die 
politische Lage einer Förderung der litauischen Frage ungünstiger ge¬ 
worden war, wurde es nötig, einen möglichst schnellen Ausgang aus dem 
Konflikt zu suchen. Die Taryba konnte sich dabei nur auf Grund der 
Vollmachtsformel einigen, die hier unter Nr. XXXIX steht. Indem die 
Taryba der Delegation diese Vollmacht einhändigte, betonte sie, daß die 
Notifizierung an die deutsche Regierung nur laut Formel vom 16. Februar 
vollzogen werden könne (Protoköll der Taryba-Sitzung vom 20. März 1918)- 
Zugleich bevollmächtigte sie jedoch die Delegation zur Erklärung, daß sie 
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sich bei Festlegung der Beziehungen zu Deutschland an den Beschluß vom 
11. Dezember halten werde. 

Der deutschen Regierung erschien ein solcher Ausweg als ebenso un¬ 
annehmbar wie unbefriedigend. Erst als die Reichstagsmehrheit, vor der 
Ratifikation des Brester Vertrages, von der Regierung entschieden verlangte, 
daß es der litauischen Delegation gestattet werde, mit ihrer Erklärung nach 
Berlin zu kommen, konnte die Delegation am 22. März nach Berlin 
kommen, wo sie am 23. März der Regierung die Formel gemäß dem 
Beschluß vom 16. Februar notifizierte (Nr. XL). 

Die in diesem schwierigen Moment vom Mehrheitsblock des Reichstages 
den Litauern erwiesene Unterstützung gegenüber der starken Kriegs¬ 
und Ännexionspartei ist darauf zurückzuführen, daß die deutsche Linke 
und das Zentrum auf diese Weise, d. h. durch die Anerkennung der Un¬ 
abhängigkeit des besetzten Litauens, dem Brester Vertrag die für Deutsch¬ 
lands Weltpolitik gefahrvolle Anrüchigkeit in etwas nehmen wollten. Da 
die unter dem Einfluß der Kriegspartei stehende deutsche Regierung die 
Ratifikation des Vertrages nicht anders erlangen konnte, mußte sie nach¬ 
geben. Dafür aber wurde der Antwort und der Urkunde, welche die An¬ 
erkennung der Unabhängigkeit Litauens aussprach und welche der Kanzler 
im Namen des Deutschen Reiches, versehen mit des Kaisers Namenszug, 
der litauischen Delegation überreichte, der alte Beschluß vom 11. Dezember 
zugrunde gelegt. Die in diesem Beschluß angeführten Beziehungen zu 
Deutschland waren hier zugleich als Anerkennungsbedingungen hin¬ 
gestellt (siehe Nr. XLI). Eine solche Auslegung und Auffassung von dem 
rechtüchen Verhältnis zwischen Litauen und Deutschland bestand in 
Deutschland die ganze Zeit hindurch bis zur Revolution. Eine für die 
Litauer ganz neue und vorher nicht erwähnte Sache war der Zusatz, 
daß der freie litauische Staat einen Teil der Kriegslasten Deutschlands 
würde auf sich nehmen müssen, da letzteres dazu beigetragen habe, Litauen 
au befreien. 

Nach der Notifikation suchte die Delegation der Taryba beim Kanzler 
um Audienz nach, damit sie die schwierige Lage des Landes schildern und 
gemeinsam mit der deutschen Regierung beraten könne, wie das Land 
weiterhin zu ordnen sei. Doch wurde die Delegation plötzlich von der 
Okkupationsbehörde nach Wilna zurückberufen, angeblich um die Un¬ 
abhängigkeit Litauens zu verkünden und eine Anerkennungsfeier zu ver¬ 
anstalten. Nachdem der Delegation vom Vertreter des Ministeriums des 
Aeußeren das Ehreuwort gegeben worden war, daß es ihr gleich nach 
Ostern gestattet sein werde, in oben erwähnter Angelegenheit nach Berlin 
zurückzukommen, kehrte sie, um Konflikte mit der Okkupationsbehörde zu 
vermeiden, nach Wilna zurück. 

Noch während ihrer Anwesenheit in Berlin wechselte die Delegation 
mit dem Kaiser Telegramme (siehe Nr. XLH und XLIII) und machte auch 
dem Papst durch den Nuntius in München Mitteilung von der Erklärung 
der Unabhängigkeit Litauens und von Deutschlands Anerkennung derselben. 
Zugleich bat sie den Heiligen Stuhl um Anerkennung des freien, un¬ 
abhängigen Litauens mit der Hauptstadt Wilna (siehe Nr. XLIV und 
Antwort XLV). 

Nach Wilna zurückgekehrt, sah die Delegation, daß sie von der 
deutschen Militärverwaltung absichtlich aus Berlin zurückgerufen worden 
war, da keinerlei-Vorbereitungen zu irgend we&hen Festlichkeiten getroffen 
worden waren. Später wurden alle möglichen Schwierigkeiten gemacht, 
um zu verhindern, daß die Taryba mit der deutschen Reichsleitung und 
besonders mit dem Reichstag verhandeln könne. Selbst die Bemühungen 



einzelner Mitglieder der Taryba, in besonderen Angelegenheiten nach 
Deutschland zu reisen, scheiterten (siehe Nr. XLVI). Der Vertreter der 
Okkupationsbehörde, Oberleutnant Küglor, teilte (am 3. V. 1918) dem Präsi¬ 
denten der Taryba mit, daß der Kanzler selbst telegraphisch erklärt habe: 
„Besprechungen mit nicht amtlichen Stellen vor offizieller Verhandlung 
wirken störend. Deshalb ist der Berliner Aufenthalt vor Eröffnung einer 
Verhandlung unerwünscht.“ 

Ueberhaupt wurde darauf hingewiesen, daß die deutsche Regierung 
noch nicht bereit sei, irgendwelche Verhandlungen mit den Litauern zu 
führen, da das Konventionsprojekt noch nicht aufgestellt sei. 

Das Verwaltungssystem der deutschen Okkupationsbehörde in Litauen 
hatte sich unterdessen nicht gebessert, sondern wurde noch stronger und 
brutaler gehandhabt. Zugleich nahm eine besondere politische Aktion ihren 
Anfang, die zuerst für eine Union Litauens mit Preußen, nachher für eine 
solche mit Sachsen Propaganda machte. Es gelang der Taryba festzustellen, 
daß sich an ihr auch die Beamten der deutschen Verwaltung beteiligten. 
Da die Taryba dieses als eine staatswidrige und dem Anerkennungsakt 
Deutschlands direkt widersprechende Handlung auffaßte, wandte sie sich in 
einem Schreiben an die Verwaltung, welches wir unter Nr. XL VH beifügen. 
Jene ganze politische Aktion fand im Lande, mit Ausnahme einzelner 
deutscher Gutsbesitzer, weiter keinen Anklang und mußte bald eingestellt 
werden. Die deutsche Verwaltung hörte aber nicht auf, gegen die Taryba 
zu wirken, sondern war bemüht, sie in den Augen des Volkes zu kompro¬ 
mittieren, indem sie alle Lebensadern Litauens immer fester unterband, das 
gesamte Leben des Landes bedrängte und die Treibereien gegen die Taryba, 
die von den nationalen Minderheiten und den aus Rußland zurückgekehrten 
russischen Zentralsten ausgingen, ruhig gewähren ließ. Verschärfte Requisi¬ 
tionen, eine unerträgliche Zensur der Presse und der ganze verzweifelte Zustand 
dos Landes unter der deutschen Verwaltung vermehrten die Unzufriedenheit. 
Dadurch erklärt es sich, weshalb die Taryba gerade zu jener Zeit Verkehrs¬ 
erleichterungen verlangte (siehe Nr. XLVHI). Nachdem es der Taryba ge¬ 
lungen war, eine Erleichterung hierin zu erlangen, isolierte jedoch die Okku¬ 
pationsbehörde, unter dem Vorwand einer Ansteckungsgefahr, noch für 
einige Zeit das Zentrum, Wilna, vom ganzen Lande. 

Damit die Taryba sich wenigstens teilweise mit der Bevölkerung ver¬ 
ständigen könne, und letztere von ihr über ihre Tätigkeit und die Lage 
Litauens entsprechend informiert werde, projektierte sie anläßlich der An¬ 
erkennung von Litauens Unabhängigkeit eine Feier, an welcher Delegierte 
des ganzen Landes teilnehmen sollten. Anfangs stimmte die Okkupations¬ 
behörde diesem Plan bei, später aber war sie dagegen, und die Feier 
konnte daher nicht zustande kommen. 

Die ganze Wirksamkeit der Taryba war während dieser schweren 
Zeiten den inneren Angelegenheiten zugewandt. Da das gesamte Ver¬ 
waltungssystem nicht geändert werden konnte, mußte zum mindesten eine 
Instanz geschaffen werden, bei der die Bevölkerung ihre Beschwerden Vor¬ 
bringen und Erleichterung der von der Okkupationsbehörde auferlegten 
Lasten, sowie Hilfe gegen ihre Ungerechtigkeiten finden konnte. Zu diesem 
Zwecke wurde die Beschwerdeabteilung der Taryba eingerichtet. Diese 
Beschwerdeabteilung hielt einigermaßen die Verbindung mit den weiteren 
Kreisen der Bevölkerung aufrecht. Doch ohne Verkehrsfreiheit und bei 
dem sich fest behauptenden aiken Verwaltungssystem konnte die Bevölkerung 
hierdurch nur wenig gewinnen. Es kamen mehrere Fälle vor, wo diejenigen, 
die bei der Taryba Beschwerden eingereicht hatten, schlimmer als vorher 
behandelt wurden. 
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Eino weitere Tätigkeit der Taryba nach innen bestand in der Bewerk- 
stelligung des Rücktransportes der litauischen Flüchtlinge aus Rußland. 
Zu diesem Zweck wählte die Taryba einen Ausschuß, welcher einzelne Ab¬ 
teilungen mit verzweigten Organisationen an den verschiedenen Rückbe- 
fÖrderungspunkten der russichon Grenze bildete. Auch in dieser Sache 
hatte die Taryba mancherlei Unterhandlungen zu führen und schwere 
Kämpfe mit der Okkupationsbehördo zu bestehen, da letztere der Taryba 
die Zuständigkeit absprach, die Rückbeförderung der Flüchtlinge zu über¬ 
nehmen. 

Zur selben Zeit wurden Projekte vorbereitet, welche sich auf die 
Neubelebung der Universität zu Wilna und anderer Lehranstalten, wie auf 
die Organisation verschiedener Ressorts überhaupt bezogen. Daher wandte 
sich die Taryba, da sie eigene Mittel nicht besaß und ihre Ausgaben aus 
privaten Anleihen bestritt, an die Okkupationsbehörde mit dem Ersuchen, 
ihr für alle Ausgaben Mittel aus den Landeseinkünften zu überlassen 
(siehe Nr. XLIX). Für die Universität und höheren Fachschulen wurden 
besondere Mittel erbeten. Die Okkupationsbehörde beeilte sich aber nicht, 
darauf zu antworten. Es drohte daher den bereits unternommenen Arbeiten 
und der Existenz der Taryba selbst eine ernste Krisis. 

Am 28. Juni wurde che Bitte wiederholt, Mittel zum Unterhalt für die 
Organe anzuweisen, die in der Taryba unabhängig von den zu gründenden 
Departements bereits arbeiteten. Nach langen Unterhandlungen gab die 
Okkupationsverwaltung erst im August eine Antwort und bewilligte aus 
den Landeseinnahmen 18 600 Mark monatlich, sowie Gelder zur Löschung 
der alten Schulden (siehe Nr. LXXTV). Diese Summe war natürlich zu 
gering, um darauf eine größere und erweiterte Wirksamkeit aufzubauen: 
genügte sie doch nicht einmal dazu, um letztere im alten Umfang aufrecht¬ 
zuerhalten. Außerdem erkannte die Okkupationsbehörde der Taryba weder 
das Recht zu, die Rückbeförderung der Flüchtlinge und Kriegsgefangenen 
in die Hand zu nehmen, noch im Auslande ihre Vertretungen zu organi¬ 
sieren, da all diese Angelegenheiten nach Ansicht der Okkupationsbehörde 
nur ihr, als alleiniger legaler Macht Litauens, zustünden. 

Die Lage des Landes verschlimmerte sich unterdessen insofern, als 
mau begann, neben don üblichen Requisitionen den Leuten oft die letzte 
Ernährungsquelle — ihre einzige Kuh — fortzunehmen. Ein solches Ver¬ 
halten zeitigte in Litauen große Beunruhigung. Die Taryba wandte sich 
daher in dieser Angelegenheit in einem besonderen Schreiben an den Ober¬ 
befehlshaber Ost, worin sie bat, das Land vor solchen unheilvollen Maß¬ 
nahmen zu schützen (Nr. LU). Zugleich bat die Taryba, die Okkupations¬ 
behörde möge ihr Augenmerk auf das neubesetzte Gebiet Rußlands (zweite 
Okkupation) richten, welches durch den Krieg ganz besonders gelitten 
hatte und nicht imstande war, schwere Requisitionen zu tragen (siehe 
Nr. LlH). Auf eine zufriedenstellende Antwort und ’ Erleichterungen hat 
die Taryba jeddeh umsonst gewartet. 

Die damals herrschenden Verhältnisse werden noch durch zwei weitere 
hier beigefügte Dokumente beleuchtet (Nr. L und LI), aus denen sich die 
damalige Lage der Volksschulen ergibt. Wir betonen dies besonders des¬ 
halb, weil doch Schulangelegenheiten mit Kriegsbedürfnissen am wenigsten 
gemein haben und von der Okkupationsbehörde hierin die wenigste Ein¬ 
mischung erwartet werden durfte. Aus dem Schreiben der Taryba an den 
Oberbefehlshaber Ost (Nr. L) ersehen wir jedoch, daß, ungeachtet des 
Aktes vom 23. März, in Litauen durchweg die Germanisierungspolitik ver¬ 
mittels Kriegsdisziplin betrieben wurde. Der Stadthauptmann zu Wilna 
schloß die litauischen Schulen, weil in ihnen in der untersten Klasse kein 
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Unterricht in der deutschen Sprache eingeführt worden war. Dieser Be¬ 
fehl sollte in ganz Litauen ausgeführt werden. Die Taryba protestierte 
dagegen und verlangte aus verschiedenen Gründen, daß in den Volks¬ 
schulen die deutsche Sprache überhaupt nicht eingeführt werde. Die Ant¬ 
wort des Oberbefehlshabers Ost (Nr. LI) zeigt, daß hier nur das bereits 
angewandte System weiter befolgt wurde. 

Durch diese Vorkommnisse gezwungen, wandte sich der Präsident der 
Taryba wieder an den deutschen Reichskanzler in einem Schreiben (siehe 
Nr. LIV), worin die Lage Litauens seit dem Akt vom 23. März in Kürze 
geschildert wurde. Auch wurde darin auf die Widersprüche zwischen 
den von der deutschen Regierung aufgestellten Grundsätzen und den Tat¬ 
sachen hingewiesen. Ebenso wurde eine ganze Reihe von Forderungen 
erhoben, welche nach Kriegsschluß im Osten hätten erfüllt werden können, 
ohne den deutschen Kriegsinteressen Schaden zu bringen. Im Hinblick 
auf die mit Deutschland beschlossenen Konventionen, die von Deutschland 
als Voraussetzung für den Akt vom 23. HI. aufgefaßt wurden, wies der 
„ Präsident der Taryba seinerseits in dem Schreiben darauf hin, daß, um 
hierin eine Entscheidung zu treffen, in Litauen vor allen Dingen eine 
litauische Regierung bestehen müßte. Es wurde ferner betont, daß schon 
damals kein Grund vorhanden war, den Litauern die Aufsicht über das 
Unterrichtswesen, einen Teil des Gerichtswesens, die unmittelbaren Steuern, 
das Sanitätswesen usw. vorzuenthalten. 

Doch brachte dieses alles die Organisationsarbeit um keinen Schritt 
vorwärts. Die obersten Kreise der deutschen Regierung gaben zu ver¬ 
stehen, daß die Bildung einer Regierung für Litauen erst nach dem Kriege 
vorgenommen werden könnte. Zugleich erschienen in der Presse inspirierte 
Nachrichten, denen zufolge Litauen nicht die genügenden Kräfte besitze, 
um das Land selbst verwalten zu können. Dem Präsidium der Taryba 
war auch ein von Kreisen, die der sächsischen Regierung nahe- 
stahden, aufgestelltes Memorial bekanntgeworden, in welchem die Not¬ 
wendigkeit bewiesen wurde, Litauen im Interesse Deutschlands mit Sachsen 
zu vereinen. Die allgemeinen Schlüsse dieses Memorials waren folgende: 

Da Sachsen unbedingt Ansprüche auf Ausdehnung seines Landes er¬ 
heben könne, so sei Litauen das Land, welches die Befriedigung solcher 
Ansprüche in wirtschaftlicher und politischer Hinsicht garantiere. Die Be¬ 
ziehungen der Nationen zueinander seien in Litauen einer deutschen Ver¬ 
waltung und Eindeutschung besonders günstig. Der beste Ausgang für 
Deutschland und Sachsen wäre eine Annexion Litauens mit einer Ver¬ 
waltungsform als Provinz oder Kolonie. Da aber (nach dem Akt vom 
23. März) eine solche Anordnung nicht möglich sei, so müsse Litauen 
einen mehr oder minder selbständigen staatlichen 'Aufbau erhalten. Indem 
berücksichtigt werden müsse, daß Litauen selbst nicht die Hilfskräfte be¬ 
sitze, um einen Staat zu schaffen, bleibe nichts anderes übrig, als daß es 
eine Union mit Sachsen eingehe — und zwar keine Personal-Union — 
da eine solche kein festes Bündnis garantiere, sondern eine Real-Union 
(ohne sächsische Sekundogenitur). Nur durch eine solche Union könnten 
diese zwei Territorien sich verschmelzen und dem Endziel Sachsens dienlich 
sein, der „Aufsaugung der litauischen Gebiete durch das Stammland Sachsen“. 
Nur hinsichtlich dieses Zieles sei Litauen für die „Staatsmachterweiterung“ 
Sachsens erwünscht und notwendig. 

Im Memorial war hauptsächlich einerseits auf die Uebervölkerung 
Sachsens als Industriestaat und andererseits auf die schwache Bevölkerung 
Litauens als landwirtschaftliches Gebiet hingewiesen und betont worden, 
welchen geeigneten Boden dies für sächsische Emigration und Litauens 
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Kolonisierung böte. Als nach dem 23. März die Hoffnung auf eine 
Annexion Litauens zugunsten Preußens gescheitert war, begann auch die 
deutsche Okkupationsbehörde in Litauen, obige Pläne zu unterstützen. 
Geeignete Agenten suchten die Zustimmung hierzu im Lande selbst unter 
den deutschen, polnischen und polnisch gewordenen Gutsbesitzern zu er¬ 
langen, indem sie ihnen im unierten Litauen Unterstützung ihrer Standes¬ 
vorrechte versprachen. 

Unter den deutschen Bundesstaaten entstanden infolge dieser Pläne 
sehr bald Uneinigkeiten, da das Gelingen derselben eine zu starke Ver¬ 
größerung der Macht und des Einflusses einzelner Staaten bedeutet 
hätte. Daher beschloß der Bundesrat, das Gleichgewicht der einzelnen 
Staaten in der Weise herzustellen, daß das besetzte Litauen in Form 
einer Kompensation Sachsen, Elsaß-Lothringen Bayern und Kurland Preußen 
zufallen sollte. 

Seitens der Entente kam der Taryba damals keine einzige klare und 
von Interesse für die litauische Frage zeugende Stimme zu Ohren. Aus 
den Pressenachrichten, welche sporadisch durch die deutsche Grenze und 
Zensur durchsickerten, oder aus den Wiedergaben in den deutschen 
Zeitungen war ersichtlich, daß weder England, noch Frankreich oder 
Amerika sich mit der Frage über den litauischen Staat beschäftigten. 
Litauen wurde einfach als ein Teil Rußlands betrachtet oder sollte mit 
Polen vereint werden, als stärkerer Widerstand gegen Deutschland. Eine 
derartige Behandlung der Frage konnte die Litauer unmöglich befriedigen, 
da sie den gemeinsam aufgestellten Bestrebungen, sowie den Interessen des 
Landes und der Nation widersprach. Der deutschen Politik gegenüber den 
litauischen Aspirationen war eine solche Stellungnahme der Ententemächte 
äußerst erwünscht und mit der erste Grund, welcher die Taryba zwang, 
Kompromisse einzugelien, um das Wiedererstehen des Litauischen Staates 
schneller zu verwirklichen, damit während der Friedensverhandlungen be¬ 
reits mit einem solchen gerechnet würde. 

Die politische Leitung Deutschlands selbst schien damals, nachdem 
Kühlmann seinen Abschied genommen hatte, wieder der Politik der Kriegs¬ 
partei zuzuneigen. Es waren daher in der litauischen Frage wenig Fort¬ 
schritte zu erwarten. 

Dieses war die politische Lage, als in der neunten, nicht offiziellen 
Sitzung der Taryba am 9. Juli 1918 die Staatsform Litauens festgesetzt 

wurde und der Herzog zu Württemberg, Wilhelm Urach, zum König 

gewählt wurde (siehe Nr. LVI). In dieser selben Sitzung beschloß die 
litauische Taryba, sich von nun an nicht mehr „Landesrat“, sondern 
„Litauischer Staatsrat“ zu nennen (siehe Nr. LV), da die Staatswerdung 
Litauens erklärt und von Deutschland anerkannt worden war. Dieser Auf¬ 
fassung der Taryba wird hier dadurch Rechnung getragen, daß die 

Benennung „Staatsrat“ von nun an allgemein durchgeführt wird. 

Es ist hier zu bemerken, daß die Frage der Staatsform für die 

deutschen Politiker stets von aktueller Bedeutung war. Es gab nicht eine 
Partei, welche die Möglichkeit ins Auge faßte,, daß neben dem monarchi¬ 
schen Deutschland das durch besondere Bande mit ihm vereinigte Litauen 
eine nichtmonarchische Staatsform erhalte. Das katholische Zentrum im 
Reichstage, welches von allen Parteien des Mehrheitsblockes der litauischen 
Frage das regste Interesse entgegenbrachte und die Litauer am meisten in 
ihren Forderungen unterstützte, hielt die konstitutionell - monarchische 
Staatsform direkt für eine Bedingung seiner Unterstützung. In der Frage 
der Staatsform hatte die litauische Taryba im Dezember 1917 ihre Auffassung 
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folgendermaßen formuliert: „Indem die Taryba den endgültigen Beschluß in 
dieser Frage der konstituierenden Versammlung überläßt, meint die litauische 
Taryba, daß in der augenblicklichen Lage und unter den augenblick¬ 
lichen Umständen dem zukünftigen litauischen Staat eine konstitutionelle 
erbliche Monarchie entspricht, und zwar ein Königtum mit demokratisch¬ 
parlamentarischer Regierung und katholischer Dynastie.“ (Aus dom Pro¬ 
tokoll der Taryba Nr. 20 vom 8. Dezember 1917.) In den Diskussionen 
über diese Formulierung wurden damals die Umstände, die deutscherseits 
für eine solche Lösung der Frage sprachen, besonders hervorgehoben. In 
Rücksicht auf die besonderen Verhältnisse in Litauen erblickte zudem die 
Mehrheit der Mitglieder der Taryba für das Land selbst in einer kon¬ 
stitutionellen parlamentarischen Monarchie eine sicherere Garantie für die Auf¬ 
rechterhaltung der Ordnung des neuen, auf demokratischen Grundlagen zu 
gründenden Staates als in einer Republik. Im Juli 1918 gesellte sich zu 
diesen Motiven noch die unaufschiebbare Notwendigkeit, eine Regierung in 
Litauen zu bilden, welche unbedingt die Form irgendeines der bereits be¬ 
stehenden Staaten erhalten mußte. 

Die Taryba als Institution der Landesvertretung, in welcher sich bis 
dahin alle Funktionen des öffentlichen und werdenden staatlichen Lebens 
konzentriert hatten, war, als es an die Arbeit einer praktischen Staats¬ 
leitung gehen sollte, nicht mehr imstande, die Funktionen aller staatlichen 
Institutionen, sowohl der gesetzgebenden als der administrativen, in sich zu 
vereinigen. Eine Regentschaft zwecks Ausübung administrativer Funktionen 
nach polnischem Muster schien der Taryba eine den praktischen An¬ 
forderungen wenig entsprechende Institution zu sein, außerdem scheinen in 
Litauen selbst*die hierzu notwendigen Voraussetzungen zu fehlen. Um die 
Bildung einer Regierung in den festgelegten Formen zu beschleunigen, 
beschloß also die Taryba am 11. Juli in Anbetracht all der oben erwähnten 
Umstände, als Regierungsform die einer konstitutionellen Monarchie anzu¬ 
nehmen und zu ihrer Verwirklichung dem Württemberger Herzog von 
Urach die Königskrone anzubieten (siehe Nr. LVI). Dieses bedeutete unter 
den damaligen schwierigen Verhältnissen einen entscheidenden und kühnen 
Schritt. Die fundamentale politische Aufgabe war dabei, die oben erwähnten 
Unionsprojekte zu Fall zu bringen. Solange die politische Lage, welche 
3ino solche Lösung der Frage der Staatsform forderte, dieselbe blieb, war 
der Herzog von Urach der einzige katholische Thronkandidat in Deutsch¬ 
land, welcher, mit keiner der regierenden Dynastien verwandt, in freien 
demokratischen Ansichten erzogen, in die Verhältnisse eines auf demo¬ 
kratischen Grundlagen auf gebauten unabhängigen Staates paßte (siehe 
Nr. LVI). Die Kandidatur Urachs wurde hauptsächlich vom katholischen 
Reichstagszentrum unterstützt, doch genoß er auch die Achtung der linken 
Parteien. 

In der Taryba selbst führte dieser Schritt vom 11. Juli zu einer Krisis. 
Ein Teil der Mitglieder der Taryba (sieben) hielt nur die litauische konsti¬ 
tuierende Versammlung für zuständig, die Frage der Staatsform und der 
Thronbesteigung zu lösen. Auch verlangten sie auf Grund der Wilnaer 
Konferenz-Beschlüsse vom Jahre 1917 (siehe Nr. XIV Rosol. 3), die Be¬ 
handlung dieser Frage zu vertagen. Vier Mitglieder der Linken, ihrer 
Ueberzeugung nach Republikaner, erklärten, daß die Taryba sich durch 
diese Beschlüsse die Rechte der konstituierenden Versammlung angeeignet 
und sich hierin an der Allgemeinheit versündigt habe. Da sie die Folgen 
solcher Beschlüsse vor der Allgemeinheit nicht verantworten könnten, 
weigerten sie sich, weiterhin mit dem Staatsrat zu arbeiten, ohne jedoch 
aus der Taryba auszutreten. Diesen Motiven stellte die Mehrheit der Taryba 
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die besonderen momentanen Umstände entgegen, welche von der Wilnaer 
Konferenz 1917 nicht vorausgesehen werden konnten. Auch führte sie an, 
daß die Zeit dränge, Schritte zu unternehmen, damit die Unabhängigkeit 
Litauens auch nach außen erscheine. Die Mehrheit erklärte weiter, daß 
es eine ebensolche Versündigung an dem Lande bedeuten würde, wollte 
man den geeigneten Moment bei der notwendigen Erfüllung der Auf¬ 
gaben verpassen oder verzögern. Die Taryba sei von der Wilnaer Konferenz 
eben dazu berufen worden, des Landes Unabhängigkeit zu erreichen und 
zu hüten. 

Die innere Krisis in der Taryba endete damit, daß die vier Mitglieder, 
die sich von der Mitarbeit losgesagt hatten, als aus der Taryba ausgetreten 
betrachtet wurden (Taryba-Protokoll Nr. 80 vom 11. VII. 1918). Auf Grund 
der Vollmachten der Wilnaer Konferenz (siehe Nr. XTV, Punkt 4), be¬ 
schleunigte dieser Austritt die schon geplante Kooptation neuer Mitglieder; 
es wurden 6 Mitglieder hinzugewählt, und zwar je zwei aus folgenden 
Parteien: Aus der christlich-demokratischen, der nationalfortschrittlichen 
und der freien Volkspartei „Santara“ (siehe Nr. LX). Als sich späterhin die 
Verhältnisse änderten, traten zwei der früheren sozialistischen Mitglieder, 
welche ihre Mitarbeit abgelehnt hatten, wieder in die Taryba ein. 

Auf die Beziehungen zu Deutschland und zu der Okkupationsbehörde 
wirkten die im Juli gefaßten Beschlüsse folgendermaßen: Nachdem über 
dieselben bereits am 13. Juli (Nr. LVII) dem deutschen Kanzler und der 
Militärverwaltung Litauen (die Ortszensur hatte die Veröffentlichung unter¬ 
sagt) mitgeteilt worden war, erhielt der Staatsrat vom Kanzler bis Ende 
Juli keine offizielle Antwort. Vorher, am 21. Juli, erschien in der halb¬ 
amtlichen „Norddeutschen Allgemeinen Zeitung“ nur ein Artikel, welcher 
hier in Form eines Dokuments unter Nr. LVIU beiliegt, da von der Okku¬ 
pationsbehörde befohlen wurde, daß er sowohl in den litauischen Zeitungen 
als auch in dem Organ der Taryba („Lietuvos Aidas“) unbedingt und ohne 
Berichtigung und Kritik wiedergegeben werden sollte. Zugleich wurde 
den Redaktionen ein Schreiben aus der Pressestelle Ob.-Ost (Nr. LVIII, 
Beilage I) zugesandt, worin bei Nichterfüllung des Befehls gedroht wurde, 
die Zeitung zu konfiszieren imd zu schließen. Ein solches Verlangen hätte 
nichtnur die Litauer gezwungen, selbst falsche Nachrichten zuverbreiten, sondern 
widersprach auch formell der mit der Okkupationsbehörde eingegangenen 
Einigung über das Zeitungswesen überhaupt. Nach dieser waren die Zeitungen 
wohl dazu verpflichtet, clie Veröffentlichungen der Militärverwaltung unbe¬ 
dingt abzudrucken, jedoch nicht Erklärungen politischen Inhaltes. 
Auf dieses machte der Präsident der Taryba, Smetona, als Redakteur des 
„Lietuvos Aidas“ in einem Schreiben an die Militärverwaltung aufmerksam 
(Beilage H zu Nr. LVUI) und wollte den Artikel der „Nordd. Allg. Zeitung“ 
nur mit einem motivierenden Zusatz abdrucken. Der Zusatz wurde jedoch 
von der Zensur gestrichen und die Zeitung, die sich weigerte, den Artikel 
ohne Zusatz abzudrucken, blieb über einen Monat geschlossen (siehe Beilage UI 
zu Nr. LVIII). 

Der erwähnte Artikel der „Norddeutschen Allgemeinen Zeitung“, 
welcher offenbar von der Okkupationsbehörde in Litauen inspiriert worden 
war, suchte die unerwünschte Königswahl dadurch zu diskreditieren, daß 
darin gesagt wurde, diese sei nur das Werk einer gewissen, von niemandem 
bevollmächtigten litauischen Gruppe oder eines Teiles der Taryba, welche 
sich ohne Vorwissen Deutschlands „Staatsrat“ betitelt habe. Mit anderen 
Worten: diese Königs wähl habe eine nicht von Deutschland anerkannte 
litauische Vertretung vollzogen. Ganz neu war in dem Artikel der 
Hinweis, daß Deutschland aus den eingegangenen Konventionen das Recht 
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in Anspruch nahm, in der Frage der Staatsform und der Thronbesteigung 
mitzubostimmen. Die Taryba sah diese Fragen als eine innere Angelegen¬ 
heit an und berief sich dabei auf den Anerkennungsakt vom 23. III. und 
auf die im Reichstage vom Kanzler selber abgegebene Erklärung: „Hoheits¬ 
rechte Litauens unterstehen nicht dem deutschen Reiche.“ Daher mußte jener 
Hinweis als ein direkter Rechtsbruch und als eine Verletzung der Hoheits rechte 
Litauens sowie als Einmischung in die inneren Angelegenheiten eines fremden 
Staates angesehen werden. Doch läßt sich der Hauptbeweggrund dieser 
Darstellung der litauischen Königswahl in der „Nordd. Allg. Zeitung“ aus 
dem letzten Satz erkennen, worin betont wurde, daß die Frage einer Personal¬ 
union Litauens mit Sachsen noch nicht gelöst sei. (Nr. LVII1.) 

Aus einer weiteren Reihe von Dokumenten ist der oft kleinliche Kampf 
mit der deutschen Verwaltung ersichtlich, welcher bis zur Revolution in 
Deutschland und bis zur Bildung einer litauischen Regierung währte. 
Nr. LIX enthält die Antwort des Generalstabschefs Hoffmann auf die Mit¬ 
teilung der Taryba, daß sie sich nun Staatsrat nenne (Nr. LV). Die Ant¬ 
wort besagte, daß nach der Ansicht des Chefs des Generalstabs die Zeit 
no«h nicht gekommen sei, daß die litauische Taryba sich Staatsrat 
nenne (Nr. LIX). Es war eben die Kriegspartei, welche die Auffassung vertrat, 
daß es einen Staat Litauen noch nicht gebe. Diese Ansicht geht auch aus 
des Kanzlers Schreiben hervor (Nr. LXI). Das Präsidium des Staatsrats legt 
in dem Dokument (Nr. LXIV) die Gründe dar, welche die Existenz des 
litauischen Staates beweisen sollen, und begründet die Richtigkeit der 
TJrnnennung von Landesrat in Staats rat (siehe auch Nr. LXVI). 
Daraufbin begann die Militärverwaltung alle von dem Staatsrat an sie ge¬ 
richteten Schreiben zurükzusenden, wodurch die laufenden Geschäfte, die 
sich aus den Beziehungen mit der Okkupationsbehörde ergaben, aufgehalten 
wurden. Dies zwang den Staatsrat einen Ausweg zu suchen, und er ge¬ 
brauchte daher in seinen weiteren Schreiben die halb deutsche, halb litau¬ 
ische Benennung: „Litauische Taryba“ (Nr. LXVI), welche schließlich auch 
von der Militärverwaltung angenommen wurde (siehe Nr. LXX). 

Aehnliche Schwierigkeiten, die hauptsächlich wegen ihror prinzipiellen 
Natur von Bedeutung sind, machte die Okkupationsbehörde wegen der ohne 
ihr Wissen von dem Staatsrat kooptierten Mitglieder (siehe Nr. LX). Wie aus 
Nr. LXH und LXIX (Abs. 5) ersichtlich ist, befriedigte die Okkupations¬ 
behörde die einfache Mitteilung über diese neu gewählten Mitglieder nicht 
und, ungeachtet des Aktes vom 23. März 1918, hielt sie sich auf 
Grund des Erlasses vom 23. September 1917, in welchem gesagt war, daß 
die Okkupationsbehörde die Mitglieder der Taryba beruft oder be¬ 
stimmt (siehe Nr. XVHI), für berechtigt, den Bestand, der Taryba zu 
kontrollieren. Gegen eine solche Ansicht wies das Präsidium des Staats¬ 
rats (siehe Nr. LXV) vor allem auf die, seit der Anerkennung der Unab¬ 
hängigkeit Litauens durch Deutschland eingetretene große Veränderung 
bezüglich ihrer Rechte hin. Wollte eine fremde Macht nach dem Akt 
vom 23. März eine Landesvertretung bestimmen oder berufen, so war dies 
nach Ansicht des Präsidiums ein krasser Widerspruch gegen den Sinn der 
Unabhängigkeit Litauens und gegen das anerkannte Selbstbestimmungsrecht. 
Andererseits waren die ersten 20 Mitglieder der Taryba nur formell von 
der Okkupationsbehörde ernannt worden, da sie, ganz unabhängig von ihr, 
durch die litauische Konferenz gewählt worden waren. Nachdem das Prä¬ 
sidium seine Mitteilung wiederholt hatte (Nr. LXXI) gab die Okkupations¬ 
behörde schließlich am 2. Oktober die formelle „Bestätigung“ dieser Mit¬ 
glieder (Nr. LXXVHI). 
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Der Kampf tun liecht und Souveränität des Litauischen Staates spielte 
sich auch auf verschiedenen anderen Gebieten ab, wo der Staatsrat mit der 
Okkupationsbehörde in Berührung kam. Die allgemeine Stellungnahme der 
letzteren ist aus Nr. LXIX ersichtlich. Danach vertrat die Okkupations¬ 
behörde den Grundsatz, daß sich nach dem Anerkennungsakt vom 23. März 
nichts geändert habe. Der Staatsrat habe daher weder Hoheitsrechte zu er¬ 
warten, noch würde er zum Regierungsorgan. Es wird ihm nur die am 23. Sep¬ 
tember 1917 zugeteilte Rolle belassen, laut welcher er nur eine beratende und 
den Willen der Einwohnerschaft zum Ausdruck bringende Instanz bei der 
Okkupationsbehörde ist (siehe Nr. LXIX). Diesem Grundsätze entsprach die 
Forderung, daß die Taryba zu ihren Sitzungen nur mit Wissen der Okku¬ 
pationsbehörde zusammentreten sollte, daß der Chef der Militärverwaltung 
selbst die Taryba einberufen könne, daß seine Kommissare an den Sitzungen 
teilnehmen dürfen und ihnen das Wort zu erteilen sei, sobald sie es 
wünschten. Nur Beschlüsse einer derartig einberufenen Taryba sollten in 
Zukunft rechtskräftige Bedeutung haben (Nr. LXIX). Auch in einer Ant¬ 
wort, welche die Okkupationsbehörde der Taryba in Fragen ihres Budgets 
gab (Nr. LXXIV), wird die beratende Rolle der Taryba und das Fehlen 
einer ihr zustehenden ausführenden und selbständigen Machtbefugnis deut¬ 
lich hervorgehoben. Hier wird der Taryba sogar das Recht abgesprochen, 
Litauen zu vertreten, oder die Rückbeförderung der Flüchtlinge aus Ruß¬ 
land zu übernehmen, da die Okkupationsbehörde sich selbst als alleinige 
legale Vertretung und Macht Litauens hinstellt. Natürlich rief eine der¬ 
artige Stellungnahme der deutschen Behörden Proteste und Widersprüche 
seitens des Staatsrates hervor. 

Solche Proteste wurden aber nickt nur in Fragenvon allgemeinerprinzipieller 
Bedeutung, sondern auch in Fragen von praktischer Bedeutung erhoben; 
z. B. betrieb die Okkupationsbehörde an einzelnen Punkten des Landes 
die Rückbeförderung der Flüchtlinge ganz selbständig, wodurch keine 
Garantie gegeben war, daß es wirklich litauische Bürger und nicht 
solche fremder Länder waren, die zurück kamen und dem Lande 
Ernährungsschwierigkeiten machen und die Nationalitätenfrage erschweren 
konnten (siehe Nr. LXXXTV). Auch betrachtete die Okkupationsbehörde 
die Rückbeförderung des litauischen Eigentums aus Rußland ausschließlich 
als ihr Recht und forderte die Taryba nur zur Mitarbeit auf (siehe 
Nr. LXXX). Der Staatsrat hatte aber Jkeine Garantien, daß das von der 
Okkupationsbehörde zurückbeförderte litauische Eigentum auch wirklich dem 
Litauischen Staat zufallen würde, und konnte sich unter solchen Umständen 
an der Arbeit nicht beteiligen. Er wies darauf hin, wie unklar seine Ver¬ 
antwortung sei, falls er an dieser Arbeit ohne sichergestellte Autorität und 
ohne Kontrollrecht teilnehmen würde (siehe Nr. LXXXV). 

Die Okkupationsbehörde negierte zuweilen den Charakter des Staatsrats 
als Landesvertretung, so wenn sie bei Verhandlungen über Fragen, die 
Litauen betrafen und ohne Wissen der Taryba stattfanden, versuchte, sich 
einzelner Mitglieder der Taryba nur als Experten zu bedienen. Ein solches 
Beispiel zeigt Nr. LXXV. 

Die allgemeine politische Stellung, welche die deutsche Regierung nach 
dem 11. Juli Litauen gegenüber einnahm, zeigen die Schreiben des Kanzlers 
selbst. In der ersten Antwort vom 25. Juli betont der Kanzler, Graf 
Hertling, daß der Akt vom 23. März, durch welchen die Selbständigkeit des 
Litauischen Staates anerkannt wurde, abhängig gemacht worden sei von 
den Konventionen, welche Litauen mit Deutschland, unter Berücksichtigung 
der deutschen Interessen, einzugehen habe (siehe Nr. LX1). Da diese 
Konventionen zu jener Zeit nicht abgeschlossen werden konnten, weigerte 
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sich die deutsche Regierung, von den neuen Beschlüssen der Taryba 
.Kenntnis zu nehmen und die Taryba als Staatsrat anzuerkennen. 

Anfang September erschien in deutschen Blättern die vom neuen Kom¬ 
missar für Litauen, von Falkenhausen, geäußerte Ansicht über die rechtliche 
Stellung Litauens (siehe Nr. LXVH). Auf Befragen des litauischen Staatsratos, 
ob die deutsche Regierung diese Ansicht Falkenliausons teile, erklärte der 
Kanzler, hierauf keine Antwort erteilen zu müssen, da Falkenhausen jene 
Zeitungsnachricht bereits selbst desavouiert habe. Trotzdem begegnete das 
Präsidium des Staatsrats in der Praxis oft dieser Ansicht, wenigstens seitens 
der Okkupationsbehörde und des Kommissars für Litauen, von Falken¬ 
hausen. Deshalb hielt der Präsident des Staatsrats es für nötig, die Un¬ 
richtigkeit dieser Ansicht zu beweisen und den Kanzler von der grund¬ 

sätzlichen Auffassung der Taryba in dieser Frage zu unterrichten (siehe 
Nr. LXVII, auch Nr. LXXIX und LXXXVI). Diese grundsätzliche Auf¬ 
fassung kann in zwei Punkte zusammengefaßt werden: 1) nach dem An- 
erkennungsakt vom 23. März ist das rechtliche Verhältnis Litauens zu 

Deutschland das eines unabhängigen Staates, dessen sämtliche Hoheitsrechte 
vorläufig dem Staatsrat zustehen und dessen Verhältnis zu Deutschland 

bereits auf völkerrechtlicher Grundlage beruht; 2) die litauische Frage wird 
durch die Brester Friedensverhandlungen nicht berührt und steht daher 
mit deren Beschluß (Artikel HI), laut welchem Deutschland und Oesterreicli- 
Ungarn über die Zukunft der besetzten Gebiete im Einverständnis mit der 
Bevölkerung entscheiden sollten, in keinem Zusammenhang. Der zweite 
Punkt beruht auf der Tatsache, daß die Taryba die Unabhängigkeit 

Litauens bereits viel früher, am 11. Dezember 1917, erklärt hatte und oben 
diese Erklärung von Deutschland dem Anerkennungsakt vom 23. März 
zugrunde gelegt worden war. 

In diesem selben Schreiben Nr. LXVH wurde zum erstenmal die Frage 
über Deutschlands Hilfe für Litauen erhoben. • Aus dem Beschluß vom 
11. Dezember (H. Teil) ist ersichtlich, daß die Taryba Deutschland um Schutz 
und Hilfe beim Aufbau des litauischen Staates gebeten hat (siehe Nr. XXIX). 
Die Okkupationsbehörde und die Kriegspartei zogen jedoch aus dieser Bitto 
einfach den Schluß, daß ihr weiteres Verbleiben im Lande notwendig sei. 
und daß dadurch ihre Yerwaltungsmaßregeln sich rechtfertigen ließen. Dieses 
veranlaßte die Taryba zu erklären, daß sie unter Deutschlands Hilfe nur 
eine solche verstehe, die den Litauern als notwendig und von ihnen selbst 
als erwünscht betrachtet und deshalb erbeten werde, nicht aber eine von 
den Deutschen aufgedrängte. 

Von obiger Rechtsauffassung geleitet, reichte der Präsident des Staats¬ 
rates dem Kanzler in einem zweiten Schreiben (Nr. LXVDI) einen ent¬ 
sprechenden Plan ein, in dem die zum Aufbau des litauischen Staates not¬ 
wendig zu ergreifenden Maßnahmen dargelegt wurden. Dieser Plan wurde 
deshalb dem deutschen Kanzler vorgelegt, weil, ungeachtet aller Erklärungen 
der deutschen Regierung, Litauen von der Okkupationsbehörde als besetztes 
feindliches Gebiet angesehen und verwaltet wurde, und somit dem Aufbau 
des Staates von ihr Hindernisse entgegengestellt wurden. 

Eine Reihe der im Plan angeführten Maßnahmen sollte dazu dienen, 
den Litauischen Staat in seiner völkerrechtlichen Stellung zu festigen. Hierzu 
war erstens die Genehmigung Deutschlands notwendig, litauische Gesandt¬ 
schaften zu errichten, und zweitens die Genehmigung, daß litauische Dele¬ 
gationen kriegführende und neutrale Staaten besuchen dürften, damit dort 
für die Anerkennung des Litauischen Staates gewirkt werden könne. 

Eine zweite Reihe von Maßnahmen betraf die Bedingungen für die 
innere Organisation des Landes auf Grund des anerkannten Rechtes. An 
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erster Stelle stanrl hier die Angelegenheit der Gründung einer litauischen 
Regierung für Litauen. Laut Beschluß derTaryba sollte die Gründung 
einer litauischen Regierung auf einmal und von oben erfolgen, die einzelnen 
Verwaltuugszweige aber, welche des Krieges und anderer Umstände 
wogen von der Okkupationsbehörde noch nicht übergeben werden konnten, 
sollten zeitweilig in deren Händen verbleiben, bis die Obrigkeit Litauens 
sich zu ihrer Uebernahme bereit erklären würde. Ferner mußten bei der 
Schaffung des Litauischen Staates die Grenz- und Finanzfragen geregelt 
werden. Bezüglich des Territoriums beschloß der Staatsrab bis zum Friedens¬ 
kongreß den Landesteil zu übernehmen, welchen die Okkupationsbehörde 
dem Generalgouvernement Litauen, westlich von der auf der Brester 
Friedenskonferenz festgelegten Linie zugeteilt hatte. Die Geldmittel¬ 
frage wurde vom Präsidenten des Staatsrates nicht eingehender erörtert, 
nur wies tr darauf hin, daß kein Grund vorhanden sei, den Litauischen 
Staat in dieser Hinsicht anders zu behandeln, als dies seitens Deutschlands 
und Oesterreich-Ungarns bei'eits mit Polen geschehen sei, welches aus den 
Landeseinkünften bis dahin 50 Millionen Mark erhalten hatte. Den Ab¬ 
schluß der Konventionen betrachtete der Präsident des Staatsrates als 
eine Angelegenheit, die später erledigt werden könnte, da es vorher Fragen 
zu lösen galt, welche mit den Konventionen nichts gemein hatten (siehe 
Nr. LVHI). 

Die Antwort des Kanzlers auf den vom Präsidenten des Staatsrates 
vorgeschlagenen Plan und seine Erklärungen erfolgte am 14. September 
(Nr. LXXYI) und enthielt nichts anderes als das bereits am 25. Juli 
Gesagte (Nr. LXI). Der Kanzler versprach jedoch die Ausführung des 
eingereichten Planes zu unterstützen, sobald die allgemeine politische Lage 
und die Verhältnisse der Kriegswirtschaft dies gestatten würden. 

Hierauf begaben sich der Präsident und andere Mitglieder des Staats¬ 
rates in die Schweiz, wo sie Besprechungen mit den ausländischen Litauern 
und besonders mit den Vertretern der Litauer Amerikas hatten. In dieser 
Zeit änderte sich die allgemeine politische Lage auch in Deutschland selbst. 
Bulgarien, dann Oesterreich-Ungarn traten aus dem Verband der Mittel¬ 
mächte aus. Nachdem der Reichskanzler, Graf Hertling, den Abschied ge¬ 
nommen hatte, bildete sich das parlamentarische Kabinett des Prinzen Max 
von Baden; schließlich wurde von Deutschland dem Präsidenten Wilson 
das Waffenstillstandsangcbot gemacht. Die Anerkennung des freien Selbst¬ 
bestimmungsrechtes der Völker nach Wilsons Programm schuf auch für die 
Litauer eine neue Lage bezüglich ihrer Beziehungen zu Deutschland. Bevor 
wir jedoch dieser neuen Aera uns zuwenden, muß hier noch einigen 
Dokumenten Aufmerksamkeit geschenkt werden, welche den wahren Stand 
Litauens vor Beginn der neuen Aera charakterisieren, und zwar um so 
mehr, als das Verwaltungssystem der Okkupationsbehörde in Litauen auch 
während der deutschen politischen Neuorientierung dasselbe blieb, weshalb 
auch unter dieser neuen deutschen Regierung der Kampf der Litauer gegen 
die deutsohe Verwaltung fortdauerte. 

Wir halten es hier nicht für notwendig, das Dokument Nr. LXXTX 
zu analysieren, in .welchem der Staatsrat bei dem neuen Reichskanzler 
Protest einlegt gegen das Verhalten der Okkupationsbehörde gegenüber der 
Taryba und gegen die Nichtanerkennung ihrer Rechte, da diese Frage schon 
vorher genügend erörtert worden ist. .Dieses war der letzte Versuch der 
alten Politik, die Anerkennung der Unabhängigkeit Litauens abzuschwächen 
oder überhaupt zu verneinen. 

Besonders bemerkenswert ist das Schreiben Nr. L XXIT , in welchem 
der Staatsrat die Ausbreitung des Banditenwesens in Litauen feststellt und 
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ihre Ursachen anführt, die kurz aber deutlich den Verwaltungsbetriob der 
Okkupationsbohörde bis zur allerletzten Zeit charakterisieren. In der 
Antwort auf dieses Schreiben versuchte die Okkupationsbehörde einige 
darin befindliche Hinweise zu mildern (siehe Nr. LXXVII). So wird unter 
anderem darin behauptet, es gäbe in Litauen keine Zwangsarbeiter-Bataillone, 
und alle, die für die deutsche Verwaltung arbeiteten, seien freie Arbeiter. 
Dem Staatsrate war jedoch aus vielen Tatsachen bekannt, daß diese „Freiheit“ 
gezwungen erweise in die Arbeiterpässe gesclirieben wurde. Wie es mit der 
Landesverwaltung bestellt war, zeigt weiter, früher Gesagtes ergänzend, 
das Schreiben Nr. LXXHI, welches von dem Staatsrat aus dem Material 
der Beschwerdeabteilung zusammengestellt wurde. 

Zum Schluß richten wir unser Augenmerk noch auf das, diesem Zeit¬ 
punkte angehörende Dokument Nr. LXXXI, in welchem der Präsident des 
Staatsr^tes dem deutschen Reichskanzler Mitteilung macht über Verhand¬ 
lungen * der Kriegspartei mit den Polen wegen Abtrennung einiger Teile 
des litauischen Territoriums. Auf verschiedenen Wegen war in Erfahrung 
gebracht worden (lange nachher erschien die Nachricht in der Presse, zuerst in 
Rußland, dann in der Presse anderer Länder), daß Ludendorff und sogar die 
Vertreter des Ministeriums des Aeußeren mit den Vertretern der polnischen 
Regierung über die Uebergabe Wi 1 n a s an Polen verhandelten, mit der Be¬ 
dingung, daß letztero der sogenannten „austro-polnischen Lösung“ entsagten. 
Gegen eine solche Behandlung litauischen Territoriums als Tauschobjekt für 
fremde Staaten protestierte der Präsident des Staatsrates in seinem Schreiben. 
Dieses war um so natürlicher, als es sich um das von Deutschland als Hauptstadt 
Litauens anerkannte Wilna handelte. In derselben Schrift finden wir eine 
ganze Reihe historischer, wirtschaftlicher und ethnographischer Motive an¬ 
geführt, die darlegen, weshalb Wilna von Litauen nicht abgetrennt werden 
darf. Das territoriale Mindestmaß, welches der Staatsrat beanspruchte, ist be¬ 
reits am Anfang der „Einleitung* angegeben. Dieses Minimum hatte der 
Staatsrat schon am 6. August aufgestellt (Nr. LXHI). 

Nachdem Deutschland einen neuen politischen Kurs genommen hatte, 
nämlich seitdem Prinz Max von Baden Kanzler geworden war, und der 
Reichstag am 5. Oktober 1918 erklärt hatte, daß das deutsche Reich nach 
Anerkennung des Selbstbestimmungsrechtes der Nationen denselben gestatte, 
ihren Staat und ihre Regierung frei zu gründen, begab sich das Präsidium 
des litauischen Staatsrates nach Berlin und bat den Kanzler um Audienz, 
während welcher auf die Notwendigkeit hingewiesen werden sollte, daß die 
Organisierung des Litauischen Staates zu beschleunigen sei (siehe Nr. LXXXII). 
Zugleich wurde in Kürze der Organisationsplan selbst wiederholt, von 
welchem im Dokument Nr. LXHI die Rede ist. 

Der Präsident des Staatsrats fand es auch notwendig, bei der neuen 
deutschen Regierung anzufragen, von welchem Standpunkt sie die bis dahin 
so hartnäckig umstrittene Anerkennung der Unabhängigkeit und die Existenz¬ 
frage Litauens betrachte (siehe Nr. LXXXVI). 

Eine Antwort auf all diese Fragen wurde dem Präsidenten des Staats¬ 
rates in einer endlich am 20. Oktober gewährten Audienz erteilt, während 
welcher der Kanzler eine Erklärung verlas; wir entnehmen sie der offiziellen 
Presse (Nr. LXXXVJI) (schriftlich wurde sie nicht gegeben). Die Fragen 
über die Bildung des Litauischen Staates unter Leitung des litauischen 
Staatsrates waren hier bejahend gelöst, es blieben daher nur noch Fragen, 
die sich aus der praktischen Durchführung des staatlichen Aufbaues und 
des Abbaues der deutschen Verwaltung ergaben, zu lösen. Wir fügen hier 
nur einige der allerwichtigsten Dokumente bei, welche die allgemeinen 
Fragen beleuchten. Erstens handelte es sich hier um die Einstellung der 
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Requisitionen; denn zu jener Zeit griff, wie die Erfahrung lehrte, 
die Okkupationsbehörde zu den schärfsten Mitteln, um soviel wie nur mög¬ 
lich aus dem Lande zu schaffen (siehe Nr. LXXXVIII und XCI) Das 
Präsidium des Staatsrates wies auf die Notwendigkeit hin, von Berlin aus 
telegraphisch die Requisitionen einstellen zu lassen und die Verpflegungs¬ 
frage des Militärs gemeinsam mit der litauischen Regierung zu ordnen. 
Als der Minister für innere Angelegenheiten erklärte (siehe Nr. LXXX1X), 
daß er ohne Angabe konkreter Tatsachen über diese Frage nicht weiter 
verhandeln könne, gab der Vertreter des Staatsrates zu Berlin in seinem 
Schreiben (Nr. XCI) an, daß dem Staatsrat solche Tatsachen von allen 
Seiten zur Genüge bekannt seien, die Okkupationsbehörde jedoch daran ge¬ 
wöhnt sei, den ihr von dem Staatsrat angegebenen Tatsachen keine Bedeutung 
beizumessen, sie als unwahr oder erfunden zu betrachten und sich einzig 
auf die Aussagen ihrer Beamten zu stützen. Um solch einseitige Unter¬ 
suchungen zu vermeiden, schlug der Staatsrat vor, zwecks unparteiischer 
Nachprüfung dieser Fragen eine Kommission aus Vertretern neutraler 
Staaten zu bilden. Es wurde verlangt, bis zur Bildung einer solchen 
Kommission die Requisitionen ganz einzustellen. Zugleich sollte alle öffent¬ 
liche und geheime Ausfuhr von Lebensmitteln, Stoffen usw. usw., sowie das 
Abholzen der Wälder eingestellt werden (siehe Nr. XCI). 

Die zweite Kardinalfrage war die Bildung eines Landesschutzes, 
der notwendig wurde, sobald das deutsche Militär Litauen verließ. Zu 
diesem Zweck wurde die deutsche Regierung vor allen Dingen um Waffen 
gebeten (Nr. LXXXVHI). 

Schließlich wurden für den Beginn der ganzen Organisatiousarbeit des 
Staatsaufbaues und des Landschutzes 3 Millionen Mark aus den Einkünften 
des Landes erbeten (Nr. LXXNVIU). Aus der Antwort des Ministers des 
Innern (Nr. LXXXIX) ist ersichtlich, daß Deutschland; solange es nicht 
seinen Generalbevollmächtigten, welchem die ganzen litauischen Angelegen¬ 
heiten bei Uebergabe der Verwaltung an die litauische Regierung unterstehen 
sollten, nachLitauen gesandt habe,Litauen nur einen Vorschuß von 100000Mark 
bewilligen wollte. Der Minister des Innern war damit einverstanden, eine 
größere Summe zu bewilligen, aber nicht dem Präsidium des Staatsrates, 
sondern nur einer* schon gebildeten litauischen Regierung. Auf Grund des 
Beschlusses des Staatsrates, daß das Präsidium vorläufig die Funktionen 
der obersten Macht (Regentschaft) auf sich nehme, wandte sich der Bevoll¬ 
mächtigte des Staatsrates zu Berlin an den deutschen Reichskanzler mit 
einem Erläuterungsschreiben und bat, die nötigen Geldmittel sofort,dem 
Präsidium des Staatsrates zu bewilligen (Nr. XC). Unterdessen suchten die 
Bevollmächtigten des Staatsrates noch vor der Bildung einer Regierung 
auch mit der Entente und den neutralen Staaten wegen der Anerkennung 
und Förderung des Litauischen Staates Fühlung zu nehmen. 

Nach Ansicht der deutschen Reichsleitung sollten alle Beziehungen zur 
Okkupationsbehörde und alle oben erwähnten Fragen zusammen mit dem 
neuernannten Generalkommissar für Litauen nach dessen Ankunft in Wilna 
beraten und gelöst werden. Jedoch wurde der Kommissar, Herr Zimmerle, 
erst Anfang November ernannt und erschien in Wilna kurz vor der Revo¬ 
lution in Deutschland, am 9. November. Die neuen Ereignisse der Revolution 
wirkten auf die Arbeiten des Staatsrates überaus störend. 

Nachdem der Staatsrat das Plenum am 28. Oktober einberufen und die 
Grundlagen einer vorläufigen Konstitution (siehe Nr. XCLI) für den litauischen 
Staat ausgearbeitet hatte, beauftragte er laut dieser Grundlagen das Präsidium 
des Staatsrates. einen Ministerpräsidenten zu bestimmen, welcher die vor¬ 
läufige litauische Regierung, das Minister-Kabinett, zu bilden habe. Zum 
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Minister-Präsidenten wurde am 5. November Professor A. Voldemaras be¬ 
stimmt, welcher nach Uebereinkunft mit den verschiedenen Parteien und 
Richtungen am 11 November sein Kabinett bildete, vorläufig aus 6 Ministerien: 
Auswärtige Angelegenheiten, Justiz, Innere Angelegenheiten, Kultus, Finanzen, 
Handel und Gewerbe, Landwirtschaft und Staatseigentum. Der Minister¬ 
präsident übernahm selbst die Auswärtigen Angelegenheiten und zeitweilig 
den Landschutz. Verkehrsangelegenheiten wurden dem Finanzminister 
unterstellt. 

Es muß zum Schluß noch hervorgehoben werden, daß, ehe die Regierung 
sich gebildet hatte, der litauische Staatsrat in seiner Sitzung vom 2. November 
in Anbetracht der neuen politischen Lage einstimmig folgenden Beschluß 
gefaßt hat: 

„Der Beschluß des Staatsrates vom 11. Juli, den Herzog von Urach zum 
König von Litauen zu berufen, gelangt nicht zur Ausführung. Die end¬ 
gültige Lösung dieser Frage bleibt der konstituierenden Versammlung 
überlassen.“ 

* * 

* 

Zur Vervollständigung des Bildes von der bisher geleisteten Arbeit am 
Aufbau des jungen Staates werden zum Schluß noch einige Dokumente 
wiedergegeben, die allgemein die Organisierung der litauischen Kirche 
beleuchten. Aus ihnen ist ersichtlich, daß sich die Litauer am 10. August 
1917, also noch vor Gründung des litauischen Landesrates, durch Ver¬ 
mittelung des Münchener Nuntius in Angelegenheiten der litauischen Kirche 
(insbesondere der Diözese Wilna), in einem Schreiben an den Papst gewandt 
haben (vergl. Anlage I). In diesem Schreiben wird daran erinnert, daß 
seit der Verbannung des früheren Bischofs, Barons von der Ropp, durch die 
russische Regierung und der darauf folgenden dauernden Uebernahme einer 
anderen Stellung in der Kirche durch ihn, der Bischofstuhl zu Wilna 
unbesetzt blieb. Ferner wird darauf hingewiesen, daß die früheren Bischöfe 
und auch die Mitglieder des Kapitels die Rechte der litauischen Nation und 
der litauischen Sprache eingeengt und verletzt haben, ein Verhalten, das 
schon früh Zank und Streit, ja sogar ernste Unruhen und Zusammenstöße 
in den Gemeinden zur Folge hatte. Die Litauer baten deshalb den Heiligen 
Vater, für die Hauptstadt Litauens einen Bischof zu bestimmen, der 
den Litauern nicht eutgegenarbeiten, sondern im Einvernehmen mit den 
anderen litauischen Bischöfen wirken würde. Mit anderen Worten, die 
Litauer baten den Heiligen Vater, für* Wilna einen Litauer zum Bischof 
zu ernennen, der verhindern sollte, daß die Kirche dazu mißbraucht würde, 
für die Polen und gegen die Litauer zu arbeiten, wie das bisher leider oft 
der Fall war. 

Mit einem Schreiben gleichen Inhalts wandten sich dieselben Litauer 
an die Okkupationsbehörde und ersuchten sie, erforderlichenfalls nach Kräften 
die berechtigten litauischen Forderungen in der Frage der Besetzung des 
Bischofstuhles von Wilna zu unterstützen.. 

Als im November 1917 eine litauische Delegation in der Schweiz weilte, 
wurde dieselbe Angelegenheit dem päpstlichen diplomatischen Gesandten in 
Bern, Marchetti, mündlich vorgetragen. Etwas später, im Monat Dezember, 
überreichte eine Abordnung der Taryba dem Münchener Nuntius zwei Bitt¬ 
schriften an den Papst, in denen die anormalen Verhältnisse der Diözese 
Wilna ausführlich geschildert und die oben erwähnten Wünsche nochmals 
vorgetragen wurden (vergl. Anlagen HI und IV). Der Streit um die. Besetzung 
des Wilnaer Bischofstuhles spitzte sich zu, als der Administrator der Wilnaer 
Diözese, der die polnische, die Vereinigung Litauens mit Polen fordernde 
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Denkschrift mitunterschrieben hatte (vergl. Nr. XI), diejenigen litauischen 
Pfarrer, die die litauische Gegendenkschrift unterzeichnet hatten (vergl. 
Nr. XLT), mit einer einmonatigen Suspendierung bestraft hatte. Diese 
Maßregel, sowie andere derartige Schritte des Administrators, durch welche 
die AUpolen bei ihrer Tätigkeit in Litauen Unterstützung fanden und die 
Unparteilichkeit der Kirche untergraben wurde, brachte man dem Papst 
zur Kenutnis (vergl. Anl. IV). 

Die Taryba lenkte die Aufmerksamkeit der obersten Kirchenbehörden 
auch auf die geistlichen Seminarien, in denen durchaus nicht der ihrer 
Bestimmung entsprechende unparteiische Geist herrschte. Insbesondere 
wurde das Wilnaer Seminar in polnischem Geiste geleitet und bildete die 
für weißruthenische und litauische Gemeinden bestimmten jungen Geist¬ 
lichen zu Polonisatoren heran (aus dem Bericht 72 über die Sitzung des 
Staatrates vom 26. IV. 1918). Das Seminar hatte sich zu einer höheren 
polnischen Schule entwickelt, in der die Abiturienten der litauischen Gym¬ 
nasien geradezu keine Aufnahme finden konnten. 

Diese Zustände in der Diözese Wilna zwangen den litauischen Staats¬ 
rat, ihre Neuordnung rasch in die Wege zu leiten. Als daher die Nach¬ 
richt eintraf, der Administrator Michalkewicz sei vom Papste abgesetzt 
worden, richtete der Staatsrat sogleich telegraphisch an den päpstlichen 
Nuntius in München, Pacelli, die Bitte, die Wahl des neuen Bischofs zu 
beschleunigen. Aus der Antwort (vergl. Anl. V) ist ersichtlich, daß die 
Wahl der Kandidaten in ßom auf Schwierigkeiten stieß. Die Okkupations¬ 
behörde, als die derzeitige weltliche Behörde des besetzten Litauens, 
machte die Aufstellung der Kandidatenliste von ihrer Zustimmung ab¬ 
hängig (vergl. Anl. VI). Von den zwei vom Staatsrat aufgestellten 
Kandidaten (vergl. Anl. VII) wurde nach Verhandlungen mit dem päpst¬ 
lichen Nuntius entgültig als Kandidat Professor Jurgis Matulaitis-Matulewicz 
beibehalten, den der Papst dann auch zum Bischof von Wilna ernannte. — 
Am 1. Dezember 1918 wurde er in Kowno konsekriert und hat am 8. De¬ 
zember sein Amt in Wilna feierlich angetreten. 

Auf diese Weise war nun endlich die Wilnaer Bischofsfrage befrie¬ 
digend gelöst worden. 

* 

❖ * 

Die aus internationalen Gründen unternommenen Arbeiten der provi¬ 
sorischen litauischen Regierung, sowie die Hindernisse und Schwierigkeiten, 
welche ihr seitens der deutschen Verwaltung in den Weg gelegt wurden, 
werden eingehender behandelt werden in einer nächstens erscheinenden 
Schrift. 
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Kurzer Ueberblick über die litauische Bewegung 
in Amerika und Rußland. 


Die Arbeit am Aufbau oines unabhängigen Litauischen Staates fand die Unter¬ 
stützung auch der in Amerika wohnönden Litauer, deren Zahl sich auf annähernd 
1 Million beläuft, und dor in Kußland woilondon, die vorwiegend aus solchen bestanden, 
die aus der Hoimat verbannt waren. Schon am 21. und 22. September 1914, demnach 
zu einer Zeit, als ganz Litauen noch untor russischer Herrschaft stand, fand in Chicago 
eine von etwa 250 Vertretern dor amerikanischen Litauer besuchte Versammlung statt, 
dio die Vereinigung aller, überwiegend von Litauern bewohnten Gebiete (der Gouvor- 
noments Suwalki, Wilna, Kowno, dos nördlichen Teiles des Gouvernements Grodno 
und Proußisoh-Litauons) zu einem einheitlichen Ganzen gefordert und erklärt hat, die 
litauische Frage sei in den Augen der Amerikaner eine internationale Frage, die vom 
Friedenskongreß unter Hinzuziehung litauischer Vertreter gelöst worden müsse. Als 
dann später Litauen von den doutschen Heeren besetzt wurde, forderten dio amerika¬ 
nischen Litauer die Unabhängigkeit Litauens. Eine in diesem Sinne verfaßte Denk¬ 
schrift wurde von dem in Amerika gegründeten Nationalrat dom Präsidenten der Ver¬ 
einigten Staaton, sowie den Gesandten verschiedener Mächte und dom Vertreter des 
Heiligen Stuhles überreicht. Auf dein in dieser Denkschrift zum Ausdruck ge¬ 
kommenen Standpunkt stehen die amerikanischen Litauer auch heute noch. Zur 
Klärung und Festigung der litauischen Frage haben sie eine ganze Reihe größerer 
Versammlungen veranstaltet und Delegationen ins Ausland entsandt. 

Dio Tätigkeit der in Rußland wohnendon und dorthin während des Krieges ver¬ 
schleppten Litauer war anfänglich (in den Jahren 1915 und 1916) durch die inneren 
politischen Verhältnisse in Rußland äußerst erschwert. Die Frage der Zukunft Litauens 
konnte nur von einigen Hilfsorganisationen und geheimen politischen Verbänden 
hinter verschlossenen Türen aufgestellt und erörtert werden. Die litauischen Duma- 
Abgeordneten mußten ihre Wünsche in der Duma auf dio Forderung der Autonomie 
Litauens beschränken. Abor schon im Januar 1917, als noch dio alte reaktionäre Re¬ 
gierung in Rußland am Ruder war, wurde auf einer politischen Versammlung in 
Moskau erklärt, daß dio Autonomie das Mindestmaß der politischen Forderungen lur 
Litauen darstollc. Am 11. Februar 1917 fand in Petersburg oino geheime Zusammen¬ 
kunft von Mitgliedern verschiedener politischer Parteien statt, in der betont wurde, 
daß deu Litauern das Recht gegeben worden müsse, über ihr Schicksal frei zu be¬ 
stimmen. Man kam dahin überein, daß ein — wenn auch vorläufig nicht legaler — 
Nationalrat für Litauen unbedingt erforderlich sei. 

Als dann in Rußland dio revolutionäre Bewegung einsetzte und immer weiter 
um sich griff, gewann dio Idee dor Unabhängigkeit Litauens immer mehr Anhänger. 
Seit Februar 1917 stellte man liiauischerscits als das Ziel der Bestrebungen einen un¬ 
abhängigen, auf demokratischer Grundlage aufgebauten litauischen Staat hin, der nach 
dem freion Willen dos litauischen Volkes durch die Konstituante sein Verhältnis zu 
den Nachbarstaaten regeln sollte. Am 13. März wurde sodann von sämtlichen Parteien 
sowie allen litauischen Duma-Abgeordnoten die Gründung eines Nationalrates be¬ 
schlossen, dor in einer entsprechenden Erklärung der damaligen russischen Regierung 
und dem Arbeiter- und Soldatenrat zu Petersburg seine Entstehung mitteilte. Gleich¬ 
zeitig wurde bei dem Nationalrate ein provisorisches Vorwaltungskomitee eingerichtet, 
dem die Verwaltung allor beim Anmärsche der Deutschen aus Litauen nach Rußland 
verleg!on Institute sowie der von den Doutschen noch nicht besetzten Teile Litauens 
überwioson werden sollto. Außerdem sollte dieses Komitee noch den Zweck haben, 
für den Wiederaufbau Litauens Sorgo zu tragen. Die erste provisorische Regierung 
Rußlands beeilte sich jedoch nicht, Stellung zu dieser Frage zu nehmen. Unterdessen 
gewann die politische Bewegung zugunsten eines unabhängigen Litauischen Staates 
innerhalb der litauischen Kolonien in Rußland an Boden. 

Am 27. Mai 1917 tagte in Petersburg eine Versammlung, die von 320 nach dem 
allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wahlrecht von allen Litauern Rußlands 
gewählten Vertretern besucht war. Auf dieser Versammlung wurde gefordert, daß mit 
Rücksicht auf. dio gegenwärtige Lago da9 ganze ethnographische Litauen ein un¬ 
abhängiger Staat würde, daß ferner an dem Friedenskongreß Vertreter Litauens teil- 
nehxnen müßten und eino nach demokratischen Grundsätzen einberufenc Konstituante 
die inneren Verhältnisse Litauens ordnen sollte. 

Außerdem nahmen litauische Abgeordnete, die für die Unabhängigkeit eintraton, 
auch an dor Zusammenkunft der Föderalisten in Kiew vom 8. bis 16. September teil. 
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Als später die Bolschewisten in Iiuhland zur Regierung gelangten, ver¬ 
schlechterten sich die Aussichten für die Litauer, weil die internationalistische Re¬ 
gierung des Proletariates die nationalen Fragen in den Hintergrund stellte, wonn 
nicht ganz beisoito schob. Noch vor den Friedensvorhandlungon zu Brest-Litowsk 
löste sich der bisherige Nationalrat auf. Vom 16. bis 19. November (alt. St.) 1917 
wurde zu Voroniefc von den Abgeordneten verschiedener Parteien (mit Ausnahme der 
äußersten Linken) und unter Beteiligung der litauischen Soldaten ein Oberster 
Nationalrat für die Litauer in Rußland begründet. Dieser neue Nationalrat 
nahin (mit einigen Abänderungen) die Beschlüsse der Wilnaer litauischen Konferenz 
(vom 18. bis 22. September 1917) an und erkannte die Taryba als die für den Aufbau des 
Litauischen Staates zuständige Instanz an So einigten sich die Litauer, die sich in 
Rußland auf hielten, mit den Litauern des von den Deutschen besetzten Gebietes. 
Als später jene allgemein aus Rußland nach Litauen zurückkehrten, trat eine völlige 
Vereinigung ein. So konnte man im Frühjahr 1918 schon gemeinsam und im eigenen 
Lande das Werk des Aufbaues des unabhängigen Litauischen Staates unternehmen, 
wio wir es im Vorgehenden kennen gelernt haben. 

Die wichtigsten Dokumente, die die allgemeine Stellungnahme der Litauer Rußlands 
darstellen, sind von uns als Anlagen VIII—X beigefügt. 



Dokumente 

und 

Anlagen 
. « 


Nr. P). 

Ueberblick 

über die Entwicklung des litauischen Nationalgedankens 
in Vergangenheit und Gegenwart 44 ). 

(An den Herrn Oberbefehlshaber Ost am 10. Juni 1916 von der Gruppe der 
litauischen Vertreter in Wilna gerichtet.) 

Das litauische Volk hat, wie aus den geschichtlichen Ereignissen zu 
ersehen ist, jederzeit danach gestrebt, ein selbständiges Dasein zu führen. 
Um die ihm eigene Kultur, die sich schon sehr frühe mit der Kultur anderer 
Völker berührte, zu bewahren, schloß sich das damals noch heidnische 
litauische Volk zu einem mächtigen Staate zusammen, dessen erster Groß¬ 
fürst König Mindowe war. (126b.) Dieser Fürst hat alle von fremder Unter¬ 
jochung freien litauischen Stämme unter seiner Macht vereint und den festen 
Grund zu einer starken monarchischen Herrschaft gelegt. Zugleich mit dem 
heidnischen Litauen erstarkten auch seine Fteinde, die christlichen Nachbar¬ 
völker. Die Litauer waren bald nicht mehr imstande, der höheren christ¬ 
lichen Kultur, die von Westen und Osten nach Litauen strömte, Widerstand 
zu leisten. König Mindowe und seinen Nachfolgern gelang die Ausdehnung 
der Herrschaft über den slawischen Teil der Bevölkerung, der am mächtigen 
litauischen Staat Anlehnung suchte oder sich unterordnete, weil er Litauen 
keinen Widerstand zu leisten vermochte. Auf diese Weise gewann Litauen 
neue Provinzen gegen Osten und Westen, verlor aber dadurch seine national¬ 
heidnische Einheit. Von nun an entsteht ein Dualismus.* •*) Einige Fürsten, 
die die litauische Bevölkerung beherrschten, stützten sich auf diese; andere 
aber, die die Slawen regierten, begannen dem slawischen Einfluß zu unter¬ 
liegen und slawische Kultur anzunehmen. Großfürst Keystutt ^1382) war 
der letzte heidnische Führer Litauens und die letzte Stütze der national¬ 
heidnischen Kultur. Im Gegensatz zu ihm berücksichtigte sein Bruder 
Großfürst Olgerd, der in bester Freundschaft mit Keystutt das Land regierte, 
mehr die slawische Bevölkerung. Beide Fürsten, die sich in die Herrschaft 
geteilt hatten, verteidigten im 14. Jahrhundert gemeinschaftlich das Vater¬ 
land überall und gegen jeden Feind. Keystutts Sohn, der mächtige Witowt. 
versuchte zu Beginn des 15. Jahrhunderts beide Volksgruppen einander 
näherzubringen, sie mit der Kultur des Westens zu befruchten und den 
Slawen die Kultur Europas zu erschließen, was unmittelbar durch Litauen 
geschehen sollte. Zur Erreichung dieses Zieles strebte er nach der Königs¬ 
throne, die ihm vom römischen Kaiser Sigismund versprochen worden war. 


*) Einzelne Dokumente rein darstellenden historischen Inhalts siDd in dieser Buch¬ 
ausgabe im Interesse des leichteren Verständnisses gegenüber dom ursprünglichen 
Text stilistisch verbessert worden. Diese Dokumente sind durch besondere An¬ 
merkungen gekennzeichnet. 

•*) Dieses Dokument enthält gegenüber dem ursprünglichen Text stilistische 
Abänderungen. 



Aus diesem Grunde wollte sich Witowt von Polen trennen, daß sich damals 
zwischen Litauen und Westeuropa eingoschoben hatte. Das Gegenteil davon 
aber tat Jagiello, der Sohn Olgerds. Jagiello ging den Weg seines Vaters 
und war den nationalen Bestrebungen Witowts fremd. Als schwacher 
Politiker förderte er mehr seine persönlichen Angelegenheiten und war 
geneigt, die Volksgruppe zu bevorzugen, mit der er größeren Ruhm zu 
erreichen hoflte. 

Nach dem Tode Witowts geriet Litauen unter den Einfluß Polens. Die 
Slawen fingen an, die Litauer zu bedrängen; die Idee des litauischen National¬ 
staates verlor allmählich ihre lebendige Kraft, Zuerst waren die litauischen 
Magnaten (Aristokraten),, wie die Familien von Kotkowicz, Radziwill, 
Giedrojc, Wolowicz, Sapieha u. a. die Vertreter der Idee des litauischen 
Nationalstaates gewesen, die besonders in der Lubliner Union vom Jahre- 
1569 klar zum Ausdruck gekommen war. 

Nachdem das Nationalbewußtsein der litauischen Magnaten immer mehr 
geschwunden war, wurden zur Zeit der Reformation der litauische niedere 
Adel, die Bojaren, die Familien der Dauschka, Kulwa, Szyrwid u. a. die 
Träger der nationalen Idee in Litauen. Die von einzelnen Magnaten unter 
stützten Bojaren versuchten, in den Bürgern Litauens den nationalen 
Patriotismus zu erwecken und arbeiteten darauf hin, daß die litauische 
Sprache Staatssprache würde. Aber der slawische Einfluß war zu dieser 
Zeit so mächtig, daß die Bemühungen der nationalgesinnten Bojaren erfolglos 
blieben. Auch die außenpolitische Lage Litauens, die bei der damals be¬ 
ständig von Moskau und Polen drohenden Gefahr die Litauer zwang, ihren 
Staat gegen die aggressive moskowitische Macht zu verteidigen und nach 
Kräften dem verderblichen polnischen Einfluß Widerstand entgegenzusetzen, 
hinderte die Litauer, sich den inneren staatliche^ Geschäften zu widmen. 
So gelang es auch später nicht, die in der Reformationszeit neuerwachte 
nationale Idee in Litauen zu fördern und weiter zu entwickeln. 

Von der Lubliner Union bis zum 18. Jahrhundert war die nationale 
Idee in Litauen wenig lebendig. Erst zur Zeit des Schwedenkrieges be¬ 
mühte sich Fürst Radziwill, diese Idee wieder ins Leben zu rufen. Aber 
nach dem Fall Radziwills erstarb die nationale Idee in Litauen voll¬ 
ständig. Die litauischen Bojaren ergaben sich den Einflüssen des mächtig 
erstarkten Polens. Die lange Reihe der für die Litauer unglücklichen Kriege 
mit Moskau und Schweden löschte in den Litauern jede Hofihung auf 
eigenes Erstarken aus. 

Als Polen durch die Aufteilung am Ende des 18. Jahrhunderts als 
Staat zunächst unterging, zog es in sein Schicksal auch das mit ihm ver¬ 
bundene Litauen mit hinein. Das Großfürstentum Litauen kam an Ruß¬ 
land. Damals glaubten viele, daß die litauische Nationalidee für imm er 
begraben sei. Die Magnaten, Bojaren und Geistlichen waren polonisiert, 
das städtische Element war wenig zahlreich, und die Stütze der ganzen 
Nation, die Bauern, waren damals unterjocht und rechtlos, ohne Bedeutung 
und ohne Bildung. Die polnische Sprache herrschte überall, die litauische 
wurde als Bauernsprache geschmäht. Alles, was hohen Wert hatte, galt 
als polnisch: Vermögen, Wissenschaft, Kunst usw. Die ruhmreiche Wilnaer 
Universität, ihre berühmten Professoren wie ihre Schüler (mit dem Dichter 
Mickiewicz an der Spitze), verherrlichten mehr Polen als Litauen. Dank 
dieser Universität wurde den oberen Schichten der Bevölkerung eine aus¬ 
gezeichnete Bildung ermöglicht, während die niederen Volksschichten un¬ 
gebildet und unwissend blieben. 

Aber auch zu dieser Zeit war der Funke der litauischen National¬ 
idee nicht ganz erloschen: er lebte fort in den kleinen Bojaren. Obwohl 
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sie an der Wilnaer Universität polnisch sprachen und schrieben, dachten 
sie litauisch. Die Anhänger einer literarischen Richtung, der romantischem 
behandelten in der polnischen Literatur die Vergangenheit Litauens, ideali-J 
sierten das Altertum Litauens und erweckten auf diese Weise in den Bojaren 
Liebe zu ihrem litauischen Land und Volk. Zu dieser Richtung gehörte 
auch der Schriftsteller Theodor Narbutt. Eine zweite Richtung (die 
Samogiten), die von den demokratischen Ideen der französischen Revolution 
beeinflußt waren, erhoffte von den Magnaten Litauens wenig; sie sah aber 
die bald kommende Macht des Bauernstandes voraus und wandte sich an 
das Volk in litauischer Sprache und Schrift. Es sei hier erwähnt, daß zu 
dieser zweiten Richtung nicht nur Bojaren gehörten, sondern auch die 
schon früher vom Frondienste befreiten Angehörigen des Bauernstandes. 
Ein solcher, Simon Dowkont, Magister der Philosophie, ehemaliger Student 
an der Wilnaer Universität, schrieb in litauischer Sprache die Geschichte 
Litauens. Bischof Wolonczewski (Walantschius) gab die ganze Reihe der 
Volkssagen in litauischer Sprache für das Volk heraus; ebenso schrieb er 
litauisch die Geschichte des Bistums von Samogitien. Staniewicz und 
Strazdas u. a. dichteten in litauischer Spraohe. 

Es kam der letzte polnische Aufstand im Jahre 1863. Aus politischen 
Gründen hatte die russische Regierung noch vor dem polnischen Aufstande 
die Bauern vom Frondienste befreit und ihnen den Grund und Boden, der 
von ihren Vätern bestellt worden war, überlassen. Damit hörten die Bojaren 
auf, die führende Rolle im Lande zu spielen. Sie ging auf die Bauern 
über, und mit ihr die Nationalidee in Litauen. Die Bauernfrage war damit 
die Frage der Zukunft Litauens geworden. 

Aber der von der russischen Regierung gegen den Bojarenstand ge¬ 
führte Schlag hat der litauischen Nationalidee zunächst nicht wenig geschadet. 
Denn indem die Regierung den polnischen Aufstand durch die Bauern¬ 
befreiung seiner gefährlichen Spitze beraubte, zerschnitt sie das Band, das 
die Bauern mit den gebildeten und demokratischen Bojaren vereinigt hatte 
und trieb diese sowie die Geistlichen den Polen in die Arme. Diese Kreise 
wurden ihrem Staate noch mehr entfremdet als nach der Unterdrückung 
jedes geistigen Lebens in Litauen, besonders in Wilna, durch die russische 
Regierung; die oberen Schichten der Bevölkerung haben ihre geistige 
Nahrung aus der patriotischen polnischen Literatur, die in Polen und Galizien 
blühte, bezogen, wodurch die polnischen Ideologien auch in Litauen Eingang 
fanden. Die Bojaren Litauens hörten auf, selbständig zu denken und waren 
nicht mein: imstande, die Bestrebungen der niederen Volksschichten zu 
verstehen. 

Aber der größte Schlag, der das litauische Volk traf, war das Verbot 
der litauischen Druckschrift, das 40 Jahre lang (1864—1904) bestanden 
hat. Das Druckverbot hat so großen Schaden für die Litauer verursache 
daß dasselbe in der Geschichte Litauens nie vergessen wird. Durch dieses 
Verbot wurde der östliche Teil Litauens polonisiert, durch dieses Verbot 
hat man die Litauer um ihr Eigenstes zu bringen versucht, für lange Zeit 
die Wiedergeburt Litauens hinausgeschoben, künstlich in der Kirche und im 
öffentlichen Leben das Polentum bestärkt, mit einem Wort: man hat auch 
dadurch einen Teil der Litauer, meistens die Gebildeten, den Polen in die 
Arme getrieben. 

Die obenerwähnten russischen Maßnahmen zur Bauernbefreiung (1861 
im Gouv. Kowno und Wilna, 1864 im Gouv. Suwalki) bildeten trotz der 
durch sie herbeigeführten Scheidung zwischen Bojaren und Bauern den 
Anfang der litauischen nationalen Wiedergeburt. Die Bauern, die nun 
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persönlich frei waren und Land erwerben konnten, befreiten sich von der 
Herrschaft der Magnaten und bildeten einen starken Bauernstand, der 
1 unabhängig von diesen neue Bahnen wandelte. Mindestens ein Drittel dos 
Grund und Bodens ging damals in die Hände der Bauern über. 

Nach der Befreiung des Bauernstandes begann die russische Kegierung 
die Bojaren, als Vertreter des polnischen Elementes, zu unterdrücken. 
Gericht, Verwaltung, Schule, die in den Händen der Bojaren waren, wurden 
vollständig umgeändert. Die polnische Sprache wurde überall, mit Ausnahme 
in der Kirche, durch die russische ersetzt. Das Volk verteidigte nicht das 
Recht auf die polnische Sprache, weil sie ihm, ausgenommen in der Kirche, 
vollständig fremd war. Die katholische Kirche und die Geistlichen wurden 
von der Regierung nicht geschont; sie beschlagnahmte die kirchlichen 
Vermögen und beseitigte die Religionsfreiheit; sie bedrängte die höheren 
Stände nicht nur in geistiger Hinsicht, sondern unterdrückte sie auch in 
wirtschaftlicher Hinsicht, legte ihnen des Aufstandes wegen hohe Kontri¬ 
butionen auf und erließ eine ganze Reihe von Verordnungen, die den Leuten 
polnischer Herkunft (als polnischer Herkunft wurden alle Bojaren angesehen) 
Landerwerb erschwerten. 

Für die Bauern schienen gute Zeiten gekommen zu sein: ihre früheren 
Bedrücker waren unterjocht und sie selbst frei: sie hatten Brot, Land und 
eigene Verwaltungsbehörden (Gemeindeverwaltung). Aber es schien nur 
so; denn indem die Regierung den Bauern dieses und jenes gab, nahm sie 
ihnen die Sprache, die Bildung, verbot, wie bereits erwähnt, die litauische 
Schrift, sogar für die Gebetbücher, wodurch der litauische Bauer gezwungen 
wurde, zu polnischen Gebetbüchern zu greifen. Der Bauer war satt, aber 
er blieb so unaufgeklärt wie er gewesen war. Zudem wurde der Bauer 
nicht nur weil er kein Russe, sondern Litauer war, sondern auch seiner 
katholischen Religion halber verfolgt. 

Da die katholische Kirche das einzige Band war, das die beiden Volks¬ 
teile, die litauischen Bauern und die polonisierten Gutsbesitzer noch ver¬ 
einigte, so richtete die Regierung ihre Spitze besonders gegen die Kirche. 
Die polonisierte Kirche war ein Hindernis der Russifizierungspolitik. Aber 
indem die Kirche mit der Russifizierung kämpfte, polonisierte sie die 
Gläubigen. Die unteren Schichten trotzten dem ihnen aufgedrängten 
orthodoxen Glauben, zogen das Polentum dem Russentum vor und griffen 
zu polnischen Gebetbüchern, wenn sie keine litauischen oder litauische, aber 
mit russischen Buchstaben gedruckte, bekamen. Diese Politik der Regieruug 
war Wasser auf die polnische Mühle. Die Polen zogen daraus den eigen¬ 
artigen Schluß: was katholisch ist, ist auch polnisch, oder umgekehrt: was 
polnisch ist, ist auch katholisch. Es gelang zwar der Regierung, durch 
Abgabe von Land die Bauern an sich zu locken; doch ihnen Glauben und 
Sprache gänzlich zu entreißen vermochte sie nicht. Der Bauer erkannte 
den Betrug und widersetzte sich der Regierung; er wurde ebenso unzu¬ 
verlässig, wie der aufrührerische Adel. Darum mußten die drückenden 
Gesetze, die früher nur gegen die polonisierten, adeligen Gutsbesitzer zur 
Anwendung kamen, mit der Zeit auch auf die katholischen, völkisch noch 
nicht aufgeklärten Bauern ausgedehnt werden. Ihnen wurde nahezu ver¬ 
boten, in Litauen Land aufzukaufen. Sie durften unter keinen Umständen 
in ihrer Heimat — in Litauen — eine Beamtenstelle bekleiden; die litauische 
Sprache wurde, ebenso wie die polnische, aus den öffentlichen Anstalten 
verbannt usw. Schließlich wurden 'die Wörter „Katholik“ und „Pole“ in 
der Gesetzes- und Verordnungssprache gleichwertige Ausdrücke, Die Litauer 
wurden von der russischen Regierung nicht anerkannt, obwohl sie mit ihnen, 
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genau wie mit den Polen, die ihre Anerkennung genossen, kämpfte. Die* 
Litauer wurden auch nicht seitens der polonisierten Elemente anerkannt. 

Auf solohe Weise wurden alle katholischen Einwohner Litauens gegen 
die Regierung aufsässig. Um in Litauen Boden zu gewinnen, fing die 
Regierung an, das russische Element auszubreiten. Es wurden die unter 
irgendeinem Vorwand den polonisierten Gutsbesitzern entrissenen Güter unter 
russische Beamte beinahe unentgeltlich verteilt. Diese sollten den russischen 
Gutsbesitzerstand und die aus Rußland herzugezogenen altrussischen Kolo¬ 
nisten den russischen Bauernstand bilden. Um die Russifiziernng zu fördern, 
wurde auch eine Agrarbank gegründet. 

Nach Aufhebung des Frondienstes waren die Bauern zu Wohlstand 
gelangt. Einige kauften sich Anwesen von verarmten Gutsbesitzern und 
wurden selbst Besitzer. Tatsächlich konnte nicht jeder Bauer ein Grund¬ 
stück kaufen, da man zu diesem Zwecke ein Zeugnis der Unbescholtenheit 
haben mußte. Aber wer Geld hatte, konnte sich ein solches Zeugnis von 
der Polizei verschaffen. Auf diese Weise gelangten auch Bauern in die bis 
dahin rein adelige Reihe der Gutsbesitzer. Wohlhabende Bauern schickten 
ihre Söhne in die Schule, zuächst um sie für den geistlichen Stand auszu¬ 
bilden. Diese Tatsachen, die wir später noch erörtern werden, spielten bei 
der Wiedergeburt Litauens eine ungewöhnlich wichtige Rolle. Studierende 
aus dem litauischen Bauernstände konnte man nicht selten auf den Hoch¬ 
schulen Rußlands finden. Hier lernten sie die Verhältnisse anderer, den 
Litauern ähnlichen Völker kennen und wurden sich bewußt, daß sie keine 
Polen, sondern Litauer seien. Sie fingen an, sich von den Polen abzu¬ 
sondern und unter sich zu gruppieren, sich nach der litauischen Druck¬ 
schrift zu sehnen und gaben sogar eine handschriftliche Zeitung heraus. 
Etwas später, im Jahre 1883, erschien in Tilsit die erste für die Litauer 
Rußlands bestimmte litauische Zeitung. Auch andere Volksschriften wurden 
herausgegeben. In Tilsit wurden unter anderem Gebetbücher und Schriften 
geistlichen Inhalts gedruckt, welche über die Grenze geschmuggelt und in 
fast ganz Litauen verbreitet wurden. Der niedere Adel, der noch unter 
dem Einflüsse der Ueberlieferung der romantischen Literatur der Wilnaer 
Universität stand, ging zum Teil in das neue Lager über. -Das Bild des 
von Mickiewicz besungenen alten Litauen kam auf dem Hintergründe des- 
neuen litauischen Bauernstandes wieder zum^Vorschein. 

Trotzdem wurde das Leben in allen seinen Zweigen immer unerträg¬ 
licher. In der Verwaltung herrschte die größte Willkür der Beamten, das 
öffentliche Leben war beinahe ausgestorben, in den Bildungsanstalten wurde 
die entsetzlichste Russifizierungspolitik getrieben, im Ackerbau waltete Rück¬ 
ständigkeit vor. Bei einer so gewaltigen Reaktion entfaltete sich die Kultur 
der Bauern nur kümmerlich, und die der Gutsbesitzer vollends war dem 
Untergange nahe; in den Städten aber, hatten Handel und Gewerbetätigkeit 
nur geringe Lebenskraft. 

Diese niederdrückenden Umstände führten eine große Auswanderung 
der Litauer, besonders nach Amerika, herbei. Ueber den Ozean wanderten, 
man kann wolil sagen, die stärksten und gesündesten Elemente, die sich in 
' Litauen bedrängt fühlten. Der Dräng und das Streben nach besseren und 
menschlicheren Lebensbedingungen zogen jährlich Zehntausende in die 
Fremde, wo sie wenigstens persönliche Freiheit fanden. Die Reihen der 
Auswanderer wurden durch die Zerbröckelung und Verteilung der Grund¬ 
stücke noch vermehrt. Durch die langjährige Auswanderung bildete sich 
in Amerika eine litauische Kolonie, die ein eigenartiges Leben führte und 
viele Zeitungen und andere Schriften, die einen nicht geringen Einfluß auch 
in Litauen ausübten, herausgab. 
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So wurde allmählich das fast untergrabene nationale Bewußtsein der 
Bauern wieder ins Leben gerufen. Im Auslande, in Preußen und Amerika, 
erschienen mehrere periodische Schriften, in denen die von der russischen 
Verwaltung dem katholischen litauischen Volke zugefügten Leiden und 
Unterdrückungen offen dargelegt wurden. Auch andere Bücher zur allge¬ 
meinen und religiösen Aufklärimg wurden herausgegeben. Mit der Ein- 
schmuggelung aus dem Auslande und der Verbreitung der Schriften unter 
die Volksmassen beschäftigte sich eine nicht geringe Anzahl von Schinuggler- 
Kontrebandisten. Die Bauern lasen selbst; das Gelesene wurde dann den 
anderen weitererzählt. Das Volksbewußtsein wurde so allmählich aufgeklärt. 
Die Gegensätze zur Regierung in Bildung, Verwaltung und religiöser Hin¬ 
sicht wurden sichtbar. Am Ende des 19. Jahrhunderts leistete bereits das 
Volk der Regierung, die sich katholische Kirchen für die Zwecke der 
Orthodoxie aneignete, an manchen Orten Litauens Widerstand. Tn Kroze 
und Kenstaiciai z. B. wehrten sich die Volksmassen gegen Gewalttaten der 
Regierung. Die Nagaiken der Kosaken kamen zur Geltung, die braven Ver¬ 
teidiger wurden entweder nach Sibirien verbannt oder mußten in Gefäng¬ 
nissen schmachten. Einige Jahre später protestierten die litauischen Schüler 
(die Polen blieben mit gefalteten Händen mäuschenstill sitzen) der Mittel¬ 
schulen durch einen Aufruhr gegen die Russifizierungspolitik. Die litauischen 
katholischen Zöglinge des Progymnasiums in Polangen, der Gymnasien in 
Mitau, Libau, Schaulen u. a. 0. weigerten sich, die russisch-orthodoxe Kirche 
an den vorgeschriebenen Tagen zu besuchen und russisch zu beten; sie 
forderten die Einführung des Schulgebetes in der Muttersprache. Hunderte 
von Schülern mußten zwar das Gymnasium verlassen, aber ein kleiner Er¬ 
folg war doch erreicht; die Regierung bewilligte für die katholischen Schüler 
die Schulgebete wenigstens in lateinischer Sprache. Das Beispiel der Mittel¬ 
schulen wirkte ansteckend auf die Volksschulen. In mehreren Orten Litauens 
weigerten sich plötzlich auch die Elementarschüler, russisch zu beten und 
den Religionsunterricht in russischer Sprache zu genießen uiid liefen massen¬ 
weise aus der Schule nach Hause. Auch hier mußte die Regierung ein 
wenig nachgeben, aber sie griff im Kampfe mit der litauischen Bewegung 
sofort zu schärferen Mitteln. Einem geheimen Befehle des Kultusministers 
zufolge, wurde von da an bloß eine geringe Zahl litauischer Bauernkinder 
in die Gymnasien aufgenommen, die Schritte der litauischen Studenten und 
Schüler wurden nicht nur auf der Universität imd Schule, sondern auch 
während der Ferien sorgfältig im geheimen überwacht. Als die Zahl der 
bewußt national Gesinnten unter den litauischen Bauern immer mehr zunahm, 
verbot die Regierung, daß solche unzuverlässige Personen Gemeindeämter 
(Gemeindeälteste, Gemeinderichter usw.) bekleideten. Die Leser imd Ver¬ 
breiter litauischer Schriften wurden streng bestraft. 

Dieser Schritt der Regierung erzeugte einen hartnäckigen Widerstand 
der Litauer. Geheime Schulen, wo die Kinder litauisch lesen und schreiben 
lernten, wurden gegründet; während der Ferien kamen die Studenten und 
Schüler in Fühlung mit den Landleuten; in geheimen Versammlungen 
wurden Vorlesungen gehalten, geheime Organisationen sorgten für die Ver¬ 
breitung der litauischen Schriften. Gedruckte Aufrufe an das Volk zum 
Widerstande gegen die Regierung und zur Zurückforderung der ihm ent¬ 
rissenen Rechte fand man oft an den Wegweisern und Telegraphenmasten 
angeklebt. Die Polizei war mit dem Einfangen der Leute und Schriften 
angestrengt beschäftigt. Die Gefängnisse wurden allmählich mit den Kämpfern 
für die Wiedergeburt Litauens überfüllt. Es schmachteten hier Priester, 
Aerzte, Lehrer (Gouv. Suwalki), Studenten, Gymnasiasten, Bauern und 
Arbeiter, Männer und Frauen. Einige büßten für die schriftstellerische 
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Tätigkeit oder für das Losen und die Verbreitung der litauischen Zeit¬ 
schriften und Bücher, andere wieder für die Beteiligung an geheimen 
litauischen Vereinen und ebensolchen Schiden. 

Im Kampfe gegen die Russifizierungspolitik mußten die Litauer auch 
ihre Rechte gegen die Polonisatoren, gegen das polonisierendo Element 
Litauens, verteidigen, das* durch die Bojaren, die städtischen Einwohner und 
Geistlichen (besonders im Gouv. Wilna) vertreten wurde. Die Polen waren 
daran gewönnt, daß ein Litauer, der Bildung und Vermögen erwarb, die 
polnische Sprache und polnische Weltanschauung annahm und daß die 
litauische Sprache nur als Bauernsprache galt. Nun konnten sie es weder 
verstehen, noch dulden, daß ein Bauer nicht nur litauisch sprach und schrieb, 
sondern auch ein Recht für seine Sprache und einen gebührenden Platz für 
sie in der Kirche, im öffentlichen Leben, in der Mitte der Gebildeten, 
forderte, und daß er über die Rechte der Litauer als Bürger des Landes 
nachdachte. Selbst die Bojaren, die Einwohner der Städte und die Geist¬ 
lichen, rühmten sich, daß sie litauischer Herkunft seien, behaupteten aber 
dabei, daß sie sich die höhere polnische Kultur angeeignet hätten; sie 
gestanden zu, daß ihre Ahnen in früheren Zeiten litauisch gesprochen hätten, 
aber nach der -Vereinigung Litauens mit Polen hätte alles polnisch werden 
müssen. So und nicht anders müsse es auch jetzt bleiben, besonders aber 
darum, weil die russische Gefahr die Existenz der beiden Völker bedrohe. 
Somit wäre die Aufstellung des Ideals des von Polen getrennten Litauens 
eine Sünde gegen die alten Ueberlieferungen und Ideale, derentwegen die 
Bojaren Litauens zusammen mit den Polen die Aufstände gemacht hätten. 

Aber dem veralteten und abgelebten Ideale der Polonisatoren stellte 
die junge litauische Intelligenz das neue Ideal Litauens, die Trennung von 
Polen gegenüber, das sich auf die noch' älteren Traditionen gründete, die 
von Mickiewicz in den Werken „Konrad Wallenrod“ und „Grazyna“ so 
schön poetisch besungen wurden, als Litauen noch selbständig und unab¬ 
hängig dastand. Die national-litauische Bewegung, die bis dahin von den 
anderen angegriffen wurde, begann nunmehr, diese selbst anzugreifen. Dies 
war auch verständlich; denn das polnische Element war in Litauen nicht 
etwas von irgendeinem fremden Lande Eingeführtes, es war von demselben 
Stamm wie die Bauern Litauens, die jetzt erst aus dem nationalen Schlafe 
erwachten. Nun kam der Tag des Bauern, seiner Traditionen, deren tiefere 
Wurzeln ins Leben und in- das graue Altertum Litauens reichten und weiter 
als die Tradition der Bojaren zielten: in das ruhmreiche national-heidnische 
Litauen! Wer war schuld an dem Verfall Litauens: der Bauer, der selbst 
seine Eigenart bewahrt und die Bojaren selbst auf seinen Schultern getragen 
hatte, oder der Bojar, dessen Pflicht es gewesen wäre, die Selbständigkeit 
Litauens-zu bewahren, der aber so schlecht seine Pflicht erfüllt hatte? 
Darum rief die. litauische Intelligenz mit Recht den polonisierten Bojaren 
zu: „Redde quod debes“ — erstatte zurück, was du ims schuldest, kehre 
zum neuen Litauen zurück! 

•Viele Bojaren haben diesen • Aufrufen Gehör geschenkt und sind um¬ 
gekehrt. Sie legten die polnische Sprache ab, nahmen die litauische an, 
beteiligten sich an der litauischen Bewegung, am litauischen Nationalkampfe, 
wurden demokratisch, unterstützten die litauische Literatur usw. Unter der 
studierenden litauischen Jugend gehörte mindestens ein Drittel zum Bojaren¬ 
stande. , 

Die Volkszählung von 1897 zeigte, daß mindestens ein Drittel Bojaren 
sich als Litauer und die litauische Sprache als ihre Muttersprache angaben. 
Als die litauische Bewegung, die von unten emporkam, von den unteren Volks¬ 
schichten langsam zu den obersten strömte, war ihr Fortschritt unzweifelhaft. 
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Aber die Polonisatoren waren mit der neuen litauischen Bewegung 
nicht einverstanden. Yor allem gingen sie gegen diese Strömung im öst¬ 
lichen Teil Litauens vor (im Gouvernement Wilna), wo die Kirche vollständig 
in ihren Händen war. Im größten Teile Litauens hatte die polnische Sprache 
den Vorrang vor der litauischen, in manchen Orten hatte sie die letztere voll¬ 
ständig verdrängt. Die geistlichen Behörden, die in der litauischen Bewegung 
eine Gefahr für die polnische Sprache erkannt hatten, bestraften die litauischen 
Geistlichen, weil sie Gottes Wort in litauischer Sprache zu verkündigen 
wagten^ verbannten die litauischen Geistlichen aus den litauischen Pfarreien 
in die weißrussischen und besetzten ihre Stellen mit polouisierenden Geist¬ 
lichen. Aber auch dieses Vorgehen half.nicht mehr, denn das Wiederauf¬ 
leben der Litauer trat deutlich in den Kirchen des Gouvernements Wilna 
hervor. 

Ein großes Hindernis für die litauische Bewegung war es, daß die 
litauische Intelligenz eine lange Zeit hindurch nicht in Litauen wohnen 
konnte. Einerseits wurden von der russischen Regierung den Litauern, wie 
überhaupt allen Katholiken, keinerlei amtliche Stellen überlassen, anderseits 
haben die Polonisatoren keine national gesinnten Litauer zugelassen. Aus 
diesem Grunde mußten die meisten gebildeten Litauer nach Beendigung 
ihrer Studien in Rußland verbleiben und gingen dort in der russischen Welle 
unter. Die noch nicht entnationalisierten Litauer organisierten sich außer¬ 
halb des litauischen Gebietes in Petersburg, Moskau, Riga, Mitau und in 
anderen russischen Städten, Dort konnten sie sich leichter imd freier be¬ 
tätigen. Darum entstand auch dort zuerst ein öffentliches Leben der Litauer, 
dort wurden die ersten litauischen Vereine gegründet, die ersten Konzerte 
und Aufführungen in litauischer Sprache veranstaltet. In den Vereinen 
fanden sich auch die litauischen Studenten zusammen, die bei der Wieder¬ 
geburt Litauens eine sehr große und wichtige Rolle gespielt hatten. 

Da sich die litauische Intelligenz sehr wenig im eigenen Lande betätigen 
konnte, waren es hauptsächlich die litauischen Geistlichen, welche die aus 
dem Nationalschlafe erwachten Litauer bearbeiteten. Niemand vermag dem 
Volke so nahezustehen wie die Geistlichen, und niemand genießt ein so 
großes Vertrauen beim Volke wie die Priester, deren Würde und Autorität 
. im Kampfe gegen die Unterdrückung der katholischen Religion durch die 
Regierung gestiegen war. Darum brach in den verlasseneu «und vergessenen 
Ortschaften, wo die unwissenden und bildungslosen Bauern wohnten, der 
litauische Geistliche eine neue Balm für die Nation albe wegung. Er kämpfte 
mit den Polonisatoren und Russifikatoren. Die Geistlichen waren es, die 
als erste die Litauer polonisiert haben, sie waren auch die ersten, die die 
Litauer entpolonisiert haben. 

Mit dem Zunehmen der litauischen Bewegung dehnte sich auch der 
• Horizont der litauischen Intelligenz aus. Sie stützte die litauische Bewegung 
weniger fest auf die Vergangenheit als auf die Gegenwart und schaute mit 
praktischen Augen ins Leben. 

Am Ende des 19. Jahrhunderts stellten die Intellektuellen mehrere 
Programme der litauischen Bewegung im Interesse des Volkes auf. Die 
Bewegung selbst verlief in mehreren Richtungen. So entstand bei den 
‘jungen Litauern eine eigenartige Denkweise, die ein Zusammen fassen der 
nationalen Forderungen anstrebte. Christliche Demokraten, Nationaldemo¬ 
kraten, Radikale, Sozialdemokraten schrieben schon damals in der litauischen 
Presse, als noch die Druckschrift in Rußland verboten war. Alle auf 
demokratischer Grundlage r fußenden Richtungen vertraten eine allgemein 
nationale Idee, jede beabsichtigte, alle unteren Volksschichten zu vertreten, 
nur je nachdem mit besonderer Vorliebe für den einen oder anderen Stand, 
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und dio eine Richtung sonderte sich von der anderen weniger in politischer 
Hinsicht, als bezüglich ihrer Taktik und ihrer Weltanschauung ab. 

Trotz schwieriger Umstände traten so die Litauer nicht ohne wesent¬ 
lichen Gewinn ins 20. Jahrhundert. Der größte Beweis des Fortschrittes 
war in der Volksbildung zu erkennen. Wie die Statistik von 1897 zeigt, 
hatte mindestens die Hälfte Litauens, nämlich das Gouv. Kowno, hinsicht¬ 
lich der Volksbildung die dritte Stelle eingenommen. Finnen uud Letten 
nahmen dort die erste und zweite Stelle ein. Dies war die Wirkung der 
von der russischen Regierung verfolgten Geheimschulen. Die Landwirtschaft 
hatte ebenfalls Fortschritte gemacht: Dorfbewohner im Gouvernement 
Suwalki haben nach eigenem Ermessen ihren Grundbesitz in Parzellen 
verteilt, und dieses Vorgehen bereitete einen großen Aufschwung der Land¬ 
wirtschaft vor. Dieses Beispiel der Litauer vom Gouvernement Suwalki 
hat auch auf ihre Landsleute im Gouvernement Kowno und Wilna ein¬ 
gewirkt. Zugleich mit dem nationalen Bewußtsein des litauischen Bauern 
entstand auch seine politische Ueberzeugung, seine Sehnsucht nach Freiheit 
und Selbständigkeit. Dieses nationale Selbstbewußtsein wurde/ stark von 
den nach Amerika ausgewanderten Litauern, die später mit dem verdienten 
Gelde und mit neuen Lebenserfahrungen und Sitten nach Litauen zurück¬ 
kehrten, beeinflußt. 

Schließlich vermißten die Litauer aller Richtungen die litauische Presse 
und beschlossen, mit allen Kräften dafür zu arbeiten, um die Erlaubnis der 
litauischen Druckschrift von der Regierung zu erkämpfen. Die Regierung 
mußte schließlich selbst einsehen, daß die litauische Bewegung, die von 
unten kam und beim Volke beliebt war, nicht mehr auszurotten sei. 1904 
wurden den Litauern durch Ukas des Zaren die Rechte der litauischen 
Druckschrift zurückgegeben. Letten und Esten begrüßten die Litauer herz¬ 
lich, die erfolgreich für ihre Rechte gekämpft hatten; aber die Polen 
Litauens versuchten durch ihre Magnaten, Grafen oder Fürsten, die Regie¬ 
rung zu der Ueberzeugung zu bringen, daß es gefährlich sei, die Freiheit 
des gedruckten Wortes einem Volke zuzugestehen, das sich an der preußischen 
Grenze befinde. 

Aber Litauens General-Gouverneur Fürst Swiatopolk-Mirsky, der spätere 
Minister des Inneren, überzeugte den Zaren, daß das litauische Druckverbot 
für den Staat gefährlich sei, daß das nationale litauische Selbstbewußtsein 
groß sei und daß das Volk für den Staat schädliche Schriften aus Preußen 
bezöge. Seine Ansicht hat der Fürst Swiatopolk-Mirsky in einer besonderen 
Druckschrift an den Zaren auseinandergesetzt. 

Das Ende des mißglückten Krieges Rußlands mit Japan war im Jahre 
1905 die große Revolution, die auch Litauen erregte. Den 4. 12. 1905 
versammelten sich in Wilna die Vertreter aller Stände (meistens Dorf¬ 
bewohner) und Richtungen aus allen Orten Litauens. Einstimmig wurde 
die Autonomie für ganz Litauen in den ethnographischen Grenzen mit dem 
Reichstage in Wilna und das direkte, gleiche und geheime Wahlrecht ge¬ 
fordert. Diese Forderungen waren schon vor der Revolution durch die 
Agitation der Jugend und durch geheime Schriften dem Volke geläufig 
geworden. Außerdem wurde beschlossen, die russischen Beamten, Lehrer 
und Polizei zu entfernen. Die abgeordneten Vertreter verbreiteten unter 
dem Volke die Beschlüsse der Wilnaer Versammlung. Infolgedessen wurden 
von den Volksmassen in wenigen Tagen die russischen Lehrer aus den 
Schulen vertrieben, die Gemeindevorsteher ihres Amtes entsetzt, an ihrer 
Stelle andere gewählt. An mehreren Orten ersetzte man die Polizei durch 
eine eigene. Um die Sicherheit des Vermögens und der Personen zu 
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garantieren, wurde von den Einheimischen eine Miliz organisiert. Alles 
ereignete und entwickelte sich schnell und ohne Blutvergießen. 

Wenn auch nach kurzer Zeit die Reaktion wieder die Oberhand gewann, 
cs konnte doch nicht alles in die alten Geleise kommen. Die Revolution 
war der Anfang der konstitutionellen Regierung Rußlands. Viele Gesetze 
und Verordnungen, welche das Leben Litauens geknechtet hatten, wurden 
endlich aufgehoben. Den Litauern, die sich eifrig an der Revolution be¬ 
teiligt hatten, wurde erlaubt, sich durch Kauf oder auf andere Weise 
Grundbesitz in Litauen zu erwerben und Vereine zu gründen. Die 
litauische Sprache wurde in den Elementar- und Mittelschulen als Lehr¬ 
gegenstand eingeführt; auch die Amtsbehörden durften die litauische Schrift 
neben der russischen Sprache verwenden. Den Polen (Gutsbesitzern und 
Bürgern) aber, welche der Revolution und der litauischen Bewegung mit 
gewisser Furcht gegenüberstanden, wurde die Erlaubnis, Grundbesitz zu 
erwerben, nur dann erteilt, wenn sie nicht „polnischer Herkunft" waren. 
Als solche galten schon nicht mehr alle Adeligen, sondern nur die, die die 
polnische Sprache als ihre Haussprache betrachteten. Die polnische Sprache 
wurde nur in den Mittelschulen eingeführt, denn erstens wagten die Polen 
nicht, die Einführung der polnischen Sprache in den Volksschulen zu ver¬ 
langen, weil in Wirklichkeit keine polnischen Bauern in Litauen zu finden 
sind, und zweitens befürchteten sie einen Widerstand der Litauer, die ein 
solches Verlangen als feindselig ansehen würden, endlich glaubten die Polen 
ihre Sache (wenigstens im Gouvernement Wilna) durch die Kirche, die in 
ihrer Macht war, eher verteidigen zu können. Jedoch entstammte der 
wichtigste Grund der Bescheidenheit der Gutsbesitzer, die die Vertreter 
des Polentums in Litauen sind, der Furcht, gegen die Regierung, die sie 
in dem Kampfe mit der immer stärker werdenden litauischen Bewegung 
brauchten, vorzugehen. Die Gutsbesitzer und die Wilnaer Kirchenobrigkeii 
waren auch gewissermaßen von der Gnade der Regierung abhängig, und 
tatsächlich haben sie sich nicht geirrt. Den Gutsbesitzern gelang es, das 
Petersburger Ministerium so zu beeinflussen, daß von ihm die Wahl Ver¬ 
ordnung zur Duma so eingerichtet wurde, daß die Kurie der Grundbesitzer 
in der letzten Wahlinstanz die Oberhand über die Kurie der Dorfbewohner» 
die eine unvergleichlich größere und breitere Landfläche als die Grund" 
besitzer besaßen, bekam. Daraus folgte, daß die Dorfbewohner des 
Gouvernements Wilna, sogar mit den Bürgern und Juden vereint, einig© 
Stimmen weniger als die Gutsbesitzer bekamen, die des Gouvernements 
Kowno mit den Bürgern vereinigt nur mit einer Stimme die St imm en- 
zahl der Gutsbesitzer überschritten. Nur im Gouvernement Suwalki, welches 
zu Polen, wo eine andere Wahlordnung galt, gerechnet wurde, konnten die 
litauischen Dorfbewohner alle anderen Nationen (die Polen und Juden 
vereint genommen) an Stimmen übertreffen. 

Doch sei dem, wie ihm wolle. Tatsache ist, daß nach der Revolution 
Litauen und die Litauer in ihrem Heimatlande freier aufatmen konnten. 
Die litauische Presse entfaltete und verbreitete sich rasch. Fast zu gleicher 
Zeit erschienen in Kowno und Wilna einige Zeitungen, die verschiedene 
Richtungen und Ziele verfolgten. In dem Suwalki-Lande wurde die Stadt 
Seiny, dank dem Eifer der Geistlichen der Diözese Seiny, der Mittelpunkt 
der litauischen Landespresse. Mit der Zeit erschienen in Wilna zwei Tages¬ 
blätter, der christlichen und der progressiven Demokraten. Beide zählten 
mehrere tausend Leser. Etwas später wurden auch in Riga zwei Zeitschriften 
der obigen Richtung herausgegeben, die jeden zweiten Tag erschienen. 

Nachdem die russische Zensur eine Milderung erfahren hatte, kamen 
auch die litauischen Zeitungen Amerikas nach Litauen herüber. Auf diese 
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Weise wurde mit den ausgewanderten Volksgenossen ein engeres geistiges 
Band geschaffen. Mehrere, den Lebensbedürfnissen rochnungtragende Ver¬ 
eine (Ackerbau-, Bildungs-, Mäßigkeitsvereine usw.) wurden gegründet. 

Die ihr er Nationalität nicht entfremdete litauische gebildete Jugend 
war gezwungen gewesen, sich während der Unterdrückung Litauens über 
die ganze Welt zu zerstreuen; jetzt kehrte sie allmählich in die Heimat 
zurück und konzentrierte sich in den Städten, besonders in Wilna. Dies 
geschah darum, weil weder die Russen noch die Polonisatoren wünschten, 
daß aus dem Bauernstand eine selbständige litauische Intelligenz entstehe, 
die die fremden Beschützer, die die Entwicklung des litauischen National- 
bewustseins hinderten, abzuschütteln trachte. Trotz der verschiedenen 
Hindernisse seitens der Russen und Polen gelang es der litauischen In¬ 
telligenz, zwei große Vereine, nämlich den Kunst- und den Wissenschafts¬ 
verein, die alle Richtungen und Stände des Volkes vereinigten, in Wilna 
zu gründen. In diesen Vereinen sammelten und vereinigten sich die 
Advokaten, die Aerzte, die Lehrer der Elementar- und Mittelschulen, die 
Studenten, die Schriftsteller, die Bauern und die Bürger, Männer und 
Frauen, Geistliche und Laien. In der Tat ist weder der Kunst- noch der 
Wissenschaftsverein nur für die Künstler und Gelehrten, nein, es ist ein 
Hort für die Beschützer und die Förderer der litauischen Kultur, es ist 
eine Vereinigung des ganzen Volkes, um der litauischen Wissenschaft und 
Kunst Bahn zu brechen, Wege zu ebnen, die Reliquien der Vergangenheit 
zu sammeln und der 0Öffentlichkeit zu zeigen. Die Mitglieder beider 
Vereine, fest mit dem Volke geeint, sammeln die Denkmäler des Altertums, 
Erzeugnisse der Volkskunst, edles Beachtenswerte, Eigentümliclie, wo immer 
die Volksseele kervortritt, gedruckte und ungedruckte Schriften, die Folk¬ 
loren (Märchen, Volkssagen u. dergl.), kurz gesagt, alles, was nur auf irgend¬ 
welche Weise die Eigenschaften des litauischen Volkes und Litauens zum 
Ausdruck bringt. Der Wissenschaftsverein veranstaltet jährlich eine 
Generalversammlung der Mitglieder; hier werden Debatten und Vorlesungen 
abgehalten, außerdem wird ein periodisches Organ „Lietuviu Tauta“ (Das 
litauische Volk) herausgegeben. Eine jährliche Kunstausstellung von Werken 
der litauischen Künstler und Volkskunsterzeugnissen veranstaltet der 
litauische Kunstverein in Wilna und in anderen Städten Litauens. Seit 
Bestehen dieser Vereine trat eine nicht geringe Zahl litauischer Künstler 
und Wissenschaftler an die Oeffentlichkeit. Einen Beweis, daß diese Vereine 
eine Autorität beim Volke erworben haben, liefert uns der Entschluß, ein 
„Nationalhaus“ im Namen’ der beiden Vereine in Wilna zu bauen. Die 
Litauer Amerikas spendeten zu diesem Zwecke beinahe 100 000 Rubel. 

Einen sichtbaren Fortschritt bemerkt man auch in der Volksbildung. 
Nach der Revolution vermehrten sich in Litauen die Mittelschulen um das 
Doppelte, ebenso die Zahl der litauischen Schüler. Dasselbe ereignete sich 
auch in den Universitäten. Z. B. gab es auf der Petersburger Universität 
Ende des 19. Jahrhunderts nur etwa 50 litauischo Studenten, allmählich 
stieg ihre Zahl auf mehr als 200 beider Geschlechter. 

Obwohl die Mittelschulen mit ihrer russischen Unterrichtssprache den 
Litauern fremd waren, einen Nutzen haben sie doch gebracht. Sie gaben 
den Litauern die Möglichkeit, im Heimatlande die humanistische Bildung 
zu erreichen, wodurch ihnen die Tore der Hochschulen geöffnet wurden, 
so daß sich die Zahl der litauischen Intellektuellen ständig mehrte. 

Von großer Wichtigkeit waren auch die Bildungsvereine, welche die 
litauische Geistlichkeit (Klerus) gründete. In kurzer Zeit vereinigten sich 
in ihnen mehrere Tausende von Dorfbewohnern. Trotz der Hindernisse 
von seiten der Regierung gelang es den Geistlichen Litauens, viele Elementar- 
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und etliche Mittelschulen, Büchereien und Leseanstalten zu gründen, litau¬ 
ische Lehrer auszubilden usw. Besonders segensreiche Tätigkeit entfalteten 
folgende Bildungsvereine: „Säule“ (die Sonne) im Gouv. Kowno, „Ziburys“ 
(das Licht) im Gouv. Suwalki, und „Rytas“ (der Morgen) im Gouv. Wilna. 
Diesen Vereinen kamen auch die Litauer Amerikas mit einer Spende von 
etwa 50 000 Rubel zu Hilfe. 

Die Vereine brachten ihre Rechte zur Geltung. Es wurden Vorlesungen, 
Familienabende veranstaltet. Der Kunstsinn des Volkes wurde durch geeig¬ 
nete Theatervorstellungen gehoben und entwickelt. Von Fachmusikern und 
Organisten wurden Volkschöre gegründet, die mit besonderer Vorliebe die 
durch die einheimischen Komponisten bearbeiteten litauischen Volkslieder 
pflegten; kurz gesagt, in jeder Stadt, in jedem Flecken und in jedem Dorfe 
Litauens wurde von den Vereinen die litauische Kunst gepflegt. Dadurch 
wurde das Volksgefühl geläutert, die Volksseele zum Schönen und Guten 
gelenkt und das Volk selbst von den häufigen Besuchen der Trinkstuben, 
die wegen der guten Einnahmen von der Regierung in allen Städten Litauens 
eingerichtet waren, abgezogen. 

Von wichtiger Bedeutung waren die auf wirtschaftlicher Grundlage 
entstandenen Vereine: Konsumvereine, Sparkassen usw. Auf diese Weise 
begann das litauische Kapital organisiert zu werden. Dies hat dem Klein¬ 
handel viel geholfen. In letzter Zeit nahmen, mit dem Aufschwung der 
Landwirtschaft, die Litauer den Handel und die Herstellung der Acker¬ 
geräte und landwirtschaftlichen Maschinen in ihre Hände. Es entstanden 
Gesellschaften zur Förderung der landwirtschaftlichen Maschinen und Ge¬ 
räte: die Gesellschaft „Pflug“ für das Gouv. Suwalki, „Wilija“ für die Gouv. 
Wilna und Kowno. 

Die Revolution des Jahres 1905 hat den Litauern das Recht zum 
Erwerb von Grund und Boden zurückgegeben. Aber die Regierung wollte 
nicht die in der Zeit Murajews entstandene und erfolglose Kolonisation 
Litauens mit den aus Tiefrußland kommenden Russen aufgeben. Die aus 
Tiefrußland kommenden Kolonisten waren ein sehr unwissendes und grobes 
Element. Ueber sie schreibt der Sekretär des Wilnaer General-Gouverneurs 
Stankiewitsch, daß die meisten der russischen Kolonisten wegen Diebstahls 
und anderer Verbrechen vom Gericht zu Gefängnis oder nach Sibirien 
verurteilt gewesen waren. Zur Zeit Stolypins versuchte man noch ener¬ 
gischer, Litauen mit russischen Bauern zu kolonisieren. Zur Erreichung 
dieses Zieles wurde die Agrarbank gegründet, die Grundbesitz von ver¬ 
armten Katholiken und Großgrundbesitzern zusammenkaufte, ihn in kleine 
Kolonien teilte und billig an die Russisch-Orthodoxen verkaufte. Infolge¬ 
dessen waren die Bauern Litauens, die nur kleinen Grundbesitz oder gar 
keinen besaßen, gezwungen, aus ihrem Lande in die Fremde auszuwandern, 
weil die Agrarbank ihnen kein Stück Land verkaufte; und wenn sie ihnen 
ausnahmsweise verkaufte, so war es schlechter Boden, den die russischen 
Kolonisten nicht zu erwerben wünschten. Die Litauer wollten ihre eigene 
Agrarbank gründen, aber die Regierung erlaubte es nicht. Ungeachtet 
aller Hindernisse vereinigten sich die Litauer in kleinen Gesellschaften und 
kauften die großen verpfändeten Güter auf, teilten sie unter sich und 
gründeten neue Wirtschaften. 

Die Folge der Politik der russischen Agrarbank war die, daß der Preis 
des Bodens sehr stieg, in manchen Ortschaften verdoppelte sich der Preis 
in einigen Monaten; verarmte Großgrundbesitzer haben mit großem Geld¬ 
gewinn einige Stücke Land verkauft und haben mit dem gewonnenen 
Gelde .ihre Wirtschaft gehoben. Die auf diese Weise künstlich in die 
Höhe getriebenen Bodenpreise waren schließlich auch für die Staatsagrar- 
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bank unerträglich. Die nach Litauen verpflanzten russischen Kolonisten 
verpachteten ihre Wirtschaften an die einheimischen Bauern, und sie selbst 
wanderton in andere Länder. Jetzt überzeugte sich die russische Regierung 
noch einmal, daß die Kolonisation Litauens zwecklos sei und kaufte in 
letzter Zeit keine Grundstücke mehr für Kolonisationszwecke. 

Die Polonisatoren Litauens versuchten, auf Betreiben der Polen des 
früheren Königreichs Polen hin, ihren Einfluß bei den Bauern zu stärken. 
Zur Erreichung dieses Zieles gründeten sie wirtschaftliche Gesellschaften, 
Kreditanstalten, Konsumvereine; schließlich forderten sie polnisches Kapital 
zur Hilfe auf und versuchten, nach dem Beispiele der russischen Regierung, 
litauischen Boden mit Polen aus dem Königreiche Polen zu kolonisieren. 
Die Gesellschaft Klobski aus Warschau gab in der Wilnaer polnischen 
Presse den Zweck der Kolonisation bekannt. Die polnischen wirtschaft¬ 
lichen Gesellschaften, vor allem die polnische Hypothekenbank im Gouv. 
Suwalki, hatten ilire besonderen Agenten (z. B. Osowski in Kowno) zum 
Ankauf von Grund und Boden. Infolgedessen mußten sich die Litauer 
auch gegen die polnische Kolonisation wehren. Im Kampfe gegen die Ein¬ 
dringlinge gründeten sie die Gesellschaften zur Förderung des Ankaufes 
großer Güter, sammelten Gelder, kauften Güter und verteilten sie unter 
die litauischen Bauern. 

Im Laufe von zehn Jahren gab es in bezug auf den Besitz des Bodens 
große Veränderungen. Der Grundbesitz der polonisierten Großgrundbesitzer 
wurde sehr viel kleiner, dagegen vergrößerte sich der Grimdbesitz der 
litauischen Bauern und russischen Kolonisten. 

Es veränderte sich auch die Volkswirtschaft Litauens. Die wirtschaft¬ 
lichen Verhältnisse der Großgrundbesitzer und der litauischen Bauern gestal¬ 
teten sich besser. Nach Einführung der landwirtschaftlichen Maschinen 
nahm die Bodenkidtur einen großen Aufschwung. Zu diesem Auf¬ 
schwung trugen auch die landwirtschaftlichen Gesellschaften und Schulen, 
die Literatur, die Kreditanstalten viel bei. Von großer Bedeutung war die 
Aufteilung der Dörfer in gesonderte Wirtschaften, die vom Gouv. Suwalki 
ausgehend ins Gouv. Kowno und Wilna überging. Die Landmesser, die sich 
mit der Aufteiluug der Dörfer in kleine Wirtschaften beschäftigten, gewannen 
die Ueberzeugung, daß die Leute in den Ortschaften, wo die Litauer selbst¬ 
bewußter waren und weniger unter polnischem Einfluß standen, mehr Ver¬ 
ständnis für die Bedeutung der gesonderten Wirtschaften hätten. Aber 
dies war überall festzustellen: wo das litauische Element aufgeklärter und 
von polnischen Einflüssen unabhängiger war, war auch die Wohnung rein¬ 
licher, sauberer, angenehmer. Der unwissendere, gröbere Teil der Einwohner 
Litauens ist der östliche polonisierte Teil, die Umgebung von Wilna. Je 
näher der Stadt Wilna, desto ärmer, kulturloser ist der Bauer. Bei der 
Stadt selbst liegen große, arme, nicht in gesonderte Wirtschaften aufgeteilte 
Dörfer (z. B. Mickuny, Gudeli, 2 km von der Stadtgrenze). 

In der Tätigkeit der Polonisatoren Litauens spielte die Wilnaer polnische 
Agrarbank eine große Rolle; einerseits gab sie den polnischen Grundbesitzern 
große Geldanleihen, andererseits half sie polnische Anstalten, Finanz-, Wohl- 
tätigkeits-, Versicherungsanstalten usw. gründen; sie konzentrierte die pol¬ 
nischen Parteigänger um sich, und auf diese Weise erstarkte das polnische 
Element in Wilna. Die einzige private große Anstalt, die polnische Wilnaer 
Agrarbank, die ihre Tätigkeit über sieben Gouvernements ausdehnte, kam 
zu großem Reichtum und übte auch auf jene Anstalten, die zu ihr in 
pekuniären Beziehungen standen, großen Einfluß aus. Der nur aus polnischen 
Gnindbesitzem bestehende Vorstand dieser Bank entfaltete seinen Einfluß 
auf den Wilnaer Magistrat, die geistlichen Behörden, die städtischen Wohl- 
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tätigkeitsanstalton, beim Gouvernement und sogar im Ministerium in Peters¬ 
burg. Direktoren der Agrarbank waren die Oberbürgermeister der Stadt, 
die Bankangestellten wurden als Beamte im Magistrat beschäftigt. Die 
polnischen Wohltätigkeitsanstalten erhielten von der Bank Geldanleihen zu 
erleichterten Bedingungen. Die Bank hat viele Häuser zum Verkauf an 
die Bankangestellten unter guten Bedingungen abgegeben. So wurde all¬ 
mählich das polnische Element das stärkste in Wilna. 

Infolge der so rege entfalteten Tätigkeit der polnischen Agrarbank 
und weil die Regierung den Litauern eine Agrarbank nicht zu gründen 
erlaubte, waren die Litauer nicht imstande, mit den Polen Schritt zu halten. 
Außerdem bestand der Magistrat nur aus Polen und, was das Wichtigste 
war, die Kirche war in ihren Händen. Ungeachtet dieser schweren Lage 
wagten es die Litauer, sich in Wilna mit den Polen auf einen Kampf ein¬ 
zulassen. Wilna war den Litauern nicht nur teuer wegen seiner Vergangen¬ 
heit, sondern auch wegen seiner Bedeutung in der Gegenwart. In Wilna 
schlossen sich zuerst die gebildeten Litauer zusammen, hier erschien das 
erste litauische Tageblatt, hier wurden die ersten Vereine gegründet, Wilnaer 
Litauer standen im Kampfe gegen die Polen an der Spitze. 

Seit der Einführung des Christentums in Litauen war die katholische 
Kirche in den Händen der Polen. Die Polen beschäftigten sich aber mehr 
mit dem Polentum als mit der Verbreitung des Christentums. Die ersten 
polnischen Geistlichen, die an den Ufern der Wilia und des Njemens die 
Litauer tauften, unterrichteten das Volk durch Dolmetscher. Sogar das 
„Vaterunser“ wurde in die litauische Sprache nicht von einem polnischen 
Apostel, sondern vom Großfürsten Jagello oder Witbwd übersetzt. Im 
östlichen Teile Litauens war den Leuten eingeredet worden, daß alles 
Polnische katholisch und alles Litauische heidnisch sei. Statt der reinen 
christlichen Lehre wurde in den Kirchen Propaganda für das Polentum, die 
polnische Sprache und die Verachtung des Litauertums getrieben. Große 
Dienste hat das Druckverbot der litauischen Schrift, das 40 Jahre lang 
bestand, der Polonisierung geleistet. 

Im östlichen Teil des Gouvernements Wilna, in den Kreisen Traken 
(Troki), Wilna, Swenziany, Oschmiana und Lida, wurde noch vor einigen 
Jahrzehnten litauisch gesprochen, heute aber ist dieser Teil teilweise ganz 
entnationalisiert, nur teilweise gebrauchen die Leute neben der slawischen 
Sprache auch die litauische; die älteren Leute sprechen litauisch, ihre Kinder 
aber polnisch oder weißrussisch; aber alle beten polnisch. Sogar die litauischen 
Namen der Dörfer sind polonisiert worden, z. B. lauten in der Pfarrei 
Podbrzezie (lit. Paberze) die litauischen Namen der Dörfer: Kraujalaidziai, 
Vislaukiai, Puslaukiai, Pauzuoliai jetzt vollständig polnisch: Kriwolojdzi, 
Weselowka, Podebie. Daß die Litauer, als sie polonisiert wurden, sich 
lieber die weißrussische als die polnische Sprache aneigneten, hat darin 
seinen Grund, daß der russische Militärdienst, die Schule und Verwaltung 
von ihnen die Kenntnis der russischen Sprache verlangten. Darum wählte 
sich der gequälte Litauer die weißrussische Sprache, aus der Erkenntnis, daß 
er sich dann auf beiden Seiten mit Polen und Russen verständigen könne. 

Unterdessen hatte die litauische Bewegung die Polen im Gouvernement 
Kowno und Suwalki besiegt, die Kirche dem polonisierenden Einflüsse ent¬ 
rissen und drang ins Gouvernement Wilna ein und verlangte auch hier die 
den Litauern gebührenden Rechte in der Kirche. Es entstand ein bitterer 
Kampf mit den Polonisatoren. Die von diesen durch Wort und Schrift 
aufgehetzten unwissenden Volksmassen störten das Gebet der Litauer in 
der Kirche,, die polnischen Grundbesitzer schrieben Klagen an die Wilnaer 
kirchlichen Behörden, daß die litauischen Geistlichen die Polen zur litauischen 
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Sprache zwängen, daß es in den betr. Pfarreien keine Litauer gäbe, daß 
niemand litauisch beten wollte usw. Die kirchlichen Behörden leiteten auf 
Grund der Klagen Untersuchungen ein, die ganz einseitig durchgeführt wurden, 
und stellten sich daher sehr deutlich auf die Seite der Polen: die schuldigen 
Aufhetzer blieben straflos, die litauischen Geistlichen aber, die sich der 
Litauer in ihren Pfarreien annahmen, wurden bestraft und in andere Pfarreien 
versetzt. Die gemischten Pfarreien (z. B. Radun, Kreis Lida) wurden mit 
polonisierenden Geistlichen besetzt, damit sie dort polonisieren könnten. Die 
* polnische Sprache wurde in solche Pfarrkirchen eingeführt, wo sie früher 
(z. B. Musniki) nie zu hören war, die litauische Sprache wurde aus diesen 
Kirchen (z. B. Podbrzezie, Meischagola), wo sie schon eingeführt worden 
war, verbannt, und nur die polnische Sprache blieb. Infolge dieser Ungerech¬ 
tigkeit büßte die geistliche Obrigkeit an Achtung ein; die in den Kirchen 
entstandenen Skandale wurden vor dem russischen Gericht verhandelt, als 
Angeklagte erschienen an der Spitze die polnischen Grundbesitzer, die zu 
Gefängnisstrafen (Skandal in der Kirche in Janischki, Kreis Wilna) verurteilt 
wurden. Die'Wilnaer Polen veranstalteten Wohltätigkeitskonzerte für die 
wegen der Skandale in das Gefängnis eingesperrten und dadurch für die 
polnische Sache leidenden Unruhestifter. Merkwürdig ist es, daß diese 
Leute, die am meisten die litauische Sprache in den Kirchen bekämpften, 
zu Haus, wie vor dem Gerichte festgestellt wurde, litauisch sprachen. Der 
Kampf der Litauer in den Kirchen ist in einer Denkschrift des litauischen 
Klerus „Die Lage der katholischen Litauer im Bistum Wilna imd die Aus¬ 
schreitungen des Panpolonismus“ dargestellt. Diese Denkschrift wurde nach 
Rom gesandt. Im Priesterseminar in Wilna waren in der letzten Zeit sehr 
wenige Litauer, es wurden meistens Polen, Weißrussen und entnationalisierte 
Litauer aufgenommen. 

Ungeachtet aller dieser Umstände verzagten die Litauer nicht, ihre 
Rechte im Gouvernement Wilna zu erkämpfen. In vielen Pfarreien, wo 
früher nur die polnische Sprache in der Kirche herrschte, wurde auch die 
litauische eingeführt. Die litauischen Geistlichen verteidigten, obgleich sie 
verfolgt wurden, die Rechte ihrer Landsleute, wie es aus der obenerwähnten 
Denkschrift zu ersehen ist. 

Bemerkenswert war die Stellung der russischen Regierung im Kampfe 
der Litauer mit den Polonisatoren. Beide Elemente, die katholischen Litauer 
demokratischer Richtung und die katholischen Polen konservativer Ueber- 
zeugung standen der russischen Politik feindlich gegenüber. Darum trat die 
Regierung, wenn sie sich einmal in den nationalen Kampf der Litauer mit 
den Polen einmischte, bald auf die polnische Seite, bald schien sie den 
Litauern zu helfen — sie verhielt sich eben, wie es für ihre Politik am 
besten paßte. Den Polen half sie dort, wo die Litauer schon stark selbst¬ 
bewußt waren, und unterstützte die Litauer, wo sie noch schwächer waren, 
und allpolnische Ideen sehr verbreitet waren, um den Litauern statt des 
Polentums das Russentum aufzudrängen. 

Die Ziele, der Regierung kennend, lehnten die Litauer die Hilfe der 
Regierung ab; in politischen Sachen aber, z. B. bei den Dumawahlen, gingen 
sie mit den Juden zusammen gegen die Polen. Diese aber arbeiteten für 
ihre Angelegenheiten im Ministerium zu Petersburg, wo alle Wahlverord¬ 
nungen, auch für Litauen, ausgearbeitet wurden. Sehr klar war das Zusammen¬ 
gehen der Regierung mit den Polen auf dem Gebiete der Verwaltung. Zu 
den Behörden der Semstwos, die die größte Macht in den Gemeinden aus¬ 
übten, wurden keine Orts-Katholiken ernannt, und wenn es manchmal aus¬ 
nahmsweise Katholiken waren, so waren es doch nie Litauer, sondern polnische 
Grundbesitzer. 
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Die russische .Regierung wollte sich unter allen Umständen in den 
nationalen Kampf zwischen Litauern und Polen im Gouvernement Wilna 
einmischon. So erlaubte sie den Litauern, den „Bund zur Regelung der 
litauischen Sprache in der Kirche“ zu gründen, um selbst Richter im Streite 
der Litauer mit den kirchlichen Behörden zu sein. 


Im Nationalkampfe wurde es ganz klar, daß die völkischen Gedanken 
der Polen und Litauer einander vollständig entgegenstanden und unvereinbar 
waren. Die Litauer strebten, ihr Land von der veralteten polnischen Vor¬ 
mundschaft zu befreien, ihre eigene Kultur zu entwickeln, ihr Volk zu bilden.. 
Die Polen aber bemühten sich, das alte Polen von Meer zu Meer, verbunden 
mit Litauen, mit dem es in Lublin vereinigt war, zur Wiedergeburt zu 
bringen, und dieses Ideal verbreiteten sie durch die entnationalisierten Grund¬ 
besitzer Litauens, die städtischen Einwohner imd die Geistlichen. In diesem 
Kampfe unterschieden sich Litauer und Polen auch bezüglich ihres Pro¬ 
grammes und ihrer Art: die Litauer entsagten dem historischen Litauen, 
sie begnügten sich mit den ethnographischen Grenzen Litauens, sie verlangten 
die Selbständigkeit ihres Landes, Liebe zur Muttersprache, zum Vaterlande, 
und wollten in ihm ihre eigene Heimat haben. Die Polen verteidigten ihre 
Forderungen, indem sie behaupteten, daß die polnische Kultur die höhere 
sei, weshalb sich die Litauer dieser und keiner anderen Kultur anschließen 
müßten. Den Litauern schwebte das alte freie Litauen, das von jungen 
demokratischen Litauern propagiert wurde, vor; die Polen aber schwärmten 
für ein Polen im Sinne der Lubliner Union, das so prachtvoll vom Schrift¬ 
steller Sienkiewicz dargestellt worden ist. 

Bei solcher Lage der Dinge konnte keine Rede von Frieden sein: eine 
Partei mußte sich ergeben. Die Polonisatoren bereiteten dem Lande großen 
Schaden. Litauische Aristokraten z. B. Radziwill, Sapieha, Tyszkiewicz und 
andere, deren Ahnen seinerzeit die Selbständigkeit Litauens gegen die Polen 
verteidigt hatten, nahmen nicht nur nicht Teil an der Wiedergeburt Litauens, 
sondern blieben selbst Sklaven der polnischen Weltanschauung, beraubten 
das Land der Denkmale kultureller Vergangenheit imd schickten sie nach 
Warschau und Galizien. Ihr durch litauische Arbeiter verdientes Vermögen 
verbrauchten sie nicht im eigenen Lande, sondern in Polen oder in einem 
anderen Lande; sie bauten sich Häuser in Warschau oder in Lemberg usw. 
Reiche Aristokraten, wie z. B. Kierbiedz und Montwill, die von Litauern 
abstammen, unterstützten polnische Wohltätigkeits-, Landwirtschafts- und 
andere kulturelle Anstalten, damit diese der litauischen Wiedergeburt ent¬ 
gegenarbeiten konnten. 

Unterdessen tat die russische Regierung das ihrige: sie erlaubte nicht 
mehr, litauische Privatschulen zu gründen, verlieh den litauischen Lehrern 
keine Stellen in den Staatsschulen, verhinderte den Unteiricht der litauischen 
Sprache in den Schulen, wo er nach der Revolution (1905) eingeführt worden 
war, und unterdrückte die litauische Sprache in den öffentlichen Versamm¬ 
lungen, Theateraufführungen, Vorlesungen usw. Sie erlaubte den Litauern 
verschiedene Anstalten zu gründen, wie z. B. Kredit-, Sparkassen-, Konsum¬ 
vereine usw., aber sie erlaubte nicht, diese Anstalten zu zentralisieren. 
Dadurch zeigte die Regierung, daß die Kulturarbeit der Litauer ihren 
Bestrebungen entgegengesetzt war. 

Die Geistlichen Litauens, sowohl die litauischen als auch die polnischen, 
schienen der Regierung gefährlich. Darum war sie bestrebt, die Geist¬ 
lichen zu höherer Bildung nicht zuzulassen. Im ganzen Reiche war nur 
eine höhere Bildungsanstalt für die Geistlichen, dierOuistfiche^^Ad^deinie* zji ‘7'? 
Petersburg. j V VTAliTO DlüilölO lijUuftMltn 
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Die Zahl der Studierenden aber war sehr beschränkt; es konnten hier 
nur. einige (2 bis 3) Kandidaten aus jeder Diözese studieren. Der Geistlichen 
Akademie, wie auch den Priesterseminaron, wurden nur so viele Hechte von 
der Regierung zugestandeu, daß sie faktisch den Volksschulen gleichgestellt 
waren. Die Professoren der geistlichen Seminare wurden sehr schlecht, 
bezahlt. Die Lehrmethode und die ganze Einrichtung dieser Anstalten 
waren veraltet. Aus diesen Gründen strömten die Geistlichen, besonders 
die Litauer, nach dem Ausland, vor allem nach Deutschland und in die 
Schweiz, um dort auf den katholischen Universitäten höhere theologische 
Studien zu betreiben. Aber ihre Ausreise war mit großen Schwierigkeiten 
verbunden. Die Regierung erteilte ihnen keinen Paß nach dem Ausland. 
Man mußte oft erst unter dem Vorwand einer Krankheit der Regierung 
den Paß ablocken. Im Auslande mußten die Geistlichen sehr vorsichtig 
sein; denn dort waren geheime Polizeiagenten, die genaue Berichte über 
die betreffenden Geistlichen der Regierung jedes Geistlichen sandte. 

Die russische Regierung gestattete den Einwohnern des Landes nicht, 
öffentliche Aernter zu bekleiden; diese wurden durch russische Leute von meist 
geringem moralischen Werte besetzt. Welche schlechte Wirkung das ausübte, 
läßt sich denken. Unsittliche, Trunkenbolde sollten als Lehrer die Jugend 
heranbilden und ein Beispiel guten Lebenswandels sein. Unwissende Land¬ 
wirtschaftslehrer sollten die Bauern musterhaften Landbau lehren; da 
sie der Sprache der Einwohner nicht mächtig waren, konnten sie sich mit 
den Bauern nicht verständigen. Die Polizei, die nach fremdem Gut und 
Schna|)s begierig war, sollte das Gut der Einwohner Litauens und das 
öffentliche Leben überwachen. Die Gouverneure, die selbst am meisten 
gegen die Gesetze sündigten, sollten dafür wirken, daß die Bauern zur 
loyalen Gesinnung gegen die Regierung erzogen wurden. Wenn jemand 
etwas erreichen wollte, gleichviel, ob es nach dem Gesetze erlaubt oder 
verboten war, so mußte er sich die Erlaubnis dazu durch Geld bei den 
Beamten verschaffen. 

Aus dem Gesagten wird wohl klar, warum die litauischen Dumaabgeord¬ 
neten, nachdem sie alle von der Polizei geschaffenen Hindernisse zur Duma¬ 
wahl beseitigt hatten, immer der äußersten Linken angehörten, und warum 
die litauische Intelligenz, die an der Spitze des Volkes stand, immer 
mehr zur radikalfortschrittlichen Partei der Russen neigte; andererseits kam 
wiederholt in der freien litauischen Presse in Amerika zum Ausdruck, daß 
Litauens Wohl und die Entwicklung seiner Kultur nur dann möglich wäre, 
wenn das Land die Autonomie (Selbständigkeit) erhielte, die im Volksrat 1905 
beschlossen worden war. 

Wenn wir einen kurzen Blick auf die Tätigkeit der Litauer seit dem 
Druckverbot der litauischen Schrift und der Revolution von 1905 bis zur 
neuen Zeit werfen, so bemerken wir folgenden Fortschritt: 

1. Die litauische Bewegung, die bis zu dieser Zeit im Verborgenen 
gearbeitet hatte und von der Regierung nicht anerkannt worden war, kam 
zu voller Entfaltung und drang in die Oeffentlichkeit. Es bildete sich eine 
Intelligenz in Litauen: es gab nun litauische Rechtsanwälte, Aerzte, Apo¬ 
theker, Lehrer, Leiter und Mitarbeiter der Zeitungen usw. 

2. Es entwickelte sich die litauische Presse, die periodische und nicht 
periodische, die Belletristik, die wissenschaftliche Literatur usw. 

3. Es entstanden der Wissenschafts- und Kunstverein, die viel für Volks¬ 
wohl und Volkskunst geleistet haben. 

4. Es lebte das öffentliche Leben auf, das sich in der Entwicklung der v 
Vereine zeigte. 
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5. Es begann ein politisches Leben, das durch die Beschlüsse des 
Volksrates beeinflußt wurde. 

6. Die litauische Sprache fand in den Volks-, Mittel- und höheren 
Schulen und in der Gemeinde Eingang. 

7. Es vermehrte sich im Laufe von zehn Jahren die Zahl der Studieren¬ 
den um ein Vielfaches. 

8. Es entstand ein stärkeres Band zwischen Litauen und den Litauern 
in Amerika. 

V. Die Landwirtschaft machte erhebliche Fortschritte: die Dörfer wurden 
in abgesonderte Wirtschaften aufgeteilt; an Stelle der Dreifelderwirtschaft 
trat das Fruchtwechselsystem; Viehzucht, Milchwirtschaft, Gartenbau usw. 
wurden verbessert. 

10. Große Grundstücke sind von Großgrundbesitzern an die Bauern 
übergegangen. Heute besitzen die Bauern mehr als die Hälfte des ganzen 
Bodens von Litauen. 

11. Mindestens ein Drittel der Bojaren im Gouvernement Kowno ging 
mit den Litauern in den Dumawahlen zusammen. 

12. Es entwickelten sich Kooperationsorganisationen, Konsumvereine, 
Sparkassen usw. 

13. Im Kampfe mit den Polonisatoren äußerte sich das litauische National¬ 
bewußtsein: statt polonisierter Bischöfe sind litauische Bischöfe in den Bis¬ 
tümern Seiny und Kowno ernannt worden. 

14. Es sind auf nationaler Grundlage mehrere Richtungen entstanden: 
Christliche Demokraten, Demokraten, Nationalisten, Radikale, Sozialdemo¬ 
kraten. . Der Gedanke Litauens als politische Einheit ist befestigt worden. 


2 * \ 

' 
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Nr. H. 

Erklärung der Litauer betreffend die Volkszählung in Litauen 

An den Herrn 

. Deutschen Oberbürgermeister 

der Stadt Wilna. 

Die endunterzeiclmeten litauischen Mitglieder der städtischen Bezirks- 
Zählkommissionen erachten es für ihre Pflicht, folgende Erklärung Urnen 
ergebenst vorzulegen. 

Nach unserer tiefsten Ueberzeugung können die bei der Volkszählung 
erzielten Daten der Nationalitäten-Statistik keineswegs der Wahrheit ent¬ 
sprechen, und zwar aus folgenden Gründen: 

Die Stadt Wilna, als Zentrum des litauisch-weißrussischen Landes, hat r 
außer den Juden, eine Bevölkerungsmasse, welche beständig durch Zuzug 
aus den nächstgelegenen Kreisen ergänzt wird, die von den Litauern und 
Weißrussen bewohnt sind. Die Zahl der aus dem Königreich Polen ein¬ 
wandernden polnischen Bevölkerung bildet hier nur eine geringe Minderheit. 
Dennoch hat fast die ganze katholische Bevölkerung der Stadt Wilna sich 
als Polen eintragen lassen. 

Diese erstaunliche Umwandlung der Litauer und Weißrussen in Polen 
erklärt sich sowohl durch die überlieferten Bedingungen des politischen und 
gesellschaftlichen Lebens, als auch durch die wirtschaftliche Ueberlegenheit 
der polnischen besitzenden Bevölkerungsklassen. 

Dank der rückständigen russischen Städteordnung von 1892 ist es den 
Polen gelungen, die Stadtverwaltung an sich zu reißen und alle städtischen 
Organe und Betriebe mit ihren Leuten zu besetzen, welche nicht selten 
sogar aus dem Königreich Polen berufen wurden. Nach dieser Städte¬ 
ordnung haben die Juden keine Rechte in der Stadtverwaltung erhalten. 

Ebenso ist auch die Gewalt der Kirche in die Hände der polnischen 
Geistlichkeit geraten: an der Spitze der Diözese steht hier der polnische 
Bischof; das Kapitel besteht aus Polen; alle einflußreicheren Stellen werden 
unter die polnischen Priester verteilt, und, um die litauischen Priester um 
ihren Einfluß auf die litauische Bevölkerung zu bringen, versetzt man sie 
nicht selten in die weißrussischen Pfarreien. 

Noch eine größere Ungerechtigkeit tut die polnische Kirchengewalt den 
katholischen Weißrussen an: obschon die weißrussische Sprache in der 
katholischen Kirche wie jede andere erlaubt ist, was auch -die römische 
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'Kurie bestätigt hat, so weigert sich die polnische Geistlichkeit absichtlich 
immer noch, den Gebrauch dieser Sprache in der Kirche einzuführen. Auf 
diese Weise werden die Weißrussen gezwungen, sich der polnischen Sprache 
in der Kirche zu bedienen, und somit werden auch sie durch die Kirche 
künstlich polonisiert. 

Nach der Einnahme der Stadt durch die Deutschen hat die aggressive 
polnische Politik an Kraft noch mehr zugenommen. Es ist den Polen 
gelungen, bei der definitiven Organisation der Milizpolizei sich deren Leitung 
zu bemächtigen und sie fast ausschließlich mit Polen zu besetzen. Endlich 
bringen die gemeinnützigen und wohltätigen Anstalten, welche auf Kosten 
der im Auslände für ganz Litauen gesammelten Spenden von den Polen 
eingerichtet und von der Stadtverwaltung reichlich in der einen oder anderen 
Form unterstützt werden, die zahlreichen ärmeren Schichten der Be¬ 
völkerung in eine volle Abhängigkeit von der gut organisierten polnischen 
ntelligenz. 

Kraft dieser Umstände wurden die Polen zu Vermittlern zwischen der 
Bevölkerung und den deutschen Behörden, imd die polnische Sprache ist 
in Wilna und überhaupt, soweit uns bekannt ist, in dem ganzen ehemaligen 
Wilnaer Gouvernement vorherrschend geworden, besonders in der Stadt¬ 
verwaltung, in der Milizpolizei und teilweise in dem Verkehr mit den 
deutschen Behörden, da als Dolmetscher nur Polen oder deutsche Militär- 
persouen aus Posen, welche der polnischen Sprache mächtig sind, benutzt 
werden. 

Außerdem haben die polnischen Organisationen noch lange vor dieser 
Volkszählung eine lebhafte, durch Wort und Druckschrift unterstützte 
Agitation unter der Bevölkerung entwickelt, sowohl in Wilna als auch in 
der Provinz. Es wurden agitatorische Schriften und Aufrufe in der Form 
von Instruktionen herausgegeben, in welchen der katholischen Bevölkeruni 
empfohlen wurde, sich unbedingt als Polen eintragen zu lassen, damit in 
der Schule, in den städtischen Organen, in dem Gerichtsverfahreik — überall 
die polnische Sprache herrschen könnte; außerdem wurde in den Aufrufen 
geraten, alle Zähler fortzujagen, weiche der polnischen Sprache nicht 
mächtig sind. 

Infolge aller dieser Umstände konnte die litauische und weißrussische 
Bevölkerung nicht frei ihre Nationalität bestimmen. Während der Zählung 
hat sich außerdem herausgestellt, daß die Katholiken, welche sich als Litauer 
oder Weißrussen eintragen ließen, von Spezialagitatoren besucht imd 
befragt wurden, weshalb sie sich nicht als Polen eintrügen. Und es haben 
dann sofort die armen Leute in sehr großer Anzahl begonnen, von den 
Zählkommissionen zu verlangen, v sie als Polen einzutragen, da sie nicht 
willens seien, als Litauer oder Weißrussen zu gelten. Auf unsere Fragen, 
warum sie sich fürchten, als Litauer oder Weißrussen zu gelten, haben sie 
geantwortet, es hätten ihnen dies die Priester befohlen, sie fürchteten, daß 
sie kein Brot mehr aus den städtischen Verkaufsstellen bekommen würden, 
daß sie deswegen ihre Dienststellen verlieren oder daß ihre Kinder aus den 
Fürsorgeanstalten entfernt würden, daß ihnen im Todesfälle keine polnischen 
Todesscheine (sic!) ausgegeben würden, daß die Milizpolizei ihnen verschiedene 
Unannehmlichkeiten machen könnte usw. Andere haben geantwortet, daß 
■sie Katholiken und deshalb auch Polen seien, daß sie nicht als litauische 
Heiden oder weißrussische Ketzer, deren Sprache sogar die Kirche nicht 
anerkenne, gelten wollen; viele haben ganz offensichtlich ihre litauische oder 
weißrussische Muttersprache verleugnet, indem sie Vorgaben, daß sie nur 
polnisch verständen, obschon die Zähler und andere Zeugen festgestellt 
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hatten, daß sie ausgezeichnet litauisch oder weißrussisch sprachen. Sehr viele 
von ihnen haben sich früher selbst Litauer oder Weißrussen genannt, als 
ihnen keine Kontrollgefahr seitens der machtliabendon Polen drohte. 

Unter diesen Umständen könnte man die wahren Daten der Nationalitäten¬ 
statistik sowohl in Wilna als auch in der Provinz selbst dann nicht erhalten, 
wenn sogar ganz unparteiische Beamten die Ausführung der Volkszählung 
in die Hand nehmen würden. 

Wilna, den 19. März 1916. 

(gez.) A. Smetona, A. Stulginskis, A. Janulaitis, M. Birziska, P. Gaidelionis,. 
J. Vileisis, Ö. Landsbergis, A. I&muidzinavicius, J. Öernas. 
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Nr. III. 

Die Bestrebungen der Litauer in der Gegenwart*) 

(Zusammen mit Nr. I an den Herrn Oberbefehlshaber Ost gerichtet) 

Nachdem die Litauer in der zweiten Hälfte des 19.-Jahrhunderts aus 
tiefem Nationalschlaf (im weistesten Sinne des Wortes) erwacht waren und 
etliche Jahrzehnte unter außergewöhnlich schweren Umständen um ihre 
selbständige Kultur gekämpft hatten, wobei sie auf Grund ihrer ruhm¬ 
reichen Vergangenheit und der Freiheit zuliebe für sich gleiche Rechte, 
wie andere Völker, die schon vom Sklavenjoch befreit waren, gefordert 
hatten, äußerten sie in diesem Kampfe ihr individuelles Leben in solchem 
Grade, daß die Wiedergeburt klar und unzweifelhaft schien und die Be¬ 
wegung in keiner Weise mehr zum Halten gebracht werden konnte. Sie 
verstehen es heute durchaus, daß die Entwicklung der nationalen Kultur 
des litauischen Volkes und seine Freiheit nur daun erhalten werden können, 
wenn ihnen im eigenen Lande, das sie seit uralten Zeiten bewohnen, die 
Rechte selbständiger Bürger zuorkannt und so gewährleistet werden, daß 
auch die anderen Länder sie zu achten verpflichtet sind. 

Heute ist es den Litauern klar, daß, falls es Litauen bestimmt ist, eu 
freies Land zu werden, die Stunde seiner Befreiung jetzt geschlagen hat 
nachdem der Weltkrieg angebrochen ist und die in gegenseitigem Kampfe 
stehenden Großmächte, einige zu Anfang des Krieges, andere im Laufe 
des Krieges, erklärt haben, daß sie unter anderem den Krieg führen, um 
die bedrückten Völker zu befreien. Außerdem wünschen die neutralen 
Länder, sowohl die großen wie die kleinen, die mit Ungeduld dasEnde des unheil¬ 
vollen Krieges erwarten, daß er so beendigt werde, daß später ein fester 
Friede eintrete, der nicht mehl* durch Kampf zwischen den unterjochten 
Völkern und ihren Bedrückern gestört werde und daß in Zukunft kein 
Grund zu einem neuen Kriege entstehe, unter dem auch die andern 
unschuldigen Völker leiden, vor allem aber die unterjochten Völker, die 
den kämpfenden Staaten zum blinden Werkzeug dienen. 

Daraus kann man vermuten, daß die kämpfenden Mächte beim Friedens¬ 
schluß sich nicht allein auf die Gewalt ihrer Waffen stützen sondern auch 
die Grundsätze der Menschlichkeit berücksichtigen werden, besonders dann, 
wenn die Rede auf das Schicksal der unterjochten und imbewaffneten 
Nationalitäten kommt. 

In dieser Voraussicht erachten es die Litauer im jetzigen Augenblick • 
flu notwendig, ihre eigenartige nationale Lage, ihre eigenartigen, von 
anderen Völkern abweichenden nationalen Bestrebungen, besonders die 
Eigentümlichkeiten des Landes auseinanderzusetzen. 

•) Dieses Dokument enthält gegenüber dem ursprünglichen Text einige stilistische 
Abänderungen. 
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Weil es den Litauern am Herzen liegt, ihre Muttersprache, ihre 
nationale, geistige wie materielle Kultur, die in die graue Vergangenheit 
zurüokreiclit, zu erhalten und weiter zu entwickeln, ist es erforderlich, daß 
das ganze von ihnen innegehabte Land, welches in administrativer Hinsicht 
zerrissen war, zu einem einheitlichen, politischen Territorium vereinigt werde. 

Nach der russischen Einteilung besteht dieses Territorium aus dem 
Gouvernement Kowno, aus mindestens drei Vierteln des Gouvernements 
Suwalki mit der Stadt Suwalki, aus- mindestens dem halben Gouvernement 
Wilna, und zwar den Kreisen Traken (Troki), Swenzjany, Wilna, aus 
mindestens der Hälfte des Kreises Lida und einem Drittel des Kreises 
Oschmiana, aus einem Teile des Gouvernements Grodno, einem Teil von 
Kurland mit der Stadt Polangen. Der östliche Teil des Gebietes von Wilna, 
in der Form eines Dreiecks, war noch vor einigen Jahrzehnten litauisch, 
die Bevölkerung spricht heute meistens weißrussisch; Wilna befindet sich 
also in einem Landstrich, in dem die Bevölkerung gemischtsprachig ist. 
Aber nie und auf keine Weise werden die Litauer auf dieses Territorium 
verzichten wollen. Obwohl die Bevölkerung um Wilna weißrussisch oder 
auch polnisch spricht, so ist sie doch nicht verschieden von derjenigen, die 
litauisch spricht: man trifft dieselben Melodien der Volkslieder, dieselben 
Märchen, Sitten, dieselbe Religion, Tracht, Vergangenheit, denselben Stamm 
und schließlich dasselbe äußere Aussehen. Wilna war die Hauptstadt des 
ehemaligen Litauischen Staates, von wo aus sich die Idee des selbständigen 
Landes entwickelt hatte: darum ist diese Stadt den Litauern wegen ihrer 
Vergangenheit teuer. Auch heute ist Wilna die größte Stadt Litauens, 
von wo die Idee der Wiedergeburt des Litauertums ausgegangen ist, wo 
sich der Gedanke des kulturellen Lebens bildete und entwickelte. Außerdem 
war und ist Wilna das Zentrum der Litauer in kirchlicher Hinsicht. Zur 
Wilnaer Diözese gehörte seit Einführung des Christentums bis vor einigen 
Jahrzehnten der größte Teil des Gouvernements Suwalki (die Kreise 
Mariampol, Wilkowiscliki, Seiny, Kalwarien und Augustowo) und ein 
Teil vom Gouvernement Kowno (Kreis Wilkomir, No wo- Alexandrowsk, 
Ponewiesch). Fast alle Kirchen. Wilnas sind auf litauische Kosten und von 
Litauern gebaut worden. Daß Wilna in jeder Hinsicht als Litauens Zentrum 
gilt, beweist der schon oben erwähnte Seimas (Volksrat), der nirgend 
anderswo als in Wilna 1905 von Litauern zusammenberufen wurde. 

Das vielleicht kommende Litauen, als ein in wirtschaftlicher Hinsicht 
selbständiges Land, das sich an die Küste des Baltischen Meeres anlehnt, 
muß unbedingt einen Handelshafen an diesem Meere besitzen, sonst kann 
das Land in wirtschaftlicher Beziehung nicht imabhängig von andern sein. 

Indem die Litauer in ihren Bestrebungen nach einem politisch selb¬ 
ständigen Leben alle Volksschichten umfassen und ihre eigenartige Kultur, 
die sie von anderen Bewohnern des Landes scheidet, zugrunde legen, stellen 
sie sich ihr künftiges Land auf demokratischer Grundlage errichtet vor, 
mit demokratischer Volksvertretung, mit einem Landtage in Wilna, zu dem 
die Volksvertreter in allgemeiner, gleicher, direkter und geheimer Wahl 
gewählt werden. 

Indem die Litauer nach der Selbständigkeit ihres Landes streben, be¬ 
kämpfen sie auch jene Richtung, die Litauen als Provinz des etwa kommenden 
Polenreiches ansehen möchte, und wünschen keinerlei Beziehungen zu dem 
Polenreiche zu haben, die das wirtschaftliche Leben und die nationale 
Kultur der Litauer nur gefährden würden. Die Litauer halten es mit dem 
Grundsätze der nationalen Freiheit für nicht vereinbar, wenn man ihr Land 
als die unterdrückte Provinz irgendeines Staates oder als Kolonisations- 
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gebiet, das durch eine eiugoführte Bevölkerung überschwemmt wird, be¬ 
trachtet werde. 

Der feste Grund des vielleicht kommenden demokratischen Litauen ist 
die national-litauische Kultur, die mit den von den Ahnen ererbten Ueber- 
lieferungen in engster Verbindung steht. Darum ist es durchaus gerecht¬ 
fertigt, daß die öffentliche Landessprache die litauische sein muß. Dabei 
sei bemerkt, daß durch Gesetze auch die Rechte der nationalen Minderheiten, 
d. h. ihre Sprache, ihre Religion und Bildung in jeder Hinsicht gewähr¬ 
leistet werden müssen. 

In kirchlicher Hinsicht muß Litauen ebenfalls von anderen Ländern 
unabhängig sein. Darum muß es einen Erzbischof-Primas von Litauen 
geben, dem alle Diözesen des Landes zu unterstellen sind und der mit 
Rom unmittelbare Beziehungen unterhält. 

Da die Litauer auf solche Weise die nationale Freiheit in den oben¬ 
erwähnten territorialen Grenzen als ihr Ziel verfolgen und sich von fremden, 
ihre wirtschaftliche und überhaupt kulturelle Entwicklung hemmenden Ein¬ 
flüssen befreien wollen, so empfehlen sie ihr Schicksal den Staaten, die 
eine Möglichkeit zur Erlangung des Rechts auf nationale Selbstbestimmung, 
und zwar: eigene Gesetzgebung, eigene Landesverwaltung, eigenes Gerichts¬ 
wesen, nationale Schule und Selbständigkeit in Wirtschafts- und Handels¬ 
fragen, geben werden, sozusagen des Rechts, sich in die Zahl der anderen 
Völker mit bestimmtem, individuellem Gepräge einzureihen. 

Wilna, 10. VI. 1916. 

(Gez.) Dr. J. Basanaviöius Dr. Stankevicius S. Kairys 
A. Janulaitis A. Stulginskis Dr. Josef.Baksys A. Smetona 

M. Birziska P. Klimas Dr. J. Öaulys J. Vileisis P. Dogelis 
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Nr. IV. 

Hilferuf an den Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika 

An deh Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika 
Mr. Woodrow Wilson 

Washington. 

Gemeinsamer Text der Vertreter der unterdrückten Völker Ruß¬ 
lands: 

In dringender Not wenden wir uns an Sie, Herr Präsident, als an einen 
Vorkämpfer für Humanität imd Gerechtigkeit, und durch Sie an alle 
Menschenfreunde, um Sie wissen zu lassen, welch schweres Schicksal unsere 
Volks- und Glaubensgenossen durch Rußlands Verschulden ertragen müssen. — 
Wir wenden uns durch Sie, Herr Präsident, auch an Rußlands Verbündete, 
denn wir wissen, daß auch sie in ihrer Freiheitsliebe und ihrem Rechts¬ 
gefühl unsere Leiden imerträglich finden werden. 

Wir Angehörigen der fremdstämmigen Nationen und Religionsgemein¬ 
schaften Rußlands klagen die russische Regierung vor der gesamten 
zivilisierten Welt an und rufen um Hilfe, um Schutz vor Vernichtung! 

Der Text über Litauen lautet, wie folgt: 

Das einst so mächtige Volk der Litauer, das zwischen dem Osten und 
Westen Europas ein weites, starkes Reich aufgebaut hatte und jahrhunderte¬ 
lang selbständig die Existenz dieses Reiches und seine eigenartige 
Kultur imd Sprache bewahrt hat, geriet doch schließlich zusammen mit den 
Nachbarländern, deren Vergangenheit vieles Gemeinsame mit ihm hat, unter 
die Herrschaft des größeren Rußlands. Für ihre Heimat, die alle Anzeichen 
eines individuellen Staatswesens dabei verloren hat, haben nun die denkbar 
schwersten Tage angehoben. Das von Litauern bewohnte Territorium wurde 
allmählich durch ein hierzu geschaffenes Verwaltungssystem zerstückelt, 
damit es seine einheitlich nationale Grenze einbüße. Das von alters her in 
Litauen und seinen nächsten Nachbarstaaten gebräuchliche „Lietuvos 
Statutas“ (Statut Litauens), ein Vermächtnis der Vorfahren, wurde nicht 
nur den veränderten Verhältnissen dieses Landes nicht angepaßt, sondern 
einfach durch einen ihm fremden russischen Gesetzes-Kodex ersetzt, das 
litauische Gewohnheitsrecht imd litauische Sitten wurden geschmälert und 
erniedrigt, die Religions- und Gewissensfreiheit aufgehoben. Es wurden 
Leute mit Gewalt gezwungen, zu der ihnen fremden orthodoxen Küche 
überzutreten; die Erchenländereien der 'Katholiken, TJnierten und Pro¬ 
testanten wurden zugunsten der orthodoxen Kirche konfisziert. Der Land¬ 
wirtschaftsbetrieb der Bürger Litauens ging mit Riesenschritten zurück. 
Zu diesem Zweck bediente sich die russische Regierung verschiedener 
Zwangsmittel: sie erließ Gesetze, laut welchen Katholiken und Landes- 
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ansässigen überhaupt erschwert und verboten wurde, Land durch Kauf oder 
sonstwie zu erwerben. Aiif Staatskosten wurden bis zur neusten Zeit land¬ 
wirtschaftliche Anwesen angekauft und unter russische Kolonisten auf¬ 
geteilt. — Hunderttausende von Litauern mußten trotz ihres Fleißes dk- 
Keirnat verlassen und in die Fremde, hauptsächlich nach Amerika, aus- 
wandern. Nicht genug damit, wurde, um das Land schneller herunterzn- 
bringen, der Differentialtarif eingeführt, wobei das von Russen bewohnte 
Territorium bevorzugt wurde. 

Mehrere Jahrzehnte hindurch war es aufs strengsto verboten, litauiscLe 
Schriften zu drucken, und das nicht nur innerhalb des Russeureiches — 
Strafe traf auch diejenigen, welche sich unterfingen, aus dem Auslande 
eingeführte Gebetbücher in litauischer Sprache zu benutzen. Das Verbot 
des litauischen Sprachgebrauches galt für alle öffentlichen Institutionen, für 
die Schulen, für das Gericht sowie für die Verwaltung, auch war es ver¬ 
boten, Schulen mit litauischer Unterrichtssprache zu gründen. Die gebildeten 
Klassen Litauens durften weder am Gerichts- noch am Schulwesen — auch 
am russischen nicht — teilnehmen. Die Litauer waren auch nicht zu der 
Verwaltung zugelassen. Sehnsüchtig, aber vergebens wartete Litauen bi.- 
zur allerletzten Zeit auf die Selbstverwaltung, um so mehr, da das von 
Russen bewohnte Territorium bereits dieses Recht, wenn auch in beschränktem 
Maße, genoß. Kein Selbstbestimmungsrecht im öffentlichen Leben: weder 
hinsichtlich der Landwirtschaft, noch im Schulwesen, noch in Handelssachen, 
noch in allen Gebieten des übrigen Kulturlebens. Bis zuletzt blieb es den 
Litauern verboten, Agrar- oder Landwirtschaftsbanken zu gründen. In der 
Reichsduma waren die Litauer im Verhältnis zu den Russen nicht ge¬ 
nügend vertreten. 

Auch das Revolutionsjahr 1905 änderte wenig an der traurigen Lage, 
obgleich in diesem Jahre in Wilna eine litauische Konferenz („Seimas“) 
zusammentrat, an welcher Vertreter aller Stände Litauens teilnahmen und 
die Autonomie Litauens forderten. Nach wie vor suchten die Russen ihren 
Wahlspruch zu verwirklichen, welchen sie bei ihrer Ankunft in diesem 
Lande bereits verkündeten „Rasplastatj Litwu“, nämlich Litauens nationale 
und kulturelle Güter zu vernichten. 

Die hier Unterzeichneten, welche sich ani 29. April 1916 versammelt 
haben, bevollmächtigen die Herren S.Kairys, J. Saulys und A.&muidzinavicius, 
den obigen Text zu unterzeichnen, um denselben dem „Ausschuß der von 
Rußland unterdrückten Nationen und Konfessionen“ vorzulegen. 

Wilna, den 29. April 1916. 

(Es folgen die Unterschriften:) 

Dr. J. Basanavicius, A. Smetona, 

P. Klimas, Kun. Dogelis, A. Stulginskis, 
M. Birüdska, J. Vileigis. 


Weiter folgt dor gemeinsame Text: 

So frevelt Rußland an uns, seinen eigenen Untertanen. Es hat jegliches 
nationale Leben unterdrückt, es hat unsere lebendige Kultur vergiftet. 
Sittenlosigkeit und Bestechlichkeit hat Rußland an die Stelle von Zucht 
und Ehrlichkeit gesetzt, andersgläubige Religion verfolgt, Aufschwung und 
Bilduugsdrang unterdrückt und die Verdummung seiner eigenen Untertanen 
angestrebt. 
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Jetzt aber, während unsere Brüder für Rußland bluten und sterben 
(die Finnländer sind davon befreit), jetzt hat die russische Regierung ihrer 
Beamtenschaft völlige Freiheit gegeben, um ihre Zerstörungswut an unseren 
Wohnstätten auszulassen. 

Wir beklagen uns nicht über die durch die Kriegsoperationen liervor- 
gerufenetL Schäden. Aber wir beklagen uns über die sinnlosen Zerstörungen, 
die aus reiner Lust an Raub und Mord und auf direkten Befehl verübt 
worden sind. Wir beklagen ims über die gemeinen Verdächtigungen eigener 
Untertanen, über das Einkerkern, Verschleppen, Verstoßen in Hunger, Elend 
und Not. Wir beklagen uns über das Hinsiechen und Sterben Tausender 
von Unschuldigen, von Greisen, Frauen uud Bändern. 

Wir-haben nicht vergessen, daß Millionen unserer Stammesgenossen 
sich noch in russischen Händen befinden, daß ihnen der Mund verschlossen 
ist und sie die fürchterlichsten Qualen still dulden müssen. Wir kennen 
auch die Gewohnheit der russischen Regierung, an wehrlosen Verwandten 
imd Stammesangehörigen Rache zu nehmen, wenn sie ihren Haß an denen 
nicht kühlen kann, die die Wahrheit sagen. 

Wir können heute nichts für die Unseren tun. Gott schütze sie! 

Aber wir wissen auch, daß niemand von den Unseren mehr den Ver¬ 
sprechungen der russischen Regierung Glauben schenkt. Nie werden unsere 
Nachkommen das Martyrium vergessen, das Rußland über uns gebracht hat. 
Rußland hat Völker, die ihm zur Pflege anvertraut waren, geknechtet und 
verwahrlost und seine Macht dazu mißbraucht, um seine eigenen Untertanen 
zu martern und unseren Wohlstand auf Generationen hinaus zu vernichten. 

So hat Rußland selbst uns von sich gestoßen! 

Und es wird auch später die Verfolgung unserer Stammesgenossen 
fortsetzen und nicht ruhen, bis das Ziel: die Ausrottung der Fremdvölker 
als Nationen, erreicht ist. 

Darum rufen wir: Helft uns! Schützt uns vor Vernichtung! 


Liga der Fremdvölker Rußlands. 
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Nr. V. 

Deklaration der litauischen Delegierten, 
vorgelegt der dritten Konferenz der „Union der Nationalitäten“ 
in Lausanne 1916. 

Von allen indoeuropäischen Völkern, die die baltischen genannt werden 
und die die Küste des Baltischen Meeres bewohnen, gelang es allein den 
Litauern, im 13. Jahrhundert einen mächtigen Staat zu schaffen. Zu den 
Balten gehörten auch die alten Preußen, welche westlich von den Litauern 
wohnten und im Süden den Masuren benachbart waren. Sie gingen unter 
im Kampfe mit dem Orden der Kreuzritter, und ihre Sprache verschwand 
völlig im 17. Jahrhundert. Ein anderer Zweig der ehemaligen baltischen 
Familie, die Letten, bewohnten das Land nördlich von Litauen, die gegen¬ 
wärtigen Gouvernements Kurland, Livland und Witebsk. Er wurde schon 
im 13. Jahrhundert durch die Schwertbrüder unterworfen. Trotzdem bewahrte 
er seine Individualität und versuchte eine nationale Kultur zu entwickeln 
und das Leben eines zivilisierten Volkes zu führen. Im Süden des gegen¬ 
wärtigen ethnographischen Litauens, im Gouvernement Grodno, wohnte ein 
kriegerischer litauischer Stamm, die Jadwinger, welche ebenfalls untergingen, 
und zwar in Kämpfen mit den Russen und Polen. Zum Teil endeten sie 
durchs Schwert, zum Teil gingen sie im Slawentum auf. 

Wie oben gesagt, sind es unter allen diesen Völkern die Litauer allein 
gewesen, die einen Staat geschaffen haben. Bei der Verteidigung gegen 
die tatarischen Horden und gegen die Russen und Polen eroberten sie 
mehrere slawische Länder, so 'diejenigen der Weißrussen und Ruthenen. 
Obwohl Litauen sehr mächtig war, da es sich vom Baltischen bis zum 
Schwarzen Meer erstreckte, Heß es einen Teil seiner Volksgenossen unter 
der Herrschaft des Deutschen Ordens. Diese wurden in der Folge Angehörige 
des preußischen Königreiches und wohnten zu beiden Seiten des Memel¬ 
stromes bis zu seiner Mündung ins Kurische Haff. Obwohl sie ihre Sitten 
und Sprache bewahrt haben, vermochten sie einen genügenden Widerstand 
gegen die Germanisation nicht zu leisten. 

Litauen führte beständig Krieg mit den beiden Deutschen Orden, welche 
unter dem Vorwände, das Christentum zu verbreiten, ihm ihre Herrschaft 
aufzwingen wollten. Im 14. Jahrhundert nahm es die katholische Religion 
von den Polen an, welche dem Großfürsten Litauens mit der Hand ihrer 
Königin die Königskrone anboten. Aber Jagiello, welcher auf diese Weise 
König von Polen wurde, versprach dafür, Litauen Polen einzuverleiben. 
Indessen wurden die Beziehungen der beiden Länder bald weniger enge, 
so daß nur noch eine Personalunion und auch diese nur zeitweilig bestand. 

Währenddessen entfaltete sich das Großfürstentum Moskau in einer 
Weise, die für Litauen, das einen großen Teil der ruthenischen Nation 
unter seiner Herrschaft hielt und nun oft Kriege mit Moskau zu führen 
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hatte, bedrohlich wurde. Als sich schließlich Litauen im 16. Jahrhundert 
zum Schutze Livlands im Kriege mit der mächtigen moskowitisclien Macht 
befand, hielten die Polen den Augenblick für gekommen, um Litauen zu 
zwingen, mit ihm die unheilvolle Lubliner Union zu schließen, die trotz 
des Widerstandes des litauischen Hochadels: der Pürsten Radziwill, Chotkiewicz, 
Wolowicz und anderer im Jahre 1569 in Lublin unterzeichnet wurde. Seit 
jener Zeit hatten beide Länder denselben Herrscher und eine gemeinsame 
gesetzgebende Körperschaft. Doch behielt jedes Land seinen Namen, seine 
Gesetze, seine Verwaltung, seine Gerichte, seine Finanzen und sein Heer. 
Indessen erlangten die Polen die Majorität in den gesetzgebenden Körper¬ 
schaften, nachdem die Zahl der litauischen Vertreter u$id Senatoren mit 
Gewalt vermindert waren. 

In derselben Epoche kam der Gedanke der Reformation auch nach 
dem katholischen Litauen. Aus dem Kampf der Katholiken mit den Pro¬ 
testanten wurde eine religiöse Literatur in litauischer Sprache geboren. 
Die beiden einander gegenüberstehenden Lager hatten in ihren Reihen 
markante Persönlichkeiten; die Protestanten den Fürsten Radziwill, dia 
Katholiken den Fürsten Giedraitis. 

Trotz der Union mit* Polen hörte die moskowitische Gefahr nicht auf, 
Litauen zu bedrohen und das geistige Leben der Nation zu beeinträchtigen. 
Es gab nur wenige Schriftsteller, wie z. B. Konstantin Szirwydas S. J., die 
das nationale Bewußtsein durch eine litauische Literatur belebten. Dieser 
Tiefstand des nationalen geistigen Lebens währte bis zum Ende des 18. Jahr¬ 
hunderts. In diese Zeit fallen einzig die Werke des Dichters des preußischen 
Litauens, Christian Duonelaitis v welcher mit viel Talent das Leben und die 
Sitten des litauischen Bauern geschildert hat. 

Inzwischen wurde die Teilung Polens und Litauens vollzogen. Unser 
Vaterland kam zum Teil zu Rußland, zum Teil zu Preußen. Die romantische 
Literatur, die, durch die Universität Wilna gefördert, aus dem litauischen 
Empfinden heraus geboren wurde, erweckte, ungeachtet der polnischen 
Sprache, deren sie sich bediente, die Erinnerung an die glorreiche Ver¬ 
gangenheit Litauens und entzündete den litauischen Patriotismus. Dichter, 
wie Mickiewicz, Schriftsteller, wie Kraszewski, Historiker, wie Narbutt, 
idealisierten das ehemalige Litauen und weckten die Liebe zum Vaterlande. 

In derselben Zeit, als litauische Schriftsteller die polnische Literatur 
bereicherten, erstand auch die litauische Literatur zu neuem Leben. 
Ehemalige Schüler der Wilnaer Universität, wie Sjmon Daukantas und der 
Bischof Walantschus, der Bischof Baronas und viele andere verfaßten wissen¬ 
schaftliche, literarische und politische Schriften in litauischer Sprache. 

Während so die litauische Kultur sich erholte, machte sich die russische 
Regierung mit allem Eifer daran, das ganze Land auf den verschiedensten 
Gebieten zu russifizieren: sie gestaltete die Universität Wilna um, zwang 
den Katholiken den orthodoxen Glauben auf, nahm ihnen Kirchen weg 
und wandelte sie in orthodoxe Gotteshäuser um, beraubte die Kirchen und 
Klöster ihrer Güter, unterdrückte das litauische Statut, das in Litauen seit 
mehreren Jahrhunderten gegolten hatte und ließ es durch den russischen 
Kodex ersetzen, bildete das Gerichtswesen um und setzte russische Richter 
und Beamte aus dem Innern Rußlands ein. 

Im Jahre 1863 fand die unglückliche polnische Erhebung statt, an 
welcher auch Litauen mit seinem Adel, seinem Bürgertum und einem Teil 
seiner Landbevölkerung teilnahm. Es folgten nun allerlei drückende Maß¬ 
nahmen: cfie Güter der Empörer wurden eingezogen, russische Beamte und 
wenig zivilisierte russische Bauern nach Litauen geschickt, die katholische 
Kirche wurde verfolgt, die russische Sprache in allen Schulen eingeführt, 
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die Landessprache untersagt. Aber das Schlimmste war dann im Jahre 
1865 das Verbot der litauischen Presse und die Aufhebung des Rechtes, 
Bücher in litauischer Sprache zu lesen, nicht einmal Gebetbücher aus¬ 
genommen. 

Das öffentliche und private Leben, welches so im russischen Litauen 
unterdrückt wurde, fand einen Ausweg nach dem preußischen Litauen: 
religiöse Bücher ebenso wie Zeitschriften wurden in Tilsit gedruckt. Sie 
wurden dann heimlich in Tausenden von Exemplaren nach dem russischen 
Litauen gebracht und an das Volk abgegeben. In dem Kampfe gegen den 
Schmuggel wandte die russische Regierung die härtesten Maßregeln an: 
Gefängnis, Verschickung nach Sibirien, und zwar nicht bloß gegen die, 
welche an dem Schmuggel beteiligt waren, sondern auch gegen die, welche 
auf diesem Wege Bücher erhielten. Als schließlich der Schmuggel mit 
Schriften einen immer größeren Umfang annahm, sah die russische Regierung 
ein, daß es aussichtslos sei, dagegen anzukämpfen, und gab 1904 die litauische 
Presse wieder frei. 

Während der Zeit der Unterdrückung der litauischen Sprache ver¬ 
suchte die russische Regierung ihren Einfluß auf jede Weise zu stärken; 
sie begünstigte den Uebergang vom Katholizismus zur Orthodoxie, zwang die 
katholischen Schüler iu den Schulen, russisch zu beten und den Katechismus 
und die biblische Geschichte russisch zu lernen. 

Dieser Zwang wurde schließlich den Litauern so unerträglich, daß ihre 
Kinder sich kategorisch weigerten, russisch zu beten, und zwar sowohl in 
den mittleren als auch in den niederen Schulen. Hunderte von Schülern 
wurden daraufhin von dem Unterricht ausgeschlossen. 

Außerdem hat die russische Regierung zu derselben Zeit jeden Land¬ 
erwerb in Litauen seitens der Katholiken zu hindern versucht und ihn 
schließlich ganz untersagt. So erklärt sicli die zahlreiche Auswanderung 
der Litauer nach Amerika. 

Trotz ' dieser fortgesetzten Unterdrückung erwachte das litauische 
Nationalbewußtsein immer mehr. Und als nach dem unglücklichen Kriege 
mit Japan die Revolution ausbrach, nahmen auch die Litauer an ihr teil. 

Alle Klassen der litauischen Bevölkerung und alle Parteien waren ent¬ 
schlossen, der Tyrannei ein Ende zu machen. 1905 fand ein Kongreß in 
Wilna statt, an dem ungefähr 2000 Personen teilnahmen, die einst imm ig 
beschlossen, von der russischen Regierung die politische Autonomie für 
Litauen zu fordern. Diese Forderung wurde natürlich nicht erfüllt. In¬ 
dessen merkte man doch ein Nachlassen des Zwauges in Litauen. Es zeigte 
sich eine gewisse religiöse Toleranz; viele Zeitschriften verschiedenster Art 
erschienen; ebenso entstanden Organisationen mit wirtschaftlichen und 
Unterrichtszwecken; die litauische Sprache wurde in den mittleren und 
niederen Schulen zugelassen. Kaum war aber die Ruhe in Rußland wieder 
eingetreten, da traf die russische Regierung von neuem ungerechte Maß¬ 
nahmen. Das Wahlrecht wurde dermaßen geändert, daß eine litauische 
Bevölkerung von drei Millionen die gleiche Anzahl Abgeordnete wählen 
durfte wie die 200 000 russischen Beamten und Kolonisten in Litauen. 

In solcher Lage befand sich Litauen, als der gegenwärtige Krieg aus¬ 
brach. Es wurde bald zum Schauplatz blutiger Schlachten. In diesem 
riesigen Kampfe hatte Litauen das Unglück, seine Söhne auf beiden Seiten 
kämpfen zu sehen: der Bruder mußte den Bruder töten, der Litauer Ost¬ 
preußens mußte gegen den Litauer aus Rußland kämpfen, sie mußten selber 
das Land ihrer Vorfahren verwüsten, das dem .einen wie dem andern teuer 
war. Am Ende des zweiten Kriegsjahres ist Litauen überschwemmt mit 
-Blut, gequält mit Requisitionen und Plünderungen, zerstört, verbrannt, in 
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Elend versunken. Es wartet auf das Ende des Krieges, von dem es die 
Freiheit erhofft, die ihm gebührt. 

Welches auch immer der Ausgang des Krieges sein wird, die Litauer 
wollen nicht mehr in den Zustand der politischen Sklaverei zurückkehren. 
Die Freiheit Litauens, die freie Entwicklung seiner Kultur, seiner Politik 
und seiner Wirtschaft auf nationalem Boden, das sind die aus den Erfahrungen 
der Vergangenheit geborenen Wünsche der litauischen Parteien. 

Die kämpfenden Mächte haben erklärt, die einen zu Beginn des Krieges, 
die andern in seinem Verlauf, daß sie nicht nur für ihre eigenen Interessen 
kämpften, sondern auch für die Freiheit der unterdrückten Nationen. Außer¬ 
dem haben auch die neutralen Länder bekundet, daß der Friede nicht von 
Bestand sein könne, wenn die unterdrückten Völker ihre gerechten Forde¬ 
rungen nicht erfüllt sehen würden. Mit Rücksicht auf diese Ansichten 
und Versprechungen hat Litauen, wie auch die andern Länder, die sich in 
gleicher Lage befinden, das Recht, zu hoffen, daß sein Schicksal nicht 
bestimmt sein wird durch die Waffen, sondern durch die Prinzipien der 
Humanität, entsprechend den Bedürfnissen des Landes, Prinzipien, welche 
die kriegführenden Mächte selber proklamiert haben. 

Aus diesen Gründen glaubt die litauische Nation mit ihren Traditionen, 
ihrer eigenen Kultur, ihrem nationalen Ideal, ihre Individualität allein unter 
der Bedingung bewahren zu können, daß sie das ihr zukommende Recht 
erhält, auf allen Gebieten des Lebens selber ihr Schicksal zu bestimmen. 
Indem sich das junge Litauen auf die Tatsache beruft, daß es ehemals 
einen unabhängigen Staat gebildet hat, hegt es bei der Beanspruchung 
seiner Rechte nicht die Absicht, das Recht der Selbstbestimmung jener 
Völker zu beeinträchtigen, welche ehemals das Gebiet des Großfürstentums 
Litauen bewohnten, zu denen in erster Reihe die Weißrussen gehören. 
Frei sollen sie ihre Beziehungen zu den benachbarten Ländern regeln. 
Litauen, das in der Vergangenheit so viel Enttäuschung erfahren hat, sieht 
seine Zukunft und seine Freiheit nur in einer völligen und uneingeschränkten 
Unabhängigkeit genügend gesichert und garantiert. 


i 
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Nr. VI. 

Denkschrift zur gegenwärtigen Lage Litauens 

(Au den Herrn Oberbefehlshaber Ost im Juli 1916 gerichtet) 

Es ist nahezu ein volles Jahr vergangen, seitdem das deutsche 
Heer fast das ganze von Litauern bewohnte Gebiet und einen Teil des 
weißrussisehen Territoriums besetzt hält, das heißt das Land, welches 
früher den eigentlichen Kern des litauischen Großfürstentums bildete. 
Nach den Erfahrungen dieser, wenn auch nur kurzen Zeit, halten es die 
untei’zeichneten litauischen Delegierten für ihre Pflicht, hier einige 
ihrer Beobachtungen über die gegenwärtige Lage Litauens darzulegen, 
die bei den sehr beschränkten Verkehrsverhältnissen allerdings nur ein 
sehr unvollständiges Bild der tatsächlichen Lage geben können und zu¬ 
gleich einige ihrer Wünsche kundzutun, deren Erfüllung nach ihrer 
Meinung die Lage der Bevölkerung erträglich machen und dazu bei¬ 
tragen könnte, daß die Beziehungen zwischen den Litauern und Deut¬ 
schen, welche in letzter Zeit, besonders in den ländlichen Gebieten, sich 
zu verschlechtern begannen, besser würden. 

Als die Deutschen Litauen besetzt hatten, wurde bekanntgegeben, 
daß in den Schulen in der angeborenen Sprache unterrichtet werden 
dürfe. Die Bevölkerung, die sich eigene Schulen sehnlichst wünschte, 
fing an, wo es ihr nur möglich war, solche Schulen zu gründen. Nicht 
überall gab es ausreichende Lehrkräfte, auch hatte man nicht überall 
genügend Mittel für die Unterhaltung der Schulen. So geschah es 
denn oft, daß deutsche Soldaten die Initiative ergriffen und deutsche 
Schulen gründeten. Damit handelten sie jedoch gegen das von der 
deutschen Behörde selber bekanntgegebene Prinzip, nach welchem der 
Unterricht in der Muttersprache der Bevölkerung erteilt werden sollte. 

Die Mehrheit der Litauer sah darin nicht ohne Grund einen An¬ 
griff der neuen Regierung auf ihre angeborene Sprache und den Ver¬ 
such, Litauen zu entnationalisieren. Daher wurde die litauische Be¬ 
völkerung gleichgültig gegen diese Art von Schulen und hörte auf, ihre 
Kinder in dieselben zu schicken. Und wenn sie das noch irgendwo tat, 
so geschah das aus Furcht vor einer Bestrafung. Eine Androhung einer 
solchen ist im Kownoer und Suwalker Bezirk auch "erfolgt. 

Zudem hat die Behörde selber an verschiedenen Stellen der dor¬ 
tigen Bevölkerung die Gründung der Schulen erschwert. So geschah 
es in Telschen im Kownoer Bezirk. Dort wünschten die Litauer ein 
Gymnasium zu gründen und reichten ein dahinzielendes Gesuch ein. 
Sie blieben, jedoch ohne jede Antwort. In Wilkowischki im Suwalker 
Bezirk dagegen wurde von den Deutschen selber eine Schule mit meh¬ 
reren Klassen gegründet, in welchen nur deutsch unterrichtet wurde. 
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Än manchen Orten zeigte sich hei den Deutschen gar die Tendenz, 
polnische Schulen einzurichten. Wo das nicht gelang, wurden deut¬ 
sche Schulen gegründet. So geschah es in Warenen (Orany) im Wil- 
naer Bezirk, im Traker Kreise. Hier wurde zuerst eine deutsche 
Schule eröffnet, in welcher etwa 80 Schüler Aufnahme fanden. Es 
unterrichtete ein Soldat. Nach kurzer Zeit blieben die Schüler der 
Schule fern, etwa 10 ausgenommen. Nun wurde die Gründung einer 
litauischen Schule gestattet. Aus der ersten Schule wurde jedoch 
eine polnisch-deutsche gemacht, trotzdem die ganze Umgebung von 
Warena eine rein litauische ist. Die Erfahrungen mit den Schulen 
zeigten deutlich, daß im'Osten Litauens die Sympathien der unteren 
deutschen Beamten bisher durchaus auf ' Seite der Polonisatorcn 
standen. Die Litauer kennen nicht einen Fall, nach welchem letzte¬ 
ren verboten worden wäre, in litauischen Gegenden polnische Schulen 
zu eröffnen, dagegen sind an verschiedenen Orten ebenfalls in litaui¬ 
schen Gegenden (im Wilnaer Bezirk, Kreis Traken) bei den litauischen 
Geistlichen offiziell angefragt worden, warum sie nicht polnische 
Schulen gründeten. Den Polonisatoren halfen in ihrer Tätigkeit auf 
dem Gebiete des Unterrichts besonders die deutschen Gendarmen, wie 
es scheint, Polen aus Posen. 

Es ist unmöglich, zu verschweigen, wie unglaublich zuweilen deut¬ 
sche Beamte mit den litauischen Lehrern umgegangen sind, zum Bei¬ 
spiel ereignete es sich in Mariampol im Suwalker Bezirk, daß der 
Schulinspektor, wohl Bimkus mit Namen, die Lehrerin Fräulein Drau- 
gelis in der Gegenwart anderer Lehrer und Beamten mehreremal ins 
Gesicht schlug, weil sie sich verbeten hatte, von ihm beschimpft zu 
werden. Solch eine Behandlung hatten die Litauer nicht einmal von 
den russischen Beamten erfahren. 

Zweifellos kann man der Mehrzahl der deutschen Beamten eine 
solche, wie die erwähnte Art des Benehmens nicht' vorwerfen, doch 
ist es wohl nötig, darauf hinzuweisen, daß, wenn auch nur einzelne 
Beamte sich ein solches zuschulden kommen lassen, das Gemüt der 
Bevölkerung sehr davon erregt wird, so daß die Beziehungen zwischen 
Deutschen und Litauern sich verschlimmern müssen und im Wieder¬ 
holungsfälle sehr bedauerliche Folgen entstehen können. 

Die litauischen Bildungsvereine, welche vorher im ganzen Litauen 
tätig gewesen sind, wurden in ihrem Wirken gehindert und beschränkt. 
Sie dürfen nunmehr nur gesondert als Ortsvereine in den verschiedenen 
Gegenden ihren Zwecken nachstreben. Weil sie aber keine Beziehungen 
untereinander aufrecht erhalten können, vermögen sie nur sehr wenig 
zu erreichen. 

Es fehlt den Schulen, abgesehen von Lehrkräften, auch an Lehr¬ 
büchern, weil die Zensur ihre Verbreitung hindert. Im vorigen Herbst 
sind in Wilna verschiedene neue Schulbücher erschienen, aber die Zen¬ 
sur hat bisher aus unbekannten Gründen diese nicht freigegeben, trotz¬ 
dem sich in ihnen nichts findet, was aus militärischen und politischen 
Gründen verboten werden müßte. 

Was von den,Bildungsvereinen gesagt ist, das gilt auch von den 
Wohltätigkeits-, Wirtsehafts- und anderen Vereinen, die in ganz Li¬ 
tauen vor der Besetzung durch die Deutschen tätig gewesen sind. Nun 
ist ihre Wirksamkeit auf einzelne Städte und Ortschaften beschränkt. 
Aber auch so ist die Erfüllung der Vereinszwecke fast unmöglich, weil 




<Ier notwendige Verkehr zwischen den Organen der einzelnen Vereine 
sehr erschwert ist. Man muß Wochen, zuweilen monatelang warten, 
bis von der Behörde die Erlaubnis erteilt wird, zum Beispiel von Wilna 
nach Schaulen zu fahren. Darum ist das Gemeinschaftsleben der Li¬ 
tauer fast völlig gelähmt. 

Trotzdem in Litauen, im Kownoer, Suwalker und Wilnaer Bezirk 
die Zahl der Litauer CO—70 v. H. aller Einwohner erreicht, ist doch 
der litauischen Sprache der ihr gebührende Platz als . Landessprache 
nicht eingeräumt. Besonders wird sie im östlichen Litauen ignoriert. 
Allerdings ist in der letzten Zeit die Bemühung des Obost zu merken, 
sie mehr zu berücksichtigen. In den öffentlichen Bekanntmachungen 
folgt auf die deutsche Sprache die litauische und dann die polnische 
(vorher w 7 ar’s umgekehrt), aber in den Angelegenheiten des täglichen 
Lebens: in örtlichen Verordnungen, Befehlen, in dem Verkehr mit der 
deutschen Behörde und den deutschen Beamten herrscht die polnische 
Sprache vor. 

Um sich mit den Bewohnern zu verständigen, werden in Litauen 
seitens der Deutschen meistens polnische Soldaten herangezogen. Nur 
wenige preußische Litauer kommen auf hundert Polen aus Posen und 
Westpreußen. So muß der Litauer, der nicht polnisch kann, sich sehr 
oft einen Dolmetscher besorgen, der sich mit den offiziellen polnisch¬ 
deutschen Dolmetscher zu verständigen vermag. Solche Uihstände för¬ 
dern die polnische und beeinträchtigen die litauische Sprache. Wie 
tief die Litauer diesen Zustand empfinden, geht auch daraus hervor, 
daß sie, befragt über die eine oder andere Angelegenheit, das eine oder 
andere Ereignis, sagen: das war damals, als die Polen in Kowno und 
Wilna nach der Einnahme durch die Deutschen die .Herrschaft an¬ 
tra ten. 

Die Polen, Juden und Weißrussen haben wenigstens je eine eigene 
Zeitschrift, während die Litauer, deren Presse vorher vielmehr als die 
der anderen Nationen in Litauen verbreitet war, kein einziges Blatt 
haben, seitdem die Deutschen das Land besetzt halten. Wohl erscheint 
in Kowno die von Rittmeister Steputat herausgegebene Dabartis, aber 
sie steht weit ab von den litauischen Angelegenheiten, berührt sie kaum 
und geht nicht ein auf sie. Die Litauer sehen in der Dabartis darum 
auch nicht ihr Organ. 

Bisher gibt es auch noch keine Zensoren, um litauische Schriften, 
z. B. Theaterstücke, zu prüfen. Während die Polen und Juden fortge¬ 
setzt Aufführungen und Abende z. B. in Wilna veranstalten, müssen 
die Litauer wochenlang und zuweilen noch länger warten, damit ihr 
Stück, zu dem sie sich vorbereitet haben, von der Zensur gestattet 
würde, und verzichten schließlich auf die Aufführung. 

Die deutschen Soldaten behandeln die Bevölkerung oft in ganz un¬ 
beschreiblicher Weise. Wenn sie sie zwingen, in Dörfern und auf Gü¬ 
tern Frondienste zu leisten, wenden sie nicht selten die Nagaika und 
Ruten an, zuweilen nehmen sie auch keine Rücksichten auf die kirch¬ 
lichen Feste. So wurden z. B. am ersten Osterfeiertage die Bewohner 
einer Gegend gezwungen, den Juden des Städtchens Alunta (Owanta) 
Branntwein zu fahren. Die Gendarmen verlangen von der Ortsbevöl¬ 
kerung, daß sic ehrerbietig6t grüßen. Die Leute erfüllen wohl aus 
Furcht diese Forderung, doch erweckt dieselbe in ihnen ein sehr leb¬ 
haftes Rachcgefühl. 
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Ebensowenig: wird der Besitz der Bevölkerung geschont, besonders 
in Orten nahe der Front. Nicht selten nimmt man den Leuten die letzte 
Kuh, den Kindern das letzte Krüglein Milch weg. In Slabada, dein 
Vororte von Kowno, wurde z. B. am Sonnabend vor dem Osterfeste den 
Leuten alles genommen, was sic sich als Festessen zu bereitet hatten. 
Der notwendigen Requisitionen wegen grollen die Litauer nicht, aber 
sie fühlen sich sehr geschädigt, wenn ihnen ihre Habe genommen wird, 
ohne irgendeine Bescheinigung darüber zu erhalten, oder wenn nichts¬ 
sagende Zettel hinterlassen werden. Und solcher Vorfälle gibt cs sehr 
viele. 

Den Litauern, die sich der unglücklichen Verschleppten aus Preu¬ 
ßen angenommen hatten, als deren Heimat von den Kosaken vernich¬ 
tet worden war, die die Menschen töteten, Frauen schändeten, andere 
halbnackt und hungrig ins Innere Rußlands führten, diesen Litauern 
war es besonders sclimerzlich zu hören, daß deutsche Soldaten im 
vorigen Herbste sich ähnlich in Litauen verhalten haben nahe an der 
Front, besonders in der Gegend von Schwentschoncn (Swienciany). 
Wie dort die amtierenden Geistlichen berichten, ist die Mehrzahl der 
Bewohner vertrieben worden, ihre Häuser sind verbrannt, ihre Habe 
geraubt. Greise, Frauen und Kinder mußten plötzlich ihre Wohnungen 
verlassen, so bei Tweretsehen und Adutischkcu; viele Kinder, verschie¬ 
dene schwangere Frauen und Greise sind unterwegs vor Hunger und 
Kälte gestorben. Und wenn im allgemeinen auch anerkannt wird, daß 
die deutschen Soldaten den Frauen gegenüber mehr Zucht bewahrten, 
als die Russen, so gibt es doch an verschiedenen Orten lebhafte Klagen 
darüber, daß deutsche Soldaten Frauen und Mädchen geschändet und 
ihre Männer mit Schlägen und Androhung des Todes gehindert haben,, 
jene davor zu bewahren. 

Im allgemeinen hatte die litauische Bevölkerung die Deutschen 
ruhig und ohne Voreingenommenheit, an manchen Orten sogar mit 
Sympathie aufgenommen, aber später wandelte sich ihre Stimmung: 
aus den oben angeführten Gründen. Die gegenwärtigen Beziehungen 
sind durchaus keine guten und an manchen Orten sogar sehr gespannt- 

Außer den hier erwähnten die Einwohner näher und unmittelbar 
berührenden Umständen, tragen zur Verschlechterung der Beziehungen 
auch Maßnahmen mehr allgemeinen Charakters bei, so besonders dic- 
wirtschaftliche Ausbeutung Litauens, die Ausholzung seiner Wäl¬ 
der usw. 

Um die hier erwähnten Mißstäude abzustellen und die Beziehungen, 
zwischen den Litauern und Deutschen zu bessern, müßten nach der 
Meinung der Unterzeichneten gewisse grundsätzliche Aenderungen im 
Verwaljtungssystcm Litauens getroffen werden, soweit es die militä¬ 
rischen Erfordernisse gestatten. 

Was den Unbeteiligten zunächst ins Auge fällt, ist die Tatsache,, 
daß Litauen in verschiedene gesonderte Bezirke eingeteilt ist, welche 
der straffen von einem Zentrum ausgehenden Verwaltung entbehren, 
die von bestimmten den Bedürfnissen des Gesamtgebietes angepaßten 
einheitlichen Prinzipien geleitet wird. Litauen ermangelt jetzt durch¬ 
aus jener Bedingungen, die eine Existenz der Bevölkerung ermöglichen,, 
welche über ein bloßes Vegetieren des einzelnen in isolierten Bezirken 
oder Kreisen hinausgeht. Der Verkehr ist nicht nur zwischen den ein¬ 
zelnen Verwaltungsgebieten, sondern auch zwischen .einzelnen Krei¬ 
sen sehr erschwert und gehindert. 
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.Daher erscheint eine Zentralisation der Zivilvcrwaltuug in Litauen, 
wenigstens in der Form eines Generalgouvernements, wie es in Polen 
1 'orr.its besteht, dringend erforderlich. So lange es eine solche Zentrali¬ 
sation nicht gibt. Weiht das öffentliche Leben gelähmt, und weder die 
BiUlungs-, noch Wohltätigkeits- und andere Kultur- und Wirtschafts- 
Vereine können in Tätigkeit treten. Hierin aber empfindet die Bevölke¬ 
rung Litauens eine Reduzierung ihrer Existenz auf ein Mindestmaß, dal! 
sehr weit unter dem gewohnten Zustande zurück bleibt. Ohne diese 
Zentralisation ist eine Erleichterung des Verkehrs unmöglich, und die 
rfescuraiiKung liegt wie eine schwere Last auf dem Leben Litauens. 

Gleichzeitig mit der Zentralisation der Verwaltung wäre notwen¬ 
dig, daß allen Bildungs-, Wohltätigkeits- und anderen Kultur- und 
Wirtschaftsvereinen gestattet würde, in den alten Grenzen ihrer Be¬ 
tätigung innerhalb des gesamten Litauens zu wirken, daß ferner ihre 
Vertreter mit den Einrichtungen und Zweigen der Vereine verkehren 
dürften, die durchs ganze Land zerstreut sind. 

Eine der wichtigsten Ursachen der Spannung zwischen den Li¬ 
tauern und Deutschen war bisher, wie geradezu behauptet werden darf, 
die, daß es fast gar keinen näheren Kontakt gab zwischen der deutschen 
Verwaltung und der litauischen Intelligenz, besonders den Vertretern 
iIrrer Organisationen. Erfahrungsgemäß sind die in Frage stehenden 
Beziehungen dort viel besser, wo es an gewissen Orten einen solchen 
Kontakt gibt. Dort werden Gegensätze viel leichter vermieden. 

Die Wünsche der Litauer gehen darum dahin, daß die deutsche 
Behörde, nachdem sie zu den Vertretern der litauischen Organisationen 
in Beziehung getreten ist, im Verkehr mit der Einwohnerschaft von 
dem Rat derselben Gebrauch machen und sich durch diese bezeichnten 
Vermittler bedienen. 

Allgemein gesagt ist es das lebhafteste Verlangen der Litauer, daß 
die deutsche Verwaltung in allen ihren Beziehungen zu der Bevölkerung 
und bei allen Verwaltungsmaßnahmen in Litauen, sei es in Angelegen¬ 
heiten des Unterrichts, sei es in denjenigen des Gerichts oder der Admi¬ 
nistration nicht nur nicht negieren, sondern überall schon jetzt die Prin¬ 
zipien litauischen bürgerlichen Rechts berücksichtigen mögen, wie sic 
das in gewissem Umfange in Polen tut, d. li. z. B. daß die Landes-, also 
die litauische Sprache überall ihre gebührende Stelle erhält. 

Ein wenigstens einigermaßen normales öffentliches Leben ist gegen¬ 
wärtig nicht denkbar ohne die Presse. Das Verbot ihres Schrifttums 
empfinden die Litauer sehr tief und schmerzlich, zumal sie dieses Ver¬ 
bot niemals von den Deutschen gefürchtet hatten. Darum enttäuschte 
dieser Schritt der neuen deutschen Regierung die Litauer in hohem 
Maße und trug wohl am meisten bei zur Verschlimmerung und Span¬ 
nung der Beziehungen zwischen den Litauern und Deutschen. Die Rück¬ 
nahme des Presseverbotes ist wohl jetzt der sehnlichste Wunsch der 
Litauer, ohne dessen Erfüllung es nutzlos wäre, an andere Vergünsti¬ 
gungen und Besserungen zu denken. Aber mit der Freigabe der Presse 
wäre den Litauern wenig geholfen, wenn sie sogleich so eingeengt 
bliebe, daß sie ihre wichtigsten Aufgaben nicht erfüllen könnte, ßs 
wäre darum dringend zu wünschen, daß ihr gestattet würde, soweit dies 
das militärische Interesse und die Forderungen des Burgfriedens zu¬ 
lassen, innerhalb freierer Grenzen über die mannigfaltigen Bedürfnisse 
Litauens zu berichten und daß durch sie die litauische Intelligenz, wie 


ob natürlich ist, auf die Psyche und das Gemüt der Bevölkerung wirke* 
könnte. . 

Gleichzeitig mit der Pressefrage müßte auch die der Zensur gelöst 
werden, damit die Litauer nicht wie bisher wegen Mangels an Zensoren 
an der Herausgabe von Büchern, an theatralischen Aufführungen usw. 
gehindert würden. 

Ebenfalls wäre wünschenswert, daß den Litauern gestattet würde. 
Briefe nicht nur in deutscher, sondern auch in der angeborenen litaui¬ 
schen Sprache zu schreiben, wie die Polen in ihrem Lande ja schon seil 
längerer Zeit mit einander polnisch korespondieren dürfen. Die Un¬ 
kenntnis der deutschen Sprache macht es den Litauern geradezu unmög¬ 
lich. sich der Post zu bedienen. 

•Schließlich gehören zu den Leiden des Krieges jetzt auch die 
polnischen Soldaten, von denen eine Unzahl niedere deutsche Be¬ 
amtenstellen einnimmt. Ganz im Sinne der örtlichen Polonisatoren 
treiben jene panpolonistische Politik, welche die litauische Be¬ 
völkerung erregt und die schon erwähnte Spannung, die ohnehin 
schon stark ist, noch mehr steigert. Wenn diese Soldaten durch 
litauische aus dem preußischen Litauen, welche sich geradezu und 
ohne Vermittler mit der ansässigen Bevölkerung verständigen könn¬ 
ten, ersetzt würden, so würde das von den Litauern sehr freudig 
begrüßt werden. 

gez. A. Smetona. S. Kairys. J. Säulys. 

Im Juli 1916. 
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Nr. VII. 

Seiner Exzellenz dem Herrn Reichskanzler 
Dr. v. Betlimann Hollweg 

Den 16. November 1916. 


Euer Exzellenz 

erlaube ich mir anhegend eine Schilderung der ungemein drückenden 
Lage der Litauer unter deutscher Verwaltung in dem besetzten Gebiet 
ganz gekorsamst mit der Bitte zu unterbreiten. Exzellenz möchte von 
den geschilderten Tatsachen, die allgemein ein richtiges Bild der dorti¬ 
gen Zustände geben — denn ähnliche Schilderungen sind mir von deut¬ 
schen, in Litauen beamteten Militärs wiederholentlich gemacht worden 
— auch geneigtest Kenntnis nehmen und danach Ihre Maßnahmen über 
die weitere Gestaltung der Politik der deutschen Verwaltung in Litauen 
treffen. 

Das litauische Volk ist durch die vielfach verkehrte, das wirtschaft¬ 
liche und kulturelle Leben schädigende, die Persönlichkeit nieder¬ 
drückende, die nationalen Güter der Litauer geradezu ausrottende bis¬ 
herige deutsche Verwaltungspolitik zu tiefem Haß, ja beinahe zur offe¬ 
nen Empörung gegen die dortige Verwaltung aufgestachelt, und wenn 
nicht bald die Verwaltung andere und mildere Formen annimmt, wird 
das Volk, das unter der ärgsten Bedrückung der russischen Verwaltung 
fest und unbeugsam standgehalten hat, das letzte Mittel ergreifen müs¬ 
sen, das ihm zur Verteidigung seiner nationalen Rechte und Ideale 
bleibt. Nicht nur das Interesse des deutschen Heeres, dem ein zur Wut 
aufgestacheltes Volk im gegebenen Falle große Schwierigkeiten be¬ 
reiten kann, sondern besonders die Ehre des deutschen Namens ver¬ 
langt, daß das litauische Volk nicht durch falsche Maßnahmen einiger 
das Vertrauen der deutschen Reicksregierung genießender Persönlich¬ 
keiten zwecklos gequält werde. Aus berufenem Munde ist der Schutz 
der kleinen Nationen seitens Deutschlands verkündigt worden. Bisher 
war man in Deutschland gewöhnt, den Worten unserer Staatsmänner 
auch die Taten folgen zu sehen. Es ließe sich jetzt bereits für größere 
Teile von Litauen eine freiheitlich geliandhabte Selbstverwaltung 
schaffen. 

Im Vertrauen, daß Eure Exzellenz der so sehr ernsten Angelegen¬ 
heit Ihr volles Interesse widmen werden, zeichnet 

Eurer Exzellenz gehorsamster 
Dr. Gaigalat, 

Mitglied des Preußischen Abgeordnetenhauses. 
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Au Seine Exzellenz den Herrn Staatssekretär Dr. Zimmermann. 

Eure Exzellenz! 

Vielleicht ist es unsererseits nicht ganz passend, Ew. Exzellenz Zeit 
in Anspruch zu nehmen, besonders jetzt in dem Augenblick, da Ew. 
Exzellenz zu einem so verantwortungsvollen Amt emporgestiegen sind. 
Die Anteilnahme aber, welche Ew. Exzellenz am Schicksale Litauens 
und des litauischen Volkes der litauischen Abordnung gegenüber, die 
im Sommer d. J., nach dem Lausanner Kongreß, Ew. Exzellenz be¬ 
suchte, bewiesen haben, gibt uns die Hoffnung, daß dieses unser Schrei¬ 
ben günstig aufgenommen werden möge. Außerdem hat sich in allen 
hiesigen Verhältnissen ein derartiger Umschwung vollzogen, daß uns 
ein längeres Schweigen und Zurücktreten der berufenen Vertreter 
Litauens nicht mehr statthaft erscheint. 

Seit unserem Berliner Besuch ist. fast ein halbes Jahr vergangen, 
und in den besetzten Gebieten des Ostens haben sich inzwischen bedeu¬ 
tende Acnderungen vollzogen. Nur in Litauen ist alles beim alten ge¬ 
blieben, ja es hat sich manches sogar, an Früherem gemessen, ver¬ 
schlechtert. So haben die Litauer, um nur einiges herauszugreifen, 
bis heute noch keine eigene Presse, obgleich die Freigabe derselben 
schon mehrere Male versprochen wurde. Das nationale Schulwesen liegt 
verwahrlost darnieder. Der Teil der Intelligenz, der im Lande zurück- 
blieb und in den verschiedenen Unterstützungs- und Volksbildungsan¬ 
stalten im Verein mit der litauischen Geistlichkeit arbeitet, wird in 
seiner Wirksamkeit mehr gehemmt, al9 je zuvor. Die Stimmung in 
den breiten Massen des Volkes wird jeden Tag gedrückter, ja manchen¬ 
orts ganz verzweifelt. 

Die Litauer haben seiner Zeit mit Freude die Worte des deutschen 
Reichskanzlers vernommen, daß die Litauer in Zukunft nicht mehr der 
reaktionären russischen Regierung ausgeliefert werden sollen. In der 
offiziösen Nachschrift zu der Proklamation des Königreichs Polen 
wurde betont, daß über die Zukunft Litauens besonders entschieden 
werden solle und daß dabei die Eigenart des Landes und des litauischen 
Volkes, seine Wünsche und Bestrebungen, volle Berücksichtigung fin¬ 
den sollen. 

Seit dieser letzten Kundgebung ist nun ein voller Monat ver¬ 
strichen. Und je weiter, desto hartnäckiger werden verschiedene au¬ 
geblich aus besten Quellen stammende Gerüchte in Umlauf gesetzt, 
welche entschieden gegen die Interessen des litauischen Volkes gerich¬ 
tet sind und allen erst genannten .Verheißungen zu widersprechen 
scheinen. Es fehlt aber auch nicht an gewissen Anzeichen, die eine 
tiefe Besorgnis bei den Litauern liervorrufen. 
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Es ist ja selbstverständlich, daß alle hier hervorgehobcnen Mo¬ 
mente die Stimmung des litauischen Yolkes aufs schwerste nieder- 
drücken müssen. Um den wahren Sachverhalt zu klären, wäre 
unserer Meinung nach, am besten, wenn Vertreter des litauischen 
Volkes Ew. Exzellenz persönlich ihre Aufwartung machen und 
Ew. Exzellenz die Lage Litauens und Litauens Bedürfnisse vortragen 
könnten. 

Mit der ergebensten Bitte um gnädige und wohlwollende Be¬ 
rücksichtigung dieses unseren Schreibens zeichnen 

Euer Exzellenz treu ergeben 

gez.: Dr. Georg Saulis. A. Smetona. 

Wilna, den 9. Dezember 1916. 
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Nr. IX. 

Auswärtiges Amt Berlin, den 18. Dezember 1916 

A. 33 695 i 
J. Nr. 26222 

Euer Hocliwolilgeboren darf ich den Empfang des gefälligen 
Schreibens vom 9. d. M. mit verbindlichstem Dank bestätigen. Leider 
bin ich wegen Ueberhäufung mit dringenden Dienstgeschäften gegen¬ 
wärtig nicht in der Lage, Sie hier zu empfangen. Sie können aber ver¬ 
sichert sein, daß die Kaiserliche Regierung Litauen nach wie vor reges 
Interesse entgegenbringt. Es wird sich empfehlen, daß Sie Ihre Wün¬ 
sche dem Herrn Oberbefehlshaber Ost unterbreiten. 

gez.: Stumm 

An die 

* Herren Dr. Georg Saulis 
und A. Smetona 
Hoch wol 1 1 geboren 

Wilna 
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Nr. X. 

An die Deutsche Verwaltung Wilna-Suwalki 

Wilna 

Gewisse Ereignisse, welche besonders nach der Proklamierung des 
Königreichs Polen in Warschau stattgefunden haben, und welche seit¬ 
dem auch in Litauen nicht ohne Rückwirkung und Widerhall geblieben 
sind, rufen bei den Litauern Unruhe hervor, und nötigen uns die Endes¬ 
unterzeichneten, der Deutschen Verwaltung folgende Erklärung zu 
unterbreiten. 

Wenn die Proklamierung des Königreichs Polen seiner Zeit in Li¬ 
tauen ganz offen mit Beifall aufgenommen wurde, so war der erste 
Schritt des ins Leben gerufenen provisorischen polnischen Staatsrates 
nur dazu angetan, Befremden und Entrüstung bei dem litauischen 
Volke hervorzurufen. Bekanntlich ist in der ersten von dem gegen¬ 
wärtigen Kronmarsehall Herrn von Niemojewski ausgegangenen offi¬ 
ziellen Kundgebung des provisorischen polnischen Staatsrates unter 
anderm die Rede von der diesem obliegenden historischen Mission, 
welche verlange, daß die Grenzen Polens auf alle von Rußland er¬ 
kämpften und zu Polen vermeintlich gravitierenden Gebiete ausge¬ 
dehnt würden. Von derselben „historischen Mission“ Polens spricht 
auch der am 15. Januar d. J. in Warschau herausgegebene Aufruf des¬ 
selben Staatsratcs an die Polen. 

Von welchen Gebieten hier die Rede ist, ist nicht schwer zu erraten, 
wenn man die ganze polnische Aktion, welche jetzt in Litauen betrie¬ 
ben wird, in Betracht zieht. Wie den Unterzeichneten bekannt ist, 
wurde der genannte Aufruf aus Warschau auch nach verschiedenen 
Orten in Litauen versandt, und es wurde versucht, ihn unter der Be¬ 
völkerung zu verbreiten. 

Das gegenwärtig vom deutschen Heere okkupierte und vom li¬ 
tauischen Volke bewohnte Wilia- und Niemengebiet bildet gerade das 
Kernland, aus dem heraus sich einst das Großfürstentum Litauen em¬ 
porentwickelt hatte. Die Traditionen dieses einst ruhmreichen Staats¬ 
wesens haben sicli bis in die letzten Zeiten hinein lebendig bei den Li¬ 
tauern erhalten und sind auch gegenwärtig nicht ohne Einfluß und 
Wirkung auf die Gestaltung der Zukunftspläne des litauischen Volkes. 

Litauen ist durchaus nicht geneigt, nachdem es ein Joch losgewor¬ 
den ist, ein anderes auf sich zu nehmen, gleichviel ob es ein polnisches 
oder irgendein anderes wäre. Es kann von einer Mission Polens in Li¬ 
tauen schon auch deshalb keine Rede seih, weil das zum nationalen Be¬ 
wußtsein gelangte litauische Volk sich selber reif fühlt, über sein 
Schicksal zu bestimmen, und selber in Wirklichkeit nach eigenem staat¬ 
lichen Dasein strebt. Dieses allein kann Litauen die volle Selbständig¬ 
keit und Entfaltungsmöglichkeit seines nationalen politischen, ökono¬ 
mischen und kulturellen Lebens gewähren. 
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Das litauische Volk weiß sich frei von jeder Neigung zu Ueber- 
griffen gegen die nationalen Rechte seiner Nachbarvölker, beansprucht 
aber ebenso für sich, daß seine nationalen Rechte voll geachtet und nicht 
vergewaltigt werden. 

In Anbetracht dessen sind die Endesunterzeichneten ermächtigt, 
sich im Namen des litauischen Volkes auf das bestimmteste und aufs 
schärfste zu verwahren gegen die oben angeführten haltlosen und den 
Grundsätzen des Selbstbestimmungsrechtes der Völker widersprechen¬ 
den Aspirationen des provisorischen polnischen Staatsrates, vor allem 
aber gegen die annexionistischen Pläne, welche derselbe Staatsrat, sei 
es durch Aufrufe, sei es auf andere Weise, gegen die Interessen und 
Absichten des litauischen Volkes zu verwirklichen sucht. 

Indem wir die obige Erklärung hiermit der Deutschen Verwaltung 
unterbreiten, bitten wir zugleich die Deutsche Verwaltung ergebenst, 
dieselbe auch Seiner Königlichen Hoheit dem Herrn Oberbefehlshaber 
Ost zur Kenntnis bringen zu wollen. 

gez.: Dr. J. Basanavieius 
Arzt A. Domasevieius 
Ing. S. Kairys 
A. Smetona 
Dr. G. Saulis 

Wilna, den 17. Februar 1917. 


/ 




. • * J' ♦ * 


45 


I 


Nr. XI. und XU. 

Zwei Denkschriften über die Nationalitätenverhältnisse und die 
politischen Bestrebungen in Litauen. 


Nr. XI. 

Eine polnische Eingabe 

An Seine Exzellenz den Hcn'n Reichskanzler 

Die Vertreter aller polnischen politischen Richtungen Litauens be¬ 
ehren sich Ew. Exzellenz die anliegende Denkschrift über die zukünf¬ 
tige politische Gestaltung Litauens zu unterbreiten. 

Obwohl die endgültige Entscheidung der Frage Litauens, wie wir 
es wohl verstehen, nur beim Friedensschluß erfolgen kann, doch sind 
wir uns der Tragweite bewußt, die die vorherige Erwägung der Zu¬ 
kunft unserer Heimat durch die Regierungen der Zentralmächte hat. 

Aus der vor einigen Wochen an die litauische Abordnung stattge¬ 
fundenen Aeußerung des Herrn Staatssekretär Zimmermann, konnten 
wir voraussetzen, daß die Frage Litauens durch die Kaiserliche Regie¬ 
rung cs für zweckmäßig erachtet, die Stimmen der Vertreter der Be¬ 
völkerung anzuhören. 

... Das hat uns bewogen, die Wünsche und Hoffnungen der polnischen 
Bevölkerung Ew. Exzellenz zu unterbreiten. 

W i 1 n a, den 25. Mai 1917. 

Im Aufträge der Vertreter aller polnischen politischen Rich¬ 
tungen Litauens ' | I i ! ’ ! 

Stanislaw von Kognowicki, 

Graf Marian Broel-Plater, 
Bronislaw von Umiastowski, 
Wadzlaw Zawadzky. 

* * 

* 

Die geschichtlichen Ereignisse haben eine ganze Reihe von poli¬ 
tischen Problemen vor das Forum der Oeffentlichkeit gestellt. Hieran 
gehört unter anderen die Frage der Zukunft Litauens, die in letzter 
Zeit mehrfach in der Tagespresse besprochen, in politischen Kreisen 
erörtert, ja selbst von Regierungsorganen der kämpfenden Mächte in 
Betracht gezogen worden ist. Ein politisches Problem von größter Be¬ 
deutung entstand durch die Tatsache der deutschen Okkupation des 
Landes, das infolge der Teilungen Polens, obgleich ohne einheimische 


46 


russische Bevölkerung und durch keinerlei Bande mit Rußland ver¬ 
knüpft, doch zum russischen Reiche einvcrleibt wurde und das durch 
zahlreiche, blutige Freiheitskämpfe stets darnach strebte, das ihm auf¬ 
gezwungene Joch abzuwerfen. Wir, Polen Litauens, welche ein ein¬ 
heimisches, altes Kulturelement des Landes bilden, erachten es für 
unsere Pflicht, bevor die Entscheidung über das Schicksal unserer Hei¬ 
mat, deren Los uns tief am Herzen liegt, eintritt, mit nachstehender 
Kundgebung hervorzutreten. 

Die Bezeichnung „Litauen“ wird in mehrfacher Bedeutung ge¬ 
braucht. Litauen im engeren Sinne umfaßt die ethnographisch li¬ 
tauischen Gebiete, d. h. das Land, wo die litauische Bevölkerung die 
Mehrheit bildet. Im weiteren Sinne wird als Litauen das ganze Terri¬ 
torium des ehemaligen Großfürstentums Litauen — bezeichnet. 

In der vorliegenden Kundgebung wollen wir als Litauen denjenigen 
Teil des Großfürstentums Litauen bezeichnen, der sich unter der deut¬ 
schen Okkupation befindet. 

Die geographischen und wirtschaftlichen Bedingungen dieses im 
Flußgebiet des Niomen und der Düna gelegenen Landes, geben ihm ein 
einheitliches ökonomisches Gepräge; die katholische Religion und die 
unter ihrem Einflüsse erworbene Geisteskultur der Bevölkerung bilden 
ein organisch inneres Bindeglied, welches zugleich das Land mit West- 
Europa verbindet. Zuletzt ist ein äußerst charakteristisches Merkmal 
dieses Landes die ethnographisch gemischte Bevölkerung, ohne daß 
eine der Nationalitäten eine absolute Mehrheit ausweisen kann. 

Die Nationalitätenprobleme, die heute besonders aktuell und bren¬ 
nend geworden, erfordern eine spezielle Betrachtung und Erwägung 
und aus diesem Grunde wollen wir uns bei derselben etwas genauer au f- 
halten. 

Das Territorium des ethnographischen Litauens fällt mehr oder 
weniger zusammen mit dem Gouvernement Kowno, dem Nordteil von 
Suwalki und den am Niemen gelegenen Streifen des Gouvernements 
Wilna, Doch muß hierbei bemerkt werden, daß im südlichen und öst¬ 
lichen Teile des Gouvernements Kowno ein bedeutender Prozentsatz 
der Bevölkerung aus Polen besteht, die sogar stellenweise sich in der 
Mehrheit befinden. 

Genannter Landstrich des Gouvernements Kowno sowie diejenigen 
Teilender Gouvernements Wilno und Grodno, die zu Beginn der deut¬ 
schen Okkupation den Verwaltungen Wilno und Grodno zugewiesen 
wurden, bilden ein polnisch-litauisch-weißruthenisches Territorium, in 
dem die polnische Bevölkerung die Mehrzahl ausmaclit. Besonders 
trägt die Hauptstadt des Landes Wilno ein ausgesprochen polnisches 
Gepräge, das, bis nach Swienziany, Oszmiana, Lida, Troki und Wil- 
komierz hinausstrahlend, sich stark bemerkbar macht. Die im Jahre 
3916 durch die Okkupationsbehörde veranstaltete Volkszählung gibt 
den besten Beleg für obige Behauptung. 

Nach jener Volkszählung macht die polnische Bevölkerung in der 
früheren Verwaltung Wilno — 55 v. H. der Gesamtbevölkerung aus; 
in der früheren Verwaltung Grodno — 57 v. H. der Gesamtbevölkerung; 
im Kreise Wilno — 90 v. H. und zuletzt in der Stadt Wilno — 50 v. H. 
von allen Einwohnern 89 v. H. der christlichen Bevölkerung. 

Weiter nach Südwesten hin, sich durch polnische Länder des Krei¬ 
ses Bialystok ziehend, berührt sich dieses Gebiet unmittelbar mit dem 
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Königreiche Polen, dagegen die nach Südosten liegenden Gebiete sind 
überwiegend vom weißruthenischcn Element bewohnt, mit einem ge¬ 
wissen ruthenischen Einschlag. 

Aus obiger nur in Kürze angedeuteter Bevölkerungsverteilung ist 
schon ersichtlich, daß das Land, als Ganzes erachtet, ein cthnographiscli 
gemischtes Territorium darstellt. Keine der Völkerschaften weist eine 
absolute Mehrzahl auf, und kann deshalb als ausschließliche Vertreterin 
des ganzen Landes oder auch nur eines seiner Teile angesehen werden, 
also haben auch die Litauer, trotz ihres Namens, kein größeres Recht 
auf Litauen, als die Polen oder Weißruthenen. 

Die polnische Bevölkerung ist über das ganze Land hin mit allen 
üesellscliaftsschichtcn vertreten, einschließlich einer national-orien- 
ticrten Bauernschaft; sie ist seit Jahrhunderten hier bodenständig und 
durch Bande des Bluts mit den anderen Mitbewohnern verbunden. 

Außer dem gemischt polnisch-litauisch-weißruthcnischen Territo¬ 
rium, wo die polnische Bevölkerung in geschlossener Masse vorhanden 
und ziffernmäßig die anderen übertrifft, sind die Polen noch über das 
ganze Land hin zerstreut und bilden innerhalb der Bauerndörfer ande¬ 
rer Nationalitäten, zahlreiche Siedelungen kleiner Besitzer (szlachta 
zasciankowa), die weder durch Beschäftigung noch Lebensweise sich 
von ihrer Umgebung unterscheidend, pietätvoll die polnische Sprache 
und ihre nationale Kultur wahren. 

Wenn wir ferner in Betracht ziehen, daß außerdem fast der ganze 
große und mittlere Grundbesitz sich in polnischen Händen befindet und 
die christliche Bevölkerung in den meisten Städten polnisch ist, daß 
(sofern uichtjüdisch) Industrie, Handel und Handwerk, vor allem aber 
die Berufsintelligenz hauptsächlich durch die Polen vertreten wird, so 
muß es begreiflich werden, welche dominierende Bedeutung das pol¬ 
nische Element im Lande besitzt und welche Stärke in ökonomischer, 
kultureller und politischer Hinsicht. 

Der Einfluß der polnischen Kultur auf alle Lebensgebiete reicht 
in entfernte Zeiten; beginnend mit der staatlichen Annäherung Litauens 
an Polen, stärkte es sich immer mehr- im Laufe der Jahrhunderte, dank 
der Entwicklung und Blüte des gemeinsamen polnisch-litauischen Staa¬ 
tes, bis er schließlich im Konstitutionsakte vom 3. Mai 1791 den Höhe¬ 
punkt erreichte, als das Streben nach Erneuerung des polnischen Rei¬ 
ches alle Länder des Staates unter seine Fahnen einigte. 

Es folgten lange und schwere Jahre der russischen Knechtung; die 
polnische Kultur in Litauen erweist sich trotz schrecklichster Verfol¬ 
gungen der früheren russischen Regierung als einziges wirksames 
Schutzmittel, welches nicht allein das Polentum, sondern auch die an¬ 
deren Nationalitäten des Landes vor dem Untergange bewahrte. Trotz 
hundertjährigem Drucke und Enteignungspolitik hat das polnische 
Element nichts von seiner Stärke und Lebensfähigkeit eingebüßt und 
gegenwärtig gibt es schon keine Macht mehr, die das Polentum in Li¬ 
tauen verdrängen oder vernichten könnte. Es vereint alle einzelnen Be¬ 
standteile des Landes zu einem Ganzen, gibt demselben ein spezifisches 
Gepräge und leitet die frühere herrliche Vergangenheit durch Zeitläufo 
von Kämpfen und Leiden hin zu den modernen Strömungen des natio¬ 
nalen Bewußtseins und der gesellschaftlichen Demokratisierung. 

Das Polentum gab Litauen die Religion, die Aufklärung, die öko¬ 
nomische Kultur und staatliche Traditionen, d. h. die höchsten Güter 
einer wahren Zivilisation. Der Einfluß und die Bedeutung dieser Fak- 
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toren sprechen für sich selbst. Katholizismus und Schulwesen schufen 
einen unüberwindbaren Damm gegen alle russifikatorischen Bestre¬ 
bungen; die ökonomische Kultur, au deren Fortschritt die Polen den 
hervorragendsten Anteil nahmen, schützte das Land vor Ausbeutung 
des staatlichen Zentralismus, und die eigenen staatlichen Uebcrliefe- 
rungen erhielten in der Gesellschaft das Verlangen und den Willen zum 
Aufbau eines freien Staatswesens aufrecht. 

Indem wir Polen in Litauen die Bestrebungen aller Völker, sich 
solche Daseinsbedingungen zu schaffen, die am Besten ihrer freien 
nationalen Entwicklung entsprechen, völlig achten, fordern wir für uns 
selbst die Schaffung eben solcher Bedingungen und, uns für gleichbe¬ 
rechtigte Bürger und Söhne Litauens erachtend, erklären wir, daß un¬ 
sere Stimme gehört werden muß, wenn über das Schicksal dieses Lan¬ 
des beschlossen werden wird. 

Als untrennbarer Teil des großen polnischen Volkes, streben wir 
und werden stets bestrebt sein zur staatlichen Vereinigung mit Polen, 
mit dem unser Land das gleiche Schicksal geteilt hat, in Zeiten des Auf¬ 
schwungs und Ruhmes, aber auch in Kampf und Knechtung. Dies unser 
billiges Verlangen steht keineswegs im Widerspruch mit den Lebens- 
interessen der anderen Völker dieses Landes, ini Gegenteil, es stimmt 
mit ihnen in vorteilhaftester Weise überein und durch die Errichtung 
eines gemeinsamen, auf Grundlagen der Selbständigkeit der einzelnen 
Landesteile beruhenden Staates. 

Im gegenwärtigen Zeitpunkt wollen wir die Form dieser Vereini¬ 
gung nicht voraus bestimmen, wir erachten es jedoch als notwendig, die 
künftige staatliche Organisation auf die Konstitution zu stützen, die 
der gemeinsame Gedanke und Arbeit aller diesen Staat bildenden Län¬ 
der schaffen wird. 

In solch einer Lösung der Schicksale unseres Landes, sieht die 
ganze polnische Gesellschaft das einzige, genügende Unterpfand einer 
normalen Entwicklung des politischen, wirtschaftlichen und kulturel¬ 
len Lebens dieses Landes. 

Die von der ganzen Welt heißersehnte Freiheit der Völker, die 
durch das Ende des gegenwärtigen Krieges geschaffen werden soll, 
wird zweifellos ihre Anwendung in diesem Staate finden, der allen 
seinen Völkern die freie Entwicklung ihres individuellen Lebens sichert. 

Vertreter aller polnischen-politischen Richtungen Litauens. 

Wilna, den 24. Mai 1917. 

(44 Unterschriften) 

Nr. XD. 

Eine litauische Gegenschrift 

Sr. Exzellenz dem Herrn Reichskanzler des Deutschen Reiches 

Denkschrift der Vertreter des litauischen 
Volkes betreffend die Eingabe der Vertre¬ 
ter aller polnischen Richtungen Litauens 
über die staatliche'Vereinigung Litauens 
mit Polen. 

, Wilna, den 10. Juli 1917. 

Ew. Exzellenz werden um Gehör für folgende Darlegungen ge¬ 
beten: 
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In Nr. 5 des in Wilna im Monat Mai des Jahres 1917 gedruckten 
und allenthalben verbreiteten „Biuletyn Wilenski“ findet sich eine 
Eingabe der „Vertreter aller polnischen Richtungen Litauens“ an den 
Herrn Reichskanzler, in der diese erklären, daß sie eine staatliche Ver¬ 
einigung Litauens mit Polen erstreben und erstreben werden. 

Die Unterzeichneten Vertreter des litauischen Volkes würden diese 
polnische Eingabe lediglich als einen neuen Beweis für den längst auch 
in Deutschland erkannten aggressiven Charakter des neupolnischen 
Imperialismus bewerten, verriete sie nicht das Bestreben, durch Ver¬ 
schleierung und Verschiebung der Tatsachen die deutsche Regierung 
dafür zu gewinnen, das litauische Volk für alle Zukunft den polo- 
nisatorischen Ausdehnungsgelüsten zu überantworten. 

In erster Linie ist es nötig, den Begriff „Litauen“ klarzustellen. 
Die polnische Eingabe versteht darunter das ganze von den Deutschen 
besetzte Gebiet des ehemaligen Großfürstentums Litauen, das nach 
ihrer Behauptung geographisch, ökonomisch, religiös-kulturell eine Ein¬ 
heit bildet. Sollte in dem Gebiet, dem scharfe Landesseheiden durch¬ 
aus fehlen, von geographischer Einheit gesprochen werden, so könnte 
sie nur in seinem Nordteil, dem von Litauern bewohnten Stromgebiet 
der Memel, gefunden werden. Die ökonomische Einheit des besetzten 
Gebietes beschränkt sich lediglich auf die wirtschaftliche Rückständig¬ 
keit, die alle unter dem Einfluß slawischer Kultur geratenen Land¬ 
schaften im Gegensatz zu Ostpreußen und Kurland aufweisen. 

Wie man angesichts des starken orthodoxen Keiles, der sich zwi¬ 
schen den katholischen Norden und den katholischen Südwesten hinein¬ 
schiebt, von religiös-kultureller Einheit sprechen kann, ist unbegreif¬ 
lich. Nimmt man hinzu, daß das geschlossene litauische Sprachgebiet 
im Norden von dem geschlossenen polnischen Gebiet im Südwesten 
durch einen breiten weiß- und kleinruthenischen Gürtel beinahe völlig 
getrennt wird, so erhellt, daß die Einheit des Gebietes aus negativen 
Qualitäten besteht. Sie wird von polnischer Seite lediglich behauptet, 
um den Litauern das Recht zu verkümmern, das von ihrem Stamme 
bewolmte Gebiet von polnischer Herrschaft frei und ungehemmt in 
Zukunft zu entwickeln. 

Mit aller Schärfe muß immer wieder betont werden, daß im Ge¬ 
gensatz zur Praxis des aggressiven Polonismus das Litauertum keinen 
Anspruch erhebt auf die Gebiete des einstigen Großfürstentums Li¬ 
tauen, auch nicht auf dessen ganzen von den Deutschen besetzten 
Teil. Die Litauer greifen weder ins geschlossene polnische, noch ins 
geschlossene weißruthenische Gebiet begehrlich über; sie fordern an¬ 
dererseits aber mit unerschütterlicher Festigkeit die Freiheit inner¬ 
halb ihres ethnographischen Gebietes ihr Volkstum ungehindert zu 
entwickeln. 

Die Grenzen des litauischen Stammgebietes bilden im groben Um¬ 
riß im Norden die Grenze gegen Kurland, im Osten die deutsche 
Frontlinie, im Süden der westwärts gerichtete Lauf der Memel bis 
Grodno, die hier eine Linie in nordwestlicher Richtung zur ostpreu¬ 
ßischen Grenze. An die See i’eicht litauisches Gebiet bis zur Mündung 
der heiligen Aa nördlich Polangen. 

Innerhalb dieser Grenzen ist die Bevölkerung, abgesehen vom 
Südosten des Gouvernements Wilna, geschlossen litauisch. Dpr Pro¬ 
zentsatz der Nichtlitauer ist hier nirgends so hoch wie der Prozent- 
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satz dev Nichtpolen im Gebiete des Generalgouvernements Warschau. 
Zum Verständnis der anders gearteten Verhältnisse in Teilen des 
Gouvernements Wilna ist ein geschichtlicher Rückblick notwendig. 

Bei Beginn der geschichtlichen Zeit (13. Jahrhundert) haben die 
Litauer das oben umgrenzte Litauen bewohnt. Im Westen und Nor- 
den haben sie es gegen den Orden zäh verteidigt, nach Süden und 
Osten aber von den unverrückbar fest in litauischem Besitz befind¬ 
lichen Städte Troki, Wilna, Grodno und Nowogrodek aus ihre Herr¬ 
schaft über die russischen Stämme im Süden und Osten ausgebreitet. 
Das Land an der oberen Düna und das ganze riesige Becken des 
Dnjepr wurde binnen 200 Jahren ein fester Bestandteil, des Groß¬ 
fürstentums Litauen. 

Trotzdem dieses Neuland das litauische Kerngebiet an Größe viel¬ 
mals übertraf, haben die Litauer infolge kriegerischer und politischer 
Ueberlegenheit die von ihnen durch Rasse, Sprache, Religion und 
Kultur gründlich geschiedenen Russen dauernd beherrscht. Das ethno¬ 
graphische Litauen hat Dank der größeren Dichte seiner Bevölkerung- 
russische Gebiete, vor allem die an seine Grenzen anstoßenden Striche, 
kolonisiert. Bis jetzt hat der Beweis, daß in litauisches Gebiet in 
alter Zeit Russen eingedrungen sind, nicht geführt werden können. 
An polnisches Gebiet unmittelbar grenzt Litauen nur im Gouverne¬ 
ment Suwalki, wo im spät besiedelten Waldland eine schmale Zunge 
polnischen Sprachgebietes längs des preußischen Masuuenlandes bis 
an das litauische Gebiet heranreicht. 

Innerhalb des ethnographischen Litauens hat es bis zu dem Augen¬ 
blicke, wo Jagiello die polnische Krone übernahm, abgesehen von 
Kriegsgefangenen, keinen einzigen Polen gegeben. Daß die heute 
polnisch sprechenden Litauer keine eingewanderten Polen sind, geht 
schon daraus hervor, daß gerade an der unmittelbaren Sprachgrenze 
im Nordgebiete des Gouvernements Suwalki das litauische Element 
nach Zahl, Kultur und nationaler Kampfkraft besonders stark ist, 
während die größte Zahl der „Polen“ sich im Gouvernement Wilna 
findet, also durch bereits russisches Gebiet getrennt ist. Die Mög¬ 
lichkeit polnischer Einwanderung haben die Litauer nach ihrer Union 
mit Polen bis zur endgültigen Auflösung des Staates durch Gesetze 
unterbunden, die diesen „Ausländern“ oder „Fremdländischen“ nicht 
nur im ethnographischen Litauen, sondern im ganzen Großfürstentum 
den Erwerb von Grund und Boden verboten. Daß das damalige Polen 
städtische Einwanderer*nicht stellen konnte, ist bekannt, läßt sich aber 
gerade für die polnische „Hochburg“ Wilna noch im Anfang des 19. 
Jahrhunderts nachweisen. Im Jahre 1835, also in einer Zeit, in der an 
einen nationalen Kampf zwischen Polen und Litauern niemand dachte, 
läßt M. Balinski in seiner „Statistischen Beschreibung der Stadt Wilna“ 
neben den Tabellen für Litauer, Juden, Russen und Deutsche das pol¬ 
nische Element unberücksichtigt, da, wie er sagt, die Zahl der Polen 
wie auch anderer fremder Nationalitäten so gering sei, daß er ihnen 
keine besondere Rubrik eingeräumt habe. Das. war die Blütezeit der 
Wilnaer Universität, in der die polnische Kultur in Litauen geherrscht 
haben soll! Da seit dem polnischen Aufstand 1863 die russische Regie¬ 
rung jedem Mann polnischer Herkunft den Grunderwerb in Litauen 
verbot und auch seit 1905 die Polen aus dem Königreich von der Auf¬ 
hebung dieses Verbotes wenig Gebrauch machen können, ist in neuester 
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Zeit ebensowenig wie in alter Zeit von einer irgendwie beträchtlichen 
Einwanderung aus polnischem Gebiet nach Litauen zu reden. Demzu¬ 
folge widerspricht es der geschichtlichen Wahrheit, daß man im ethno¬ 
graphischen Litauen bodenständiges echtes Polentum und Russentum 
finden will. 

Wohl kann der Gebrauch der polnischen oder russischen Sprache, 
besonders durch das einfache Volk', gewisse Zweifel hervorrufen. Darf 
man aber behaupten, daß sie damit auch zu Polen oder Russen (Weiß- 
ruthenen) geworden sind? Bei weitem nicht! Diese Elemente nennen 
sich selbst, je nach den Umständen, sehr verschieden: Katholiken, Hie¬ 
sige, Polen, Litauer oder Russen. Das Wort „Bialorus“ (Weißruthene) 
ist ebensowenig bekannt, wie cs in dem ehemaligen Großfürstentum Li¬ 
tauen bekannt war. Nichtsdestoweniger wird dieses höchstens sprach¬ 
lich entfremdete litauische Element sehr oft den Litauern als ein be¬ 
sonderer slawischer Volksstamm entgegengestellt. Als Grund dafür 
gibt man an, daß sein Nationalbewußtsein und seine Sprache nicht mehr 
litauische seien. Um über diese scheinbar der Wahrheit entsprechenden 
Erscheinung ins Klare zu kommen, ist es notwendig, die Geschichte der 
polnisch-litauischen Beziehungen, besonders im letzten Jahrhundert 
etwas genauer ins Auge zu fassen. 

Als Litauen seine Selbständigkeit Ende des 18. Jahrhunderts gänz¬ 
lich einbüßte, begann sein Adel nach einem Zusammenschluß mit Polen 
zu streben, um auf diese Weise gegen den gemeinsamen Unterdrücker 
Rußland Schutz zu gewinnen. 

Die Verschmelzungsbestrebungen wurden nach dem letzten pol¬ 
nischen Aufstand noch mächtiger, als die Russen- das Verbot der An¬ 
wendung litauischer Druckschriften erlassen und damit das geistige 
Leben in Litauen gänzlich unterdrückt hatten. Damals begann die pol¬ 
nische Presse aus Warschau und Krakau und mit ihr auch die groß- 
polnische Propaganda ihre Werbearbeit in Litauen. Auf solche Weise 
ging dem litauischen Adel allmählich das nationale Bewußtsein seiner 
Vorväter verloren, indem er Litauen mit Polen zu identifizieren begann. 

Daß dieser so entstandene polnisch-litauische Typus keinen Be¬ 
stand haben wird, sondern zum Aussterben verurteilt ist, zeigt schon 
die Tatsache, daß heute nicht selten in einer Adelsfamilie, wo beide 
Eltern als Polen-Litauer oder nur als Polen gelten, die Kinder sich zu 
zwei verschiedenen Nationalitäten rechnen. Aber von Jahr zu Jahr be¬ 
kennen sich die Sprößlinge solcher Familien, denen ein ausgeprägtes 
Nationalgefühl fehlt, in steigender Zahl zum angestammten Litauer- 
tum. Nicht nur die Mehrzahl der studierenden Jugend, sondern ein 
bedeutender Teil der älteren Generationen hat bereits ihr Volkstum 
wiedergefunden. Entstammt doch die Hälfte der heutigen politischen 
Führer Litauens, ein großer Teil seiner Schriftsteller und Gelehrten 
den adligen Familien Litauens, die die Polonisatoren als die ihrigen in 
Anspruch nehmen. Schulter an Schulter kämpfen sie heute mit der aus 
Bauernstamm entsprossenen Intelligenz für die geistigen und mate¬ 
riellen Interessen des litauischen Volkes. Und sie sind hierin den besten 
Traditionen des litauischen Adels treu. Denn vor der Bauernbefreiung, 
als dem Lande die breite Intelligenzschicht aus Bauernblut noch fehlte, 
haben seine Angehörigen die national-litauische Idee vertreten. Der 
um die Mitte des 19. Jahrhunderts wirkende Adlige T. Narbutt aus 
Lida zeigt sich in seiner Geschichte Litauens als größter Separatist, als 
•ausgesprochener Litauer und Nichtpole, obwohl er seine Werke pol- 
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niscli verfaßte und zu Hause nur polnisch sprach. Sein Zeit- und Stau 
desgenosse, der Dichter L. Kondratowitsch (Irokomla), offenhart in 
seinen Werken einen ausgesprochenen litauischen Geist. In einer sciner 
Schriften beklagt er wehmütig: „Litauer hin ich, und im Litauerlande 
konnte ich mich mit den Leuten nicht litauisch verständigen!“ So er¬ 
kennt er die Tatsache an, daß es Litauer gibt, die,nicht mehr litauisch 
verstehen. Hier findet das tragische Geschick der litauischen Nation 
schlichten, ergreifenden Axisdruck. Wohl haben auch andere zum Na¬ 
tionalbewußtsein erwachende Völker ihre entfremdeten führenden 
Schichten erst wieder zurückgewinnen müssen. Aber in Litauen lähmte 
die verhängnisvolle politische Verkoppelung mit Polen lange Zeit hin¬ 
durch die natürliche Entwickelung. Der größte Dichter, auf den die 
Polen so stolz sind, A. Mickiewicz, hat nichc nur die Vergangenheit Li¬ 
tauens und den litauischen Geist idealisiert, sondern leitete selbst seinen 
Ursprung vom litauischen Stamm ab, als ob er damit zeigen wollte, daß 
er in erster Linie Litauer und dann erst Pole sei. Wenn wir uns noch 
weiter in die litauische Geschichte bis zur Lubliner Union vertiefen, so 
sehen wir überall, daß der litauische Adel sich klar von dem polnischen 
abgetrennt wissen will und sich deutlich litauisch und nicht polnisch 
nennt. Zuweilen haben die litauischen Edelleute ihr Litauertum sogar 
in drastischer Form zur Schau getragen. So hat Janusz Badziwill im 
17. Jahrhundert im Beisein des Königs, als er Litauens Interessen vor 
einem hohen polnischen Beamten schützen mußte, drohend ausgerufen, 
ob würde doch einmal die Zeit kommen, wo die Polen nicht mehr die 
Tür finden könnten, sondern wo man sie einfach durchs Fenster hin- 
ansschmeißen würde. 

Und wenn die Mehrheit des litauischen Adels nocli heute den Polen 
Gefolgschaft leisten will, so scheinen sie ganz die Spuren ihrer Ahnen 
verlassen und völlig vergessen zu haben, was ihre Vorväter gewesen 
sind. Solche Adligen dürfen deshalb auch gar nicht den Anspruch er¬ 
heben, staatserhaltendes Element zu sein. Vielmehr sind sie, ihrem 
Volke und Lande entfremdet, ein staatszersetzendes Element geworden. 
So und nicht anders wird dieses Element von den Litauern eingeschätzt. 

Die niederen Bevölkerungsschichten im Osten Litauens, die sich 
ein polnisches oder polnisch-russisches Kauderwelsch aneigneten, ha¬ 
ben noch kein Nationalbewußtsein erlangt. 

Ihre Sitten, Trachten, Lieder, Gewohnheiten, ihr Glaube und sogar 
ihr Aberglaube zeigen, daß sie Litauer sind. Noch vor einigen Jahr¬ 
zehnten haben sie fast alle litauisch gesprochen. Die Aelteren haben 
auch heute die litauische Sprache noch nicht vergessen, nur die Kinder 
beginnen ihre Muttersprache aufzugeben. Warum das geschieht, ist 
ebenfalls verständlich: Lange Zeit hindurch haben Richter und Be¬ 
amte russisch, Priester aber polnisch mit ihnen gesprochen. Unter dem 
Druck der gebietenden slawischen Sprachen bildete sich hier, an der 
Sprachscheide Litauens und Westrußlands, ein polnisch-russischer Jar¬ 
gon, hier „einfache Sprache“ genannt. Auch das Verbot des litauischen 
Druckes hat viel zur Entnationalisierung dieser Volksschichten beige¬ 
tragen. Während West-Litauen zur Zeit des Druckverbots noch immer¬ 
hin von den litauischen Büchern, die im geheimen aus Tilsit und Memel 
über die Grenze geschmuggelt wurden, Nutzen ziehen konnte, hat Ost- 
Litauen, von der preußischen Grenze weit entfernt, mit polnischen -Bü¬ 
chern, die nicht verboten waren und von den Polonisatoren der Bevölke¬ 
rung eifrig in die Hände gedrückt wurden, vorlieb nehmen müssen. 
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Die geistliche Obrigkeit der Wilnaer Diözese, welche sich in den 
Händen der Polonisatoren befand, hat verschiedentlich versucht, die 
'Volksmassen zu überzeugen, daß „katholisch“ dem „polnischen“ und 
„litauisch“ dem „heidnischen“ gleichbedeutend sei, und ein solches 
Naionalbewußtsein genügt noch für Viele im Osten Litauens. Auf 
einem solchen „Bewußtsein“ baut auch die polnische Denkschrift, wenn 
sie von „einer national orientierenden Bauernschaft“ spricht, „die seit 
Jahrhunderten hier bodenständig und durch Bande des Bluts mit den 
anderen Mitbewohnern verbunden sei.“ So sieht das ausgesprochen pol¬ 
nische Gepräge des Landes in Wirklichkeit aus. Andererseits versuchen 
die russischen Panslavisten diese in Unwissenheit gehaltenen Katho¬ 
liken der Wilnaer Diözese, nur weil sie einen polnisch-russischen Jargon 
sprechen, für sich in Anspruch zu nehmen, indem sie diese Volksmasscn 
zu Weißruthenen, also zu Russen, stempeln. Der Wettstreit dieser 
Falschmünzer beweist nur eins: Hier gibt es weder Polen noch Russen, 
sondern hier im Südosten ist ethnographisches, sprachlich verkümmer¬ 
tes Litauen. 

Das litauische Volk kann nicht zugeben und wird niemals zugeben 
können, daß diese seine gequälten und betörten Söhne gerade jetzt, da 
die Grundsätze der Völkerfreiheit so klar und deutlich vor das Bewußt¬ 
sein der Welt getreten sind, der weiteren Ausbeutung ausgeliefert und 
als ethnographisches Material den Polen oder den „Anderen“ überant¬ 
wortet werden. Nur eine blinde Kraft oder ein böser Wille könnte solche 
Preisgabe herbeiführen und kein Grundsatz der Kultur und der Ethik 
würde sie rechtfertigen. Das litauische Volk wird diesen von Russen 
und Polen moralisch vergewaltigten Volksteil mit zäher Kraft vertei¬ 
digen. 

Wenn weiterhin Politiker das ganze ethnographische Litauen als 
ein Völkergemenge hinstellen, in dem keine Nation führend sein könne, 
so ist es schwer, nur auf unverzeihliche Unwissenheit und nicht auf böse 
Absicht zu schließen, die Litauens nationales Leben ertöten möchte. 
Demgegenüber fühlt sich das litauische Volk berechtigt und verpflich¬ 
tet, das Schicksal des litauischen Landes in eigne Hand zu nehmen. 
Die polnisch gewordenen Bewohner unseres Vaterlandes können wir 
nicht als eine besondere Nationalität anerkennen, wie es z. B. der Adel 
Kurlands ist, sondern lediglich als ein unheilvolles Produkt unserer un¬ 
glücklichen geschichtlichen Entwickelung ansehen. Mit dem. Augen¬ 
blicke, da die nationale Entwickelung der Litauer freie Bahn erhält, 
wird dieses Element zerfallen und allmählich verschwinden, wie es noch 
vor dem Kriege in Westlitauen verschwunden ist, wo das Volk die polo- 
nisierenden Führer abgeschüttelt hat. Da es auch bei der skrupellosesten 
Beeinflussung der Volkszählung heute nicht mehr gelingen will, im 
weitaus größten Teil Litauens eine beachtenswerte polnische Minder¬ 
heit herauszudestillieren, suchen die Unterzeichner der polnischen Ein¬ 
gabe der zahlenmäßigen Schwäche durch Unterstreichen der Qualität 
zur gewünschten Ueberlegenheit zu verhelfen. Sie schreiben: „Das 
Polentum gab Litauen die Religion, die Aufklärung, die ökonomische 
Kultur und staatliche Tradition, d. h. die höchsten Güter einer wahren 
Zivilisation.“ Darauf Bezug nehmend, möchten die Polen aus Litauen 
eine-Provinz Polen machen, aber hierbei verschweigen oder vergessen 
sie, daß die Kulturträger während der ganzen litauischen Geschichte 
nicht zugewanderte Polen, sondern bodenständige Litauer waren, 
welche, wenn sie auch lateinisch oder polnisch geschrieben oder gespro- 
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dien haben, dennoch litauisch fühlten und sich niemals bis zum letzten 
Jahrhundert Polen nannten, sondern sich immer deutlich von diesen ab¬ 
sonderten. Es widerspricht ferner den Tatsachen, daß die in Litauen 
von den Litauern gepflegte Kultur lediglich polnischen Ursprungs ge¬ 
wesen wäre: Sie war, soweit sie von auswärts stammte, eine gemein¬ 
same westeuropäische Kultur, die von der litauischen Intelligenz zum 
großen Teile an der Quelle ohne polnische Vermittelung geschöpft wor¬ 
den ist. Wir wissen, und selbst polnische Geschichtsschreiber erkennen 
es an, daß auch die Polen aus Litauen sein- viel Gutes für ihre Kultur 
erhalten haben. Litauische Schriftsteller haben den Polen Weltruhm 
verschafft dadurch, daß sie das, was aus litauischer Eigenart erwachsen 
war, in das Gewand der polnischen Sprache kleideten. Litauer haben 
eine Epoche in' der Geschichte der polnischen Kultur anfangs des 19. 
Jahrhunderts zur Zeit der Wilnaer Universität gemacht. Gewiß haben 
die Polen bei der Uebermittlung der westlichen Kultur eine Bolle ge¬ 
spielt, zumal da durch den Kampf mit dem Orden lange Zeit hindurch 
der Zugang zur deutschen Kultur versperrt war, aber es heißt für über¬ 
triebene Verdienste Wucherzinsen verlangen, wenn die Polen auf Grund 
jener Vermittlerrolle Herrenrechte über Litauen fordern. 

Befremdend wirkt es vollends, wenn man die Einführung des christ¬ 
lichen Glaubens in Litauen als besonderes Verdienst der Polen preisen 
hört. Wir wissen, daß die Einführung des Katholizismus in Litauen 
nur auf dem Papier durch die Polen erfolgte, in Wirklichkeit aber zu¬ 
meist durch die Litauer selber erfolgt ist. Wo die Bekehrungsarbeit nur 
von den Polen in die'Hände genommen wurde, ist das Volk noch bis 
zum 18. Jahrhundert im Heidentum verblieben. , So war es ganz in der 
Nähe von Wilna, also unweit der Stadt, deren kirchliche Oberämter die 
Polen sich stets in die Hände zu spielen wußten. Was für Wert hat der 
polnisch gefärbte Katholizismus für Litauen? Noch heute werden die 
Wilnaer Katholiken belehrt, Gott als polnischen König und die Mutter 
Gottes als polnische Königin zu verstehen. Polen und Katholik sind nur 
Synonymen. In einer Denkschrift, die die Wilnaer Polen vor einem 
Jahre den deutschen Behörden einreichten, wird der katholische Glaube 
einfach „polnischer Glaube“ genannt. Hier wird noch lange und ernste 
Arbeit geleistet werden müssen, damit der christliche Glaube vor dem 
für katholisches Empfinden verletzenden Mißbrauch zu rein weltlichen 
Dingen bewahrt bleibe. 

Die Polen, so wird weiter behauptet, hätten Litauen die staatlichen 
Traditionen gegeben. Hat sich aber nicht Polen mit Litauen zu einem 
Staate vereinigt? Längst bevor es sich mit Polen verband, hatten die 
Litauer einen starken Staat gebildet, der ein gefährlicher Gegner Po¬ 
lens war. Litauen hat außerdem den Polen die Jagellonendynastie ge¬ 
geben, deren sich die Polen noch heute rühmen. Leider muß gesagt wer¬ 
den, daß die Unionen mit Polen, die der Willkür des Adels Tür und Tor 
öffneten, auf den litauischen Staat nur schwächend einwirkten und ihn 
endlich ins Verderben zogen. Die Dokumente der Lubliner Union be¬ 
zeugen aufs deutlichste, daß die Litauer in klarer Erkenntnis dieser Ge¬ 
fahr nicht gewillt waren, sich mit den Polen zu vereinigen. Sie sahen, 
daß in Polen nicht die gepriesene Freiheit, sondern die Willkür, Unge¬ 
rechtigkeit, Unduldsamkeit und allgemeiner Haß herrschten. 

Vollends ohne jeden Sinn ist die Behauptung, daß die Polen Litauen 
eine Landwirtschaftskultur gegeben hätten. Falls die Herren Verfas¬ 
ser der genannten Eingabe ihre eigenen Güter im Sinne haben, so haben 
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wir allen Gruyd zu behaupten, daß dann nur von Qinem Verfall 'der 
Landwirtschaftakultur gesprochen werden könnte. Fast überall in Li¬ 
tauen konnten die Adelsgüter aen Wettbewerb mit der Bauernwirt¬ 
schaft nicht aushalten; vielfach mußten sie verkauft und unter die 
Bauern aufgeteilt werden. Dort wiederum, wo diese Güter sich einiger¬ 
maßen halten konnten, haben sie fast nirgends, wie Sachkenner hezeu- 

S en, einen kulturellen Einfluß auf die Bauern auszuüben vermocht. Wer 
en wahren Wert der „polnischen“ Landkultur erkennen will, braucht 
nur die rein litauischen Bauerngegenden des Westens mit der Umge¬ 
bung Wilnas zu vergleichen, wo die polnische Kultur ihren Hochsitz 
haben soll. Hier findet man unmittelbar vor den Toren den hölzernen 
Pflug, der den Boden nur ritzt, Eggen, an denen kein Stück Eisen zu 
finden ist und an Stelle der Sense die Sichel. 

Es bleibt noch die Frage offen, welche Bedeutung die „Vertreter 
aller polnischen politischen Bichtungen Litauens“ in dem Volke haben, 
das sie in den polnischen Staat eingliedern möchten. Sie konnten im 
j^axiae nur soweit gelten, als sie seitens der polonisierten kirchlichen 
Hierarchie und d6r russischen Bureauki’atie Unterstützung fanden. 
Beide wünschten die ihre nationalen Bechte fordernden Litauer mit 
Hilfe des polonisierten Großgrundbesitzes niederzuhalten. Daß aber 
diese Politik nicht den gewünschten Erfolg hatte, zeigen die Duma¬ 
wahlen: im Gouvernement Kowno konnten die polonisierten Gutsbe¬ 
sitzer nur einen ihnen gesetzlich verbürgten Vertreter in die Duma ent¬ 
senden. Im Gouvernement Suwalki haben die Litauer allein ohne gro¬ 
ßen Wahlkampf stets ihren Kandidaten gegen die Stimmen der Polen 
und Juden in die Duma gewählt. Nur im Gouvernement Wilna, wo das 
an sich stark eingeschränkte Wahlrecht der Bauern infolge der guten 
Beziehungen der polnischen Gutsbesitzer zu Petersburg bis zur Ohn¬ 
macht verschlechtert worden war, wo außerdem die Macht der Kirche 
den Polenfreunden dienstbar war, nur hier bekamen die Polonisatoren 
die Oberhand. 

Aber diese polonisierten Gutsbesitzer selbst fühlen keinen festen 
Grund unter ihren Füßen. Je nach den Umständen wechseln sie Stand¬ 
punkt und Ueberzeugung. Vor der Bevolution 1905 haben ihre Führer 
versucht, sich der verfallenden russischen Bureaukratie zu nahem, um 
ihrem Stande eine stärkere Stütze abzugewinnen, und deshalb auch an 
den Einweihungsfestlichkeiten der Denkmäler von Murawjew und 
Katharina II. in Wilna teilgenommen. Während der Bevolution 
wünschten sie Fühlung mit dem Volke zu bekommen und gaben sich für 
Litauer aus. Nach der Bevolution verhandelten sie mit der russischen 
Reaktion, um ein ihren Interessen möglichst günstiges Dumawahlrecht 
zu erlangen. Das ist ihnen teilweise auch gelungen. Als im Kriege in 
Polen politische Freiheit und Macht zu erstehen begannen, streckte das 
polonisierte Element in Litauen seine Hand dorthin aus, da es den ein¬ 
zigen Weg zur Erhaltung seiner bisherigen Herrenstellung in der An¬ 
gliederung Litauens an das stark aggressive Polen sieht und deutlich 
spürt,' daß, falls Litauen selbständig wird, die Bolle des polonisierten 
Elements in diegegi Lande ausgespielt wäre. Und deshalb erscheint ihm 
alles möglich, bloß kein freies Litauen, wo das litauische Volk 
die entscheidende Stimme hätte, nicht aber die priviligierte dünne 
Oberschicht mit ihren veralteten Ueberlieferungen. die sich bisher 
unter dem reaktionären Regime erhalten hat. 
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Was die Statistik des Jahres 1916, die Hauptwaffe der Polonisa- 
\ toren, aubetrifft, so verdient sie Beachtung nur darin, weil sie zeigt, 
welcher Art dieser polnische Katholizismus ist, mit dem die Polen vor 
der ganzen Welt prahlen. Wie unanfechtbare Zeugenaussagen in gro¬ 
ßer Zahl zeigen, sind Litauer gegen ihren ausdrücklichen Willen als 
Polen eingetragen worden, sogar solche Litauer, welche als größte Geg¬ 
ner des Polentums allenthalben bekannt sind, auch solche, die kaum 
polnisch sprechen konnten. Da hieß es: Katholik? also Pole! In dieser 
statistischen Aufnahme sind ganze Kirchspiele, wo die litauische 
Sprache in lebendigem Gebrauch ist, al6 polnische verzeichnet. Soll 
auch da von einer bodenständigen polnischen Bauernschaft die Rede 
sein? Schon der Umstand allein, daß zu den 44 Personen, die den An¬ 
schluß an Polen fordern, auch der Bischofsverweser der Wilnaer Diö¬ 
zese selber gehört, verrät den Weg, auf dem die Ergebnisse dieser Sta¬ 
tistik gewonnen worden sind. 

In Anbetracht aller hier angeführten Gründe erachten wir Li¬ 
tauen in den am Anfang angegebenen Grenzen für ein litauisches 
Land und erkennen nur dem litauischen Volk entscheidendes Recht auf 
dieses Land zu. Die Rechte aller fremder 'Volksminderheiten zu ord¬ 
nen und ihnen die nötigen Bürgerschaften zu gewähren, ist eine innere 
Angelegenheit des zukünftigen Litauens. Wie sich diese Zukunft ge¬ 
stalten wird, hängt von der Entwickelung der geschichtlichen Ereig¬ 
nisse ab. Es möge den Vertretern des litauischen Volkes vergönnt 
sein, der deutschen Regierung, deren Vertreter auch dem litauischen 
Volke Befreiung von fremder Unterdrückung verheißen hat, darzu¬ 
legen, wie die Litauer in Erkenntnis der realen und idealen Kräfte 
ihres Volkes die Grundlinien ihrer Zukunft ziehen müssen. 

Es sei ihnen das gestattet, besonders mit Rücksicht darauf, daß 
nicht nur unverantwortliche polnische Imperialisten, sondern der pol¬ 
nische Staatsrat des von den verbündeten Mittelmächten in den Grund¬ 
lagen erschaffenen polnischen Staates politische Ziele verkündigen, die 
Litauen keine Befreiung von fremdem Joch, sondern nur die Fremd¬ 
herrschaft einer anderen Nation bringen würde. Wenn vor dem Kriege 
die Litauer, wie die anderen Fremdvölker Rußlands, für eine Autonomie 
innerhalb des russischen Reiches gekämpft haben, so können sie sich, 
da sie unter den Lasten des Krieges vielleicht mehr als alle anderen 
unterdrückten Völker gelitten haben, und da sie neben sich den polni¬ 
schen Staat erstehen sehen, heute nicht anders ihre Zukunft denken, 
als in der Form der Unabhängigkeit. Das ist die auf Grund der ge¬ 
schichtlichen Ucberlicferungen beruhende Sehnsucht der Litauer, ge¬ 
stärkt durch das Wiedererwachen der nationalen Sprache und das Be¬ 
wußtwerden der eigenen nationalen Kultur. Das ist nicht nur ein aus 
dem nationalen Bewußtsein hervorgegangener Wunsch und eine Folge 
der durch den Krieg hervorgerufenen tief wirkenden, Umwälzungen, 
sondern das ist die für die gesunde Entwickelung des Volkes unent¬ 
behrliche Vorbedingung, um frei und unabhängig sein durch Jahr¬ 
hunderte ersticktes und zerstörtes Leben wieder aufzubauen und zu 
stärken. Das litauische Volk hat in der Vergangenheit soviel für seine 
Freiheit und Selbständigkeit gekämpft und soviel Schicksalsschläge 
erlitten, daß der Wunsch,- allen seinen Leiden ein Ende zu bereiten, 
unwiderstehlich und unaustilgbar ihm in die Seele geprägt ist. 

Wenn dieser Krieg, der für lange Zeit über das S'chicksal der Völ¬ 
ker entscheidet, die Bestrebungen des lita uischen Volkes'unberücksich- 
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tigt ließe; wenn er die Litauer der Gnade oder Ungnade eines anderen 
Volkes oder Staates auslioferte und damit der weiteren Verkümme¬ 
rung unter fremden Joch überantwortete, so wäre damit eine Unge¬ 
rechtigkeit vollzogen, die in Litauen den Grund für einen unaufhör¬ 
lichen Kampf schaffen müßte. Litauen wäre genötigt, seine Kraft 
unproduktiv zu vergeuden, und noch mehr als früher wären hier Tür 
und Tor für jene zersetzenden Maßnahmen geöffnet, die bemüht sind, 
auß Litauen einen allpolnischon oder allrussisohen Vorposten gegen 
Ostpreußen zu machen. 

Es fragt sich aber, ob das litauische Volk als reif betrachtet wer¬ 
den kann, um ein selbständiges, unabhängiges Staatsdasein zu führen. 
Darauf ist nur folgendes zu sagen. 

Das die Litauer es verstanden haben, ihr staatliches Leben zu len¬ 
ken, bezeugt ihre Vergangenheit; nur die Einmischung der Slaven 
und vor allem der Polen in die Angelegenheiten Litauens, und zwar 
gegen den Willen der Litauer, hat die Weiterentwickelung aufgehalten 
und durch Verstrickung in die polnische Anarchie ihren Staatsorga¬ 
nismus zerstört. 

Indem es auf die Ländergebiete des geschichtlichen Litauens ver¬ 
zichtet, beansprucht das litauische Volk zum Wiederaufbau des zu¬ 
künftigen Staatsgebildes nur die von ihm seit altersher bewohnten 
Gebiete und zwar in den Grenzen, die wir oben auf Grund des ethno¬ 
graphischen Prinzips gekennzeichnet haben. Vermeintlicher Mangel 
an Intelligenz und höheren Ständen wäre, wie die glückliche Ent¬ 
wickelung Bulgariens zeigt, kein unüberwindbares Hindernis zur Wie¬ 
dererrichtung Litauens. Aber bereits vor dem Kriege hat das litaui¬ 
sche Volk verhältnismäßig viel mehr Intelligenz hervorgebracht, als 
die Russen. Nur die politischen Umstände erlaubten es nicht, diese 
Intelligenz in Litauen selbst zu verwerten. Nach dem Kriege wird die 
Mehrheit dieser Intelligenz selbstverständlich nach Litauen zurück- 
kekren. Die meisten der Adligen, die sich heute noch passiv verhalten 
oder von ihrem alten Volksstamm abgefallen sind, werden ihr National¬ 
bewußtsein wiedererlangen und sich wieder mit dem litauischen Volk 
vereinigen. Neugeschaffene Bedingungen im freigewordenen Lande 
werden neue Reihen der Intelligenz erstehen lassen, wie das immer in 
neuerstandenen Staaten gewesen ist. Den vorläufig vorhandenen Man¬ 
gel an eigenen Intelligenzkräften wird Litauen durch die .Kräfte des 
Staates beheben können, mit denen es in nähere wirtschaftliche, politi¬ 
sche, kulturelle Beziehungen treten wird. 

Der Charakter der Landwirtschaft und der Mangel an Industrie 
verbanden schon vor dem Kriege Litauen mit den hochentwickelten 
industriellen Ländern Westeuropas, vor allem aber mit Deutschland: 
Es ist in der Natur der realen Verhältnisse begründet, daß diese Ver¬ 
bindung in Zukunft viel stärker werden wird. Ebenso wird die Wissen¬ 
schaft und die Technik die Litauer in höherem Maße noch als früher 
nach Westen, nicht aber nach Osten oder Süden lenken. Diese wirtschaft¬ 
lichen und kulturellen Beziehungen werden jedoch dem litauischen 
Volke nur auf Grund gemeinsamer Interessen erstrebenswert sein, un¬ 
beschadet der Unabhängigkeit der Nation. Sie müßten solchen Bezie¬ 
hungen entgegengesetzt sein, wie sie zwischen Polen und Litauen nach 
den Vorschlägen der großpolnischen Politiker geschaffen werden sollten, 
wobei die eine Seite und zwar die polnische, der anderen alles, sogar 
die nationale Seele zu nehmen trachtet. 
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Wird vielmehr, wie die Vertreter de6 litauischen Volkes wünschen 
\ind hoffen, die Zukunft Litauens auf der Grundlage der Gerechtig¬ 
keit in nationaler Unabhängigkeit aufgebaut, dann werden die Pro¬ 
bleme der äußeren Staatsform und der sogenannten realen Garantien 
beim Friedensschluß ohne Schwierigkeit zu lösen sein. 

(gez.J Dr. J. BasanaviCius, Dr. A'. Smetona, Ä. Zmuidzinavicius, 
Dr. J. Saulys, Kun. Dr. J. Baksys, Kun. J. Stankevicius, P. Klima«. 
Dr. A'. VileiSis, A. Gylys’, Agr. A'. Stulginskis, C. Landsbergis, 
Kanaun. J. Kukta, Kun. Prof. Brazys, Kun. A‘. Varnas, 

J. Malinauskas, Kun. A. Petrulis, Kun. L. Mironas, Kun. J. ßta&ys.. 

Kun. K. Ribikauskas. 
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Nr. XIII. 

Auszug aus dem Protokoll des Organisationsausschusses 
zur Einberufung einer litauischen Konferenz 

Sitzungen vom 1. und 4. August 1917. 

An der Sitzung nahmen teil: J. Staugaitis aus Paniemuni, J. Smil- 
gevicius aus Uzwentis, T. Daugirdas aus Kowno, St. Narutavicius aua 
Zemaiten, A. Gineitis aus Tauroggen, Pfarrer J. Stakauskis aus 
Poniewesch, S. Banaitis aus Kowno, B. Dirmantas aus Ukmerge, A. Po- 
vylius aus Radziwilischki, Pfarrer A. Sernas aus Schwabisehki, Pfar¬ 
rer M. Simonaitis aus Punsko, Pfarrer P. Turauskis aus Uteny, E. Oku- 
licius aus Latweny, K. Jokantas aus Kalvarien (Gouv. Suwalki), Pfar¬ 
rer J. Katilius aus Smalenen, Pfarrer Mironas aus Daugi, Pfarrer 
Stankieviöius, S. Kaii’ys, J. Saulys, A. Smetona und P. Klimas aus 
Wilna. 

Ins Präsidium sind gewählt worden: J. Staugaitis, A. Smetona 
und J. Saulis. Zu Schriftführern wurden aufgefordert: Pfarrer Do- 
gelis und P. Klimas. 

Die Tagesordnung wurde angenommen und der Beihe nach wurde 
folgendes erwogen und beschlossen: 

1. UeberdasTerritorium Litauens. Das Territorium 
Litauens wird festgelegt nach ethnographischen Prinzipien und ethno¬ 
graphischen Grenzen der litauischen Nation mit bedingungslos für die 
wirtschaftliche Wohlfahrt des Landes notwendigen Korrektiven. 

2. Ueber die Lage der Gegenwart und Frage der 
Zukunft. Die am 1. und 2. August 1917 in Wilna versammelten Ver¬ 
treter des Litauischen Volkes haben nach Erörterung der gegenwär¬ 
tigen Lage Litauens und seiner Zukunftfragen folgende Entschließung 
angenommen: 

Das litauische Volk sieht seine Zukunft gesichert in einem unab¬ 
hängigen, in seinen ethnographischen Grenzen gebildeten Staate. In 
Erwägung dessen, daß die wirtschaftlichen und kulturellen Interessen 
Litauens nicht so sehr nach Osten oder Süden, vielmehr nach Westen 
weisen, in Berücksichtigung ferner der Gestaltung der politischen Ge¬ 
samtlage erachten die Versammelten es für notwendig, daß der zu¬ 
künftige selbständige litauische Staat aus wirtschaftlichen, kulturellen 
und nationalpolitischen Motiven, unbeschadet seiner selbständigen Ent¬ 
wicklung, in noch näher zu vereinbarenden Beziehungen zum Deut¬ 
schen Reiche tritt. 

gez.: Kun. M. Simonaitis, J. Saulys, J. Staugaitis, J. Katilius, 

J. Smilgeviöius, S. Kairys, K. Mironas, S. Banaitis, P. Klimas, 
B. Dirmantas, Dr. J. Stankieviöius, Ginaitis, Tadas Daugirdas, 
P. Dogelis, A. Smetona, K. Okuliö, A. Povylius, Kun. A. Sernas, 

K. Jokantas, Dekan Stasinskis. 
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Nachdem die Versammlung erfahren hat, daß das selbständige 
Litauen sich mit Deutschland in Verbindung auf Grund einer mili¬ 
tärischen Konvention, einer Zollunion sowie der Gemeinsamkeit 
strategischer Eisenbahnen treten muß, hat die Versammlung durch 
■Stimmenmehrheit festgelegt, daß die Möglichkeit solcher Konven¬ 
tionen durch die eingebrachte Resolution nicht ausgeschlossen 
wird. Doch erfordert die Währung litauischer Interessen, daß die 
näheren Umstände eines Verbindungsprinzips eingehender beraten 
und festgelegt werden. Daher hält die Versammlung es für nötig, 
daß zur Klarlegung all dieser Angelegenheiten ein ständiges, mit 
weitgehenden Vollmachten ausgestattetes Organ gebildet wird. 
Außerdem muß zu diesem Zwecke die Möglichkeit geboten werden, 
sich mit den Litauern des Auslandes zu beraten, die Beteiligung 
der Litauer an der Arbeit des öffentlichen Lebens zu verstärken und 
ihre Forderungen, und Bedürfnisse in der deutschen uncl örtlichen 
Presse bekanntzugeben. 

3. Ueber die litauische Taryba (Nationalrat). Ein¬ 
stimmig wird die Notwendigkeit anerkannt, eine solche Taryba zu 
bilden. Zu diesem Zwecke ist eine auf breiter Grundlage beruhende 
Konferenz einzuberufen. 

4. Ueber die Konferenz. Da laut Bestimmung der Militär¬ 
verwaltung zurzeit keine Wahlen vorgenommen werden können, so 
bleibt nur der Weg der Kooptation übrig. Da jedoch dieser Weg 
nicht allen geeignet erscheint, wird beschlössen, aus der Zahl der 
Anwesenden eine Delegation zu dem Zwecke zu erwählen, um mit den 
Vertretern der deutschen Regierung in Wilna über eine bessere Art 
der Konferenzembemfung zu beraten. In die Delegation werden 
gewählt: B. Dirmantas, St. Narutavicius und J. Saulys. 

Nachdem die Delegation die Mitteilung gemacht hat, daß 
Wahlen (einerlei welche) zurzeit seitens der Militärverwaltung auf 
keinen Fall gestattet werden könnten, daß aber in engerem Kreist- 
vorgenommenen privaten Besprechungen seitens derselben Verwal¬ 
tung keine Hindernisse in den Weg gestellt würden, beschließt die 
Versammlung, soweit dies möglich sei. die Kandidaten in privaten 
Besprechungen oder in größeren Versammlungen bestimmen zu 
lassen. Wo dies unmöglich sei, sollten die Mitglieder des Organisa.- 
tionsa-usschusses solche Männer zu Kandidaten bestimmen lassen, 
die das Vertrauen der Ortsbevölkerung genießen. ' 

Ueber den Mitgliederbestand der Konferenz bemerkt der Orga¬ 
nisationsausschuß, folgendes: Es müssen ehrenhafte, zielbewußte, 
feste und intelligente Litauer aller Stände und politischen Richtun¬ 
gen im Alter von nicht unter 25 Jahren sein. Ausnahmen hiervon 
können gemacht werden, und es können im Einverständnis mit dem 
Organisationsausschuß auch diejenigen Bürger Litauens zur Teil¬ 
nahme aufgefordert werden, welche die litauische Sprache zwar 
noch nicht beherrschen, deren Wirksamkeit jedoch dafür spricht, 
daß das Wohl unserer Nation und unseres Landes ihnen nahe liegt. 

Die- Versammlungs'mitglieder übergaben dem Sekretariat eine 
Liste der ihnen (aus den einzelnen Kreisen) bekannten Kandidaten, 
wiesen sich untereinander diejenigen Kreise zu, die von den Mit¬ 
gliedern des Organisationsausschusses’ aufgesuöht werden sollten, um 
Auskunft über geeignete Mitglieder der Konferenz einzuholen und 
hierüber dem Wilnaer AusfüKrenden Bureau spätestens -innerhalb 
zwei Wochen Mitteilung zu machen. , 
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Die Einberufung der Konferenz ist auf den 10. September fest¬ 
gesetzt worden. Die Tagesordnung wird vom Ausführenden Bureau 
aufgestellt. 

5. Ein endgültiger Beschluß über die Mitgliederzahl der litaui- 
'• sehen Taryba und über die Mitglieder selbst ist der Konferenz an- 
heimgestellt. 

G. Ueber die augenblickliche Lage Litauens. Die 
versammelten Mitglieder reichten Material ein über das augenblick¬ 
lich herrschende System in Litauen, betreffend: Verpflegung, Schul¬ 
wesen, Aushebung von Arbeitern, Itequisitionen, Waldwirtschaft, 
Kriegsgericht, Bandenwesen, Verwaltung der verlassenen Landstücke, 
Behandlung der Einwohner, Mißachtung der litauischen Sprache, 
Kontributionen und Strafen, Vergütungsscheine, Aneignung von 
Gemeindegeldern. Dieses Material vurd : dem Ausführenden Bureau 
übergeben, damit dieses den deutschen Zentralbehörden diese Frage 
vorlege und für. Abänderung und Verbesserung Sorge trage. 

7. In das Ausführende Bureau v des Organisationsausschusses 
werden bestimmt: A. Smetona, J. Saulys, Pfarrer Stankiewicius, 
M". Bir2iSka und P. Klimas. 
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Nr. XIV. 

Auszug 

aus dem Protokoll der Sitzungen der Litauischen Konferenz 
vom IS. bis 22. 'September 1917 in Wilna. 

Die Konferenz wurde eröffnet vom Mitglied des Vollzugsrates 
A. Smetona. i ■ 

Zum Ehrenvorsitzenden wurde Dr. J. Basanavicius vorgeschlagen. 

Der Vorschlag wurde von der Versammlung angenommen. 
Dr. J. Basanavicius begrüßt in seiner Rede die Versammlung. In 
den Vorstand wurden gewählt: J. Kairys ■(Sozialdemokrat). Pfarrer 

J. Staugaitis (Christ, demok. Partei). Pfarrer K. üaulys (clirist. 
demok. Partei), J. Vileisis (Sozialist. Volkspartei) und A. Smetona 
(fortsehr. nationale Partei). 

ln das Sekretariat: Pfarrer P. Dogelis (christl. demokr. Partei), 

K. Bizauskas (christl. demokr. Partei), P.' Bugailiskis (Sozialdemo¬ 
krat) und J. Paknys (Sozialdemokrat). 

Folgende Tagesordnung wird für die Konferenz seitens der Ver¬ 
sammlung angenommen: 

1. Bericht des Ordnungsausschusses über die Einberufung der 

Konferenz. 

2. Bericht des Organisationsausschusses. 

3. Die Poiltik Litauens. 

4. Die Litauische Taxyba: 

a) ihr Zweck, ihre Aufgabe und ihre Rechte, 

b) die Bedingungen ihrer Tätigkeit, 

c) ihre Mitglieder. 

5. Vorschläge zur Besserung der augenblicklichen Lage Litauens. 

6. Die Abzeichen des litauischen Staates. 

7. Schluß der Konferenz. 

1. Laut Bericht des Ordnungsausschusses sind zur Konferenz 
264 Personen aus 32 Kreisen und aus dem Operationsgebiet ein- 
geladen worden. Erschienen sind 214 Personen.' Es wird eine Kom¬ 
mission zur Erforschung der Gründe, weshalb nicht alle Geladenen 
erschienen sind, eingesetzt. 

2. Die Mitglieder des Organisationsausschusses erstatten Be¬ 
richt über den Stand der litauischen Fragen im allgemeinen. 
Hierauf folgt eine Reihe von Anfragen seitens der Konferenzmit- 
glieder. Nach der Diskussion über die durch die Berichte ent¬ 
standenen Fragen folgt eine Resolution über nachstehende Punkte. 

3. Betreffend die allgemeine Politik Litauens wird von der 
Konferenz einstimmig folgende Resolution angenommen: 

Im Hinblick auf die Interessen Litauens und geleitet' von Zielen, 
die allen Litauern gemeinsam sind, hat die litauische Konferenz fol¬ 
genden Beschluß gefaßt: 

I. Für die freie Entfaltung Litauens ist die Entwicklung feu einem 
unabhängigen, demokratisch' geordneten Staate innerhalb der etliry> 
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graphischen Grenzen Litauens, mit den für die Entwicklung des 
wirtschaftlichen Lebens erforderlichen Grenzkorrekturen notwendig. 

Den nationalen Minoritäten in Litauen sollen die für ihre Kultur¬ 
entwicklung nötigen Bedingungen zugesichert werden. 

'Für die endgültige Festscllung der Grundlagen des un¬ 
abhängigen Litauens und seiner Beziehungen zu den Nachbarstaaten, 
soll ein konstituierender Landtag Litauens nach Wilna einberufen 
werden, der auf demokratischem Wege von allen Einwohnern gewählt 
werden soll. 

II. 'Sollte das deutsche Reich einwilligen, den litauischen Staat 
noch vor der. Friedenskonferenz zu proklamieren nud auf der Frie¬ 
denskonferenz selbst die litauischen Interessen zu unterstützen, dann 
erkennt die litauische Konferenz im Hinblick darauf, daß bei nor¬ 
malen Friedensverhältnissen Litauens Interesse viel mehr nach dem 
Westen als nach dem Osten oder Süden hin gravitieren, die Mög¬ 
lichkeit an, daß der zukünftige litauische Staat, unbeschadet seiner 
selbständigen Entwicklung, in noch zu bestimmende Beziehungen 
zum deutschen Reiche trete. 

4. Nachdem die Wahl einer Litauischen Taryba zur Ausführung 
der Konferenzbeschlüsse als notwendig anerkannt worden war, hat 
die Konferenz folgende Punkte angenommen: 

a) Die Anzahl der Litauer in der Litauischen Taryba wird auf 
20 festgesetzt. 

b) Es ist der Litauischen Taryba gestattet, neue Mitglieder zu 
kooptieren. 

c) Die kooptierten Mitglieder erhalten volles Stimmrecht. 

d) Die Anzahl der kooptierten Mitglieder darf nicht mehr als ein 
Viertel aller gewählten Mitglieder ausmachen. 

e) Die Zahl der Vertreter der nationalen Minderheiten in der 
Litauischen Taryba wird auf fünf bis sechs Mitglieder fest¬ 
gesetzt. 

f) Die Taryba bestimmt, auf welche Weise die Minderheit ihre 
Vertreter wählt. Als Richtlinie gilt: bei Kooptation von Minder¬ 
heitsvertretern müssen nach Möglichkeit ihre eigenen Wählen 
maßgebend sein. 

g) Für die in die Litauische Taryba eintretenden Vertreter der 
Minderheiten gelten folgende Bedingungen: Sie müssen sich mit 
dem angenommenen Beschhiß betreffend die Unabhängigkeit 
Litauens einverstanden erklären; sie dürfen an keinen anti- 
litauischen Aktionen teilgenommen haben und müssen die 
litauische Sprache zum mindesten verstehen. 

Durch Stimmenmehrheit sind zu Mitgliedern der Litauischen Taryba 
erwählt: Di*. Bäsanavicius, Di*. Jurgis Saulys. A. Smetona, P. Klimas, 
M. BirziSka, J. VileiSis, Kun. Mironas, Kun. Staugaitis, A. Stulginskas, 
S. Kairys, K. Bizauskas, J. Smilgeviöius, D. Malinauskis, Kun. Saulys, 
S. Banaitis, B. Dovydaitis, Kun. A. Petrulis, St. Narutavicius, J. Vailo- 
kaitis, Jok. Sernas. 

Es wird der Vorschlag angenommen, daß bei der ersten Koop¬ 
tation auch ein Vertreter a.us der Bauernschaft in die Taryba auf¬ 
genommen werde. 

5. Der in der ersten Sitzung aus der Mitte der Kreisvertre'ter 
gewählte Ausschuß übergibt sein gesamtes Material an Vorschlägen 
zur Verbesserung der augenblicklichen Lage Litauens der Taryba. 
damit dieselbe darnach entsprechende Schritte unternehmen könne. 



Schreiben an den Papst. 


Vilnae, 22. September 1917. 


Beatissime Pater. 

Ex omnibus Lithuaniae finibus diversae condicionis deputati 
ultra ducentos viros in nostra urbe capitali Yilnae in nationalem 
conventum 5 congregati ad delibcrandum de misera nostra condicione 
tempore belli et de futuro libero statu nostrae regionis constituendo, 
hac occasione libentissime utimur, ut Vestrae Sanctitati 
summas gratias agamus pro collecta in toto orbe catliolico insti- 
tuta in gratiam lithuanorum b'ello oppTessorum simulque pro patema 
Vestrae Sanctitatis cura pacis instituendae inter pugnantes 
nationes, quam summopere exoptamus et qua composita, nostra 
jura nationalia nos recuperaturos Vestra San cti täte potenter 
adjuvante speramus et Vestrae Sanctitatis benediciionem 
Apostolicam nostris laboribus humillime adprecamur. 

Praeses- Conferentiae: 

Dr. J. Basanavicius. 

Sumrno Pontifici * 

Benedicto XV , 

Romae 
in Vaticano. 
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Nr. XVI. 

Die Antwort des Papstes 

Segreteria di Stato Dal Vaticano die 6. Decembris 1917. 

di Sua> Santita 
Nr. 49 543 

Da citarsi nella risposta. 

Illustris vir, 


Augustus pontifex, qui pro Sua erga catbolicos universos sollici- 
tudine, quotquöt Litbuaniam incolunt patemo amore complectitur, 
virorum ad Vilnensem Coetüm 1 deputatorum praeclara vota erga 
Patrem de sublevandis mis'eris de omnibusque populis pacificanais 
studiosum benigne suscepit Snumque per me tibi ’animum gratum 
significari voluit, dum petitam! Apostolicam 'Benedictionem; prospe- 
ritati et progressioni universorum Litbuaniae civium bene aüspica- 
tam libenter impertit. 

Hoe functus bonorifico munere, tibi omnia fausta feliciaque ad- 
precor, meque profiteor 

Tibi, ülustris vir, 
Addictissimum' 

P. Card. Gaspari. 


Pilus tri Viro 
Dr. J. Basanavicio 
Litbuaniae Conferentiae Praesidi 


Vilnam 
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Nr. XVII. und XVIII.' 

Euer Durchlaucht 

haben wir am 22. September d. J. gebeten, folgende Adresse dem Herrn 
Oberbefehlshaber Ost Generalfeldmarschall Prinzen Leopold von Bay¬ 
ern zu unterbreiten: 

Euer Königlichen Hoheit 

danken wir dafür, daß inmitten der schweren Kriegszeit führenden 
Männern aus allen Teilen Litauens Gelegenheit gegeben wurde, sich in 
unserer alten Hauptstadt zu versammeln und unsere Gedanken auszu¬ 
tauschen über die Zukunft unseres Volkes und seines Vaterlandes. 

Nachdem das litauische Volk sein Staatswesen eingebüßt und spä¬ 
ter unteT der fremden Herrschaft viel gelitten hatte, scheint endlich der 
von vielen Generationen ersehnte Zeitpunkt gekommen, in dem die 
Litauer unter Einsetzung aller ihrer Kräfte einen auf nationaler Grund¬ 
lage aufgebauten selbständigen Staat neu zu errichten hoffen. 

Wir rechnen auf die Hilfe der deutschen Verwaltung, um noch wäh¬ 
rend des Krieges mit ihr, mit Unterstützung des Deutschen Reiches, die 
Not und die Lage der leidenden Bevölkerung lindern und bessern, sowie 
am Aufbau unseres Landes und seiner Volkswirtschaft mitarbeiten zu 
können. Dabei wollen wir bestrebt sein, daß allen Einwolmem unseres 
Landes die Rechte zuteil werden sollen, deren sich die Bewohner der 
Kulturstaaten schon lange erfreuen. 

Wir bitten Ew. Königliche Hoheit, eine aus allen Volkskreisen zu¬ 
sammengesetzte Landesvertretung zu genehmigen und ihr das Recht zu 
geben, noch während des Krieges bei dem Wiederaufbau Litauens mit¬ 
zuwirken. 

Wilna, den 23. September 1917. 

Dr. J. Basanaviöius, M. Birziska, S. Banaitis, K. Bizauskas, 

P. Dovydaitis, P. Klimas, Dekan Mironas, S. Narutovicius, 
Alfonsas Petrulis, A. Smetona, A. Stulginskis, J. Smilgevicius, 

J. Staugaitis, Dr. J. Saulys, J. Vailokaitis, J. Sernas, Dr. 

K. Saulys, Jonas VileiSis, D. Malinauskas, ß 1 . Kadrys. 


Auf diese Ansprache antwortete der Chef der Militärverwaltung Litauen, Seine 
Durchlaucht Franz Joseph Fürst zu Isenburg-Birstein: 

Ihre Eingabe vom 22. September 1917 habe ich' sofort dem Ober¬ 
befehlshaber Ost, Seiner Königlichen Hoheit dem Generalfeldmar¬ 
schall Prinzen Leopold von Bayern unterbreitet. Seine Königliche 
Hoheit haben mich beauftragt, Ihnen folgende Antwort zu erteilen: 
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Die Leiden, welche der Krieg über Litauen gebracht hat, lasten 
schwer auf dein Laude. Schwer ist insbesondere die Not, die die eng¬ 
lische Wclthandclssperre auf Litauen gebracht hat. Der von England 
und seinen Verbündeten erhoffte Erfolg wurde nicht erreicht. In fester 
Siegeszuversicht ist Deutschland bereit, am Wiederaufbau Litauens 
mitzuarbeiten. 

Der Herr Oberbefehlshaber Ost halt nunmehr die Zeit für gekom¬ 
men, seine Vcrwaltungsordnung vom 7. Juni 1916 weiter zu entwickeln. 

In gemeinsamer Arbeit mit den Einwohnern des Landes werden die 
Vorarbeiten für den Wiederaufbau Litauens getroffen. Zu die¬ 
sem Zweck beriefen der Oberbefehlshaber Ost Se. Kgl. Hoheit General¬ 
feldmarschall Prinz Leopold von Bayern einen Landesrat für Litauen, 
der unter Leitung der Militärverwaltung die Grundlagen der künftigen 
Verwaltung und Wirtschaft Litauens beraten soll. Ein Kulturland 
soll Litauen werden, das allen seinen Bewohnern unter Wahrung litaui¬ 
scher Eigenart freie Betätigung und Entwicklung bietet. 

Zu Mitgliedern dieses Landesrats ernenne ich Kraft Auftrages auf 
Vorschlag der Landesversammlung hiermit schon jetzt folgende Herren: 
Prakt. Arzt Di\ Jonas Basanavicius, Wilna, 
Gymnasiallehrer Kazys Bizauskas, Poniewiez, 
Gymnasialdirektor Mikolas von Bii'ziSka, Wilna, 
Gymnasialdirektor "Pranas Dovyclaitis, Kowno, 

Sälomonas Banaitis, Kowno, 

Ingenieur Steponas Kaii*ys, Wilna, 

Petras Klimas, Wilna, 

Agronom Donatas von Malinauskas, Wilna, 

Dekan Vladislovas Mironas, Daugi, 

Gutsbesitzer Stanislaw von Narutovicius, Breviki, 

Pfarrer Alfonsas Petrulis, Piwoschuny, 

Dr. pliil. Redakteur Jurgis Saulys, Wilna, 

Domherr Professor Kazimieras Saulys, Kowno, 

Jakubas Semas, Onikschty, 

Dr. jur. Antonas Smetona, Wilna, 

Gutsbesitzer Jonas Smilgeviöius, Uzventy, 

Pfai’rer Justinas Staugaitis, Poniemun b. Kowno, 

Agronom Alexandras Stulginskis, Wilna, 

Bankbeamter Jonas Vailokaitis, Pilwischki, 

Dr. jur. Rechtsanwalt Jonas VileiSis, Wilna. 

Nachdem der Fürst jedem der vorgenannten Herren die künstlerisch ausgestatte¬ 
te Urkunde der Berufung in den Landesrat ausgehändigt hatte, sprach er weiter: 

Meine Herren Landesräte! 

Im Einvernehmen mit Ihnen wird der Landesrat dui’ch Aufnahme 
weiterer Mitglieder, unter denen sich auch Polen, Deutsche, Weißrussen 
und Juden befinden werden, entsprechend ergänzt werden. Eine li¬ 
tauische Gemeindeverfassung ist in Vorbereitung und wird Ihnen unter¬ 
breitet werden. 

Der Herr Oberbefehlshaber Ost, Seine Königliche Hoheit der Gene¬ 
ralfeldmarschall Prinz Leopold von Bayern lassen Litauen und seinem 
. lüer versammelten Landesrat seinen Gruß entbieten und wünschen der 
weiteren Arbeit zum Wohle des Landes Gottes reichsten Segen, 
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Nr. XIX*). 

An Seine Exzellenz 

den Herrn Reichskanzlei^, 


r 


Berlin. 


Der Litauische Landesrat, als die unter den besonderen Umständen 
berufene Landesvertretung, sieht klar', daß seine Tätigkeit nur dann 
möglich und einflußreich sein wird, wenn er all das erfüllt, was die Be¬ 
völkerung Litauens gegenwärtig für ihre Existenzfrage hält, und wenn 
er die zu einer ersprießlichen Arbeit unbedingt notwendigen günstigen 
Bedingungen erhält. 

Die litauische Konferenz, die die Möglichkeit hatte, sich vom IS. 
bis 22. September dieses Jahres über die wichtigsten Landesangelegen¬ 
heiten zu beraten, hat sich vor allem zwei Hauptaufgaben gestellte 
1. Die Bildung des litauischen Staates und 2. den Wiederaufbau Li¬ 
tauens oder wenigstens eine Erleichterung der schweren Lage des Lan¬ 
des schon jetzt während des Krieges. Die litauische Konferenz hat in 
diesen beiden Grundsätzen einstimmig und man darf sagen, unzweifel¬ 
haft das ausgesprochen und zum Ausdruck gebracht, was das ganze- 
Land denkt. 

Von der deutschen Okkupationsgewalt, die den Litauischen Lan¬ 
desrat bestätigte, wird es abhängen, diejenigen Bedingungen eintreten 
zu lassen und herbeizuführen, die für eine ersprießliche und erfolgreiche 
Tätigkeit des Litauischen Landesrats notwendig sind. Diese Bedin¬ 
gungen denkt sich der Litauische Landesrat folgendermaßen: 

Es ist ihm das Recht zu gewähren, sich bei der Erwägung und Be¬ 
sprechung der Landesangelegenheiten zu betätigen, und zwar sich zu 
betätigen als selbständiges Organ des Landes, das neben der Militärver¬ 
waltung Litauen in angewiesenen Grenzen arbeitet. Um die vom Lan¬ 
desrat beschlossenen Vorschläge mit den Forderungen der Militärver¬ 
waltung in Uebereinstimmung zu bringen und sie der Verwirklichung 
entgegenzuführen, muß sich der Landesrat in einem dauernden, engen 
Kontakt mit den höheren Organen der Okkupationsgewalt in Litauen 
befinden. 

Hinsichtlich der Arbeit zum Wiederaufbau des Landes benötigt der 
litauische Landesrat vor allem das Recht, den ganzen Gang des öffent¬ 
lichen Lebens aufmerksam zu verfolgen und, falls er irgendwelche Miß¬ 
stände festgestellt hat, ihren Ursachen nachzuforschen, zu beurteilen 
und sie gegebenenfalls im Einvernehmen mit der Okkupationsgewalt 
zu beseitigen. 

Da der Landesrat bestrebt ist, Litauens Lage zu verbessern und 
Litauen aufzubauen, so will er hinsichtlich dieser seiner Arbeit berech- 


•) Dieses Schreiben und die folgende Denkschrift sind auch an den Herrn Ober¬ 
befehlshaber Ost, Seine Königl. Hoheit den Prinzen Leopold von Bayern gerichtet 
worden. 




tigt sein, der Okkupationsgewalt entsprechende Vorschläge zu machen 
und diese Vorschläge im Einverständnis mit der Okkupationsgewalt 
ins Leben treten zu lassen. 

Im Bestreben, den litauischen Staat wieder herzustellen, muß dem 
litauischen Landesrat das Bockt verbürgt werden, zu diesem Zwecke 
mit der deutschen Beichslcitung sowie auch mit den litauischen Ver¬ 
tretungen im Auslande Fühlung zu nehmen. 

Außerdem liegt es dem litauischen Landesrat sehr am Herzen, für 
seine Bestrebungen das allgemeine Vertrauen der Bevölkerung zu ge¬ 
winnen, bevor er an seine eigentlichen Arbeiten herantritt. Man mul! 
sich vor Augen halten, daß der langandauernde Krieg Litauen so er¬ 
schöpft und von seiner Bevölkerung so ungeheure Opfer gefordert hat, 
daß es verständlich ist, wenn in den breiten Volksmassen den Okkupa¬ 
tionsbehörden gegenüber ein großes Mißtrauen herrscht: hat doch die 
Heeresleitung, von den Kriegsumständen gezwungen, die größte wirt¬ 
schaftliche Last dem litauischen Lande auferlegen müssen. Mit dieser 
Mißstimmung der Bevölkerung, die auch der deutschen Verwaltung be¬ 
kannt ist, muß der Landesrat besonders bei seinen ersten Schritten 
rechnen. Diese Stimmung läßt sich nicht durch leicht hingesprochene 
Worte und Versprechungen beseitigen und wieder gut machen. Nur 
durch wirkungsvolle, allen einleuchtende Taten, nämlich durch die Be¬ 
seitigung wenigstens der übelsten Mißstände im litauischen 
öffentlichen Leben, ist in der Seele des Volkes all das wieder gutzu¬ 
machen, was die grausame Wirklichkeit des Krieges zerstörte. * 

In seiner Denkschrift, die anliegend unterbreitet wird, hat der 
Litauische Landesrat zunächst auf die schreiendsten Mißstände hinge¬ 
wiesen, die nach des Landesrates tiefster Ueberzeugung vor allem zu 
sanieren wären. Unter diesen Mißständen stehen ohne Zweifel in der 
ersten Beilie die übermäßigen Bequisitionen, die mangelhafte Ver¬ 
sorgung der ärmeren Bevölkerung Litauens mit Nahrungsmitteln, das 
Bandenunwesen, die Mißhandlung der Bevölkerung, die Zwangs¬ 
arbeiten, die Mißstände im Schulwesen usw. 

Der Litauische Landesrat ist der festen Hoffnung, 'daß die deutsche 
Beichslcitung fest entschlossen ist, Litauen die Möglichkeit zu geben, 
unverhindert seinen höchsten politischen Zielen zustreben zu können 
und den Litauischen Landesrat in seinen Bemühungen, das Land schon 
jetzt während des Krieges wieder aufzubauen und seine Lage zu ver¬ 
bessern, zu unterstützen. Der Litauische Landesrat hofft auch, daß die 
: u dem vorliegenden Schreiben und die in der beigelegten Denkschrift 
dargelegten Gedanken, sowie die fcur Verbesserung der Lage der Be¬ 
völkerung gemachten Vorschläge die Zustimmung Eurer Exzellenz 
gewinnen und rechtzeitige Verwirklichung finden werden. 

Das vorläufige Präsidium des Litauischen 
Landesrates. 


Wilna, den 20. Oktober 1917. 
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Denkschrift, die wichtigsten Mißstände In Litauen betreifend 

Der große Weltkrieg, der unser Land Litauen bereits im erster 
Kriegs]ahr in seinen Wirkungskreis mit einzog, bat das Land in 
schweres, nicht abzusehendes Elend gestürzt. In ein Elend, das, da es 
täglich wächst und immer größer wird, kaum noch zu ertragen ist. Die 
Zustände, unter denen zur Zeit in Litauen das wirtschaftliche und das 
soziale Leben zu leiden haben, machen es zur gebieterischen Notwendig¬ 
keit, daß zunächst einmal die schlimmsten Mißstände beseitigt werden, 
und zwar sobald als möglich. Geschieht dies nicht, so droht dem Lande 
völlige Zerrüttung und Verfall. 

Die traurige Lage Litauens, schon längst von seiner Bevölkerung 
tief und schwer empfunden, scheint auch der deutschen Verwaltung 
und auch dem deutschen Publikum allmählich bekannt geworden zu 
sein. Der durch die Reichstagsmehrheit angenommene und von der 
deutschen Reichsregierung gutgeheißene Beschluß über eine noch jetzt 
während des Krieges einzurichtende Selbstverwaltung zwecks Wieder¬ 
aufbau des Landes bezeugt, daß die grundsätzliche Stellungnahme des 
Deutschen Reiches den Bedürfnissen unseres Landes gegenüber ganz 
richtig und einzig rationell ist. Denn wahrlich, so tief die Litauen ge¬ 
schlagenen Wunden auch sind, sie können nur von seiner Bevölkerung' 
selbst geheilt werden, sofern man dieser die dazu nötigen Bedingungen 
erteilt. 

Der Litauische Landesrat, der nun berufen worden ist, den Weg 
zum Wiederaufbau Litauens zu ebnen ist sich vollkommen dessen be¬ 
wußt, daß der Krieg seine eigenen Bedürfnisse und seine eigenen 
Rechte hat. Nichtsdestoweniger ist der Litauische Landesrat der An¬ 
sicht, daß trotz der schwierigen Kriegsverhältnisse schon jetzt mit den 
Vorarbeiten für den Wiederaufbau begonnen werden könnte. 

Indem er sich für eine spätere Zeit eingehendere Vorschläge für 
den Wiederaufbau Litauens vorbehält, erachtet es der Litauische 
Landesrat für seine Pflicht, schon in dem jetzigen Augenblick die Auf¬ 
merksamkeit auf die unten.kurz dargelcgten, zurzeit in Litauen herr¬ 
schenden Mißstände zu lenken, Mißstände,'welche ungeheuer schwer 
auf der gesamten Bevölkerung lasten, und die in erster Linie so bald 
als nur möglich beseitigt werden müßten. 

Die unten geschilderte gegenwärtige Lage Litauens wird außer der 
allgemeinen Darstellung auch durch einzelne Tatsachen illustriert. 
Hierzu müssen wir allgemein bemerken, daß wir uns für die absolute \ 
Richtigkeit angeführter einzelner Tatsachen nicht voll verbürgen 
können, und zwar darum nicht, weil es uns die Verhältnisse nicht er¬ 
laubten, die Angaben selber an Ort und Stelle nachzuprüfen. Wir sind 
aber ganz und gar überzeugt, daß im allgemeinen die Lage Litauens 
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nooh weit schlimmer ist, als sie hier dargestellt werden konnte, und daß 
anstatt einer vielleicht nicht ganz richtig angeführten Tatsache zehn 
andere gleichartige angeführt werden könnten, sobald uns die Möglich¬ 
keit hierzu gegeben würde. 


Requisitionen. 

Es ist selbstverständlich, daß, da die Kriegsfront durch ganz 
Litauen zog, die Bevölkerung des Landes und das Land selbst sehr 
viel in Mitleidenschaft gezogen wurden. Die unabweisbaren Bedürf¬ 
nisse der Truppen waren sehr groß und ruinierten die Landwirtschaft 
beinahe. Der Wirtschaftsvorrat und das lebendige Inventar vermin¬ 
derten sich erschreckend. Die Truppen selber nahmen in der Regel 
alles ohne Bezahlung, in den meisten Fällen sogar ohne Requisitions¬ 
scheine. 

Mit größter Ungeduld erwartete die Bevölkerung die Einrichtung 
der Okkupationsverwaltung, weil sie glaubte, daß diese so, ungeachtet 
der schweren Kriegszeit, zum mindesten Ordnung und eine gewisse 
Milderung in das Requisitionswesen bringen würde. 

Sobald die Okkupationsbehörde ins Leben trat „mit der Einrich¬ 
tung der Kreisämter, der Amtsvorsteher, der Gendarmerie, der Wirt¬ 
schaftsausschüsse“, wurden auch die der Requisition und Beschlag¬ 
nahme unterliegenden Gegenstände bekanntgegeben. Aber in der Aus¬ 
schreibung der Requisitionen und in der Art, wie sie gehandhabt wer¬ 
den, kann man viel Anormales finden, weshalb wir es für unsere 
Pflicht halten, die Okkupationsbehörde darauf aufmerksam zu machen. 

Die Ortsverwaltungen, welche die Requisitionen des Getreides an¬ 
ordnen, bedenken in der Regel gar nicht, ob der betreffende Wirt bei 
den heutigen Verhältnissen das von ihm verlangte Quantum überhaupt 
liefern kann oder nicht. Gewöhnlich verlangt man von der gesamten 
Landfläche, die der Wirt besitzt oder die von ihm gepachtet ist, eir 
bestimmtes Teiler! rägnis und läßt dabei ganz außer Acht, wieviel Leutt 
der betreffende Wirt zu ernähren hat, wie viele Tagelöhner er den 
Sommer über verpflegen muß; man berechnet gar nicht, welche Ernte 
unter den jetzigen Zuständen überhaupt möglich ist; ebenso läßt ganz 
das Quantum außer Acht, daß der Wirt in Form von Almosen an die¬ 
jenigen abgeben muß, die gar kein Land besitzen und die auch keine 
Brotkarten haben, auf die sie etwas erhalten können, und die darum 
oft in so großer Not sind, daß sie, vom Hunger getrieben, zu den 
umherstreifenden Banden überzugehen gezwungen sind. Bei der Be¬ 
stimmung der Zentnerzahl des abzugebenden Getreides kommt es oft 
vor, daß der wirtschaftlich Schwächere weitaus mehr abliefem muß, 
als der wirtschaftlich Stärkere. Die Zeit, während welcher das Getreide 
den Wirtschaftsausschüssen zugeführt werden soll, ist oft so kurz be¬ 
messen, daß die Landleute allein durch diesen Umstand sehr fühlbare 
Verluste tragen müssen. Diejenigen aber, die zum festgesetzten Tage 
nicht die volle Menge abgeliefert haben, werden schwer und rücksichts¬ 
los bestraft. Man scheut sich nicht, ihnen das letzte Pferd wegzu¬ 
nehmen, wie z. B. dem Antanas KaSleika und anderen Landwirten in 
den Ortschaften Tirolkai, Saugimai aus dem Kreise Kurschany, Gen¬ 
darmeriebezirk Gostunai. 

In anderen Ortschaften greift man zu dem Mittel, solange die 
Mühlen zu sperren und keine Mahlkarten auszugeben, bis das requi- 


72 


rierte Getreide geliefert ist. Z. B. Ortschaft Lygumai, Gendarmerie 
JoniSkis. In den Gendarmerien Kolmeai und Titawena dreschen die 
Deutschen selber, und die Einwohner sind angehalten, ihnen von weit¬ 
her, große Strecken Weges zurücklegend, den Roggen zu liefern. Beim 
Eintreiben des Getreides kommen manchmal ungewöhnlich rohe Fälle 
vor: In der Ortschaft Uzvermeniai, Kreis Ponieviei, wollten die Sol¬ 
daten am 9. Juli 1917 das gesamte Vieh wegtreiben. Bei dieser Ge¬ 
legenheit wurden ein Mädchen und ein Weib heftig geschlagen. Als 
der Sohn des Weibes, das geschlagen wurde, zu schreien anfing, wurde 
es von den Soldaten niedergeschossen. 

Bei der Butter- und bei der Milch-Requisition wird gar nicht auf 
die Bedürfnisse der einzelnen Familien Rücksicht genommen. Man 
verlangt von jeder Kuh bis ein Pfund Butter wöchentlich oder zwei 
Liter Milch täglich. Gewiß, wenn die Familie nicht groß ist und einige 
Kühe in der Wirtschaft sind, ist es möglich, wenn auch schwer, das 
Verlangte zu liefern. Ist aber die Familie größer und sind gar noch 
einige kleine Kinder da, dann ist die Lage nicht zum Aushalten. Viele 
Leute sind so eingeschüchtert, daß sie Butter und Milch zukaufen, da¬ 
mit sie ja das verlangte Quantum abliefern können und nicht in harte 
Strafe, fallen. Das Gleiche geschieht auch mit der Ablieferung von 
Eiern. Jede Henne, die gebucht ist, muß die vorgeschriebene Zahl von 
Eiern legen; selbst dann noch, wenn sie längst nicht mehr am Leben 
ist. Fünf Landwirte aus der Ortschaft Kusiai, Kreis Ponieviez, wur¬ 
den mit 106 M. Geldstrafe belegt „im Monat August“, weil sie, da ihre 
Kühe krank gewesen waren, die vorgeschriebene Butter nicht liefern 
konnten. Aus dem gleichen Grunde wurde dem Landwirt Pluskius aus 
Kaukilikai, Kreis Seda, die letzte Kuh weggenommen; auf die gleiche 
Weise wurde auch Leonora Auksöionyte aus Raisgiai, Kreis Schaulen, 
bestraft. In einigen Ortschaften hat man der Milch, der Butter und 
der Eier wegen schon mehr Strafgelder bezahlt, als diese Produkte Ein¬ 
nahmen gebracht haben. 

Die Pferde- und Vieh-Requisitionen sind für Kriegszwecke wohl 
unentbehrlich, mag dabei der Landwirt auch sein letztes Vieh und sein 
letztes Pferd verlieren. Es ist denn auch bekannt, daß an vielen Orten, 
besonders in solchen, die der Front naheliegen, den Landwirten nur je 
eine Kuh, ein Schwein, ein Schaf und 1 bis 3 Pferde gelassen wurden, 
ungeachtet der Größe der zu versorgenden Wirtschaft, mag sie nun 
20 oder 200 ha umfassen. Manchmal wird sogar das letzte Vieh abge¬ 
nommen. In den letzten Tagen wurde bekannt, daß eine neue Pferde¬ 
mobilisation fast in ganz Litauen stattfinden solle. Die Wegnahme des 
lebendigen Inventars, besonders der Pferde, bedeutet für das Land die 
völlige Zerrüttung seiner Landwirtschaft und den sicheren Hunger im 
kommenden Jahre. Aber es gibt auch Requisitionen, die mit den 
Kriegszwecken so gut wie gar nichts gemein haben. Hier meinen wir 
vor allem die Requisition der Füllen im Jahre 1916 und die Requisition 
der Hengste im Frühjahr dieses Jahres. Der Zwangsaufkauf von 
Pferden, Ochsen, Kühen, Schafen usw. für die verlassenen Güter, die 
jetzt von Deutschen bewirtschaftet werden, muß zu der gleichen Art 
von Requisitionen gerechnet werden. 

Besonders schmerzlich fühlt die Bevölkerung solche Strafen, durch 
die sie ihr letztes Stück Vieh verliert; Strafen, die ihnen oft nur darum 
auf erlegt worden sind, weil sie die betreffenden Verordnungen nicht 
verstanden haben. So z. B. wurde am 18. September in der Ortschaft 
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Kroniai, Kreis Koschcdary, durch den Leutnant Nielkens und den 
Amtsvorsteher Sternberg eine Pferdebesichtigung vollzogen. Alle 
Pferdebesitzer sollten um 8 Uhr morgens ihre Pferde vorführen, und 
alle haben das auch getan. Da aber die Kommission außergewöhnlich 
lange auf sich warten ließ, haben sich schließlich die Leute in die Um¬ 
gegend zerstreut, um die Pferde zu füttern. Erst nach 12 Uhr kam die 
Kommission und fand die Pferde nicht mehr auf dem bestimmten Platz, 
sondern in einiger Entfernung davon, ihr Futter fressend. Man nahm 
30 Pferde und bezahlte für jedes davon nur 50 Rubel, sagend, daß für 
jedes der Pferde 200 Rubel zurückgehalten würden als Strafe dafür, 
daß sie nicht auf dem bestimmten Orte vorgeführt worden seien. Diese 
gliche Kommission beschlagnahmte 14 Pferde, weil die Leute die An¬ 
ordnung nicht verstanden hatten, nach der die Pferde an einer vor- 
gesohiTebenen Leine vorzuführen waren. Diese Pferde wurden mit 11 
anderen, die irgendwoanders beschlagnahmt worden waren, an fremde 
Leute verkauft, nicht etwa an ihre Eigentümer, obgleich diese mit 
Ti-änen in den Augen baten. Es kommt auch vor, daß die Gendarme 
alles ohne Ausnahme requirieren. Beispiel: Am 7. Mai 1917 kam der 
Gendarm Kiblic mit einigen bewaffneten Soldaten in die Ortschaft 
Sapischkis, Kreis Wladislawow, und nahm den Leuten alles ab, Nah¬ 
rungsmittel, Hanf usw. Dabei wurden die Landwirte Antanas Gurgas 
und Antanas Greicius geschlagen; die Weiber wurden ebenfalls ge¬ 
prügelt. 

In jedem Kreis werden Zwangsmärkte abgehalten. Es wird ge¬ 
wöhnlich der Bevölkerung unter Andi'ohung und Strafen befohlen, 
Pferde, Kühe und anderes Vieh auf den Markt zu führen. Auf dem 
Markte werden von den Deutschen beliebige Stücke ausgewählt, für die 
lediglich der Preis gezahlt wird, welcher den Käufern beliebt. Außer¬ 
dem wird verlangt, daß der Verkäufer einen Zettel unterzeichnet, daß 
er freiwillig den Handel abgeschlossen habe. Wer sich weigert, die 
verlangte Unterschrift zu geben, wird später sicher unter einem Vor¬ 
wände dafür ordentlich bestraft. Solche Märkte gelten zwar nicht als 
Requisitionen, sie fügen aber der Bevölkerung mehr Schaden zu, als 
die Requisitionen selber. 

Es dürfen nicht unerwähnt bleiben die diesjährigen Getreide¬ 
requisitionen, welche in einer besonders scharfen Form durchgeführt 
werden. Nachdem übermäßige Quanten bestimmt worden sind, welche 
die Bauern sehr oft unmöglich leisten können, werden die Requisitionen 
auf dem Wege der Zwangsvollstreckung ausgeführt. Wenn ein Dorf, 
z. B. in den Kreisen Ponieviez und Johanischkiele, das verlangte Quan¬ 
tum nicht abliefern kann, wird das ganze Dorf angefallen: das Vieh, 
die eßbaren Sachen, Gewerbeerzeugnisse, manchmal auch das gefundene 
Geld, weggenommen. Dazu werden die Leute grausam geschlagen. 

Bei einem solchen System droht in diesem Winter der ärmeren Be¬ 
völkerung Litauens die gänzliche Aushungerung. Schon im vergange¬ 
nen Winter und im Frühling sind Tausende von Leuten sowohl in 
Wilna selbst als auch in seiner Umgebung und näher der Front, wie 
z. B. in dem früheren Kreis Swencjany, Hungers gestorben. Denn die 
ärmere Bevölkerung ist auf dieselben Bauern angewiesen, welche jetzt 
restlos ausgepreßt werden, und wenn sie kein zugeteiltes Brot be¬ 
kommt, wie es schon im vorigen Jahre war, so eröffnet sich für sie in 
diesem Winter die traurige Aussicht langsamen Verhungerns. Es be- 
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trägt doch jetzt, schon der Preis pro Pud Eoggen 20 bis 40 M, während 
er im vorigen Jahre um diese Zeit nur 5 bis 8 M war. 

Die Frage der Versorgung der ärmeren Bevölkerung, besonders 
Wilnas, entsteht deshalb in ihrer ganzen Größe. 

Indem wir die Requisitionsfrage endigen, müssen wir auch ein 
paar Worte über die ungemein niedrigen Preise sagen, die gezalilt wer¬ 
den. Für alles, was den Leuten weggeholt wird, wird der gleiche Preis 
gezahlt, den die Sache vor dem Kriege gegolten hat, ungeachtet dessen, 
daß während des Krieges alles im Preise um ein Vielfaches gestiegen 
ist. Ein Wirt, der sein Pferd durch Requisition verliert, muß sich, 
wenn er seine Wirtschaft weiterführen will, ein neues, schlechteres 
kaufen, für das er aber dreimal mehr an Geld anwenden muß, als er für 
ein besseres von den Behörden bekommen hat. Dasselbe ist auch beim 
anderen Vieh der Fall. Alle Wirtschaftsprodukte und alle anderen, 
die zum Leben nötig sind, haben sich verhältnismäßig verteuert. 

Aus diesem gleichen Grunde ist auch der Tagelöhner teurer ge¬ 
worden. Der geringe Preis, der für die beschlagnahmten Sachen ge¬ 
zahlt wird, richtet darum die Wirtschaft zugrunde. 

Um wenigstens das Allerschlimmste im Requisitionswesen zu be¬ 
seitigen und die empfindlichen Härten zu mindern, schlagen wir vor: 

1. Es sollte das System der weiteren Requisitionen nach neuen, 
der gegenwärtigen Lage Litauens anzupassenden Grundsätzen ge¬ 
ordnet werden. 

2. Bei der Aufstellung allgemeiner Requisitionsnormen für Li¬ 
tauen ist die Teilnahme des Litauischen Landesrates notwendig, und 
bei deren Anwendung und Ausführung die Teilnahme der Vertreter 
der Ortsbevölkerung. 

3. Es sollte vorläufig von einer Pferde-Requisition ganz abgesehen 
werden und die Viehrequisition nur dort stattfinden, wo aus besonderen 
Gründen noch verhältnismäßig größere Bestände verblieben sind. 

4. Die Bauern, die nur eine Kuh besitzen, sollten von der Vieh¬ 
requisition ganz befreit werden. 

5. Es sollte besondere Aufmerksamkeit der Versorgung der ärme¬ 
ren Bevölkerung und der Städte zuwendet werden. 


Die Zwangsarbeiten 

Gleich nachdem Litauen von den Deutschen besetzt worden war, 
sind von den Einwohnern die notwendigen Arbeiter gefordert worden, 
um Heeressachen zu transportieren, Wege auszubessern usw. 

Als die Deutschen späterhin anfingen, die verlassenen Güter zu be¬ 
wirtschaften, wurde die Bevölkerung gezwungen, auf diesen Gütern zu 
arbeiten. Noch später fing man an, Litauens Wälder zu exploitieren, 
und dazu brauchte man neue Menschen. Endlich, im Winter 1916/17, 
wurde die gesamte Bevölkerung Litauens mobilisiert, um Arbeiter¬ 
bataillone zu bilden, durch welche die Deutschen Arbeitssoldaten im 
Lande entbehrlich gemacht und gleichzeitig dem Arbeitsmangel in 
Deutschland selber gesteuert werden sollte. Von dieser Zeit an ist die 
Zahl der Zwangsarbeiter sehr groß. Gleich von Anfang an waren die 
diesen Arbeitern gestellten Arbeitsbedingungen ungut, vom Herbst 1916 
an wurden sie geradezu unerträglich. In vielen Fällen wurde, ohne 
Rücksicht auf die Bedürfnisse des Landes und der Bewohner, zur Ar¬ 
beit gezwungen: der einzige Arbeiter in einer Bauernwirtschaft, der 


einzige Ernährer einer vielköpfigen Familie, ja sogar der Kranke und 
Alte, die zur körperlichen Arbeit so gut wie untauglich waren. 

Tn vielen Fällen wurden die Leute von der Straße weggeholt, wäh¬ 
rend sic zur Kirche gingen, manche sogar beim Verlassen der Kirche 
nach dem Gottesdienst gefangengenommen und in die Zwangsarbeiter¬ 
bataillone eingereiht. Nachts wurden die Leute auf dem Lande ge¬ 
fangen und zusammengetrieben. Auch in den Vorstädten fanden förm¬ 
liche Jagden statt. 

Die Folgen waren schmerzlich. Sehr viele der zur Arbeit Gezwun¬ 
genen starben in den Arbeitsbataillonen an Entkräftung, oder daraus 
resultierten Krankheiten, zu Hause aber gingen ihre Familien an 
Hunger ein. Von den ärmeren Leuten, die zur Arbeit gezwungen 
wurden und die plötzlich eingezogen wurden, waren viele, die keine 
warme Kleidung hatten und die darum der strengsten Kälte zum Opfer 
fielen. 

Die Arbeitsbedingungen selbst spotten jeder Beschreibung. Sehr 
oft mußten die Leute in den Wäldern dicht hinter der Front arbeiten, 
und zwar bei einer Kälte von 25 bis 30 Grad Reaumur. Die meisten 
Arbeiterwohnungen waren mangelhaft geheizt. Drinnen war es bei¬ 
nahe ebenso kalt wie draußen. Nach schwerer, anstrengender Arbeit 
mußten sich die ermüdeten Leute zum Schlafe hinlegen, wie sie gingen 
und standen, und nicht selten erfroren ihnen während des Schlafes 
Füße, Ohren und Gesicht. 

Wenn die Leute um 4 Uhr nachmittags von der Arbeit zurück¬ 
kehrten, wurden sie um 5 Uhr in die Baracken gejagt und dort die ganze 
Nacht ohne Licht gelassen. Es sind Fälle vorgekommen, wie z. B. im 
Kreise Schirwintai, wo die .derart eingeschlossenen Arbeiter im bren¬ 
nenden Gebäude elendiglich umkamen. Manche mußten wochenlang 
arbeiten, ohne Gelegenheit zu haben, sich waschen zu können. Die Nah¬ 
rung, die gegeben wurde, war kärglich, so daß manche an Entkräftung 
starben. Die Verpflegungssätze waren: ein halbes Pfund Brot pro Tag, 
mittags einen Liter Suppe und morgens und abends je einen Liter 
warmen Wassers. Sich irgendwo Nahrung zu kaufen, war so gut wie 
unmöglich, denn zu den in den Zwangsarbeiterbataillonen Festgehal¬ 
tenen ließ man niemanden zu, als ihre Verwandten. Der gewährte Lohn 
betrug anfänglich 30 bis 60 Pf. pro Tag und Kopf, dazu die Verpfle¬ 
gung; späterhin stieg die Gcldentlohnung bis auf anderthalb Mark. Es 
war versprochen worden, den zurückgebliebenen Familien der zur Ar¬ 
beit Eingezogenen täglich eine Mark an Unterstützungsgeldern zu zah¬ 
len. Aber es blieb in der Regel beim bloßen Versprechen. In den 
Städten, wie z. B. in Wilna, bekam nur selten eine Familie diesen Zu¬ 
satz, auf dem Lande fast gar keine. 

Unter solchen ungünstigen Umständen starben selbst junge und 
kräftige Leute in ganz kurzer Zeit dahin, und zwar an Typhus, Ruhr, 
Lungenschwindsucht, Lungenentzündung und an anderen Krankheiten. 

In Baisegola z. B., Kreis Kiedany, wo das Arbeiterbataillon A.-K. 
806 arbeitet, waren eine Zeitlang von 237 Arbeitern nur. noch 89 arbeits¬ 
fähig, alle anderen lagen krank. 

Das zweite Beispiel: Die Mütter, Frauen und Schwestern der zur 
Arbeit genommenen Leute gingen, aller Verbote ungeachtet, zu Fuß 
aus dem Kreise Utena nach Radsiwilischki, 140 km weit, und brachten 
ihren Verwandten das Essen, um sie vor dem Hungertod zu retten. 


Eine Zeillang, im Anfänge des Jahres 1917, wurde in den Arbeitcr- 
baiaillonen polnische Politik getrieben; man zwang verschiedentlich die 
Arbeiter, in das polnische Heer zu gehen, und viele jungen Leute gingen 
auch, indem sie dachten, dort ein besseres Leben zu finden. Auf solche 
Weise bildeten sich im polnischen Heere ganze Kompagnien von Li¬ 
tauern und anderen Einwohnern Litauens. Ebenso wie die Arbeit in 
den Arbeiterbataillonen, kränkt die Bevölkerung auch die erzwungene 
Arbeit in den Gütern, in denen die Deutschen wirtschaften. Monate¬ 
lang müssen die Leute in den Gütern arbeiten, Holz führen und andere 
Arbeit leisten, indessen ihr eigenes Land unbearbeitet liegen bleibt. Ein 
Beispiel: Juozas Aleksandravicius aus der Ortschaft Masury, Kreis 
Hariampol, besitzt 32 Morgen Boden; er hat ein Pferd; die Familie 
besteht aus vier Männern; zwei arbeiten zwangsweise am Njemen, 
zwei andere bei Drahthindernissen. Ihre Wirtschaft muß zugrunde 
gehen. 

Im Bezirk Lugke (Lukniki), Kreis Kurschany, zwingen der Amts¬ 
vorsteher Mandel und der Verwalter des Gutes Zeimowiany, Eikmayer, 
seit dem Februar dieses Jahres die Bauern der dortigen Gegend, auf 
den Gütern Zeimowiany, Upinen und Degutzi zu arbeiten. Teils müs¬ 
sen sie allein, teils müssen sie mit ihren Pferden zur Arbeit gehen. Wer 
mit dem Pferd bestellt ist, aber ohne das Tier kommt, dem wird zur 
Strafe das Pferd acht Tage lang weggenommen. Wer seinen Tag ver¬ 
säumt, dem werden zur Strafe oft auch die Wagen, das Geschirr und 
die Wirtschaftsgeräte weggenommen. Bis zum 9. IX. 17 wurde über¬ 
haupt niemand für diese Arbeit bezahlt, von diesem Tag an begann 
man, einen von zehn zu bezahlen, und zwar 3 M pro Tag für ein paar 
Pferde und einen Arbeiter. Ueber diejenigen, die keinen Lohn be¬ 
kamen, machte man sich überdies noch lustig: England und Frankreich 
wird das bezahlen! 

Auf dem Gute Pabalwc daselbst belegt der Gendarm diejenigen 
Bauern, die sich weigern, auf die Privatgüter zur Arbeit zu gehen, mit 
Geldstrafen. Selbst, wenn sie sich weigern, auf solche Güter zu gehen, 
wie Pabawle, wo der Pächter gar nichts für die Arbeit bezahlt. 

Solcher Fälle gibt es in ganz Litauen eine Menge. Ueberall sind 
die Zwangsarbeiten gang und gäbe .geworden; in vielen Orten wird 
dafür gar nichts bezahlt, oder es werden nur ein paar kümmerliche 
Groschen dafür gegeben. Die Agenten nötigen sehr oft die Einwohner, 
Holz oder Waren von Privatleuten zu transportieren; sie nötigen sie 
auch, auf Privatgütern zu arbeiten. Wer nicht gehorcht, wird unter 
den verschiedensten Vorwänden bestraft. 

Die Bevölkerung nennt die Zwangsarbeit nicht anders als Sklave¬ 
rei. Die Behandlung der zur Arbeit Gezwungenen ist ungewöhnlich 
hart, nicht nur in den Arbeitshataillonen, sondern auch anderswo. An 
Stelle der guten Zurede behilft man sich mit den Fäusten und mit 
Dreinschlagen. Sogar die Krankgewordenen werden zuerst geprügelt 
und dann erst ärztlich behandelt. 

In letzter Zeit, als die Nachricht aufkam, daß die Arbeitsbataillone 
aufgelöst werden müßten, wurden in vielen Orten von den zur Arbeit 
Herangezogenen die Unterschriften verlangt, daß sie aus eigenem Wil¬ 
len und Antrieb damit einverstanden wären, auch weiterhin in den Ar¬ 
beitsbataillonen zu bleiben. 

In Baisagola z. B. wurden am 22. und 24. Juli dieses Jahres 107 Ar¬ 
beiter durch Drohungen, Zureden und Schläge dazu gezwungen, ihre 
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Unterschriften zu geben. Die Uebrigen weigerten sich, fest entschlos¬ 
sen, lieber auch weiterhin alle Mißhandlungen zu ertragen. Der gleiche 
Zwang wurde auch in Wilna angewendet. 

Die oben beschriebenen Arbeitsbedingungen, zu deren Illustrierung 
leicht noch weitere Beispiele angeführt werden können, haben die Be¬ 
völkerung eingeschüchtert und die Angst erfüllt, daß die jungen Leute, 
die aufgefordert werden, sich zur Arbeit zu stellen, es oft vorziehen, die 
Heimat zu verlassen und sich den Banden der entwichenen Kriegsge¬ 
fangenen zuzugesellen. Den Reicheren ist ja die Möglichkeit gegeben, 
sich durch Geld oder auf irgend eine' andere Art von der Zwangsarbeit 
loszukaufen; die Aenneren aber, denen das nicht möglich ist, müssen 
zur Arbeit gehen und verkommen. 

Viele von denen, die zwangsweise zur Arbeit herangezogen wur¬ 
den, sind schon des öfteren entflohen und haben sich schließlich,weil nir¬ 
gends in Ruhe gelassen, den herumstreifenden Banden angeschlossen. 

Es leuchtet ein, daß der Wert der zwangsweise geleisteten Arbeit 
nur gering sein kann. Arbeiter, die wie Sklaven gehalten werden, ver¬ 
mögen nicht den zehnten Teil dessen zu leisten, was Leute leisten, die 
sich freiwillig verdingen, die entsprechend bezahlt werden und die eini¬ 
germaßen menschenwürdige Arbeitsbedingungen haben. 

Die Okkupationsgewalt wird sich inzwischen wohl selber aus an¬ 
schaulicher Erfahrung heraus überzeugt haben, daß die Zwangsarbeiten 
sich selber das Urteil gesprochen haben. Wie uns mitgeteilt wurde, hat 
sie bereits am 22.IX. 1917 angeordnet, daß die Arbeitsbataillone aufzu¬ 
lösen seien. 

Immerhin ist zu bemerken, daß selbst nach dieser Verordnung hin 
die Arbeitsbataillone noch immer nicht aufgelöst sind. Selbst aus der 
letzteren Zeit gibt es noch Beispiele dafür, daß Leute zur Arbeit in die¬ 
sen Bataillonen gepreßt worden sind. 

Der Litauische Landesrat, in Betracht ziehend, daß auf die ober, 
geschilderte Weise die besten Arbeitskräfte des Landes ohne Nutzer 
für das Deutsche Reich und zum großen Schaden Litauens verkommen, 
hält die Aufhebung der Zwangsarbeiten oder wenigstens deren Ver¬ 
besserung für die wichtigste Sache Litauens, und schützt darum vor: 

Wo es die Kriegsverhältnisse nur irgendwie erlauben, die Zwangs¬ 
arbeiten durch freiwillige Arbeit zu ersetzen, da diese sowohl für Ar¬ 
beitgeber wie Arbeitnehmer vorteilhafter und rationeller ist. 

Die Zwangsarbeiterbataillone sollten ganz abgeschafft werden. 

Auf den durch die Wirtschaftsausschüsse verwalteten Gütern sollte 
die Zwangsarbeit möglichst eingeschränkt werden. Es müßte hier eine 
andere Methode der Bewirtschaftung ins Leben treten. 

Allen Arbeitern, die aus Litauen nach Deutschland transportiert 
worden sind, sollen die gleichen Arbeitsbedingungen zugestanden wer¬ 
den, die auch die deutschen Arbeiter genießen. Allen, die nach Litauen 
zurückkehren wollen, müßte dies ermöglicht werden. 

Den Beamten der Okkupationsbehörden müßte es verboten werden, 
die Zwangsarbeit für private Zwecke auszunutzen. 

Allen zur Zwangsarbeit Gezwungenen sollte das Recht gegeben 
werden, sich über ihnen zugefügtes Unrecht zu beschweren. 

Es ist nötig, alle Litauer, die gezwungener Weise in die polnischen 
Legionen eingetreten sind, aus diesen zu befreien. 
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Es sollte allen, die im Zusammenhang mit 'den Zwangsarbeiten mit 
Gefängnisstrafen oder andern Strafen belegt worden sind, Strafnachlaß 
gewahrt werden. 

• ’> Das Bandenunwesen. \. 

Das Bandenunwesen, das sich anfänglich nur vereinzelt bemerkbar 
machte, hat im Verlaufe des Jahresl917 in ganz Litauen so zugenommen 

— besonders in der Nähe der Front — daß es allgemein herrscht. Die 
Grundlagen zu diesem Bandenunwesen haben die russisehen Kriegs¬ 
gefangenen gelegt, die, entweder aus deutscher Gefangenschaft entflo- 
h«n oder auf irgend eine Weise in Litauen zurückgeblieben, sich all¬ 
mählich zu regelrechten Banden zusammenschlossen, nicht selten auch 
im Verein mit den deutschen fahnenflüchtigen Deserteuren Anfäng¬ 
lich verhielten sich diese Banden ziemlich ruhig, denn sie wollten nicht 
die Bevölkerung gegen sich aufsässig machen. Wenn sie in die Dörfer 
kamen, begnügten sie sich damit, um Brot und Essen zu bitten. 

Erst als die Bevölkerung, von den Okkupationsbehörden dazu ange¬ 
halten, anfing, diese Herumtreiber anzuzeigen und sie an die Militär¬ 
behörden ausZuliefem, traten die Banden schärfer auf und i*ächten sich. 
Der im vergangenen Jahre eingeführte Arbeitszwang vergrößerte die 
Zahl der umherstreifenden Banden beträchtlich. Sie erhielten Zuwachs 
von solchen Personen, die aus den Arbeitsbataillonen entflohen, und 
von solchen, die, aus Furcht zur Zwangsarbeit herangezogen zu werden, 
ihre Wohnstätten verließen und sich in den Wäldern versteckten. Vom 
Hunger getrieben, weil die durch Betteln erworbenen Lebensmittel nicht 
ausreichten, fingen diese Banden an zu plündern. Zuerst wagten sie 
sich nur an einzelstehende Gehöfte, später aber, sicherer geworden, 
selbst an ganze Siedelungen und Dörfer. Sie nahmen alles, was ihnen 
in die Hände fiel: Kleider, Gelder, vor allem aber Lebensmittel. Natur¬ 
gemäß wurde durch diese Plünderungen die Bevölkerung in immer stei¬ 
genderem Maße eingeschüchtert, umsomehr, als die Banditen damit 
drohten, jeden, der sie verraten würde, zu töten. In vielen Fällen 
führten sie ihre Drohungen in der Tat auch aus. Das erweisen u. a. 
nachstehende Tatsachen: 

Im Kreis Uzjany, Gendarmeriebezirk Leluny, haben sie in diesem 

- Frühjahr die Gebäude des Landwirtes Liogys bei der Mühle Schereline 
abgebrannt, dafür, weil dieser bei der Gendarmerie angezeigt hatte. 

Zu dem Müller in Aidokanze im Kreis Olita kamen eines Abends 
gegen Ende Juli ungefähr 40 dieser entwichenen Gefangenen, durch¬ 
suchten das ganze Haus und ermordeten den Hausherrn, weil sie dieser, 
wie sie vermuteten, an die Behörde verraten wollte. 

Nachdem diese Plünderungen, Raubfälle und Ermordungen einmal 
gang und gebe geworden waren, begann unterschiedliche,s Gesindel 
sich diesen Banden anzuschließen. Da dieses Gesindel in der Regel 
gute Ortskenntnis hatte, schuf es dem Bandenunwesen sozusagen eine 
feste Grundlage; so daß in manchen Gegenden Litauens diese Banden 
aus hunderten von entwichenen Gefangenen und Landstreichern be¬ 
stehen, die sich sogar am hellichten Tage nicht scheuen, Dörfer zu über¬ 
fallen und zu plündern, Lebensmittel, Kleider und Geld, das für die 
Requisitionen bestimmte Getreide und Vieh wegzunehmen. Ja, die 
Dreistigkeit dieser Banditen ist mancherorts soweit gestiegen, daß sie 
der Bevölkerung gegenüber geradezu die Rolle eines Machthabers spie- 
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icn, ihr Geldstrafen auferlegen, Gericht halten und ihre Beschlüsse 
vollziehen. Sie gehen Befehle, daß die Einwohner ihnen an bestimmte 
Orte Lebensmittel hinbringen müssen; wer sich dagegen auflehnt, wird 
bostraft. Und diese Strafen sind: Tötung, Brandschatzung, unmensch¬ 
liche Quälereien usw. 

Beispiele: 

im Kreis Schaulen umzingelten die Banditen am 1. 9.1917 am hell¬ 
lichten Tage das Gut Bitaize, Bezirk Liguany des Besitzers Lukosky, 
durchsuchten das ganze Gebäude, erpreßten hundert Rubel und ver¬ 
schwanden. Der Besitzer verließ sofort die ganze Wirtschaft, wie sie 
ging und stand, und siedelte nach Schaulen über. 

Im Kreis Kowno, im Dorf Batniewo, belagerten die Banditen am 
1. August d. J. den Bauern Zemaitis und verlangten 2000 M von ihm. 
Da. sie nicht mit Gewalt in das Gebäude einzudringen vermochten, 
legten sie Feuer an, das alle Gebäude samt Inventar vernichtete, er¬ 
schossen den aus dem Feuer laufenden Bauer und verwundeten seine 
Frau. 

Im Kampfe mit den Banditen machten die deutschen Militär¬ 
behörden die Einwohner zum Werkzeug dieses Kampfes. Der Bevöl¬ 
kerung wurde strengstens verboten, Gefangene aufzunehmen oder zu 
beherbergen oder ihnen Lebensmittel abzugeben. Wer den Aufenthalts¬ 
ort von Gefangenen wußte, war gehalten, die Gendarmerie davon in 
Kenntnis zu setzen. In der Praxis abeil straften die Ortsbehörden 
mehr die Einwohner statt die Banditen. Schon das bloße Gerücht, 
daß irgend jemand von Gefangenen besucht worden sei, genügte, um 
den betreffenden Landwirt oder unter Umständen dem ganzen Dorfe 
eine Geldstrafe aufzuhalsen, die sich oft auf hunderte und tausende 
von Mark belief. Verdächtige, deren Schuld unerwiesen war, wurden 
bei der Untersuchung oft in unmenschlicher .Weise geschlagen, und 
schließlich auf Monate hinaus in das Gefängnis gesteckt. Es genügte, 
daß auf freiem Felde oder im Walde die entwichenen Gefangenen 
einen Polizeiagenten angeschossen oder getötet hatten, um dem zu¬ 
nächst liegenden Dorfe die volle Verantwortlichkeit für das bedauer¬ 
liche Geschehnis zuzuschieben. 

Wie die Untersuchungen auf dem Lande, die entwichenen Gefan¬ 
genen betreffend, gehandhabt werden, möge Nachstehendes erhärten: 

Im Kreis Olita im Dorf Rilischki kam in den ersten Junitagen 
d. J. ein Feldwebelleutnant von der Polizei in Merecz zum Ortsstarosten 
Akatinas. Dieser Feldwebelleutnant befahl dem Starosten, die Scheuer 
aufzumachen und schlug ihm dabei mit einem Stock dermaßen auf 
den Kopf, daß der Starost ohnmächtig zusammenbrach. Sobald er 
wieder zu sich gekommen war, wurde ihm ein Strick um den Hals 
gelegt. Der Feldwebelleutnant mißhandelte ihn weiter, indem er von 
ihm zu wissen verlangte, wo die Gefangenen stecken. Obwohl der 
Starost sagte, daß er darüber nichts wisse, wurde er dessen ungeachtet 
auch weiterhin geschlagen. Hierauf wurde Aktinas aufs Feld hinaus¬ 
geführt, um den Ort zu zeigen, wo sich die Gefangenen aufzuhalten 
pflegten. Auch dabei wurde er mißhandelt Als man von ihm abließ, 
war er nicht mehr imstande zu gehen, sondern mußte nach Hause ge¬ 
tragen werden, wo er lange zwischen Leben und Tod lag. Akstinas, 
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der der Ortsgendarmerie als loyal gut bekannt war, reichte gegen den 
Feldwebelleutnant Klage ein. Erfolg: der Feklwcbellcutnant wurde 
versetzt! 

Im August 1916 suchte die Geheimpolizei aus Birschc, im Verein 
mit den Soldaten, die ganze Umgebung nach entwichenen Gefangenen 
ab. Dabei wurden alle Einwohner, deren man habhaft werden konnte, 
ins Dorf Milaische zusammengejagt und dort untersucht. Die Unter¬ 
suchung ging mit Hilfe des Stockes und der Peitsche. Fünf Männer 
und eine Frau wurden bei dieser Gelegenheit in roher Weise geschla¬ 
gen. Nach beendeter „Untersuchung“ wurden dem Joseph Kudukis 
und dem Joseph Macys Stricke um den Hals gelegt. Auf diese 
Weise wurden sie von den Polizisten 14 Kilometer weit nach Birsche 
geführt Auf der dortigen Polizei wurden 5 Personen nochmals ge¬ 
hörig geprügelt und daraufhin eingesperrt. Eine von diesen 5 Per¬ 
sonen, Peter Miksys, starb im Gefängnis; die anderen wurden später¬ 
hin freigelassen. 

Um zu erfahren, wer von der Bevölkerung mit don Gefangenen 
verkehre, griff die Polizei zum Mittel der Provokation; sie verwandte 
Lockspitzel. Ein Beispiel für viele: 

Im Herbst 1916 wanderte ein gewisser Stanislaus Gecewicz in der 
Uniform eines russischen Offiziers aus Kowno in die Umgebung von 
Maseheiki Murawilwo und Wekschne. Er sagte, er wolle die Ge¬ 
fangenen gegen die Deutschen organisieren und fragte nach Waffen. 
Durch seine bezahlten Angaben lieferte er der Polizei eine große Menge 
Einwohner in die Arme. Zehn der von ihm Beschuldigten wurden er¬ 
schossen. Späterhin hat ihn die Polizei selber verhaften und einsper- 
reu müssen, da er gestohlen und geplündert hatte. 

Im Kreise Poniewiez, Bezirk Nowe Miasto, kam am 12. 7. der be¬ 
kannte Geheimagent zu dem Bauer Anton Jasnauckas im Dorf Poze 
und bat ihn, Gewehre zu verkaufen. Während der Bauer noch mit dem 
Provokateur redete, kamen vier Dragoner dahergeritten und begannen 
prügelnd eine Untersuchung. Obwohl kein Gewehr im Hause gefunden 
wurde, suchte ihn der Agent ein zweites Mal auf und forderte unter 
Drohungen Geld von ihm. Solcher Fälle lassen sich noch zahlreich 
anführen. 

In letzter Zeit, da das Bandenwesen sehr überhand genommen hat, 
scheint es, als ob die Gendarmen und Dragoner ein Zusammenstößen 
mit den Leuten für nicht ersprießlich erachten. Wenigstens hat es den 
Anschein, als ob man den Banden alle Freiheit lasse. Durch dieses 
Verhalten kommt die Bevölkerung in eine recht schwierige und tra¬ 
gische Lage. Ein Fall: 

Im Kreise Kupischki, Bezirk Troschkuni, hatte eine etwa 30 Per¬ 
sonen starke. Bande einige Besitzer geplündert und beraubt. Unter 
diesen Beraubten war auch Wladislaus Urbanowicz aus dem Einzel¬ 
gehöft Werischki, von dem die Banditen an die 4000 Rubel erpreßten. 
Urbanowicz, der einige der Banditen erkannt hatte, teilte dies dem Gen¬ 
darmen Kurschat mit. Dieser aber lächelte nur, verzichtete aber darauf, 
Nachforschungen einzuleiten. 

Auf dem Gut „Rady“ des Besitzers Boruschewitsch im Kreis Jo- 
nischkele ist ein Leutnant mit 30 Dragonern einquartiert. Etwa ein 
Kilometer davon ab wohnt ein gewisser Bistras, von dem bekannt 
wurde, daß er entwichenen Gefangenen Zutritt in sein Haus gestattet 
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hätte. ' Er wurde dafür ins Gefängnis gesetzt. Als er seine Strafe 
verbüßt hatte, suchten ihn wiederum Gefangene auf. Seine Frau ließ 
dies durch eine Nachbarin der Gendarmerie mitteilen. Eine Nachfor¬ 
schung wurde erst drei Tage später eingeleitet. 

Auf das Gut Sujety, Kreis Jonischkele, wo ein Rittmeister einquar- 
tiert ist, kamen am heiterhellen Tag entwichene Gefangene hin und 
forderten den dort beschäftigten Arbeitern Essen ab. Die Arbeiter 
gingen zum Rittmeister, um zu fragen, was sie tun sollten. Die Ant¬ 
wort war: Gebt! Um die Gefangenen selber hat sich nachher niemand 
gekümmert. 

Welcher Gegensatz: Der Bevölkerung ist es strengstens verboten, 
Gewehre zu halten. Die zur Aufrechterhaltung der Sicherheit einge¬ 
setzten Behörden gehen aber den raubenden und mordenden Banditen 
nicht nachdrücklich genug zu Leibe. Die Leute aber, die sich etwa 
aus Furcht dazu bewegen lassen, Gefangene aufzunehmen, verfallen 
der vollen Schwere des Gesetzes! 

Aus allem diesem seine Schlüsse ziehend, erachtet es der Litauische 
Landesrat für notwendig, daß unverzüglich eine kraftvoll geführte, 
planmäßige Bekämpfung des Bandenunwesens in die Wege zu leiten 
ist. Darum ist es auch nötig, der Bevölkerung zu erlauben, sich zum 
Kampfe gegen die Banden entsprechend zu organisieren. 

Alle Bestrafungen sollten aufgehoben werden, bei denen nicht 
zweifelhaft nachgewiesen werden kann, daß der mit Strafe belegte 
auch wirklich ein Komplize oder Helfershelfer der Banditen war. Denn 
viele Bestrafungen sind ei’folgt auch in solchen Fällen, wo die Bevölke¬ 
rung, durch Gewalt und Drohung dazu gezwungen, Umherstreifende 
aufgenommen hatte. 

Alle diejenigen, die wegen des Verdachts der Mithelferschaft 
in den Gefängnissen sitzen, sollen freigelassen werden. 

Die Behandlung der Bevölkerung 

Heute läßt sich als Tatsache feststellen, daß die unteren deutschen 
Behörden im Verkehr mit der Bevölkerung, besonders mit den niederen 
•Volksschichten sehr oft zu unstatthaften physischen Zwangs- und Ge¬ 
waltmitteln gegriffen haben. Mit diesen Uebergriffen wurde bereits 
im ersten Okkupationsjahr begonnen; 1916 hat sich dieses Gewaltver¬ 
fahren noch mehr ausgebreitet und wurde, wie es scheint, allmählich 
in ganz Litauen zu einem System, zu dessen Hlustrienung eine er¬ 
drückende Fülle von Beweismaterial angeführt werden kann. 

Einige Beispiele: 

Im März 1917 wurde der Landwirt Johann Zikus aus Altonisoh, 
Kreis Wladislawow, mit einer Geldstrafe von 15 M belegt, weil ec die 
Kreisgrenze überschritten hatte. Um die Strafe einzuziehen, kam der 
von Soldaten begleitete Gendarm Koblic zu ihm. Als es ihm aber nicht 
gelang, das Geld zu erhalten, ließ er den Bauern am Schlitten anbinden 
und etwa drei Kilometer weit mitziehen. Da der 50jährige Mann nicht 
imstande war, nachzulaufen, stürzte er, wurde geschieht, und darauf¬ 
hin in den Schlitten aufgenommen. Während der Fahrt verlor er 
seine Schuhe und erfror sich beide Füße. Später wurde er bei einer 
Außentemperatur von 20 Grad Kälte in ein ungeheiztes Zimmer gc- 
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sperrt. Durch all das büßte Zikus seine Gesundheit ein, siechte dahin 
und starb diesen August. 

Im Kreise Kossicnc ist unter andern ein Leutnant Voll durch seine 
Schlägereien und Quälereien bekannt. Er ist Wirtschaftsoffizier des 
Gutes Blinstrubiscliki und anderer in der Nähe liegenden Güter. Er 
prügelt die Bevölkerung bei jeder Gelegenheit, bei Vornahme von Re¬ 
quisitionen, bei Haussuchungen und dergL Frauen, die er ausgeprügeit 
hat, haben sogar Knochenbrüche davongetragen. Dem Beispiele ihres 
Offiziers folgen natürlich die Soldaten nach. Z. B. prügeln der Unter¬ 
offizier und die Soldaten auf dem Gut Lemkali die Leute bei jeder nur 
erdenklichen Gelegenheit. Im Empfangszimmer hängen an der Wand 
verschiedenartige Peitschen. 

Am 19. 8. 17 wurde auf demselben Gut der Arbeiter Wirschila des 
Diebstahls verdächtigt. Sofort wurde er verhaftet und derartig un¬ 
menschlich geschlagen, daß alle Leute auf dem Gute zusammenliefen. 
Später ergab sich, daß der Arbeiter zu Unrecht angeschuldigt worden 
war. 

Aus dem Kreise Birsche ist bekannt, daß der Ortswirtschaftsaus- 
sehuß Herr Wolfrat selten jemanden von der Bevölkerung aus seiner 
Schreibstube entläßt, bevor ei’ nicht ausgeprügelt oder sonst wie miß¬ 
handelt worden ist. Das gleiche findet auch bei der Polizei und anderen 
Behörden statt. 

Im Kreis Uzjany, Bezirk Owanta, ist der dortige Amtsvorsteher 
' duroh seine harte Behandlungsart dermaßen berüchtigt, daß die Leute 
in ihren Gebeten um die Entfernung dieses Amtsvorstehers bitten. 

Es sind zahlreiche beweisbare Tatsachen, die ergeben: man prü¬ 
gelt bei der Arbeit, man prügelt auf der Polizei, man prügelt beim Lei¬ 
ten von Untersuchungen, man prügelt beim Aufspüren entwichener 
Gefangener, man prügelt bei Requisitionen, man prügelt in den Ge¬ 
fängnissen, man prügelt die Kinder in der Schule, man prügelt, weil 
Leute den Hut nicht ziehen, man prügelt, weil Leute zu spät kom¬ 
men usw. Leute, die durch diese Behandlungsart an ihrer Gesundheit 
Schaden litten, haben niemanden, an den sie sich mit einer Klage oder 
auch einer Beschwerde wenden könnten; denn die Beschwerden, die 
von einer Dienststelle zur andern gehen, fallen mit Sicherheit in die 
Hände des Beschuldigten, der sich dann beeilt, sie an Ort und Stelle 
zu ersticken. Eine solche Behandlungsart der Bevölkerung wirkt 
selbst auf Leute mit ausgesprochen deutschfreundlicher Gesinnung; in 
der Masse des urteilslosen, leicht verallgemeinernden Volkes ruft ein 
solches Verhalten eine tiefgehende, feindselige Stimmung hervor. Die¬ 
ses durch nichts begründete Verhalten der unteren ausfuhrenden deut¬ 
schen Behörden läßt sich vielleicht durch die demoralisierende Wirkung 
des Krieges erklären; aber es hat zur Folge gehabt, daß sich jeder 
Landeseinwohner instinktiv zurückhält, wenn er mit deutschen Beamten 
oder deutschen Soldaten zu tun hat. 

Wir glauben, daß ein derartiges Verhalten, ein derartig rechtloser 
Zustand weder den Okkupationsbehörden noch den Einwohnern des 
Landes dienlich ist. Soviel wir wissen, haben deutsche Militärbehörden 
versucht, der unmenschlichen Behandlung der Bevölkerung Einhalt zu 
gebieten. Aber leider haben diese Maßnahmen das gesteckte Ziel nicht 
erreicht. 


Da diese verschiedenen Unterdrückungen und unwürdige Behand- 
lungsarten keine normalen Beziehungen zwischen der Bevölkerung 
und den Okkupationsbehörden schaffen können, hält es der Litauische 
Band cs rat für seine Pflicht, auf sofortige Abschaffung dieser Miß¬ 
stände zu dringen: 

Und zwar muß es den Agenten der Okkupationsbehörden streng¬ 
stens untersagt werden, die Bevölkerung zu schlagen oder sie sonstwie 
zu mißhandeln. 

Der Bevölkerung muß das Recht und die Möglichkeit gegeben wer¬ 
den, sich über die Uebeltäter zu beschweren und sieh gegebenenfalls auf 
dem Rechtswege Vergeltung zu verschaffen. 

Es ist nötig, alle Verordnungen, welche die ßehandlungsweisc der 
Bevölkerung betreffen, überall in Litauen in sämtlichen Landes¬ 
sprachen bekanntzugeben. 


Die Schule 

Als die deutschen Truppen Ende 1915 Litauen besetzten, suchten 
die litauischen Vereine und einzelne Privatpersonen, das litauische 
Schulwesen in ihre Hände zu nehmen. Die Bevölkerung war überzeugt 
davon, daß die deutschen Behörden diesem Vorhaben nicht nur keine 
Schwierigkeiten in den Weg stellen, sondern es geradezu unterstützen 
und dabei tatkräftig zur Hand gehen würden. Und anfänglich war es 
auch so: in zwei, drei Monaten wurden in den verschiedensten Orten 
Litauens insgesamt an die tausend litauische Volks- und Elementar¬ 
schulen gegründet; in Wilna, Kowno und anderen Städten entstanden 
auf Anregung der Bildungsvereine auch Mittelschulen und höhere Lehr¬ 
anstalten. 

Aber nicht allzulange erfreuten sich die Litauer dieser Freiheit 
Die deutsche Verwaltung schränkte allmählich die Initiative der ein¬ 
heimischen Bevölkerung sehr stark ein. Für die Schulen und die daran 
amtenden Lehrer wurden Richtlinien erlassen, gemäß denen die deut¬ 
sche Sprache für alle Stufen als Pflichtfach anbefohlen und gleich¬ 
zeitig strengste Kontrolle seitens der Militärverwaltung eingeführt 
wurde. Auf solche Weise wurde mit einem Schlage beinahe aües das 
vernichtet, was vordem in kurzer Zeit so opferwillig geschaffen wor¬ 
den war. Die meisten Elementarschulen wurden geschlossen, die Lehrer 
mit strengen Strafen bedroht, falls sie irgendwie gegen die bekannt¬ 
gegebenen Grundlinien verstoßen. In manchen Orten wurden die li¬ 
tauischen katholischen Lehrer durch einheimische Lutheraner ersetzt, 
die kaum lesen und schreiben konnten. Oft auch unterrichteten deutsche 
Soldaten, die kein Wort litauisch verstanden. In vielen Orten fehlte 
es nicht an solchen Schulen, an denen der gesamte Unterricht in deut¬ 
scher Sprache von Reichsdeutschen oder von Juden erteilt wurde. 

Unter den Russen war die litauische Volksschule erwiesenermaßen 
schlecht: der Unterricht wurde fast überall in rassischer Sprache er¬ 
teilt; die Tendenz herrscht vor, die Schule als Russifizierungsmittel 
auszunützen. Die Behandlung der Kinder aber war leidlich. Es war 
den Lehrern verboten . sie zu mißhandeln oder sie gar zu schlagen oder 
sie sonst wie zu kränken oder zu beleidigen und auf diese Weise das 
Ehrgefühl zu verletzen oder abzustumpfen. 
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Die in Litauen amtenden deutschen Lehrer befolgen aber, wie lei 
der festgestellt werden muß, meistens eine ganz andere Methode: Si; 
suchen die Jungen durch Schläge, durch Ohrenreißen und dergleichen 
handgreifliche Mittel zahm zu machen. 

Infolgedessen hat die Zahl der Elementarschulen mit der Zeit ab¬ 
genommen. Im Kreise Wladislawow zum Beispiel, wo sich vor dem 
Kriege die Bevölkerung sehr bildungseifrig zeigte und den Schulen 
das größte Entgegenkommen bewies, war eine zeitlang nur ein einziger 
litauischer Volksschullehrcr. In Kreisen, wo die Leitung der Schule 
ausschließlich in die Hände oder die Aufsicht deutscher Lehrer ge¬ 
kommen ist, sank die Zahl der Schüler weit aus mehr als um die Hälfte. 

Unter der russischen Regierung kam für die Kosten der Elementar- 
und Volksschulen der Staat auf oder die Gemeinde, darum ist es ver¬ 
ständlich, warum die Bauernschaft, die überdies zur Zeit mit den unter¬ 
schiedlichsten Steuern und Strafen belastet ist, sich weigert, Schul¬ 
geld zu bezahlen. Aber ungeachtet dessen bestand die Verwaltung 
darauf, daß Schulgeld erhoben würde. Die Bevölkerung kam aber dem 
nicht nach, und die Folge davon war eine weitere Verminderung dev 
Zahl der Schulen. 

Die Landeseinwohner, die früher für die litauische, nationale 
Schule so begeistert waren, haben heutzutage den Schulen gegenüber, 
die von der deutschen Verwaltung eingerichtet wurden, alles Vertrauen 
verloren. 

Es gibt genügend litauische Lehrer oder sonst wie vorgebildetc* 
Leute, die ihre Kräfte recht gerne in den Aufklärungsdienst des Volkes 
stellen würden. Aber ihre mancherlei Gesuche sind bis auf den heutigen 
Tag unberücksichtigt geblieben, da es die Verwaltung für untunlich 
hält, ihre Dienste in Anspruch zu nehmen. 

Um den Mangel an Lehrkräften einigermaßen zu decken, wui'den 
Schnellpressen, sogenannte Lehrer- und Lehrerinnenkurse eingerich¬ 
tet; zuerst in Kowno, hernach in fast allen Kreisen Litauens. Aber die 
Kurse fanden bei der Bevölkerung keinen rechten Anklang, da begrün¬ 
deter Verdacht gegen die tendenziöse Richtung dieser Kurse bestand. 
Aber was auf gütlichem Wege nicht zu erreichen war - , wurde von der 
Obrigkeit durch gelinden Zwang zu erreichen getrachtet: vielen jungen 
Leuten wurde versprochen, daß sie von den Zwangsarbeiten befreit 
werden würden, wenn sie sich bereit erklärten, die ausgeschriebenen 
Lehrkurse zu besuchen. 

In diesen Kursen wurde der Unterricht der litauischen Sprache, 
der Geschichte, der Erdkunde und sogar der Religion von solchen Per¬ 
sonen erteilt, die des Litauischen nicht mächtig genug waren. Und 
' das nicht nur in Kowno, sondern auch anderswo. Ja, es wurde sich 
über die litauische Sprache lustig gemacht und dadurch das litauische 
Empfinden der Kursusteilnehmer tief verletzt. Vor allem wurde ver¬ 
sucht, den angehenden Lehrern die deutsche Spräche einzupauken, 
ihnen die Gefühle des deutschen Bürgers und deutschen Patriotismus 
einzuimpfen. Als Beispiel derartigen Unterrichts möge nachstehendes 
Probestück aus den Lehrerbildungskursen in Poswol, Kreis Janischkele, 
dienen: 

• • I. 

Wo wohnst du? — Im Dorfe X. 

Wo liegt das Dorf X? — In der Pfarrei X. 
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Was ist die Pfarrei? — Ein Teil des Kreises Z. 

Was ist der Kreis Z? — Ein Teil der Provinz Litauens. 

Was ist Litauen? — Ein Teil des Landes, des deutschen Landes. 

II. 

Wer ist dein Vorgesetzter? — Mein Vater. 

Wer ist der Vorgesetzte deines Vaters? — Der Dorfschulze. 

Wer ist der Vater von allen Dorfschulzen? — Der Amtsvor¬ 
steher. 

Wer ist der Vater von allen Amtsvorstehern? — Der Kreis¬ 
hauptmann. 

Wer ist der Vater von allen Kreishauptleuten? — Fürst Isen¬ 
burg. 

Wer ist der Vater vom Fürsten Isenburg? — Kaiser Wilhelm. 

Begreiflich, daß eine solche Methode des Unterrichts den Kursus- 
teilnehmern sehr bald zuwider wurde. Sie versuchten, die Kurse so¬ 
bald als möglich zu verlassen. Aber kein einziger von ihnen hat die er¬ 
forderliche Erlaubnis erhalten. Ein Teilnehmer des ersten Kursus in 
Kowno, Jurgis GeSsna, machte im Sommer 1916 mehrmals den Versuch, 
in seine Heimat entlassen zu werden. Nachdem seine Bitten unberück¬ 
sichtigt geblieben waren, stellte er den Besuch des Kurses ein. Zur 
Strafe dafür wurde er am 15. Juli 1916 in eine dunkle Kammer einge¬ 
schlossen, neun Tage darin gefangen gehalten und endlich nach 
Deutschland in ein Gefangenlager abgeschoben, wo er sich noch heute 
befindet. 

Mehrere .diplomierte litauische Lehrer, die sich weigerten, die in 
Rede stehenden Kurse zu besuchen, konnten an den bestehenden Schu¬ 
len keine Anstellung finden. Sie wurden in den neu gegründeten 
Schulen durch solche Personen ersetzt, deren ganze Vorbildung darin 
bestand, daß sie eine Volksschule und einen drei- bis viermonatigen 
Lehrgang in der erwähnten Schnellpresse durchgemacht hatten. 

Auch die höhere litauische Schule hat keine Förderung gefunden. 
Das litauische Gymnasium in Schaulen wurde nach einigen Monaten 
seines Bestehens aufgelöst, sein Leitei-, Pfarrer Dr. Jurgis Goldikas 
nach Deutschland abgeschoben, weil er gegen die Germanisierungs- 
tendenz der litauischen Schule war. In Telschen, in Mariampol und 
auch in anderen litauischen Städten konnten die Vertreter der dor¬ 
tigen Bevölkerung keine Genehmigung zur Gründung von Mittel¬ 
schulen und höheren Lehranstalten bekommen. Deutlich war die Ten¬ 
denz der in Frage kommenden deutschen Behörden zu erkennen, in 
solchen Fällen nur möglichen Schwierigkeiten in den Weg zu stellen. 

Die deutschen Behörden griffen auch in die Frage der Lehrmittel 
ein. Viele litauische Lehrbücher, insbesondere die der Geschichte und 
die der Erdkunde sind verboten und als nicht geeignet, als nicht pas¬ 
send bezeichnet worden. Aber etwas bessei-es als Ersatz dafür ist bis 
heute noch nicht gegeben worden. In Kowno und in Poniewietsch 
wurde der Versuch gemacht, den dortigen litauischen Gymnasien, die 
rein aus Privatmitteln erhalten werden, reichsdeutsche Lehrer auf¬ 
zuzwingen.. 

Bei der Gründung der Schulen, bei der Einführung der Lehrpläne, 
bei der Versorgung der Schulen mit Lehrbüchern u. a. m. wurden, da 
man weder die Stimme der litauischen Intelligenz, noch die der li¬ 
tauischen Geistlichkeit hörte, viele Fehler begangen. 


Tn Anbetracht alles dessen, hält es der Litauische Laudesrat für 
notwendig, baldmöglichst vorläufig mindestens folgende Verände¬ 
rungen zu lassen: 

1. Von der germanisierenden Tendeuz in der Schule Abstand zu 
nehmen. 

2. Den obligatorischen Unterricht der deutschen Sprache in den 
Elementar- und Volksschulen aufzuheben. 

3. Alle Schwierigkeiten bei der Gründung, Erhaltung und Leitung 
von Elementar- und Volksschulen, Gymnasien, Mittelschulen und 
höheren Schulen, sowie Lehrerbildungskursen zu beseitigen. 

4. Alle Personen, die der litauischen Schule wegen nach Deutsch¬ 
land nbgeschoben worden sind, wieder nach Litauen kommen zu lassen, 
zuvörderst den Lehrer Gegzna und den Pfarrer Dr. Goldikas. 

Die Verwüstung der litauischen Wälder 

Bereits 1915 ist von den Deutschen damit begonnen worden, Li¬ 
tauens Wälder in großem Maßstab abzuholzen, und heute, 1917, dauert 
dieses Schlagen in noch viel größerem Umfange an. Bereits sind bei¬ 
derseits des Nicmens, in den Gouvernements Suwalki und Kowno et¬ 
liche Zehnte von Kilometern die Wälder abgeholzt und vernichtet. Am 
meisten werden die Staatswälder in der Nähe von Eisenbahnen und 
Flüssen, die bequeme Transportmöglichkeiten bieten, geschlagen, und 
zwar in ganz Litauen. Aber diese Ausbeutung erstreckt sich nicht nur 
auf die Staatswälder, sondern auch auf solche Waldungen, deren Be¬ 
sitzer geflüchtet sind. Wie z. B. in Rotowo, Kurtoviany, Buble, Kroze 
Gatovtischki. Neuerdings werden auch die Wälder solcher Besitzer ge¬ 
schlagen, die nicht imstande sind, ihr Eigentum zu verteidigen. 

Das abgehauene Holz wird aber von den deutschen Behörden nicht 
etwa nur rein militärischen Zwecken entgegengeführt, sondern auch 
in ungeheuren Mengen nach Deutschland ausgeführt. Die Wälder wer¬ 
den zum Teil sogar an Privatfinnen und solche Personen verkauft, 
die damit Geschäfte treiben. Vielerorts wird den Bäumen der Saft 
entzogen und auf diese Weise der Waldbestand vernichtet. 

Im Verlaufe von zwei Okkupationsjahren ist ein großer Teil der 
litauischen Wälder, die den Hauptreichtum des Landes ausmachen, ab¬ 
geholzt worden, Litauen, das sonst schon durch den Krieg sehr gelit¬ 
ten hat, hat von diesem abgeholzten Vermögen so gut wie nichts er¬ 
halten. Wenn die Entforstung in dem zur Zeit eingeschlagenen Tem¬ 
po weitergeht, eröffnen sich der Wirtschaft des Landes traurige Per¬ 
spektiven. 

Der Litauische Landesrat hält es daher für notwendig, daß das 
weitere Schlagen der Wälder, soweit nicht militärische Bedürfnisse 
in Frage kommen, aufzuheben ist. 

Die Exploitation der Wälder für Privatzwecke müßte sofort be¬ 
seitigt werden. 

Das Schlagen der privaten Wälder müßte auch beseitigt werden. 

Gesundheitspflege 

Die Kriegslast schon ins dritte Jahr hineintragend, verkommt Li¬ 
tauens Bevölkerung allmählich körperlich; besonders schwer hat die 
wirtschaftlich schwächere Bevölkerung im Winter 1916/17 und in dem 
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daran, anschließenden Jahr Frühjahr gelitten. In Wilna allein sind 
Tausende Hungers gestorben; auf dem flachen Lande geschah das glei¬ 
che im Frühjahr. 

Die allgemeine körperliche Schwächung hat den Seuchen Tür und 
Tor geöffnet; schon im venvichenen Winter verbreitete sich das Fleck¬ 
fieber in seinen verschiedenen Formen auf dem flachen Lande und in 
den Städten; im Frühjahr verbreitete es sich in immer steigendem 
Maße; im Sommer begann außerdem die Ruhr epidemisch zu werden. 
In vielen Orten starben unverhältnismäßig viele Kinder an Diphtherie. 

Abgesehen von der unzureichenden Ernährung verschlechterte sich 
der allgemeine Gesundheitszustand vor allem auch durch den Mangel 
an Aorzten und Arzneien. Nur; die größeren Städte Litauens, Wilna 
und Kowno, zum Teil auch die Kreisstädte haben die Möglichkeit, sich 
der Hilfe der einheimischen Aerzte und der deutschen Militärärzte zu 
bedienen, und selbst das pflegt nicht immer der Fall zu sein. Da die 
deutschen Aerzte in der Regel dienstlich .sehr stark in Anspruch ge¬ 
nommen sind, und da sie weder die Gewohnheiten noch die Sprache 
der Bevölkerung verstehen, sind sie dieser meist unzugänglich. Auf 
dem Lande aber sind nur solche Aerzte vorhanden. Um einen Arzt zu 
erreichen, muß man oft acht bis zehn Stunden Weges gehen. 

Besonders schwer haben es die Wöchnerinnen 

Mit den Modikamenten steht es womöglich noch schlimmer. Die 
meisten Apotheken auf dem flachen Lande sind zerstört worden; zum 
Teil von den Russen weggeschleppt, zum Teil freiwillig nach Rußland 
übergesiedelt. Die zurückgebliebenen haben meistens keine Medizin 
mehr; solche aus Deutschland zu beziehen, ist sehr schwer. Manche 
Heilmittel sind schon seit langem nicht mehr zu haben; manche Fir¬ 
men solücken mit den Arzneien auch Sachen, die nicht zu gebrauchen 
sind: Galanteriewaren. Darum hat oft eine einzige Apotheke nicht 
selten einen Raum von 100 Quadratkilometern und noch mehr zu be¬ 
sorgen. 

Um den Tiefstand der derzeitigen Gesundheitspflege zu heben, ist 
notwendig: 

1. Die in Deutschland kriegsgefangenen litauischen Aerzte nach 
ihrer Heimat zurückkehren zu lassen. 

2. Den litauischen Aerzten in Amerika und im Auslande zu ge¬ 
statten, nach Litauen zurückzukommen. Es ist erwünscht, daß auch 
Aerzte aus den neutralen Ländern nach Litauen zugelassen werden. 

3. Die Einrichtung von privaten Lehrkursen für Feldschere und 
Hebammen zu genehmigen und .zu unterstützen. 

4. Die Anschaffung von Heilmitteln für die Apotheken aus Deutsch¬ 
land und ihre Ergänzung aus militärischen [Vorräten in Litauen zu 
begünstigen. 


Politische IVergelien 

Als das deutsche Heer Litauen besetzte, benahm sich dessen Be¬ 
völkerung im Großen und Ganzen loyal und ruhig. Die damals in deut¬ 
schen Zeitungen erschienenen authentischen Berichte bestätigen das 
besonders und heben das hervor. Aber mit der Zeit begann sich der 
.Stand der Dinge zu ändern. 
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Das durch die Kriegsverhältnisse entwickelte Mißtrauen des Mi¬ 
litärs der Bevölkerung gegenüber, verstärkt durch besondere Umstän¬ 
de, wie z. B. die Unkenntnis der Sprache der Einwohner, die Unkennt¬ 
nis der Verhältnisse des Landes, war zuerst sehr oft Ursache davon, 
daß den Okkupationsbehörden viele Personen verdächtig erschienen, 
von denen man bestimmt wußte, daß sie ganz haimlos und der Okkupa¬ 
tionsverwaltung durchaus unschädlich waren. Aber nachdem erst ein¬ 
mal die Verhaftungen begonnen hatten, fingen viele unsaubere Ele¬ 
mente der Bevölkerung, die sich an irgend jemand rächen oder irgend 
jemand los sein wollten, die Betreffenden den Okkupationsbehörden 
gegenüber zu verdächtigen. 

Nachdem den Litauern nach der Okkupieruug ihre Presse ent¬ 
zogen worden war, wurden im Lande im Geheimen gedruckte Aufrufe 
verbreitet, die verschiedene Seiten der deutschen Verwaltung Litau¬ 
ens scharf kritisierten. Wäre die litauische periodische Presse nicht 
verboten gewesen, so hätten wohl viele von diesen Aufrufen — nacli 
deren Urhebern die Zentralpolizeistelle bei Ober Ost so eifrig fahn¬ 
dete — nicht zu erscheinen gebraucht. Solcher Aufrufe wegen wur¬ 
den nicht wenige der litauischen Gebildeten und der litauischen Ju¬ 
gend auf einen bloßen Verdacht hin ins Gefängnis geworfen und dann 
nach Deutschland abgeschoben, wie z. B. der Rechtsanwalt A. Janulai- 
tis, der Pfarrer Dr. Goldikas, der Rechtsanwalt L. Wileischies, inzwi¬ 
schen wieder zurückgekehrt und Mitglied des Litauischen Landes¬ 
rates, und noch viele andere, von denen noch heute in den Zivilgefan- 
genenlagem schmachten. 

Des weiteren gibt es eine ganze Menge von Leuten, die bestraft 
sind teils wegen vermeintlicher Begünstigung entwichener Kriegsge¬ 
fangenen (siehe Banditenunwesen) teils wegen Fahrlässigkeit bei der 
Erfüllung der Verordnungen über die Auslieferung von Waffen, teils 
wieder wegen Zuwiderhandlungen gegen Verordnungen, die Requi¬ 
sitionen, Steuern, Strafen usw. betreffend. Solche Vergehen gibt es 
zu Hunderten, ja zu Tausenden, obwohl auch hier in den meisten Fäl¬ 
len keine Rede sein kann von einer Auflehnung gegenüber der Okku¬ 
pationsgewalt. 

Zuletzt darf auch die Reihe von Leuten nicht unerwähnt bleiben, 
die irgendwelcher geringfügiger Vergehen halber ins Gefängnis oder 
in die Zwangsarbeiterbataillone gesteckt wurden, und dort ganze Wo¬ 
chen und Monate hindurch festgehalten werden, ohne daß sie deu 
Grund solcher Maßregeln erfahren. Selbst unter der schweren rus¬ 
sischen Regime konnte niemand länger als einen Monat im Gefängnis 
festgehalten werden, ohne den Verhaftungsgrund zu erfahren. Aber 
jetzt werden Leute oft monatelang festgehalten, ohne darüber aufge¬ 
klärt zu werden, warum ihre Verhaftung erfolgte. 

Deshalb wäre es schon jetzt nötig: 

1. Alle politischen Häftlinge aus den Gefängnissen und Zivilgefan- 
genenlagem freizulassen, da sie, nachdem sich jetzt die politische Kon¬ 
junktur so geändert hat, nicht nur keine Gefahr für die Verwaltung 
bedeuten, sondern gerade durch die Tatsache ihrer Enthaftung sehr 
viel zur Gesundung und Besserung der bestehenden Verhältnisse bei¬ 
tragen würden. 
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2. Alle diejenigen zu befreien oder zum mindesten ihre hohen Stra¬ 
fen herabzusetzen, die wegen Nichtablieferung von Waffen odci' we¬ 
gen des Verdachtes der Begünstigung entwichener Kriegsgefangener 
ins Gefängnis gesteckt worden sind. 

3. Zu verordnen, daß niemand ohne klar ausgesprochene, ihm 
selber mitgeteilte Anschuldigung ins Gefängnis gesteckt oder in 
Zwangsarbeiterbataillone eingereiht wird. Ferner zu verordnen, daß 
alle, die seit längerer Zeit in den Gefängnissen oder in den Zwangs¬ 
arbeiterbataillonen schmachten, auf freien Fuß gesetzt oder wenig¬ 
stens über die Gründe ihrer Verhaftung aufgeklärt werden*). 


*) Die in vorstehender Denkschrift gemachten Vorschläge des Litauischen Landes¬ 
rates sind in den „Rekapitulationen“ (S. 90 ff) zusammen gefaßt. 



Rekapitulationen 

Dem Schlüsse seiner Denkschrift zueilend, halt es der Litauische 
Landesrat für angezeigt, noch einmal alle die Vorschläge zu den¬ 
jenigen Maßnahmen zu -wiederholen, die unbedingt getroffen werden 
müßten, um den fortschreitenden Niedergang Litauens aufzuhalten 
und allmählich eine Wiedergenesung seiner sozialen, ökonomischen 
und politischen Verhältnisse in die Wege zu leiten. 

Der Litauische Laudesrat schlägt vor 

die Requisitionen betreffend: 

1. Das System weiterer Requisitionen nach neuen, der augenblick¬ 
lichen Lage Litauens angepaßten Grundsätzen zu ordnen. 

2. Allgemeine Requisitionsnormen nur unter Mitwirkung des Li¬ 
tauischen Landesrates aufzustellen und bei der Anwendung und Aus¬ 
führung der Requisitionen die Teilnahme der Ortsbevölkerung zu ge¬ 
statten. 

3. Vorläufig von einer Pferderequisition ganz abzusehen und die 
Viehrequisitiön nur dort stattfinden zu lassen, wo aus besonderen Grün¬ 
den noch verhältnismäßig größere Bestände zurückgeblieben sind. 

4. Bauern, die nur eine Kuh besitzen, von Viehrequisitionen ganz 
zu befreien. 

5. Besondere Aufmerksamkeit der Nahrungsmittelversorgung der 
ärmeren Bevölkerung und der Städte zuzuwenden. 

Die Zwangsarbeiten betreffend: 

1. Die Zwangsarbeiten durch das System freiwilliger Arbeiten zu 
ersetzen. 

2. Die Zwangsarbeiterbataillone ganz aufzulösen. 

3. Auf den durch Wirtschaftsausschüssen verwalteten Gütern die 
Fronarbeiten möglichst einzuschränken. 

4. Den nach Deutschland transportierten litauischen Arbeitern die 
gleichen Arbeitsbedingungen zuzugestehen, wie den deutschen. 

5. Allen nach Deutschland verschickten litauischen Arbeitern, die 
nach Litauen zurückkehren wollen, das zu ermöglichen. 

6. Den Beamten der Okkupationsbehörden zu verbieten, Zwangs¬ 
arbeiten für private Zwecke auszunutzen. 

7. Allen zu Zwangsarbeiten Gezwungenen den Beschwerdeweg zu¬ 
gänglich zu machen. 

8. Alle Litauer, die gezwungenerweise in die polnischen Legionen 
eingetreten sind, daraus zu befreien. 

9. Allen, die im Zusammenhang mit den Zwangsarbeiten mit Stra¬ 
fen belegt worden sind, Strafnachlaß zu gewähren. 
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Das Bandenunwesen betreffend: 

1. Unverzüglich eine kraftvoll geführte, planmäßige Bekämpfnng 
des Bandenunwesens in die Woge zu leiten. 

2. Der Bevölkerung zu erlauben, sieh zu diesem Zweck entspre¬ 
chend zu organisieren. 

3. Alle Bestrafungen aufzuheben, wo nicht tatsächlicher Kontakt 
mit den Banden bestand. 

4. Alle Bestrafungen aufzuheben, wo den Banden nur durch Ge¬ 
walt und Drohung erzwungener Vorschub geleistet wurde. 

5. Alle, die unbewiesener Mithelferschaft wegen in den Gefäng¬ 
nissen schmachten, freizulassen. 

Die Behandlung der Bevölkerung betreffend: 

1. Den Organen der Okkupationsbehörden strengstens zu verbie¬ 
ten, die Bevölkerung zu schlagen, noch sie sonstwie zu mißhandeln. 

2. Der Bevölkerung das Recht und die Möglichkeit zu geben, sich 
. über erlittene Unbill zu beschweren und sich nötigenfalls auf dem 

Rechtsweg Genugtuung zu verschaffen. 

3. Alle Vei'ordnungen, die die Behandlungsweise der Bevölkerung 
betreffen, überall in Litauen in sämtlichen Landessprachen bekannt¬ 
zugeben. 

Die Schule betreffend: 

1. Von der germanisierenden Tendenz in der Schule Abstand zu 
nehmen. 

2. Den obligatorischen Unterricht der deutschen Sprache in den 
Elementar- und Volksschulen aufzuheben. 

3. Alle Schwierigkeiten bei der Gründung neuer und Erhaltung 
schon bestehender Schulen zu beseitigen, mag es sich nur um Elemen¬ 
tar- und Volksschulen, Gymnasien und Mittelschulen, oder Mittel¬ 
schulen, höhere Schulen oder Lehrerbildungskurse handeln. 

4. Alle, die der litauischen Schule wegen nach Deutschland abge- 
schobeu worden sind, nach Litauen zurückkehren zu lassen; zunächst 
den Lehrer Gegzna und den Pfarrer Dr. Goldikas. 

Die litauischen Wälder betreffend: 

1. Das weitere Abholzen der Wälder, soweit nicht militärische Be¬ 
dürfnisse in Frage kommen, aufzuheben. 

2. Die Exploitation der Wälder für Privatzwecke sofort zu be¬ 
seitigen. 

3. Das Abholzen privater Wälder ebenfalls zu beseitigen. 

Die Gesundheitspflege betreffend: 

1. Die in Deutschland kriegsge fangenen litauischen Aerzte in ihre 
Heimat zurückkehren zu lassen. 

2. Den litauischen Aerzten im Auslande zu gestatten, nach Litauen 
zurückzukehren. 

3. Auch Aerzte aus neutralen Ländern zuzulassen. 

4. Die Einrichtung von privaten Lehrkursen für Feldschere und 
Hebammen zu genehmigen und zu unterstützen. 

5. Für die Apotheken die Anschaffung von Medikamenten aus 
Deutschland und ihre Ergänzung aus militärischen Vorräten in Litauen 
zu begünstigen. 
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Die politischen Vergelten betreffend 


1. Allen politischen Häftlingen Amnestie zu gewähren. 

2. Zu verordnen, daß niemand ohne klar ausgesprochene, ihm sel¬ 
ber mitgeteilte Anschuldigung ins Gefängnis oder in Zwangsarbeiter¬ 
bataillone gesteckt wird. 

3. Alle, die sich seit längerer Zeit im Gefängnis oder in Zwangs¬ 
arbeiterbataillonen befinden, auf freien Fuß zu setzen oder sie zum 
mindesten über die Gründe, die zu ihrer Verhaftung führten, aufzu¬ 
klären. 

Das vorläufige Präsidium des Litauischen Landesrates 
(Unterschriften) 

iWilna, den 20. Oktober 1917. 
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Nr. XX. 

Dem Herrn Oberbefehlshaber Ost, Sr. Kgl. Hoheit Prinz Leopold 

von Bayern 

gestattet sich der Litauische Landesrat Nachstehendes ergebenst zu 
unterbreiten: 

Eine ganz besondere Aufmerksamkeit erfordert der zur Neige 
gehende Pferdebestand in Litauen. Abgesehen von der viermaligen, 
sehr umfangreich ausgefallenen russischen Pferderequjsition, haben 
im Frühjahr und Sommer 1915, als unser Land zum Kriegsschauplatz 
wurde, beide kämpfende Parteien der Bevölkerung alle besseren Pferde 
weggenommen. Eine geradezu massenhafte Wegnahme fand statt bei 
der Verschiebung der Kampffront von der Grenze des Russischer. 
Reiches gegen die Flüsse Windau und Dubissa und dann weiter bis 
zur Düna. Fernerhin wurden nach Festlegung der Dünafront infolge 
der Ausfuhrmöglichkeit von Pferden nach Deutschland, des kolossalen 
Gewinns wegen, den die Zwischenhändler erzielten, und der beständi¬ 
gen Furcht der Landeseinwohner vor weiteren Requisitionen, Tau¬ 
sende und Abertausende noch brauchbarer Pferde nach Deutschland 
verkauft. 

Die Zollgrenze nach Deutschland wurde zwar anfangs 1916 ge¬ 
schlossen; aber die mehrfachen (3—5) Requisitionen haben den Pferde- 
bestand Litauens weit unter das für die Landwirtschaft erforderliche 
Mindestmaß lieruntergedrückt. 

Dabei ist die Ergänzung des Bestandes durch Pferdezucht auch 
lahmgelegt, weil viele zweijährige und auch jüngere Füllen zwangs¬ 
weise aufgekauft wurden, und weil die freie, ehemals so blühende 
Pferdezucht der Litauer, die dem Lande bisher die vorzügliche, edle 
Pferderasse erhalten hatte, stark eingedämmt wurde dadurch, daß 
den Landeseinwohnern die festen Hengste weggenommen wurden. 
Deckstationen eingerichtet wurden, die dann von häufig unerfahrenen 
jungen Militärpersonen (wie z. B. Amtsvorsteher) geleitet wurden, 
Außerdem wurde das Decken der Stuten abhängig gemacht von einer 
vom Kreistierarzt auszustellenden schriftlichen Genehmigung. Aber 
meistens war diese Genehmigung nur durch zeitraubende, sehr um¬ 
ständliche Fahrten nach den betreffenden Kreisstädten zu erlangen. 

Gegenwärtig ist der in Litauen für die Landwirtschaft unbedingt 
notwendige Pferdebestand bis auf 30 % des ursprünglichen Bestandes 
zurückgegangen. Viele der kleineren Besitzer haben überhaupt keine 
Pferde mehr. Die Aushilfe durch Kolonnenpferde, die manchen Gü¬ 
tern zeitweise zur Arbeit überlassen werden, hat sich allgemein als 
unzulänglich erwiesen, da 1. ihre Zahl für eine allgemeine Aushilfe 
bei weitem nicht reichte und 2. die Pferde meistens so heruntergekom¬ 
men und orschöpft waren, daß sie durch die notgedrungenen häufigen 
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Ruhepausen das gesamte Arbeitstempo auf den Gütern verzögerten. 
Als deutlichster Beweis für die Unzulänglichkeit der Kolönnenpferde 
kann der Umstand dienen, daß dieselben selten oder gar nicht auf 
solchen Gütern anzutreffeu waren, die von den Deutschen selber be¬ 
wirtschaftet wurden. Für diese Arbeit wurden häufig die Gespanne 
der benachbarten Landwirte zwangsweise herangezogen. 

Die zähe Ausdauer unseres Volkes ist bis jetzt glücklicherweise 
noch nicht erlahmt, und es sucht seine zurückgegangene Landwirt¬ 
schaft möglichst aufrecht zu erhalten; aber eine weitere Verminde¬ 
rung des Pferdebestandes droht die gesamte litauische Landwirtschaft 
zu Grunde zu richten, was unsagbares Elend über unser vielgeprüftes 
Land bringen würde. 

Wir hören nun mit großer Besorgnis, daß in nächster Zeit uns 
doch eine nochmalige Requisition bevorsteht. 

Deshalb wenden wir uns im Namen des litauischen Volkes an 
Euere Königliche Hoheit mit der ergebensten Bitte, von einer solchen 
Pferderequisition in Litauen jetzt absehen zu wollen. 

Das vorläufige Präsidium des Litauischen Landesrates. 


Wilna, den 20. Oktober 1917. 


i 
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Nr. NXr. 

Beschlüsse der zweiten Litauischen Konferenz zu Stockholm 
vom 18.—20. Oktober 1917, 

Auf der zweiten Litauischen Konferenz zu Stockholm wurde 
über die allgemeine Lage in Litauen, über die vom 18.—22. Sep¬ 
tember 1917 in Wilna stattgefundene Litauische Konferenz, an 
welcher 220 gewählte Delegierte aus den Gouvernements Wilna, 
Kowno, Suwalki und aus dem nördlichen Teil des Gouvernements 
Grodno teilgenommen hatten, sowie über die auf dieser Konferenz 
gefaßte Resolution Bericht erstattet. Weiter wurde über die Schritte 
berichtet, die die in Rußland iimd Amerika lebenden Litauer für 
die Befreiung Litauens unternommen hatten. Hierauf beschlossen 
die auf der Konferenz beteiligten Vertreter einstimmig folgendes: 

1. Ausgehend von der auf der Litauischen Konferenz zu Wilna 
(18.—22. September 1917) einstimmig gefaßten Resolution, er¬ 
klären wir uns mit derselben vollkommen einverstanden. Wir 
werden sie aus allen Kräften fördern. 

2. Wir tun allen Staaten der Welt kund, daß sowohl die histo¬ 
rische Vergangenheit Litauens wie die gesamte demokratische 
Weltentwicklung der litauischen Nation das unantastbare Recht 
zum Wiederaufbau eines souveränen litauischen Staates ver¬ 
leihen. * 

3. Uns darauf stützend, daß 1. die vorerwähnte Litauische Kon¬ 
ferenz zu Wilna (18.—22. September 1917) Litauens Unab¬ 
hängigkeit gefordert hat; daß 2. von den im litauischen „Seim” 
(Reichstag) zu Petrograd 27. Mai bis 3. Juni 1917) versammeltön 
320 Delegierten, die von den in Rußland lebenden Litauern nach 
allgemeinem', gleichem, geheimem und direktem Wahlrecht ge¬ 
wählt- worden waren, die Unabhängigkeit Litauens gleichfalls 
gefordert wurde; daß 3. die Majorität der in den Vereinigten 
Staaten Amerikas lebenden Litauer in ihren „Seims"' und -Me¬ 
moranden die Unabhängigkeit "Litauens gefordert haben, und 
daß 4. die kriegführenden Mächte das Prinzip der Völker¬ 
befreiung verkündet haben, tun wir allen Staaten der Welt 
diesen von der litauischen Nation gemeinsam ausgesprochenen 
Willen kund und erklären: Der Zeitpunkt für die Wiederauf¬ 
richtung des litauischen Staates ist gekommen. Es ist an der 
Zeit, die Unabhängigkeit. Litauens zu proklamieren. 

4. Wir erklären allen Staaten, daß die endgültige Sanktionierung 
des unabhängigen litauischen Staates und dessen Einreihung in 
das allgemeine Staatensystem auf Grund des Völkerrechts nur 
einem internationalen Eriodenskongreß zusteht, an welchem 
auch Vertreter der litauischen Nation teilnehmen müssen. 
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5. Wie unterstützen die in der erwähnten Konferenz zu Wilna 
(IS.—22. September 1917) gewählte Litauische Taryba, insofern 
sie den von der gesamten litauischen Nation ausgedrückten 
Willen zur Wiederaufrichtung des litauischen Staates kund tut 
und ausführt, treu über die Unabhängigkeit Litauens wacht 
und diese vor allen Angriffen der Nachbarvölker schützt. 

6. Die auf der vorerwähnten Konferenz zu Wilna (IS.—22. Sept. 
1917) gewählte Taryba erkennen wir als wahre Vertretung 
Litauens an, als oberste Leitung der litauischen Nation. Wir 
würdigen vollauf die Schwierigkeit der Aufgabe,, die der Li¬ 
tauischen Taryba in dieser Kriegszeit zugefallen ist, in der sie 
das öffentliche Leben Litauens zu ordnen und die materiellen 
wie geistigen Bedürfnisse der Bürger zu beschützen hatte, und 
geloben, die Litauische Taryba in dieser Arbeit zu unterstützen 
und gegebenenfalls vor der Welt für sie einzustehen. 
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Nr. XXII. 

Beschlüsse der Berner Konferenz vom 6. November 1917. 

1. Bezüglich der Wiedererrichtung eines litauischen Staates tritt 

die Berner litauische Konferenz der Resolution der Wilnaer litaui¬ 
schen Konferenz bei, nämlich sie erhebt gleichfalls die Forderung nach 
einem unabhängigen litauischen Staate, der nach demokratischen 
Grundsätzen aufgebaut ist. , 

2. In der Erkenntnis, daß die Staatsform Litauens noch vor Be¬ 
endigung des Krieges festgesetzt werden muß, ist die Berner Kon¬ 
ferenz angesichts der gegenwärtigen politischen Verhältnisse und der 
Lage der litauischen Oeffentlichkeit in ihrer Mehrheit der Ansicht, 
daß gegenwärtig für Litauen eine konstitutionelle Monarchie mit par¬ 
lamentarischer Regierung besser ist. Die endgültige Regierungsform 
Litauens festzusetzen wird jedoch eine Aufgabe des litauischen Landes¬ 
rates sein. 

3. Bezüglich der Grenzen Litauens tritt die Berner Konferenz 
den Beschlüssen der Wilnaer Konferenz (1917) bei, nämlich sie erhebt 
gleichfalls die Forderung nach einem unabhängigen Litauen in ethno¬ 
graphischen Grenzen mit Grenzregulierungen, die aus wirtschaftlichen 
oder sonstigen Gründen nötig sind. 

4. Unter den Grenzregulieningen, die aus wirtschaftlichen Grün¬ 
den vorzunehmen sind, hält die Konferenz diejenige als die wich¬ 
tigste, die das Bedürfnis Litauens nach einem Hafen befriedigt. 

5. Die Berner litauische Konferenz anerkennt den litauischen 
Landesrat als die zuständige Vertretung Litauens, als die oberste In¬ 
stanz des litauischen Volkes und als den Kernpunkt einer Regierung 
des unabhängigen Litauens und verlangt für den litauischen Landesrat 
entsprechende Kompetenzen, nämlich: 

1. Für die Ordnung der litauischen Volkswirtschaft, als da sind: 
a) Requisitionen, b) Kriegsschäden, c) Wiederaufbau von Städ¬ 
ten und Dörfern, d) Agrarreform, e) Staatsvermögen usw. 

2. Für das öffentliche Leben: a) Vereine, b) Presse usw. 

3. Für die Bestätigung von Klagen: a) wegen Requisitionen, b) we¬ 
gen Kriegserschwerungen usw. 

4. Für das Bildungswesen. 

5. Für Kultus und Religionsangelegenheiten. 

6. Für die Finanzen. 

7. Für Handel und Gewerbe. 

8. Für Gerichtswesen. 

9. Für Polizeiwesen. 

10. Für öffentliche Wohlfahrt. 

11. Für die Selbstverwaltung. 

12. Für wissenschaftliche und Kunstinstitutionen. 

Damit der litauische Landesrat die oben aufgezählte Tätigkeit 
entsprechend ausüben kann, ist nach Ansicht der Konferenz das jetzige 
Verwaltungssystem zu ändern, und die Verwaltungsagenten, die sich 
um die Interessen von Land und Leuten zu wenig bekümmern, zu be¬ 
seitigen. 

6. Die Berner litauische Konferenz teilt bezüglich der Beziehun¬ 
gen zu den nationalen Minderheiten Litauens den Standpunkt der 
Wilnaer litauischen Konferenz. 

7 
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Nr. XXIII. 

Pro Memoria*). 

Das litauische Volk strebt, laut dem durch seine Vertreter auf 
der litauischen Konferenz in Wilna vom 18. bis 22. September 1917 
klar ausgesprochenen Willen, nach einem unabhängigen, selbständigen 
litauischen Staate und •wird bereit sein, laut den Beschlüssen derselben 
Konferenz, in nähere Beziehungen mit Deutschland auf Grund abzu¬ 
schließender Verträge und Konventionen zu treten, sobald, die Un¬ 
abhängigkeit Litauens von Deutschland anerkannt und den anderen 
Staaten gegenüber unterstützt wird. 

Auf dieser Grundlage erklären die Unterzeichneten, die an diese 
Beschlüsse gebunden sind, daß sie ihren ganzen Einfluß verwenden 
werden, damit der litauische Landesrat möglichst bald im Einver¬ 
nehmen mit der deutschen Regierung Entwürfe für Verträge auf stelle 
und unterzeichne, die der Landesrat dem noch einzuberufenden kon¬ 
stituierenden Landtage Litauens zur Annahme empfehlen wird, und 
welche Militär-, Zoll- und Eisenhahnkonventionen und andere im Inter¬ 
esse beider Länder liegende Abmachungen enthalten sollen, unter fol¬ 
genden Voraussetzungen: 

A. daß die Autorität des Landesrates gestärkt werde dadurch, 
daß die Verwaltung beginne, das Land im Einvernehmen mit dem 
Landesrat zu regieren, und daß diesem näher zu vereinbarende Gebiete 
der Landesverwaltung mit Ausführungsvollmacht, soweit diese nicht 
mit den Kriegsnotwendigkeiten Zusammenhängen, übertragen werden. 
Zu diesem Zwecke möge dem Landesrat ein seiner Würde entsprechen¬ 
des Bureau-Gebäude in Wilna eingeräumt und folgende Arbeitsabtei¬ 
lungen zunächst eingerichtet werden für: 

1. die Volkswirtschaft (Wiederaufbau, Agrarreform usw.), 

2. das öffentliche Lehen (Vereinswesen, Presse), 

3. Anliegen und Beschwerden (Vermittlung zwischen Bevölkerung 
und Okkupationsbehörde), 

4. das Bildungswesen, 

5. die Kultusangelegenheiten, 

6. die Finanzen (Ausbau des Sparkassen- und Bankwesens), 

7. die öffentliche Wohlfahrt (Unterstützung Notleidender), 

8. die Ausarbeitung der Verfassung und des Gerichtswesens, 

9. die Errichtung der Selbstverwaltung, 

10. Kunst und Wissenschaft. 

Die Unterzeichneten sprechen hierbei die Ueberzeugung aus, daß 
es dem Landesrat nicht gelingen kann, das Vertäuen und die Autorität 
im Lande zu gewinnen und zu erhalten, die es ihm allein ermöglichen 
können, die Annahme von ihm vorgeschlagener Verträge beim litaui¬ 
schen Volke durchzusetzen, wenn er gezwungen ist, mit Seiner Durch- 


•) Diese Denkschrift wurde an die Oberste Heeresleitung gesandt, z. H. des 
Generalstabschefs Ludendorff. 
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laucht dom Fürsten v. Isenburg-Birstein als Chef der Zivilverwaltung 
zu verhandeln, da derselbe das Vertrauen im litauischen Volke ver¬ 
loren hat. 

B. daß die deutsche Regierung zusichere, sich für die Unteilbar¬ 
keit des litauischen Territoriums einzusetzen, welches die von Ruß¬ 
land eroberten Länder umfaßt, in denen der litauische Volksstamm 
ansässig ist, und in erster Linie die Hauptstadt Wilna einschließt. 

C. daß die deutsche Regierung, sobald der Landesrat auf Grund 
des Sclbstbestimmungsrechtes der Völker öffentlich die Unabhängig¬ 
keit des litauischen Volkes und Staates proklamiert, diese Unab¬ 
hängigkeit öffentlich anerkenne, wobei es dem Ermessen der deutschen 
Regierung anheimgestellt bleibt, diese Anerkennung der Unabhängig¬ 
keit von dem Abschlüsse oben genannter Verträge abhängig zu 
machen. Der Landesrat wird dann gleichzeitig mit dieser Unabhängig¬ 
keitserklärung die eingangs genannten Entwürfe der Verträge und 
Konventionen mit der deutschen Regierung unterzeichnen, zu deren 
Ausarbeitung im einzelnen, gemeinsam mit der deutschen Regierung, 
die Unterzeichneten den Landesrat sofort veranlassen werden. Die 
Proklamation der Unabhängigkeit erachten die Unterzeichneten im 
Interesse beider Teile für notwendig, da hierduivh die geschlossenen 
Verträge, als mit einem freien, über sich selbst bestimmenden Volke 
erst das vollste Gewicht erhalten. 

Berlin, den 26. November 1917. 

gez.: A. Smetona, Präsident des Litauischen Landesrates, 

St. Kairys, Vizepräsident des Litauischen Landesrates, 

Dr. J. Schaulis, Generalsekretär des Litauischen Landesratea. 





Vorschlag der Obersten Heeresleitung 

Litauen braucht zur Hebung seiner wirtschaftlichen Interessen 
enge Beziehungen zum Deutschen Reich. Der Landesrat erbittet zur 
Erfüllung seiner Wünsche den Schutz und die Hilfe Seiner Majestät 
des Deutschen Kaisers uud des mächtigen Deutschen Reiches. Um 
unter Wahrung der litauischen Art auf nationaler Grundlage ein selb¬ 
ständiges litauisches Staatswesen aufbauen zu können, das die von 
Rußland eroberten, vom litauischen Volksstamm bewohnten Länder 
umfaßt und Wilna als Hauptstadt einschließt, wird der Landesrat nach 
Stärkung seiner Autorität der deutschen Verwaltung mit Rat und Tat 
behilflich sein. 

\ 
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Nr. XXV. 

Berlin, 29. 11. 1917. 

Seiner Exzellenz Reichskanzler Graf Hertling. 

Euer Exzellenz haben in der heutigen welthistorischen Reichsbags¬ 
rede das Solbstbestimmungsrecht Litauens anerkannt; mit Jubel wird 
diese Erklärung im ganzen litauischen Volke aufgenommen werden. 
Für diese unsere Unabhängigkeit verbürgenden Worte danken wir und 
bitten Euer Exzellenz als die bevollmächtigten Vertreter Litauens, 
uns zu einer Aussprache über die künftige Gestaltung unseres Landes 
heute oder morgen empfangen zu wollen. 

i 

Smetona, Präsident; Kairys, Vizepräsident; Schaulys, General¬ 
sekretär des Litauischen Landesrates. 
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Nr. XXVI. 


Berlin, den 1. Dezember 1917. 

Es erschienen die Mitglieder des Litauischen Landesrates: 

1. Dr. Smctona, zugleich Vorsitzender des Landesrates, 

2. Dr. Schaulys, 

3. Dr. Kalrys, 

und gaben folgendes zu Protokoll: 

Wir erklären uns bereit, dem Litauischen Landesrat unverzüglich 
folgende Beschlüsse zu unterbreiten und für ihre Annahme einzu¬ 
treten: 

1. „Dem Landesrat, der von den Litauern des In- und Auslandes 
als einzig gültige Vertretung des litauischen Volkes anerkannt ist, 
wurde durch die von der litauischen Konferenz in der Hauptstadt 
Litauens, Wilna, gefaßte Resolution der Weg seiner Politik gewiesen. 
Die Resolution lautet: 

Zur freien Entwicklung Litauens muß aus ihm ein u n a b - 
. hängiger, auf demokratischen Grundsätzen aufgebauter 
Staat innerhalb der ethnographischen Grenzen mit Grenzregu¬ 
lierungen, die für das wirtschaftliche Leben unbedingt not¬ 
wendig sind, geschaffen werden. 

Den nationalen Minoritäten Litauens müssen ihren kultu¬ 
rellen Bedürfnissen zusagende Verhältnisse gesichert werden. 

Zur endgültigen Festsetzung der Grundlagen eines unab¬ 
hängigen Litauens und der Beziehungen zu den Nachbarstaaten 
muß ein konstituierender Landtag Litauens in Wilna 
einberufen werden, der nach demokratischen Grundsätzen von 
allen seinen Bewohnern erwählt wird. 

Auf Grund dieses Beschlusses und des anerkannten Selbstbestim¬ 
mungsrechtes der Völker proklamiert der Landesrat hiermit die Wie¬ 
derherstellung eines unabhängigen litauischen Staates und trennt hier¬ 
mit Litauen von allen früheren staatlichen Verbindungen, die mit an¬ 
deren Völkerh bestanden haben. Der Landesrat wird alsbald, gemäß 
der ihm erteilten Weisungen, die Beziehungen Litauens zu den anderen 
Völkern der Erde regeln.“ 

2. „Die litauische Konferenz in Wilna hat einen Beschluß gefaßt, 
des Inhalts, daß: falls die Proklamation der Unabhängigkeit des litaui¬ 
schen Staates von Deutschland spätestens beim Friedensschluß aner¬ 
kannt wird, und überhaupt die Interessen Litauens von deutscher Seite 
unterstützt werden, daß alsdann der künftige litauische Staat, unbe¬ 
schadet der eigenen Entwicklung, gewisse, noch festzusetzende Be¬ 
ziehungen zu Deutschland eingehen würde. 

Auf Grund dieses Beschlusses der litauischen Konferenz und in 
Anbetracht der vitalen Interessen Litauens, die verlangen, sobald als 
möglich in nähere Beziehungen zum Deutschen Reiche zu treten, er¬ 
achtet es der litauische Landesrat für notwendig, diese Beziehungen 
für den Fall der Anerkennung der Unabhängigkeit Li¬ 
tauens seitens des Deutschen Reiches schon jetzt dahin 
festzulegen, daß zwischen Litauen und dem Deutschen Reiche ein 


103 


ewiges, festes Bundesverhältnis herrschen soll, das seine Verwirk¬ 
lichung vornehmlich in folgenden Einrichtungen finden wird: 

1. einer Militärkonvention, die das litauische Militär ungefähr den 
süddeutschen Bundeskontingenten gleichstellt; 

2. einer Verkehrskonvention, etwa nach der Art der mit den süd¬ 
deutschen Bundesstaaten geschlossenen; 

3. einer Zollgemeinschaft, aber mit eigener litauischer Zollver¬ 
waltung; 

4. einer Miinzgemcinschaft. 

Der Landesrat wird damit betraut, im Einvernehmen mit den 
deutschen Behörden die Einzelheiten dieses Verhältnisses, sowie der 
künftigen Staatsform Litauens entsprechend dem Beschluß der Berner 
Versammlung vom 6. November 1917 und der Grenzen des künftigen 
litauischen Staates alsbald festzulegen und die Bestätigung der be¬ 
treffenden Konventionen und Entscheidungen durch die konstituie¬ 
rende Versammlung herbeizuführen.“ 

Die erfolgte Annahme der Beschlüsse wird dem Auswärtigen Amt 
alsbald telegraphisch mitgcteilt werden. Ihre Veröffentlichung erfolgt 
auf entsprechende Benachrichtigung des Auswärtigen Amtes. 

Damit der Landesrat die genannten, das Schicksal Litauens mit 
dem Deutschlands verbindenden Beschlüsse annimmt, muß er jedoch 
zunächst das Vertrauen gewinnen, daß die deutschen Behörden in der 
bisherigen Behandlung Litauens einen Wechsel eintreten lassen wer¬ 
den. Zu diesem Zwecke müssen wir ihm die Aussicht eröffnen können, 
daß unsere wiederholt vorgdtragenen und zuletzt in einem Seiner Ex¬ 
zellenz dem General Ludendorff am 28. November überreichten Prome- 
moria aufgeführten Wünsche und Beschwerden von den deutschen Be¬ 
hörden Berücksichtigung erfahren. Diese Wünsche und Beschwerden 
betreffen vor allem folgendes: 

1. Aenderung des bisherigen Systems der Militärverwaltung; 

2. Aenderung in der Behandlung und in den Befugnissen des Lan¬ 
desrats. 

Wir bitten die deutsche Oberste Heeresleitung inständigst, uns 
eine wohlwollende Berücksichtigung dieser Anträge und die alsbal¬ 
dige Erlassung von entsprechenden Anordnungen zuzusagen. Wir 
bitten ferner die deutsche Kcichsregierung, für eine alsbaldige Erfül¬ 
lung unserer Wünsche einzutreten. Schließlich bitten wir, daß uns 
alsbald nach unserer Anzeige über die erfolgte Annahme der oben ge¬ 
nannten Beschlüsse an das Auswärtige Amt eine Antwort dahin er¬ 
teilt wird, daß die deutsche Beichsregierung Litauen als unabhängigen 
Staat anerkennen und unterstützen wird. 

Den Erschienenen wurde erklärt, daß die Beichsregierung es gern 
übernehmen wolle, sich nach Möglichkeit für die Erfüllung der ge¬ 
äußerten Wünsche bei der Obersten Heeresleitung einzusetzen und 
daß auf die Anzeige von der Annahme der Beschlüsse eine Antwort 
alsbald ergehen werde. 

Vorgelesen, genehmigt, unterschrieben 
gez.: A. Smetona, Präsident des Litauischen Landesrates 

S. Kairys, Vizepräsident des Litauischen Landesrates 
Dr. J. Saulys, Generalsekretär des Litauischen Landesrates 
Nadolny, wirklicher Legationsrat, Vortragender Bat im 
Auswärtigen Amt 
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Nr. XXVII. 


In seiner Tagung vom 5. bis 7. Dezember 1917 faßte der Litauische 
Landesrat folgende Beschlüsse: 

I. 

Dem Landesrat, der von den Litauern des Inlandes, sowie von 
den litauischen Konferenzen in Stockholm und in Bern als einzig 
gültige Vertretung des litauischen Volkes anerkannt ist, wurde durch 
die von der litauischen Konferenz in der Hauptstadt Litauens,Wilna, 
vom 18. bis 23. September 1917 gefaßte Resolution der Weg seiner 
Politik gewiesen. Die Resolution lautet: 

Zur freien Entwicklung Litauens muß aus ihm ein unab¬ 
hängiger, auf demokratischen Grundsätzen aufgebauteu 
Staat innerhalb der ethnographischen Grenzen mit Grenzregu¬ 
lierungen, die für das wirtschaftliche Leben unbedingt notwen¬ 
dig sind, geschaffen werden. 

Den nationalen Minoritäten Litauens müssen ihren kultu¬ 
rellen Bedürfnissen zusagende Verhältnisse gesichert werden. 

Zur endgültigen Festsetzung der Grundlagen eines unab¬ 
hängigen Litauens und der Beziehungen zu den Nachbarstaa¬ 
ten muß ein konstituierender Landtag in Wilna ein¬ 
berufen werden, der nach demokratischen Grundsätzen von allen 
seinen Bewohnern erwählt wird. 

Auf Grund dieses Beschlusses und des von Rußland und 
Deutschland anerkannten Selbstbestimmungsrechtes der Völker 
proklamiert der Landesrat hiex-durch einstimmig die Wiederher¬ 
stellung eines unabhängigen litauischen Staates mit der Haupt¬ 
stadt Wilna und trennt hieimit Litauen von allen früheren staat¬ 
lichen Verbindungen, die mit anderen Völkern bestanden haben. 
Der Landesrat wird gemäß der ihm. von der litauischen Konfe¬ 
renz in Wilna erteilten Weisungen, die Beziehungen Litauens 
zu den anderen Völkern der Erde regeln. 


n. 

Die litauische Konferenz in Wilna hat einen Beschluß gefaßt des 
Inhalts, daß, falls die Proklamation der Unabhängigkeit des litauischen 
Staates von Deutschland spätestens beim Friedensschluß anerkannt 
wird, und überhaupt die Interessen Litauens von deutscher Seite un¬ 
terstützt werden, daß alsdann der "künftige litauische Staat, unbe¬ 
schadet seiner selbständigen Entwicklung, gewisse noch festzusetzen¬ 
de Beziehungen zu Deutschland eingehen würde. 


Auf Grund dieses Beschlusses der litauischen Konferenz und in 
Anbetracht der vitalen Interessen Litauens, die verlangen, in nähere 
Beziehungen zum Deutschen Reich zu treten, erachtet es der Litauische 
Landesrat für notwendig, diese Beziehungen für den Fall der An¬ 
erkennung der Unabhängigkeit Litauens und der 
Unterstützung der litauischen Interessen seitens des 
Deutschen Reiches schon jetzt dahin festzulegen, daß zwischen Litauen 
und dem Deutschen Reiche ein ewiges festes Bündnisverhältnis herr¬ 
schen soll. 

Der Landesrat übernimmt es, im Einvernehmen mit der deutschen 
Reichsleitung, die Einzelheiten dieses Verhältnisses und die Grenzen 
des künftigen litauischen Staates, sowie die künftige Staatsform Li¬ 
tauens festzulegen und betreffende Entscheidungen der konstituieren¬ 
den Versammlung Litauens zur Bestätigung vorzulegen. 
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Nr. XXVIII. 

Erklärung*). 

1. Der Litauische Landesrat, von den Litauern des In- und Aus¬ 
landes als einzige bevollmächtigte Vertretung des litauischen 
Volkes anerkannt, proklamiert auf Grund des Beschlusses der 
in Wilna, der Hauptstadt Litauens, abgehaltenen September- 
Konferenz und der Berner Versammlung vom 6. November 1917 
die Wiederherstellung eines selbständigen litauischen Staates, 
sowie seine Unabhängigkeit und Abtrennung von allen staat¬ 
lichen Verbindungen, die jemals mit anderen Völkern bestan¬ 
den haben. 

2. Zur Aufrichtung dieses Staates und zur Wahrnehmung seiner 
Interessen bei den Friedensverhandlungen erbittet der Landes¬ 
rat den Schutz und die Hilfe des Deutschen Reiches. In An¬ 
betracht der Lebensinteressen Litauens, welche die alsbaldige 
Herstellung dauernder und enger Beziehungen zum Deutschen 
Reich verlangen, tritt der Landesrat ein für ein ewiges, festes 
Bundesverhältnis des litauischen Staatswesens mit dem Deut¬ 
schen Reich, das seine Verwirklichung vornehmlich in einer 
militärischen, einer Verkehrs-, Zoll- und Münzgemeinschaft fin¬ 
den soll. 

Vorgeleseil, genehmigt, unterschrieben 
(Den . . Dezember 1917.) 


*) Vorschlag der deutschen Reichsleitung und des Auswärtigen Amtes 
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Nr. XXIX. 

Die Erklärung des Litauischen Landesrates 
vom 11. Dezember 1917. 


I. 

Der Litauische Landesrat, von den Litauern des In- und Aus¬ 
landes als einzige bevollmächtigte Vertretung des litauischen Volkes 
anerkannt, proklamiert auf Grund des anerkannten Selbstbestim- 
muugsrechts der Völker und des Beschlusses der in Wilna vom 18. bis 
23. September 1917 abgehaltenen..litauischen Konferenz die Wieder¬ 
herstellung eines unabhängigen litauischen Staats mit der Hauptstadt 
Wilna und seiner Abtrennung von allen staatlichen .Verbindungen, 
die mit andern Völkern bestanden haben. 

II. 

Bei der Aufrichtung dieses Staates und zur Wahrnehmung seiner 
Interessen bei den Friedensverhandlungen erbittet der Landesrat den 
Schutz und die Hilfe des Deutschen Reiches. In Anbetracht der Le¬ 
bensinteressen Litauens, welche die alsbaldige Herstellung dauernder 
und enger Beziehungen zum Deutschen Reich verlangen, tritt der Lan¬ 
desrat ein für ein ewiges, festes Bundesverhältnis des litauischen Staa¬ 
tes mit dem Deutschen Reich, das seine Verwirklichung vornehmlich 
in einer militärischen, einer Verkehrs-Konvention, Zoll- und Hünz- 
gcmcinschaft finden soll. 

Wilna, den 11. Dezember 1917. 

Vorgelesen, genehmigt, unterschrieben 

Dr. J. Basanaviöius, M. Birziäka, P. Klimas, S. Kairys, J. VileiSis, 
Dr. J. Saulys, J. Sernas, A. Smetona, A. Petralis, A. Stulginskis, 
J. Vailokaitis, Kun. S. Mironas. K. Saulys, Jonas Smilgeviöius, Pranas 
Dovydaitis, S. Narutoviöius, Staugaitis, S. Banaitis, Dr. Malinauskis, 

K. Bizauskas 





Nr. NNX. 


An Sc. Exzellenz den Herrn Staatssekretär des Auswärtigen Amtes 
Dr. Freiherr von Kühlmann, Berlin 


Berlin, den 2. Januar 191S. 


Ew. Exzellenz! 

Um die Interessen unseres Landes Rußland gegenüber wahrzu- 
.lchmen, die Begründung unseres Wunsches der dauernden Loslösung 
Litauens vom russischen Staatsverbande persönlich führen und hei 
der Festsetzung der Grenzen des künftigen litauischen Staats mitwir- 
ken zu können, bitten wir Ew. Exzellenz, dahin wirken zu wollen, daß 
wir bei den Friedensverhandlungen in Brest-Litowsk in gleicher Weise, 
wie cs Vertretern anderer Nationalitäten gestattet wird, teilzunehmen 
Gelegenheit erhalten. 

Der Litauische Landesrat wird, sobald die Genehmigung Ew. Ex¬ 
zellenz eingetroffen ist, die Delegierten bestimmen, welche sich zu 
obigem Zwecke nach Brest-Litowsk begeben sollen. 

Mit der Versicherung unserer größten Hochachtung unterzeichnen 
wir als 

Ew. Exzellenz sehr ergebene 
Präsident des litauischen Landesrates 
A. Smetona 

Generalsekretär des litauischen Landesrates 
Dr. J. Saulys 
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Nr. XXXI. 

Der Ausführende Ausschuß des litauischen Landesrates 


Wilna, den 3. Januar 1918 

An die Militärverwaltung Litauen 

Mit Bezug auf einen Beschluß des litauischen Landesrates bitten 
wir die Militärverwaltung Litauen, bei den zuständigen Behörden zu 
erwirken, daß einer Abordnung des litauischen Landesrates Gelegen¬ 
heit gegeben würde, in Brest-Litowsk mit der dort verhandelnden 
Friedensdelegation in allen Litauen betreffenden Fragen ständige 
Fühlung zu haben. 

gez.: St. Kaix-ys, Petras Klimas, Jonas Vileisis 


1 ä 



110 


( 

J 

Nr. NXNII. 


Der Beschluß des Litauischen Landesrates 
vom 8. Januar 1918. 

Der litauische Landesrat, als die einzige Vertretung des litauischen 
Volkes, proklamiert auf Grund des anerkannten Selbstbestimmungs¬ 
rechtes des Völker und des Beschlusses der in Wilna vom 18. bis 23. 
September 1917 abgehaltenen litauischen Konferenz die Wiederher¬ 
stellung eines unabhängigen auf demokratischen Grundlagen aufge¬ 
bauten litauischen Staats mit der Hauptstadt Wilna und seine Ab¬ 
trennung von allen staatlichen Verbindungen, die mit anderen Völ¬ 
kern bestanden haben. Gleichzeitig erklärt der litauische Landesrat, 
daß zur Festlegung der inneren Ordnung des litauischen Staates und 
seiner Beziehungen zu den Nachbarn es nötig ist, möglichst bald eine 
von allen Einwohnern Litauens auf demokratische Weise gewählte 
verfassunggebende Versammlung einzuberufen. 
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Nr. XXXIII, 


Der litauische Landesrat 

Wilna, den 9. Januar 1918 

An Seine Exzellenz den Herrn Unterstaatssekretär 
von Falkenhausen 

Der litauische Landesrat wäre in der Lage, den ersten Teil seiner 
Beschlüsse vom 11. Dezember 1917 mit den Unterschriften der Mit¬ 
glieder des litauischen Landesrates der russischen Regierung zu noti¬ 
fizieren und in der Presse zu veröffentlichen, nur nachdem einer Ab¬ 
ordnung des litauischen Landesrates sofort die Möglichkeit gegeben 
werden wird, bei den zuständigen deutschen Reichsbehörden eine be¬ 
stimmte und gesicherte, den Interessen Litauens entsprechende Ant- 
Avort betreffend folgende Fragen zu erwirken: 

A) Wann und unter welchen Bedingungen die Landesverwaltung 
an den litauischen Landesrat übertragen wird? 

B) Wann das deutsche Besatzungsheer aus Litauen zurückgezogen 
und die Möglichkeit der Bildung einer litauischen Miliz gegeben 
wird, und 

C) Ob und wann die Anerkennung des unabhängigen litauischm 
Staates seitens des Deutschen Reiches erfolgen Avird? 

gez.: A. Smetona, Vorsitzender 
P. Klimas, Sekretär 
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Nr. XXXIV. 

Instruktion für die Delegation der Litauischen Taryba 

(Auszüge aus dem Sitzung«Protokoll der Litauischen Taryba v. 14. Jan. 1918) 

1. Der Litauischen Taryba wird nichts in den Weg gelegt unter ent¬ 
sprechenden Umständen die Unabhängigkeit Litauens zu proklamieren. 
Daraufhin verkündigt Deutschland sofort die Anerkennung der prokla¬ 
mierten Unabhängigkeit in rechtsgültiger Form und dieses sogleich, 
nachdem die Behandlung der litauischen Frage bei den Friedensver¬ 
handlungen mit Rußland im Prinzip beendet worden ist. 

2. Nachdem Rußland seine Armee an der Front Litauens demobili¬ 
siert hat, zieht Deutschland sein Heer aus Litauen sofort zurück. Die 
Taryba bevollmächtigt eine Delegation, die ausgesandt wird, um ge¬ 
meinsam mit der deutschen Regierung den Rückzugstermin des deut¬ 
schen Heeres festzusetzen und darauf hinzuweisen, daß dieser Termin 
nicht länger hinausgeschoben werden darf, als vier Monate nach der 
Demobilisierung der Armee Rußlands. Der Litauischen Taryba muß 
die Möglichkeit gegeben werden, ab dem Tage dieser Uebereinkunft, 
eine Miliz für Litauen zu organisieren. 

3. Nach der Unabhängigkeitserklärung Litauens seitens der Taryba 
geht die Verwaltung des ganzen Gebietes in die Hand der Litauischen 
Taryba über. Die Litauische Taryba setzt den Termin fest, an welchem 
die einzelnen Ressorts der Landesverwaltung ihr übergeben werden 
müssen. Besondere Verwaltungszweige, welche der deutschen Regie¬ 
rung für deren Heeresbedürfnisse unbedingt notwendig sind, wie z. B. 
die Verkehrsmittel, können nach besonderer Vereinbarung mit der 
Taryba ihr nachträglich übergeben werden; jedoch nicht später als so¬ 
gleich nach erfolgtem Rücktransport des deutschen Heeres aus Litauen. 
Die Delegation der Taryba ist bevollmächtigt, den entsprechenden Be¬ 
hörden Deutschlands mitzuteilen, welche Verwaltungszweige bereits 
heute in die Hände der Taryba übergehen können. 

4. Die Litauische Taryba tut kund, daß zwecks Festlegung der in¬ 
neren Ordnung Litauens und der Beziehungen zu den Nachbarstaaten 
eine baldmöglichste Einberufung der konstituierenden Versammlung 
nottut, an der alle Bewohner Litauens auf Grund demokratischen Wahl¬ 
systems teilzunehmen haben. 
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Nr. XXXV. 

Wilna, den 27. Januar 1918. 

Sehr geehrter Herr Dr. Schaulys! 

(Generalsekretär der Litauischen Taryba) 

In Erwiderung Ihres gefälligen Schreibens vom heutigen Tage 
kann ich Ihnen nur nochmals bestätigen, daß ich ermächtigt bin, Ihnen 
namens der Kaiserlich Deutschen Regierung unter den Voraus¬ 
setzungen der Resolutionen 1 und 2 vom 11. Dezember 1917 die Aner¬ 
kennung des unabhängigen litauischen Staates seitens Deutschlands 
fest zuzusagen. Ueber den Zeitpunkt der Anerkennung muß selbstver¬ 
ständlich Freiheit Vorbehalten werden, ich bin jedoch davon überzeugt, 
daß sic nach Lage der politischen Verhältnisse ohne [Verzögerung er¬ 
folgen wird. 

Ihr ei-gebenster 

N a d o 1 n y. 



) 
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Nr. XXXVI. 

Die Unabhängigkeitsproklamationsformel vom 16. Februar 1318 

Die Litauische Taryba (Landesrat) hat in ihrer Sitzung: vom 
16. Februar 1918 einstimmig beschlossen, folgende Adresse an die Re¬ 
gierungen Rußlands, Deutschlands und anderer Staaten zu richten: 

Die Litauische Taryba als einzige Vertretung des litauischen Vol¬ 
kes proklamiert auf Grund des anerkannten Selbstbestimmungsrechtes 
dev Völker und des Beschlusses der/in Wilna vom 18. bis 23. September 
1917 abgehaltenen litauischen Konferenz die Wiederherstellung eines 
auf demokratischer Grundlage aufgebauten unabhängigen litauischen 
Staates mit der Hauptstadt Wilna und seine Abtrennung von allen 
staatlichen Verbindungen, die mit anderen Völkern bestanden haben. 

Gleichzeitig erklärt die Litauische Taryba, daß die Grundlage dieses 
Staates und seine Beziehungen zu den anderen Staaten durch eine mög¬ 
lichst bald einzuberufende konstituierende Versammlung, die von allen 
Einwohnern auf demokratischer Basis zu wählen ist, endgültig festge¬ 
legt werden sollen. 

Indem die Litauische Taryba Vorstehendes zur Kenntnis der . . . 
.Regierung bringt, spricht sie die Bitte aus, den unab¬ 
hängigen litauischen Staat anzuerkennen. 

(Unterschriften) 

Wilna, den 16. Februar 1918. 
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Die Antwort des deutschen Reichskanzlers auf den Beschluß 
vom 16. Februar 1918 


Der Reichskanzler 


Berlin, den 21. Februar 191S. 


Euer Exzellenz bitte ich, dem Präsidenten des Landesrats folgen¬ 
des zu eröffnen: 

Die Kaiserliche Regierung war bereit, auf Grund des Beschlusses 
des Landesrats vom 10. Dezember 1917*) Litauen als selbständigen 
Staat anzuerkennen und ihm den Schutz und die Hilfe des Deutschen 
Reiches für den Aufbau des neuen Staatswesens zu gewähren. Durch 
den Beschluß vom 16. Februar 191S hat der Landesrat die Grundlage 
für diese Maßnahme der Kaiserlichen Regierung umgestoßen. Diese 
sieht sieh daher zur Zeit nicht in der Lage, die Anerkennung Litauens 
unter diesen veränderten Umständen auszuspreehen. Sie muß dies viel¬ 
mehr davon abhängig machen, daß der Litauische Landesrat zu den 
Grundlagen zurückkehrt, die ein zukünftiges gedeihliches Nackbarver¬ 
hältnis zum Deutschen Reich gewährleistet und es der Kaiserlichen Re¬ 
gierung ermöglichen, unter Berücksichtigung der wesentlichen deut¬ 
schen Interessen dem Selbstbestimmungsrecht der Litauer Rechnung 
zu tragen und in die Errichtung eines selbständigen Staatsgebildes an 
seiner Ostgrenze einzuwilligen. 

gez.: H e r 11 i n g. 


An den 

iVerwaltungschef in Oberost 
Herrn Freiherrn von Falkenhausen 
Exzellenz. 


) Irrtum im Datum. Gemeint ist der Beschluß vom 11. Dezember 1917. 
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Das Präsidium . Wilna, den 2S. Februar 1918. 

der Litauischen Taryba. 

Euer Exzellenz 

bat- das Präsidium der Taryba die Ehre, hiermit den Empfang der Er¬ 
klärung der Kaiserlich Deutschen Regierung vom 21. Februar d. J. be¬ 
treffend den Beschluß der Taryba vom 16. Februar d. J. zu bestätigen. 
Gleichzeitig hält cs das Präsidium für geboten, folgendes auf die Er¬ 
klärung der Kaiserlich Deutschen Regierung zu erwidern: 

1. Der Beschluß der Taryba vom 16. Februar steht in keinem Wider¬ 
spruch zu dem Beschluß vom 11. Dezember 1917. 

2. Der Beschluß der Taryba vom 11. Dezember 1917 als Grundlage 
für die künftigen Beziehungen Litauens zu Deutschland ist durch 
keinen anderen Beschluß beseitigt und bleibt bestehen. 

In Anbetracht dessen erwartet die Taryba, daß die Kaiserlich 
Deutsche Regierung gemäß dem Akte vom 10. Dezember 1917 die Aner¬ 
kennung der Unabhängigkeit Litauens bald aussprechen werde. Außer¬ 
dem hofft die Taryba, daß die Kaiserlich Deutsche Regierung dieselbe 
bei der Notifizierung der Unabhängigkeit Litauens auf Grund der von 
ihr einstimmig angenommenen Formel vom 16. Februar d. J. den ande¬ 
ren Regierungen gegenüber unterstützen und daß sie bei dem Abschluß 
der Friedensverträge mit den kämpfenden Ländern dazu helfen werde, 
die Anerkennung des unabhängigen litauischen Staates herbeizuführen. 

(gez.:) Das Präsidium der Litauischen Taryba: 

s Präsident: A. Smetona 
1. Vizepräsident: 2. Vizepräsident: 

Dr. Saulys J. Staugaitis 

Generalsekretär: J. Sernas < 

Seiner Exzellenz 
3em Herrn Reichskanzlei; 

Dr. Graf von Herüing 

Berlin 

Reichskanzlerpalais 


Nr. XXXLN. 


Vollmacht 

(der litauischen Delegation zur Abgabe der Unabhängigkeitserklärung ausgestellt.) 


Gemäß ihrem Beschlüsse vom 20. März 1918 erteilt die Litauische 
Taryba den Herren Pfarrer Justinas Staugaitis, I)r. Jurgis Saulys lind 
Dr. Jonas Vileisis die Vollmacht, der Kaiserlich Deutschen Regierung 
die Proklamierung des unabhängigen litauischen Staates anzuzeigen 
und um seine alsbaldige Anerkennung zu ersuchen. 

Zugleich bevollmächtigt die Taryba die genannten Herren zur Ab¬ 
gabe der Erklärung, daß sie für die Beziehungen des litauischen Staates 
zum Deutschen Reiche, wie dieselben in dem Beschluß der Taryba vom 
11. Dezember 1917 formuliert sind, eintritt. 

Die Litauische Taryba 

(goz.:) Dr. J. Basanavicius, M. Birziska, S. Banaitis, 
Fr. Dovydaitis, R. Bizauskas, S. Kairys, 

P. Klimas, Dr. J. Malinauskas, V. Mironas, 
Narutovicius, A. Petridis, Dr. J. Saulys, 

K. Saulys, J. Sernas, J. Staugaitis, 

J. Smilgevicius, A. Smctona, A. Stulginskis, 

J. Vailokaitis, Jouas Vileisis. 

Wilna,'den 20. März 1918. 


An die Kaiserlich Deutsche Regierung 

Die Litauische Taryba als einzige Vertretung des litauischen Volkes 
proklamiert auf Grund des anerkannten Selbstbestimmungsrechtes der 
Völker und des Beschlusses der in.Wilna vom 18. bis 23. September 1917 
abgchaltenen litauischen Konferenz die Wiederherstellung eines auf 
demokratischer Grundlage aufgebauten unabhängigen litauischen Staa¬ 
tes mit der Hauptstadt Wilna und seine Abtrennung von allen staat¬ 
lichen Verbindungen, die mit anderen Völkern bestanden haben. 

Gleichzeitig erklärt die Litauische Taryba, daß die Grundlage dieses 
Staates und seine Beziehungen zu anderen Staaten durch eine mög¬ 
lichst bald einzuberufende konstituierende Versammlung, die von allen 
Einwohnern auf demokratischer Basis zu wählen ist, endgültig festge¬ 
legt werden sollen. 

Außerdem erklärt die Taryba, daß sie für die Beziehungen des li¬ 
tauischen Staates zum Deutschen Reiche, wie dieselben im Beschlüsse 
der Taryba vom 11. Dezember 1917 formuliert sind, eintritt. 

Indem die Litauische Taryba Vorstehendes zur Kenntnis der 
Kaiserlich Deutschen Regierung bringt, spricht sie die Bitte aus, den 
unabhängigen litauischen Staat anzuerkennen. 

Im Namen der Litauischen Taryba 

die bevollmächtigte Abordnung: 

Dr. J. Saulys, J. Staugaitis, Jonas Vileisis. 

Berlin, den 23. März 1918. 
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Nr. XLI. 

Die Anerkennungsurkunde der Unabhängigkeit Litauens 
vom 23. März 1918. 

Wir Wilhelm von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, 

König von Preußen usw. 

tun hiermit kund und zu wissen: 

Nachdem der litauische Landesrat als*die anerkannte .Vertretung 
des litauischen Volkes am 11. Dezember 1917 die Wiedererrichtung 
Litauens als eines unabhängigen, mit dem Deutschen Reich durch 
ein ewiges festes Bundesverhältnis und durch Konventionen vornehm¬ 
lich auf dem Gebiet des Militär-, des Verkehrs-, des Zoll- und des Münz¬ 
wesens verbundenen Staates verkündet und zur Wiedererrichtung die¬ 
ses Staates deu Schutz und die Hilfe des Deutschen Reiches' erbeten 
hat, nachdem ferner nunmehr die bisherigen staatlichen Verbindungen 
Litauens gelöst sind, beauftragen Wir hiermit Unseren Reichskanzler, 
den Grafen von Hertling, dem litauischen Landesrat zu erklären, daß 
Wir auf der Grundlage der vorstehend genannten Erklärung des litaui¬ 
schen Landesrats vom 11. Dezember 1917 im Namen des Deutschen 
Reiches Litauen als einen freien und unabhängigen Staat anerkennen 
und bereit sind, dem litauischen Staate den erbetenen Schutz und 
Beistand bei seiner Wiederaufrichtung zu gewähren. Wir gehen dabei 
von der Voraussetzung aus, daß die abzuseldießenden Konventionen 
den Interessen des Deutschen Reiches ebenso Rechnung tragen* wer¬ 
den, wie den litauischen, und daß Litauen an den Kriegslasten Deutsch¬ 
lands, die auch seiner Befreiung dienen, teilnelunen wird. 

Gleichzeitig erteilen wir- Unserem Reichskanzler die Vollmacht, im 
'Benchmeu mit den Vertretern der Bevölkerung Litauens die zur Wie¬ 
deraufrichtung des selbständigen litauischen Staates erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen, und wegen der Herstellung eines festen Bun¬ 
desverhältnisses zum Deutschen Reiche und des Abschlusses der hierzu 
vorgesehenen und erforderlichen Konventionen das Weitere zu ver¬ 
anlassen. 

Urkundlich dessen haben Wir Gegenwärtiges Höchsteigenhändig 
unterschrieben und mit unserem Insiegel versehen lassen. • 

Gegeben Großes Hauptquartier, den 23. März 1918. 

. Graf von Hertling. '.Wilhelm I. R. 



Telegramm der litauischen Delegation an Seine Majestät den 
•Deutschen Kaiser 


, Großes Hauptquartier. 

Euer Majestät erlauben sich der Präsident und die Delegation der 
Taryba, welcher der Herr Reichskanzler heute die Anerkennung der 
Unabhängigkeit Litauens ausgesprochen hat, den tiefgefühltesten und 
unauslöschlichen Dank dafür auszusprechen, daß das große, mächtige 
Deutsche Reich dem durch Jahrhunderte hindurch so schwer leidenden 
i litauischen Volke Freiheit gegeben und seine Unabhängigkeit als erste 
Macht anerkannt hat. Wir sind froh in der Zuversicht, daß Deutsch¬ 
land und Litauen als treue Nachbarn gemeinsam am edlen Fliedens¬ 
werke des Wiederaufbaus tätig sein weßdeu. 

Berlin, den 23. März 1918. 

Smetona, Präsident, 

Schaulis, Staugaitis und Wilcischis, Delegierte. 
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Nr. NLIIL 

Auf das Telegramm der litauischen Delegation an Seine Majestät 
den Kaiser ist folgende Allerhöchste Antwort eingegangen: 

„Herr Präsident Smetona. 

Für das anläßlich der Anerkennung des unabhängigen litauischen 
Staates an Mich gerichtete Telegramm spreche ich Ihnen, Herr Prä¬ 
sident, und den Mitgliedern der litauischen Delegation Meinen Dank 
aus. Ich habe Mich gefreut, daß der Siegeszug Meiner Truppen Litauen 
vom russischen Joche befreit und es Mir ermöglicht hat, Litauen als 
freien und unabhängigen Staat wiederherzustellen. Die Unterdrückung 
seines nationalen Lebens hat damit nach langer, trüber Zeit ihr Endo 
erreicht. Ich hoffe zuversichtlich, daß Litauen rasch als Staat erblühen 
wird und daß die engen Beziehungen, die es fort an mit dem Deutschem 
.Reiche verbinden sollen, diese Entwicklung sichern und fördern werden» 

.Wilhelm, Imperafor Ees-r 

Für die Richtigkeit; v. Gilsa, Eanptmann. 


[\ 
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Kr. XLIV. 


Berlin, den 24. März 1918. 


Seiner Exzellenz dom boclrwürdigstcn Herrn Nuntius Eugenie Pacelli 

München. 


Euer Exzellenz! 


Im Namen der litauischen Taryba hat am 23. März die bevoll¬ 
mächtigte Abordnung: Dr. J. Saulys, J. Staugaitis, Jonas Vileisis fol¬ 
gende Erklärung in Berlin dem Herrn Reichskanzler übergeben: 

(Es folgt die Erklärung Nr. XL.) 

Der Herr Reichskanzler hat daraufhin am 23. März namens des 
Deutschen Reiches und auf Befehl Seiner Majestät des Kaisers Litauen 
„als einen freien und unabhängigen Staat“ anerkannt. 

Die bevollmächtigte Abordnung- der Taryba hat die Ehre, Euer 
Exzellenz von diesen Vorgängen Kenntnis zu gebeu und bittet Euer 
Exzellenz die Proklamierug des freien und unabhängigen Litauens, so¬ 
wie die Anerkennung durch die Deutsche Regierung alsbald Seiner 
Heiligkeit dem Papst melden zu wollen. Sobald die Verhältnisse es ge¬ 
statten, wird eine Abordnung der litauischen Taryba Seiner 
Heiligkeit Allerhöchst persönlich die Unabhängigkeit Litauens noti¬ 
fizieren. 

Die Unterzeichnete Delegation bittet, durch Vermittlung Euer 
Exzellenz Seiner Heiligkeit das Ersuchen unterbreiten zu dürfen, be¬ 
reits jetzt Litauen als freien und unabhängigen Staat mit der Haupt¬ 
stadt Wilna anzuerkennen. Gleichzeitig bittet die Unterzeichnete Dele¬ 
gation Seine Heiligkeit, Litauen, dessen katholische Bevölkerung 
immer mit besonderer Treue dem Hl. Stuhl angehangen hat, besonders 
Allerhöchstes Wohlwollen entgegenbringen und den Apostolischen 
Segen dem ganzen litauischen Volk und der Unterzeichneten Abordnung 
erteilen zu wollen. 

Mit dem Ausdruck der ausgezeichnetsten Hochachtung haben wir 
die Ehre, zu sein 

Euer Exzellenz ganz ergebene 
Dr. J. Saulys, J. Staugaitis, J. Vileisis. 


• -• > 
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Nr. NLV. 


Monaco, 30. April 1918. 

Hochwohlgeborncr Herr Präsident! 

Habe seinerzeit nicht verfehlt, mit aller Sorgfalt den Inhalt des 
sehr geschätzten Schreibens, mit dem Euer Hochwohlgeboren sowie 
die anderen Mitglieder der bevollmächtigten Abordnung der litauischen 
Taryba, die Herren Dr. J. Saulis, J. Staugaitis, Jonas Vileisis, am 
24. März d. J. mich beehrten, zur Kenntnis des Heiligen Stuhles zu 
bringen. 

Nun erhielt ich den Auftrag, obengenannter Hohen Delegation zu 
eröffnen, daß der Heilige Stuhl sehr erfreut ist über die Gefühle kind¬ 
licher Verehrung, die in jenem Schreiben ausgedrückt sind. Er spricht 
die lebhaftesten Wünsche für das Wohl der Bevölkerung Litauens aus, 
deren ständige Anhänglichkeit an den Obersten Hirten und deren 
treues Festhalten an der katholischen Religion, wie sie sich in den 
schwierigsten Verhältnissen und bei den härtesten Proben geoffenbart 
haben, er wohl kennt und wohl zu schätzen weiß. Der Heilige Stuhl 
wird nicht ermangeln, Seinerseits all das zu begünstigen, was zur Ver¬ 
wirklichung der gerechten und gesetzmäßigen Aspirationen der Be¬ 
wohner Litauens und zum Schutz ihrer religiösen Interessen beiträgt. 
Anderseits aber hält es der Heilige Stuhl, in Anbetracht der gegen¬ 
wärtigen Umstände, die Euer Hochwohlgeboren Avohl bekannt sind, 
nicht für opportun, daß die erbetene amtliche Anerkennung von jetzt 
an schon erfolge. 

Indem ich Ihnen endlich mitteile, daß der Heilige Vater Ihnen, 
hochverehrte Herren, und allen seinen lieben Kindern, von Litauen den 
erbetenen Apostolischen Segen von Herzen gern gewährt als Unter¬ 
pfand des Ueberfluseos an himmlischen Segnungen, beehre ich mich, 
mit den Gefühlen ausgezeichnetster Wertschätzung zu zeichnen als 

Euer Hochwohlgeboreu ergebenster 

f Eugen Pacelli, Erzbischof von Sardi, 
Apostolischer Nuntius. 

Hochwohlgeboren 
Herrn Dr. A. Smetona, 

Präsidfziten der litauischen Taryba. 
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Nr. XLVI. 

Den 30. April 1918. 

An Herrn Chef der Militärverwaltung Litauen! 

Ende März, kurz nach der Rückkehr der Litauischen Abordnung 
aus Berlin, richtete der Unterzeichnete an den zweiten Kommissar der 
litauischen Taryba, Herrn Oberleutnant Rügler, mündlich die Bitte, der¬ 
selben Abordnung die Genehmigung für die Reise nach Berlin erwirken 
zu wollen. Er erhielt die Antwort, daß die Genehmigung von Berlin 
abhänge. In den ersten Tagen des April erfuhr der Unterzeichnetedurch 
den Vertreter des Auswärtigen Amtes in Wilna, Hei’rn Legationsrat 
von Bonin, daß die Reise der Abordnung verschoben werden müsse, da 
die Reichsleitung aus verschiedenen Gründen vorläufig noch nicht be¬ 
reit sei, die Abordnung zu empfangen. Er selbst reise in den litauischen 
Angelegenheiten sofort nach Berlin und werde dort die Stellungnahme 
des Auswärtigen Amtes zu der in Rede stehenden Reise erfahren. 

Von Herrn Oberleutnant Kügler hörte der Unterzeichnete, daß die 
litauische Abordnung wahrscheinlich um die Mitte April nach Berlin 
reisen dürfe. 

Am 8. April brachten der Unterzeichnete und Dr. Saulys die Reiso 
der Abordnung nach Berlin in Kowno bei Exzellenz von Falkenhausen 
und Herrn Hauptmann von Gayl zur Sprache. Dabei erfolgte die Er¬ 
klärung, daß die Reise nicht eher als Ende April stattfinden könne, da 
die Reichsleitung noch nicht Stellung zu den litauischen Angelegenhei¬ 
ten genommen habe. Doch äußerte sich Exzellenz von Falkenhauscn, 
daß die Mitglieder des Präsidiums der Taryba, besonders der Präsident, 
in den anderen Angelegenheiten nach Deutschland reisen düi'fen. 

Darauf gestützt ersuchte der Unterzeichnete Exzellenz von Falken¬ 
hausen, ihm und Pfarrer Scaugaitis, dem Vizepräsidenten der Taryba, 
eine Reise nach Berlin und München in den kirchlichen Angelegenheiten 
Litauens zum 12. April zu genehmigen. 

Am 10. Apill äußerte Herr Obeileutnant Kügler auf der Verwal¬ 
tung Bedenken, ob es gelingen werde, die Erlaubnis für die Reise zu 
erhalten: Es hange von Oberost und Berlin ab. Am 25. April richtete 
der Unterzeichnete durch die Verwaltung an Exzellenz General 
Hoffmann ein Telegramm, in dem er Seine Exzellenz um die Reise¬ 
genehmigung in den kirchlichen Angelegenheiten Litauens für sich 
und für Pfarrer Staugaitis ersuchte. 

Weder auf das Gesuch vom 8. April noch auf das Telegramm ist 
bis zum heutigen Tage geantwortet worden, 

'■ Die Verzögerung der Reisegenehmigung, einerseits für die Abord¬ 
nung des Landesrates andererseits für die mit der Wahrnehmung kircli- 
liclxer Interessen beauftragten beiden Vertreter, erfüllt den Unterzeich¬ 
neten wie den ganzen Landesrat mit großer Sorge. Diese Verzögerung 
ist schwer in Einklang zu bringen mit der berechtigten Hoffnung, daß 
mit der Anerkennung der Unabhängigkeit Erleichterungen im Verkehr 
mit den maßgebenden Stellen eintreten würden. Die Verzögerung wider- 
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spricht auch einer von deutscher Seite gemachten ausdrücklichen Zu¬ 
sage. Als die Abordnung des Landesrats veranlaßt wurde, Berlin zei¬ 
tiger zu verlassen, als ursprünglich beabsichtigt war, erklärte Herr Ge- 
Jieimrat Nadolny, daß die litauische Abordnung auf keine Schwierig¬ 
keiten stoßen würde, wenn sie es für wünschenswert halte, sofort nach 
Ostern wieder nach Berlin zu reisen. 

Das litauische Volk trägt die schwersten wirtschaftlichen Lasten 
im klaren Verständnis für ihre Notwendigkeit-, die schwer verständliche 
Ablehnung billiger Wünsche aber erscheint nicht geeignet, das Ver¬ 
trauen zu befestigen, welches das litauische Volk der deutschen Reichs¬ 
leitung entgegenbringen soll und will. 

Daher bittet der Unterzeichnete, ihm mitzuteilen, ob die maßgeben¬ 
den Stellen sich über den Termin, an welchem der litauischen Abord¬ 
nung die Reise nach. Berlin gestattet wird, schlüssig geworden sind, und 
ob der Unterzeichnete und Pfarrer Staugaitis die Genehmigungerhalten 
werden, in kirchlichen Angelegenheiten nach Berlin und München zu 
reisen. 

Im Falle der Ablehnung bittet der Unterzeichnete um Mitteilung 
der Gründe für die Ablehnung; er bittet darum in der festen Ueber- 
zeugung, daß es sich hier nur um Mißverständnisse handeln kann, 
deren Beseitigung im deutschen wie im litauischen Interesse geboten 
erscheint. 

Präsident des litauischen Landesrates: 
gez.: A'. Smetona, 




Nr. XLVIT. 

An Herrn Cliof der Militärverwaltung Litauen 

In der Sitzung vom 25. bis 27. April wurde in der litauischen 
Taryba die Agitation zu Gunsten einer Personalunion zwischen 
Litauen und dem Deutschen Beiche oder Preußen zur Sprache ge¬ 
bracht. Obgleich die bestehenden Vcrkelirsbeschränkungen die Bei¬ 
bringung dokumentarischen Materials erschweren, sind die zur Kennt¬ 
nis der Taryba gebrachten Vorgänge derartig, daß sic dazu Stellung 
nehmen muß. , 

Es liegt der Taryba fern, Angehörigen des litauischen Volksge¬ 
bietes die politische Meinungsäußerung zu verwehren. Auch darüber, 
daß gewisse Kreise bei ihrem Eintreten für die Personalunion gegen 
die Taryba Stellung nehmen und sie offenbar bei der Gestaltung des 
staatlichen Neubaus völlig ausgeschaltet wissen wollen, würde die 
Taryba zur Tagesordnung übergehen in der unerschütterlichen Ueber- 
zeugung, daß sie den Wunsch der erdrückenden Mehrheit des li¬ 
tauischen Volkes repräsentiert, während die Agitatoren der kleinsten 
der nationalen Minderheiten angehören. 

Da die Taryba aber, als die einzige berechtigte Vertretung des li¬ 
tauischen Volkes von Seiten des Deutschen Beiches anerkannt ist, ist 
cs wohl nicht angängig, wenn, wie von zuverlässiger Seite mitgeteilt j 
wird, in einzelnen Fällen Organe der deutschen Verwaltung die Agi¬ 
tation gegen die Taryba unterstützen. 

Der Amtsvorsteher von Badsiwilischki hat wie verlautet, am 7. 4. 
durch Gendarmen des Gendarmeriebezirks Maschaitzen gegen 100 Ein¬ 
ladungen zu einor Versammlung nach Schaulen auf den 10. April ver¬ 
teilen lassen. Dem Veranstalter der nicht zustande gekommenen Ver¬ 
sammlung, Gutsbesitzer Alexander Ertel, sollen Behörden des Kreises 
Sehaulen für seine Agitation ein Automobil zur Verfügung gestellt 
haben. Gendarmen haben den Bauern, welche die Erklärung für eine 
Personalunion unterschreiben würden, Befreiung von Bequisitionen 
und Strafen in Aussicht gestellt. 

Am 9. 4. soll der Kreishauptmann von Kursehany, Herr Voigt, 
eine Versammlung veranstaltet haben, auf der er die Erschienenen 
— bis auf eine Ausnahme — vergeblich zur Hergabe ihrer Unter¬ 
schriften für eine Personalunion zu gewinnen suchte. 

In ähnlicher Weise ist anderwärts agitiert worden, vor allem durch 
den Grafen Kayserlingk im Kreise Poniewiesch. 

Da er zu Agitationszwecken die Kreise Litauens hat bereisen dür¬ 
fen, hat er offenbar hierbei Duldung und Förderung bei amtlichen 
Stellen gefunden. In der von ihm verbreiteten, hier anliegenden Pro¬ 
klamation findet sich folgender Passus: „Wenn durch einen irregelei- 
teten Landesrat jetzt plötzlich Forderungen für die Unabhängigkeit T 





Litauens aufgcstelll werden, so geschieht dieses, ohne daß der Landes¬ 
rat von den Bewohnern Litauens dazu beauftragt oder bevollmächtigt 
worden ist und ohne, daß der größte Teil der Bevölkerung Litauens 
dazu hat Stellung nehmen können. Wir Endesunterzeichneten sind 
aber gewiß, daß ein unabhängiger Staat Litauen einer verzweiflungs¬ 
vollen Zukunft entgegengehen, ein Spielball in der Hand verschiede¬ 
ner Nationalitäten und ein Tummelplatz für ehrgeizige und eigensüch¬ 
tig® Politiker werden würde und so sehr bald zu denselben Leiden ge¬ 
langen müßte, die jetzt Rußland zerfleischen.“*) 

Die Taryba hält es für ausgeschlossen, daß die deutsche Verwal¬ 
tung es gutheißt, wenn eine derartige verhetzende Agitation bei Deut¬ 
schen, die sieh in amtlichen Stellen befinden, Unterstützung findet. 

Die Taryba bittet den Herrn Chef der Militärverwaltung, zu ver¬ 
hindern, daß die nackgeordneten Behörden eine derartige demagogi¬ 
sche Agitation gegen die Autorität der Taryba in irgend einer Weise 
begünstigen. 

gez. Smetona 

Präsident der litauischen Taryba. 


Beilage zu Nr. XLVII. 

Nachdem durch den Friedensschluß der verbündeten Zentral¬ 
mächte mit Rußland Litauen endgültig der Staatshoheit Rußlands ent¬ 
zogen worden ist, und numehr sein zukünftiges Schicksal im Verein 
mit Deutschland selbst zu bestimmen hat, treten die Endesunterzeich¬ 
neten und mit ihnen ein großer Teil ungenannt gebliebener Bewohner 
Litauens zu den Stufen des Thrones Euerer Kaiserlichen und König¬ 
lichen Majestät, um gleich wie die allgemeine Landesyersammlung 
und der Landesrat Kurlands Euere Kaiserliche und Königliche Maje¬ 
stät untertänigst zu bitten, auch unser Land unter das ruhmreiche 
Szepter Euerer Majestät zu stellen und die Großherzogskrone Litauens 
für Sich und Euerer Kaiserlichen und Königlichen Majestät Nach¬ 
folger geneigtest aunehmen zu wollen. Nur durch den engsten An¬ 
schluß an Euerer Majestät Lande versprechen wir uns für unser Land 
eine ruhige und friedliche Weiterentwicklung und sehen allein in Kon¬ 
ventionen, die Militär-, Zoll-, Verkehrs-, Maß-, Münz- und Gewichts¬ 
wesen betreffen, sowie durch anderweitige Verträge mit dem Deut¬ 
schen Reiche, die Sicherheit Litauens auch für die Zukunft garantiert. 

Wenn durch einen irregeleiteten Landesrat jetzt plötzlich Forde¬ 
rungen für die Unabhängigkeit Litauens aufgestellt worden sind, so 
geschieht dieses, ohne daß der Landesrat von den Bewohnern Litauens 
dazu beauftragt oder bevollmächtigt worden ist und ohne daß der 
größte Teil der Bevölkerung Litauens dazu hat Stellung nehmen 
können. 

Wir Endesunterzeichneten sind aber gewiß, daß ein unabhängiger 
Staat Litauens einer verzweiflungsvollcn Zukunft entgegengehen, ein 
Spielball in der Hand verschiedener Nationalitäten und ein Tummel¬ 
platz für ehrgeizige und eigensüchtige Politiker werden würde und 
so sehr bald zu denselben Leiden gelangen müßte, die jetzt Rußland 
zerfleischen. 

*) Siehe unten Beilage zu Nr. XLVII. 




Nur eine kraftvolle und gerechte Regierung unter Euerer Maje¬ 
stät, zu der wir das vollste Vertrauen haben, kann die Wunden heilen, 
die der Krieg unserem unglücklichen Lande geschlagen hat, und es 
wieder zu Glück und Frieden erblühen lassen. 

Und so geht unsere sehnlichste Hoffnung und untertänigste Bitte 
dahin, daß Euere Kaiserliche und Königliche Majestät huldvollst ge¬ 
ruhen wollen, unseren Antrag um Annahme der Großherzogskrone 
Litauens unter welchem Namen wir das ethnographische Litauen ver¬ 
standen sehen möchten, geneigtest prüfen zu lassen und annehraen zu 
wollen. 
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Nr. XLVIII. 


Wilna, den 18. Mai 1918. 

An den Herrn Chef der Militärverwaltung Litauen. 

Da nach Beendigung des Kriegszustandes mit dem russischen 
Reich auch militärische Rücksichten nicht mehr in demselben Grade, 
Avie früher, im Wege stehen, erlaube ich mir im Namen der Litauischen 
Taryba um Erleichterung des Verkehrs für die Einwohner Litauens 
zu bitten, vor allem dahin zu wirken, daß das Verbot des Verkehrs der 
Einwohner der einzelnen Kreise miteinander aufgehoben wird. Der 
Rückwanderer, der im Nachbarkreise-Vieh oder Geräte kaufen will, 
der dort bei seinen Verwandten Geld aufnehmen will, muß unter den 
jetzigen Beschränkungen, zumal die deutsche Sprache und die Verord¬ 
nungen der Behörden ihm neu sind, solange auf eine Reiseerlaubnis 
warten, daß sein wirtschaftliches Fortkommen gehemmt und die Er¬ 
trägnisse seines Gutes unnötig niedrig gehalten werden. Hilfe des 
Arztes und des Feldschers wird durch Bindung an die Grenzen seines 
Kreises oft gehemmt. Der religiöse Sinn der Bevölkerung, der im 
Interesse der staatlichen Festigung zu heben wäre, wird durch das 
Verbot, heilige Stellen jenseits der Kreisgrenze zu besuchen, empfind¬ 
lich gestört. Die aufklärende Arbeit der mit loyalen Mitteln arbeiten¬ 
den Litauer leidet schwer unter der Verkehrsbeschränkung, während 
bolschewistische und großpolnische Agitation ihre geheime Wühlarbeit 
gegen den litauischen Staat auf illoyale Wege zu betreiben vermögen. 
Die dringend'wünschenswerte Arbeit für das Genossenschaftswesen 
ist nur bei freiem Verkehr denkbar. 

Sollten die bisher gegen Gewährung des freien Verkehrs geltend 
gemachten Gründe immer noch triftig erscheinen, so erbittet der Unter¬ 
zeichnete das Recht auf freien Verkehr für die Mitglieder des Landes¬ 
rates und der von diesem geschallenen Kommissionen. Auch bittet 
er dringend, zu erwägen, ob es nicht angebracht sei, diesen Reprä¬ 
sentanten des litauischen Staates den einfachen Fahrpreis zu'zu- 
billigen. 


A. Smetona, 

Präsident der Litauischen Taryba. 
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Nr. XL1X. 


Wilna, den G. Juni 1918. 

An den Herrn Chef der Militärverwaltung Litauen. 

Nachdem die Litauische Taryba die Unabhängigkeit Litauens 
proklamiert und diese seitens der deutschen Beichsregierung aner¬ 
kannt wurde, tritt weitere Aufgabe für die Taryba hervor, die Ver- 
Avaltungsgrundlagen für den wiedererstehenden Staat auszuarbeiten, 
um die deutschen Behörden von den Lasten der Okkupationsverwal¬ 
tung allmählich und in geeigneter Weise zu befreien. Die Litauische 
Taryba, als die einzige berechtigte Landesvertretung, sollte das Ver¬ 
waltungssystem ausarbeiten und dann die Verwaltungsfunktionen all¬ 
mählich im Einvernehmen mit den deutschen Okkupationsbehörden 
übernehmen. Zu diesem Zweck sollte die Taryba die nötigen Kräfte 
heranziehen und die Arbeit nach den Verwaltungszweigen (Departe¬ 
ments) zerlegen, welche dann im Kontakte mit der Litauischen Taryba 
und unter ihrer obersten Leitung die für die nächste Zeit erforder¬ 
lichen Organe der provisorischen Verwaltung zum Aufbau des Landes 
zu bestimmen hätten. Diese Organe sollen zugleich bezwecken, den 
aus der Unabhängigkeitserkläning und Anerkennung entstehenden 
Verhältnissen entsprechend, die Projekte der künftigen Beziehungen 
zum Deutschen Beiche auf der Basis der noch abzuschließenden Kon¬ 
ventionen seitens des litauischen Staates vorzulegen. Diese Vorberei¬ 
tungsarbeiten sind mehrmals in der Taryba und ihren Kommissionen 
eingehend besprochen und das übliche Ministerien- oder Departements¬ 
system angenommen worden, und zwar nach folgendem Schema-der 
Departements für: Militär-, Finanz-, Unterrichts-, Justiz-, Landwirt- 
schafts-r Gewerbe- und Verkehrswesen, sowie das staatspolitische De¬ 
partement und das Departement des Innern. Zur Ausführung dieser 
Aufgabe erachtet das Präsidium schon jetzt für unentbehrlich, über 
eine Summe von 1000 000 M aus den Landeseinnahinen für den An¬ 
fang zu verfügen. 

Indem das Präsidium Ew. Hochwohl geboren bittet, diese Summe 
ilim aus den Einnahmen des Landes zur Verfügung zu stellen, ersucht 
es zugleich, einen Vorschuß von 200 000 M für die gleich anzufangen¬ 
den diesbezüglichen Organisationsarbeiten baldgefälligst ausbezahleu 
lassen zu wollen. 

Außerdem zur Bestreitung der Ausgaben des Präsidiums der 
Taryba und seiner Kanzlei, sowie zur Vergütung der Mitglieder der 
Taryba für die Teilnahme an den Sitzungen und ihre Dienstreise, fer¬ 
ner zur Bestreitung der Ausgaben der ständigen Kommissionen, wie 
z. B. der Beschwerdekommission und der Bückwandererkommission 
bittet das Präsidium Ew. Hochwohlgeboren für die Dauer von drei 
Monaten, vom 1. Mai an, aus den Landeseinnahmen die Summe von 


96 150 M zu bewilligen, und zwar: 

für das Präsidium und sein Bureau.M 40 200 

für Vergütung der Mitglieder.M 30 000 

für Beschwerdekommission.M 10 950 


für Rückwanderer- und Gefangenenkommission . . M 15 000 

Summa M 96150 

üoz. vom Präsidenten und vom Generalsekretär der Taryba. 
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Nr. L. 

Wilna, den 8. Juni 1918. 

An Seine Königliche Hoheit den Herrn Oberbefehlshaber Ost 

Hauptquartier. 

Das Präsidium der Litauischen Taryba beehrt sieh au Eure König¬ 
liche Hoheit in folgender Angelegenheit sieh ergebenst zu wenden: 

Im Jahre 1915 sind von dem Herrn Oberbefehlshaber Ost „grund¬ 
legende Richtlinien zur Wiederherstellung des Schulwesens“ erlassen 
worden, wonach in dem damals' neu besetzten Gebiete die deutsche 
Sprache als obligatorischer Lehrgegenstand mit möglichst vielen Stun¬ 
den von der untersten bis zur obersten Stufe auch in den Volksschulen 
eingeführt werden sollte. 

Die Richtlinien, wegen Mangels an Lehrkräften, die der deutschen 
Sprache mächtig waren, sowie wegen der wichtigen pädagogischen 
Bedenken, welche z. B. in Flandern selbst von den deutschen Behörden, 
nämlich von dem ehemaligen Generalgonverneur von Bissing, bezüglich 
des Unterrichts der französischen Sprache an den flandrischen Volks¬ 
schulen voll und ganz geteilt wurden, konnten in der Praxis unmöglich 
bei uns durchgeführt werden. Wie auch zu erwarten war, riefen die 
zur Durchführung dieser Anordnung durch die Okkupationsbehörden 
angewandten Zwangsmaßnahmen in dem durch Kriegsereignisse ge¬ 
marterten Lande eine scharfe Mißstimmung hervor, denn die Bevölke¬ 
rung konnte nicht anders diese Maßnahmen der deutschen Behörden 
bewerten, als gleichartige, russische, welche vor kurzem zu russifikato- 
risehen Zwecken durcli die zaristische russische Regierung angewandt 
wurden. 

Gegenwärtig, wo die politische Frage Litauens durch die Prokla- 
mierung und die im Namen des deutschen Reiches von S. M. dem 
Deutschen Kaiser ausgesprochene Anerkennung des freien unabhängi¬ 
gen litauischen Staates genügend geklärt ist, sollten die hier in Frage 
kommenden Richtlinien und Anordnungen, da sie mit Kriegsnotwendig¬ 
keiten in keinem Zusammenhang stehen, nicht mehr dem Geiste der 
neugeschaffenen politischen Verhältnisse entsprechen. 

Indessen ist dem Präsidium der Taryba bekannt geworden, daß der 
Stadthäuptmann von Wilna am 28. 5. d. Js. den Volksschulen verkündet 
hat, daß vom 1. Juni ab in allen Volksschulen der obligatorische 
Deutschunterricht eingeführt werden müsse, und zwar: in der unteren 
und ersten Stufe 3 Stunden, in der zweiten 4 Stunden und in der 
dritten 6 Stunden wöchentlich, und daß, falls diese Anordnungen nicht 
befolgt würden, die Schulen unverzüglich geschlossen würden. Und 
da diese Anordnung infolge objektiver Ursachen und wegen Beden¬ 
ken prinzipieller Art nicht zur Durchführung gelangen konnten, wur¬ 
den am 3. Juni d. Js. litauische Volksschulen in Wilna durch den ge- 
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nannten Stnclth'auptmann geschlossen. Wie dem Präsidium der Ta- 
ryba berichtet wird, sollen nun die hier gekennzeichneten Maßnahmen 
in ganz Litauen durchgeführt werden. 

In Anbetracht dessen, daß die hier in Frage kommenden Richt¬ 
linien und Anordnungen betreffend den obligatorischen Deutschunter¬ 
richt in den Volksschulen gar nicht durch Kriegsnotwendigkeiten ge¬ 
rechtfertigt sind, und den neugeschaffenen tatsächlichen politischen 
Verhältnissen widex-sprechen, sowie in Anbetracht der anzustrebenden 
freundnachbarlichen Verhältnisse zwischen Litauen und Deutschland, 
welche durch derartige Maßnahmen nur gestört werden können, bittet 
das Präsidium der Litauischen Taryba Eure Königliche Hoheit ganz 
ergebenst von der Durchführung der in Frage kommenden Anordnung 
absehen zu lassen, den obligatorischen Unterricht der deutschen Sprache 
in den Volksschulen überhaupt aufzuheben und die entsprechenden 
Behörden anweisen zu wollen, künftig in Fragen des Schulwesens, bis 
die Schulen der litauischen Verwaltung übergeben werden, im Einver¬ 
nehmen mit der Litauischen Taryba zu handeln. 

Präsident der Litauischen Taryba 
gez.: A. Smetona. 

Generalsekretär, 
gez.: J. Sernas. 

Eine Antwort auf dieses Schreiben erfolgte am G. Juli IG IS 
(siehe Kr. LI). 
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Nr. LI. 


Oberbefehlshaber- Ost 

Genera] beim Stabe ! 

Abt. V. Nr. S09. Hauptquartier, den 6. Juli 191S. 

An das Präsidium des Litauischen Staatsrates 

Wilna 

durch den Herrn Chef der Militärverwaltung Litauen. 

Dem Präsidium der Litauischen Taryba erwidere ich auf die Ein¬ 
gabe vom S. 6. 1918, Nr. 362 ergebenst folgendes: 

Die Annahme, daß der in den „Richtlinien“ vorgesehene deutsche 
Sprachunterricht „infolge objektiver Ursachen und wegen Bedenken 
prinzipieller Art“ nicht erteilt werden können, trifft für die heutigen 
Verhältnisse nicht zu. Nachdem durch zahlreiche Aus- und Fortbil¬ 
dungskurse für Lehrer und Lehrerinnen genügend Lehrkräfte für die 
Erteilung des Deutschunterrichtes vorgebildet sind, wird in allen Schu¬ 
len Litauens mit alleiniger Ausnahme der vier litauischen Volksschulen 
inWilna der Unterricht im Deutschen entsprechend den Forderungen 
der „Richtlinien“ erteilt. 

Die Frage, ob pädagogische oder ärztliche Bedenken der. Ein¬ 
führung des deutschen Sprachunterrichts schon auf der Unterstufe 
entgegenstehen, ist von meinem Sachverständigen ernstlich geprüft 
worden. Dabei hat sich herausgestellt, daß das keineswegs der Fall 
ist. Durch die von früher her gewöhnte Doppelsprachigkeit und eine 
dadurch erworbene Sprachbegabtheit sind die Kinder hierzulande schon 
im frühesten Alter imstande, eine zweite Sprache zu erlernen, ohne daß 
ihre körperliche und geistige Entwickelung Schaden litte. 

Wenn in Flandern die deutschen Behörden dem französischen Un¬ 
terricht gegenüber eine ablehnenden Haltung einnnelimen, so beruht das 
zum Teil darauf, daß das Volksschulkind heutigen Tages dort kaum 
ein französisches Wort zu hören oder zu lesen bekommt. Hier dagegen 
sind die Kinder durch den täglichen Verkehr mit deutschen Soldaten 
und Behörden sowie die mannigfaltigen deutschen Aufschriften und 
Bekanntmachungen für die Erlernung der deutschen Sprache in hohem 
Maße empfänglich gemacht. 

Den Versuch, die Einführung des deutschen Sprachunterrichts mit 
den russifizierenden Maßnahmen der zaristischen Regierung in Be¬ 
ziehung zu bringen, vermag ich nicht anzuerkennen. Der Taryba ist 
bekannt, daß zu russischer Zeit in Litauen aller Unterricht mit Aus¬ 
nahme der Religion in russischer Sprache erteilt werden mußte,' und 
daß das Litauische nicht einmal als Unterrichtsfach gelehrt werden 
durfte. Die Schule der „Richtlinien“ dagegen legt den größten Wert 
darauf, daß die Kinder vor allem ihre Muttersprache gründlich erler- 
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non, und mit Ausnahme der wenigen deutschen Stunden werden alle 
Fächer in der Muttersprache gelehrt. Von 20 bis 28 Wochenlektionen 
vier Unterstufe sind nur drei Lektionen für das Deutsche vorgesehen, 
von 26 bis 34 der Mittelstufe nur vier, von 28 bis 38 der Oberstufe nur 
sechs. Von einer Beeinträchtigung des nationalen Charakters der 
litauischen Schule kann demnach keine Rede sein. Daß im Deutsch¬ 
unterricht trotz dieser geringen Stundenzahl auch auf der Unterstufe 
befriedigende Ergebnisse erzielt sind, bestätigt nur, daß die dagegen 
erhobenen Bedenken sich nicht aufrecht erhalten lassen. 

Die dem Präsidium der Taryba zugegangenen Berichterstattungen 
über die in den Elternkreisen herrschenden Anschauungen scheinen mir 
doch etwas einseitig zu sein. Soweit liier beobachtet worden ist, kann 
von einer allgemeinen Mißstimmung gegen den Deutschunterricht keine 
Rede sein. Viele Eltern haben im Gegenteil in richtiger Würdigung 
der ihren Kindern daraus erwachsenden Vorteile wiederholt ihre Be¬ 
friedigung darüber Ausdruck gegeben, daß die Kinder in der Schule 
Gelegenheit haben, die deutsche Sprache zu erlernen. 

Die Frage, inwieweit die „Richtlinien“ angesichts dor künftigen 
Gestaltung der wirtschaftlichen und politischen Verhältnisse des Lan¬ 
des zu ändern sein werden, ist von mir reiflich erwogen worden. Zur¬ 
zeit erachte ich die Lage für eine Abänderung der geltenden Bestim¬ 
mungen, die insbesondere auch hinsichtlich der Erteilung des deutschen 
Sprachunterrichts die Zustimmung der kirchlichen Oberen der römisch- 
katholischen Kirche gefunden und sich im, allgemeinen gut bewährt 
haben, für noch nicht genügend geklärt. 

Die vier litauischen Schulen in Wilna sind von dem Stadthaupt¬ 
mann geschlossen worden, weil ihre Leiter der ihnen ausdrücklich ge¬ 
gebenen Weisung, den Deutschunterricht auch auf die Unterstufe mit 
drei Wochenstunden einzusetzen, nicht nachgekommen sind. So sehr 
ich das Vorkommnis an sich bedaure, sehe ich keine Veranlassung, 
die von dem Stadthauptmann getroffene Anordnung aufzuheben. Das 
Staatsinteresse fordert, daß eine gegebene Anordnung befolgt wird. 
In erster Linie ist die Schule, die mit Recht von ihren Schülern unbe¬ 
dingten Gehorsam fordert, dazu berufen, darin vorbildlich zu sein, 
und sich den Weisungen der Obrigkeit zu fügen. 

Ueberdies stelle ich ernster Erwägung anheim, daß außer den 
4 litauischen sämtliche Volksschulen "Wilnas den Deutschunterricht 
aufgenommen haben. Die Beherrschung einer zweiten Sprache ist 
anerkanntermaßen von hohem Werte. Ich glaube, es nicht verant¬ 
worten-zu können, die litauische Jugend in dieser Beziehung hinter 
den Polen und Juden zurückstehen zu lassen. Weite Kreise der li¬ 
tauischen Bevölkerung würden es nicht verstehen, daß in der Haupt¬ 
stadt des Landes die polnischen und jüdischen Schulen den Vorzug 
des deutschen Sprachunterrichts genießen, die litauischen dagegen 
nicht. 

Ich glaube mich der Hoffnung hingeben zu dürfen, daß da9 Prä¬ 
sidium der Taryba sich aus diesen Gründen nicht verschließen wird, 
und Eltern und Schülern wird am besten gedient sein, wenn die Schul¬ 
leiter veranlaßt werden, dem Stadthauptmann alsbald die Erklärung 
abzugeben, daß sie bereit seien, den Deutschunterricht in der vorge¬ 
schriebenen Weise aufzunehmen, und so die baldige Wiedereröffnung 
der Schulen ermöglicht .wird. 
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lieber die Frage, inwieweit die Richtlinien abzuändem sind, und 
der Unterricht in den Volks- und gehobenen Schulen Litauens umzu¬ 
gestalten ist, wird, wie schon gesagt, später zu entscheiden sein. Für 
ihre Lösung ist die Mitarbeit der Taryba jederzeit willkommen. Ich 
würde es begrüßen, wenn die Taryba möglichst bald dem Herrn Chef 
der Militärverwaltung Litauen ein Schulprogramm vorlegen würde, 
daß ihre Wünsche für die künftige Gestaltung des litauischen Schul¬ 
wesens klar zum Ausdruck bringt. So würde die Gelegenheit zum 
Austausch der Meinungen gegeben sein, und unter Berücksichtigung 
der bisher gemachten Erfahrungen eine Schulordnung geschaffen 
werden können, die, den politischen und wirtschaftlichen Bedürf¬ 
nissen Litauens Rechnung tragend, dem Lande dauernd zum Segen 
gereichen wird. 

.Von seiten des Oberbefehlshabers Ost 
Der General beim Stabe 
gez. Gf. Waldersec 


/ 
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Nt. LII. 


Wilna, den .12. Juni 19IS. 

'An Seine Königliche Hoheit Herrn Oberbefehlshaber Ost 

Hauptquartier. 

Das Präsidium der Litauischen Taryba gibt sich die Ehre, Ew. 
Königliche Hoheit folgende ergebenste Bitte vorzutragen: 

Die Bevölkerung empfindet besonders hart die Heranziehung der 
letzten Kühe zu Heereslieferungen, wodurch die Beschwerdekommis¬ 
sion der Litauischen Taryba sich veranlaßt sah, sich an den Herrn 
Chef der Militärverwaltung Litauen mit der Bitte zu wenden, von der 
Heranziehung der letzten Kühe zu Heereslieferungen abzusehen. Die 
hierauf eingegangene Antwort lautete, daß es unmöglich ist, hiervon 
in jedem Falle abzusehen. 

Die Heranziehung der letzten Kühe zu den Lieferungen trifft die 
Bevölkerung wirtschaftlich besonders schwer und verschlechtert be¬ 
deutend die Yolksernährung. 

Diese Maßnahme entzieht den Familien, von welchen die letzte 
Kuh abgenommen wird, die' Hoffnung, sich in Zukunft eine Kuh 
erwerben zu können, da die Yiehpreise für die meisten Familien uner¬ 
schwinglich sind. Die Vermehrung der kuhlosen Wirtschaften wird 
den wirtschaftlichen Wiederaufbau des Landes ganz erheblich er¬ 
schweren. 

Außerdem macht diese Maßnahme einen besonders schweren Ein¬ 
druck auf die Bevölkerung, den zu vermeiden zweifellos im deutschen 
Interesse wäre. 

Das Präsidium der Litauischen Taryba nimmt sich daher die Frei¬ 
heit, Ew. Königliche Hoheit ergebenst zu bitten, von der Heranzie¬ 
hung der letzten Kühe zu Heereslieferungen gütigst absehen zu wollen. 

gez.: Smetona, Präsident der Litauischen Taryba. 
gez.: J. Sernas, Generalsekretär. 
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Nr. LIII. 

Das Präsidium der Litauischen Taryba. 

Wilna, den 12. Juni 1918. 

Au .Seine Königliche Hoheit Herrn Oberbefehlshaber Ost 

Hauptquartier. 

Nach Besetzung durch die deutschen Truppen neuer Gebiete Ruß¬ 
lands bei der letzten deutschen Offensive gegen Rußland wird, wie 
wir erfahren, das frühere Operationsgebiet dem Etappengebiet ange¬ 
gliedert. Dieses neue Etappengebiet fällt somit unter dieselben Be¬ 
stimmungen bezüglich der Zwangslieferungen, Requisitionen usw. 
welche auch für das frühere Etappengebiet gelten. 

Indessen ist das neu hinzugekommene Etappengebiet besonders 
schwer durch die zwei letzten Jahre des Krieges geprüft worden. 

Besonders mitgenommen ist die etwa 25 Kilometer breite Streife, 
wo die Front Avährend der letzten zwei Kriegsjahre verlief. 

Das Land sei meistenteils unbestellt geblieben und unter der Be¬ 
völkerung soll Hungersnot herrschen. Die Litauische Taryba erlaubt 
sich Ew. Königliche Hoheit ergebenst zu bitten, bei Zwangslieferun¬ 
gen, Requisitionen, Aushebungen usw., die schwere Lage des genann¬ 
ten Gebietes besonders berücksichtigen zu lassen. 

gez.: A. Smetona, Präsident der Litauischen Taryba. 

J. Sornas, Generalsekretär. 
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Nr. LIY. 


Präsident der Litauischen Tnryba. 

Nr. 443. Wilna, den 17. Juni 1918. 

Au Seine Exzellenz den Deutschen Reichskanzler. 

Euer Exzellenz , 

bittet der Unterzeichnete Präsident des Litauischen Landesrates au' 
schriftlichem Wege um Gehör, da es ihm trotz wiederholter Bitten ver¬ 
wehrt wurde, Euer Exzellenz oder deren Vertreter in Berlin persönlich 
zu sprechen. Den Unterzeichneten bewegt hierzu einmal die Besorg¬ 
nis um das schwer getroffene litauische Land, vor allem das Bewußt¬ 
sein der Mitverantwortung für die Zukunft der gemeinsamen deutsch • 
litauischen Beziehungen. 

, Die Folgen des Krieges und die Lasten der Okkupation hat da. 
litauische Volk bisher geduldig ertragen, da die Schaffung des Landes 
rates, die Erklärung der Anlehnung an das Deutsche Reich, die Pro- 
klamierung der Unabhängigkeit Litauens die Hoffnung erweckten, 
bald ein größeres Maß wirtschaftlicher und bürgerlicher Freiheit zu 
erlangen. Nunmehr ist der Krieg ira Osten seit Monaten beendet, aber 
die Verhältnisse haben sich verschlimmert. Das Vertrauen des litaui¬ 
schen Volkes ist erschüttert; tritt keine Besserung ein, so besteht die 
Gefahr, daß es völlig vernichtet wird, so daß sein Aufbau unmöglich 
wird. 

Der Unterzeichnete wendet sich vertrauensvoll an Euere Exzel¬ 
lenz, nicht um anzuklagen, sondern um zu zeigen, daß auf dem beschrit- 
ienen Wege das Ziel des Aktes vom 23. März weder für Deutschland 
noch für Litauen zu erreichen ist. 

Unerträglich ist die Lage der Landbevölkerung. Die Güter be¬ 
finden sich zumeist unter der Zwangswirtschaft der Militärverwal¬ 
tung. Die Besitzer müssen, wenn sie in ihr Eigentum eingesetzt wer¬ 
den wollen, meist große Summen bezahlen, während selbst wirtschaf¬ 
tende Besitzer oder ihre Verwalter in den letzten drei Jahren beträcht¬ 
lichen Reingewinn erzielen konnten. Der Wirtschaftsausschuß läßt 
die Güter durch Bauern, die ihre eigene Wirtschaft vernachlässigen 
müssen, zwangsweise gegen Löhne bearbeiten, die hinter den Friedens¬ 
löhnen Zurückbleiben. Was auf diese Weise aus den großen Gütern 
herausgcwirtschaftet wird, wird erreicht auf Kosten der Eigenwirt¬ 
schaft des Bauern. Schlimmer ist die moralische Wirkung: der Glaube 
an Recht und Ordnung wird erschüttert, die Zwangsarbeit als Wieder¬ 
kehr der längst überwundenen Leibeigenschaft gefühlt. 

Der Abbau der Zwangsarbeit würde das Vertrauen auf Gerechtig¬ 
keit wiederherstellen. Da seit dem Frieden Arbeitskräfte in Fülle 
zurückströmen, würde es an Arbeitern für die Güter nicht fehlen, wenn 
sie einigermaßen den gestiegenen Preisen entsprechend bezahlt würden. 
Ein Ausfall in den Erträgnissen ist nicht zu befürchten, da daß gar 
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rieht oder schlecht benutzte Bauernland dann ordentlich bestellt wor¬ 
den könnte. 

Die Wälder, der einzige Reichtum des Landes, werden niedergelcgt 
in einem Umfange, den auch großes Bedürfnis kaum rechtfertigt. Auch 
hierfür werden für einen geringen Lohn durch Zwang die Arbeiter her¬ 
angeholt. 

Neue Requisitionen werden auferlegt trotz der Bitten, den über¬ 
mäßig reduzierten Viehbestand zu schonen. Dem Unterzeichneten gehen 
aus dem ganzen Lande aus allen Ständen zahlreiche Beschwerden zu, 
aus denen hervorgeht, daß die Lasten sehr ungleichmäßig.verteilt sind, 
daß viele Wirtschaften durch schonungslose Requisitionen ruiniert 
werden. Die Höhe der Lasten wird, trotz Bitten, nicht bekannt gege¬ 
ben; der Litauer weiß nicht, wieviel zu geben er schuldig ist, und allge¬ 
mein kommt er zu dem Glauben, daß ihm mehr abgenommen wird, als 
er zu geben verpflichtet wäre. Als einmal die Höhe der Lieferungen 
in der Zeitung bekannt gegeben wurde, herrschte allgemeine Befrie¬ 
digung, daß nicht viel verlangt werde. Es müßte, um das Vertrauen 
wiederherzustellen, dahin gewirkt werden, daß die Bedenken gegen 
Veröffentlichung der Lasten zurückgestellt werden. 

Die lange erstrebte Erneuerung der zur russischen Zeit geltenden 
Gemeindevertretung würde zur Beruhigung viel beitragen. Mit schwe¬ 
rer Sorge erfüllt jeden Litauer das Bandenunwesen. Eure Exzellenz 
werden unterrichtet sein, welch starke Truppenzahl die Bekämpfung 
der Räuber absorbiert. Auch nach dem Urteil deutscher Amtsstellen ist 
die Beseitigung dieser Landplage nicht gelungen. Das Verbot, Waffen 
zu tragen, liefert den Landbewohner schutzlos den raffinierten Martern 
der Banditen aus. Läßt er sich durch die unmenschlichen Quälereien 
seiner Frauen, der Alten und Kinder dazu bringen, den Räubern zu 
willfahren, so wird er hart bestraft. Eigentum, Gesundheit und Leben 
ist auf dem flachen Lande nicht sicher. Wenn die Erlaubnis, Waffen 
zu haben, zuverlässigen Männern, die durch Besitz und Familie jede 
Garantie gegen Mißbrauch bieten, gewährt würde, würde mehr erreicht 
werden, als durch Sendung von Truppen, denen die Banditen aus- 
weichen. 

Die Zwangsarbeiten, die harten Requisitionen, die Schutzlosigkeit 
gegen die Banditen zerstören die Grundlagen des bäuerlichen Gemein¬ 
wesens. Der Begriff des privaten Eigentums schwankt, der Glaube an 
bessere Zukunft schwindet und damit das Vertrauen auf Lösung der 
litauischen Frage im Geist des Aktes vom 23. März. 

Das litauische Volk hat durch schwere Arbeit und große Lieferun¬ 
gen von Nahrungsmitteln das Deutsche Reich im Durchhalten gegen 
die Hungerblockade unterstützt, es hat im Verhältnis mehr geliefert 
als Polen und das von seinen Bauern mehr entblößte Kurland. Es tat 
das nicht als zur Neutralität gezwungener früherer Gegner, sondern 
weil es im Anschluß an Deutschland seine Zukunft gewahrt glaubt. 
Klugheit und Billigkeit müßten es verbieten, weitere Lasten aufzuerle¬ 
gen. Was jetzt an Vieh noch herauszuholen ist, wird dem großen Be¬ 
darf Deutschlands gegenüber nicht viel sein. Wird aber das letzte ge¬ 
nommen, dann ist der litauische Landwirt ruiniert. Woher soll nach 
dem Kriege der Ersatz des verminderten Viehstandes kommen? Es ist 
ein Trugschluß, daß bei günstigen Bedingungen nach dem Kriege der 
Bauer seine Leiden vergessen wird. Diese günstigen Bedingungen 
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werden nicht eintreten, der Litauer wird kein' Vertrauen zu Deutsch¬ 
land mehr lassen können. Schon jetzt beginnt die bisherige Wider¬ 
standsfälligkeit gegen bolschewistische, und andere deutschfeindliche 
Agitation nachzulassen. Wie schwer das Vertrauen gelitten hat, zeigt 
der Versuch, den Bauer für das ihm durchaus nicht fremde Genossen¬ 
schaftswesen zu gewinnen. Er gibt sein Geld nicht her, weil er arg¬ 
wöhnt, er werde es, wie das Vieh, verlieren. Dieses Mißtrauen, das 
jeden Schritt zum Wiederaufbau des Landes unmöglich macht, läßt sich 
nur durch Aenderung des bisher befolgten Systems beseitigen. 

Während der litauische Landmanmmehr unter den wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten leidet, trägt die litauische Intelligenz schwer an der 
Erkenntnis, daß selbst ihre bescheidensten Hoffnungen auf Wieder¬ 
beginn des staatlichen Lebens sich nicht erfüllen. Die litauische Intelli¬ 
genz stammt fast durchweg vom Lande, zum größten Teil direkt aus 
Bauernstamm. Bauern und Intelligenz hängen in Litauen enger zu¬ 
sammen als anderswo. Die wirtschaftliche Not'des Landes, die Ge¬ 
fahr, der seine nächsten Angehörigen durch das Bandenunwesen aus¬ 
gesetzt sind, empfindet der gebildete Litauer als wäre es seine eigene. 
Andererseits wäre es ein Irrtum, anzunehmen, man könne in der Folge¬ 
zeit durch wirtschaftliche Vorteile den Bauern für sich gewinnen, die 
politischen Ideale der Intelligenz aber ignorieren. Die Enttäuschung 
der Gebildeten würde auch den Bauer tief aufregen und jeder deutsch¬ 
feindlichen Bearbeitung zugänglich machen. Die Zahl der litauischen 
Intelligenten ist viel größer als es Polen und mitunter auch Deutsche 
darstellen, die die Litauer als ein mühelos zu entnationalisierendes Volk 
hinstellen möchten. Der größte Teil der litauischen Intelligenz hat vor 
dem Kriege aus den bekannten politischen Gründen seine Fähigkeiten 
außerhalb der engeren Heimat in Rußland verwerten müssen. Der 
Kriegsdienst und die von der russischen Regierung befohlene Evakua- 
tion hat weiterhin im Kriege eine große Zahl nach Rußland getrieben. 
Sie sind in großer Zahl zurückgekehrt, und würden alle zurückkehren, 
wenn sie nur Aussicht hätten, in der Heimat ihren Lebensunterhalt zu 
gewinnen, zumal sie fast alle durch die Revolution schwere Einbußen 
erlitten haben. Solange aber die Militärverwaltung unverändert be¬ 
steht, ist für diese Juristen, Aerzte, Dozenten, Verwaltungsbeamten, 
Ingenieuren u. a. m. kein Platz in der Heimat. Das gleiche gilt von 
den Berufsorganisationen. Die der Eisenbahnbeamten und Arbeiter, 
die Tausende von Mitgliedern zählt, und andere Verbände schicken Ab¬ 
ordnungen an den Landesrat, um zu erfahren, ob es Beschäftigung für 
sie gebe. Die Vorbedingung für die Rückkehr wäre der teilweise Abbau 
der rein militärischen Verwaltung. Es liegt nicht allein im Interesse 
der Litauer, diese Kräfte in den Dienst Litauens zu stellen. Eine Stüt¬ 
zung des litauischen Staates auf ein Völkergemisch ist undenkbar: aus 
Juden und Weißrussen läßt sich kein Staat schaffen. Die Polen emp¬ 
fehlen sich als das einzige staatsschöpferisehe Element; doch abgesehen 
davon, daß ein polnisch beeinflußtes Litauen für Deutschland keines¬ 
wegs ein Gewinn wäre, steht der polonisierte Grundbesitz und Städter 
der Masse des Volkes fern. Die litauische Intelligenz dagegen versteht 
und vertritt die Interesen der Bauern, der Bauer leistet ihr Gefolg¬ 
schaft. Nur auf dem litauischen Element läßt sich der litauische Staat 
aufbauen oder er ist überhaupt nicht möglich. Die Intelligenz kennt 
die Grenzen der Kraft der Litauer, sie weiß, daß sie ihr Ziel nur in An¬ 
lehnung an das Deutsche Reich mit deutscher. Hilfe erreichen kann. 
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Diese Ueberzeugung ließ sich nicht beirren durch Leiden und Ein¬ 
schränkungen, die Krieg und Okkupation mit sich bringen. Wenn aber 
auch nach dem Friedensschluß keine wirtschaftliche Erleichterung 
eintreten darf, so besteht, das kann nicht abgeleugnet werden, die Ge¬ 
lahr, daß Druck, Mißtrauen und Enttäuschung das Kapital der Sym¬ 
pathie völlig aufzehren. Dem ist bei Entgegenkommen unschwer vor¬ 
zubeugen. 

Die Voraussetzung für gute deutsch-litauische Beziehungen bleibt 
der Verzicht auf den Gedanken, das Land zu germanisieren. Die in 
einem Teil der deutschen Presse immer noch fortlebende Auffassung, 
Litauen solle als Kolonie benutzt werden, trägt viel zur Beunruhigung 
bei, ebenso die systematische, von polnischer Seite inspirierte Herab¬ 
setzung der Litauer als kulturunfähiges Element den Polen gegenüber. 
Eine liberaler geliandhabte Zensur würde den Litauern ermöglichen, 
sich in der deutschen Presse selber zu schützen. Viel schwerer ver¬ 
letzten gewisse Maßnahmen der Verwaltung. Die beabsichtigte, vor¬ 
läufig aufgegebene Volkszählung würde bei der auch in Deutschland 
bekannten terroristischen Methode der Polen und dem Mißbrauch des 
geistlichen Amts für die Polen günstige, wenn auch falsche Resultate 
liefern. Die Polen Litauens dürfen in verbotenen, aber immer wieder 
erscheinenden Zeitungen gegen Litauen hetzen. Noch nie wurden so 
sehr wie in allerletzter Zeit die Kirchen und kirchlichen Feste zu De¬ 
monstrationen für großpolnische Ziele benutzt. Am 3 : 5. IS sang man 
beim feierlichen Gottesdienst in der Johanniskirehe Wilnas: Laß un¬ 
sere heiligen Träume in Erfüllung gehen; Vereinige wieder Wilna und 
Warschau. 

Die litauischen Gebildeten wissen, daß die Kenntnis der deutschen 
Sprache für sie nötig ist. Vor einem Jahre erbat der Unterzeichnete 
für litauische Erwachsene einen Lehrer des Deutschen ohne Erfolg. 
Schon aus rein pädagogischen, auch in Ostdeutschland geltenden 
Grundsätzen aber erscheint der obligatorische Unterricht im Deutschen 
in der Volksschule nicht erwünscht, ebenso aus dem Gedanken, daß er 
als Anfang der Germanisation aufgefaßt wird. Oft schon wurde darum 
gebeten, ihn dort, wo er bereits eingeführt wa», abzuschaffen. Das 
wurde auch wohlwollend in Aussicht gestellt. Statt dessen wurden 
neuerdings mehrere Wilnaer litauische Schulen geschlossen, weil sie 
seine Neueinführung auf der Unterstufe ablehnteu. Derartige Maß¬ 
nahmen erwecken schwere Mißstimmung. 

Die Litauer werden hermetisch von Deutschland abgeschlossen. 
Mit großer Genugtuung haben sie seiner Zeit die Gründung der deutsch¬ 
litauischen Gesellschaft begrüßt. Hoffte man doch durch sie in 
Deutschland Verständnis für Litauen zu finden und die notwendige 
Mitarbeit deutscher Kapazitäten für Litauens Aufbau zu gewinnen. 
Zu diesem Zweck, nicht für politisches Intriguenspiel, war sie gegrün¬ 
det. Weder mündlich noch schriftlich war es möglich, Fühlung mit der 
Gesellschaft zu halten. Der Abordnung des Landesrates wurde vor 
Ostern raschere Rückkehr nach Wilna nahegelegt mit der Zusicherung, 
sie könne nach dem Fest wieder nach Berlin zurückkehren. Von Woche 
zu Woche wurde sie unter durchsichtigen Gründen vertröstet, bis klar 
wurde, daß die Reiseerlaubnis verweigert sei. Dem Präsidenten ( : es 
Landesrates wurde in kirchlichen Angelegenheiten Litauens eine Ri ise 
nach Berlin und München in Aussicht gestellt, aber nicht gestat .et. 
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Man bat sich wohl keine Bechenschaft darüber gegeben, wie destru- 
ierend diese Maßnahmen gegen den Landesrat, vor allem nach der Un- 
abhängigkeitserklärung, wirken mußte. Der Landesrat erscheint zur¬ 
zeit lediglich eine Stelle, die unbequeme Kritik übt und lästige Be¬ 
schwerden weitergibt, ohne viel Erfolg zu haben. 

Um für die Vorarbeiten für den litauischen Staat die vorhandenen 
litauischen Fachleute heranzuziehen und deutsche Unterstützung zu 
gewinnen, fehlt es an Mitteln, abgesehen von den Schwierigkeiten, die 
die Verkehrseinschränkung bereitet. 

Von den Gegnern Litauens wird es nach Wahl als von der deut¬ 
schen Regierung gekauft oder als bedeutungslose Marionette herabge¬ 
setzt. Beim eigenen Volke wird seine Autorität bei weiterer Erfolglosig¬ 
keit sinken, ohne daß abzusehen wäre, welche Autorität an Stelle dieser 
von allen Litauern anerkannten Körperschaft gesetzt werden könnte. 

Eurer Exzellenz hat der Unterzeichnete freimütig die Nöte des 
litauischen Volkes dargelegt. Wenn er sich erlaubte, immer wieder auf 
das deutsche Interesse hinzuweisen, hat er es nicht aus Opportunitäts¬ 
gründen getan. Er hat, wie die meisten seiner Altersgenossen, auf 
einem baltischen Gymnasium deutsche Art kennen gelernt, verdankt 
deutscher Literatur und Philosophie einen wertvollen Teil seiner Bil¬ 
dung. Zu der klaren Einsicht in die politische und wirtschaftliche Not¬ 
wendigkeit der Anlehnung an Deutschland tritt die Ueberzeugung, daß 
Litauen von deutscher Geisteskultur die größte Förderung zu erwarten 
hat, daß es in ihr die Arznei gegen den verheerenden nihilistischen und 
anarchistischen Einfluß finden wird, der vom Osten kam und kommen 
wird. Der Unterzeichnete hat diese Auffassung offen schon in einer 
Zeit vertreten, als mit einer Loslösung Litauens von Rußland nicht zu 
rechnen, war. 

Der Unterzeichnete bittet Eure Exzellenz, gütigst dazu zu helfen, 
daß das litauische Volk seine auf Deutschland gesetzten Hoffnungen 
nicht verliere. 

Der militärische Zusammenbruch Rußlands, die Hinausschiebung 
der Ostgrenze, die Friedensschlüsse mit den Staaten des Ostens ge¬ 
statten es, dem litauischen Volke Erleichterungen zu gewähren, die 
vorher aus wirtschaftlichen und militärischen Gründen nicht gegeben 
werden konnten. In erster Linie rechnet das litauische Volk auf Er¬ 
leichterung oder mindestens billige Regelung der wirtschaftlichen La¬ 
sten, auf Belebung der örtlichen Gemeindevertretung, auf Wiederher¬ 
stellung der Sicherheit gegen das Bandenunwesen, auf Freigabe des 
Verkehrs seiner Vertreter mit Berlin, Bereitstellung von Mitteln für 
die Arbeiten des Landesrates. 

Die im Akt vom 23. 3. vorausgesehenen Konventionen haben das 
Bestehen einer litauischen Regierung zur Voraussetzung. Wenn man 
sich auch noch nicht entschließen kann, die Fage nach der Form der 
Regierung endgültig zu beantworten, so erscheint es wenigstens gebo¬ 
ten, dem litauischen Element Anteil an der Verwaltung zu gewähren. 
Es liegt kein stichhaltiger Grund vor, den Litauern die Verwaltung der. 
Schulen, einen Teil der Gerichtsbarkeit, die Verwaltung der direkten 
Steuern, einen Teil des Sanitätswesens u. a. m. vorzuenthalten. Die 
Fortdauer der drückenden Lage würde die Unzufriedenheit aufs tiefste 
erregen und den destruktiven Elementen russischer Art und den Pro¬ 
pheten eines freien großen Polens den «Weg bereiten. 


Ein gerechtes Eingehen auf Litauens Nöte und Wünsche würde die 
Leiden des Krieges und der Okkupation vex-gessen helfen und das Ver¬ 
trauen auf eine gute Zukunft im Bunde mit Deutschland stärken, zumal 
der moralische und innerpolitische Zusammenbx-uch Rußlands auch den 
früheren Gegnern der westlichen Orientierung die Richtigkeit und Not¬ 
wendigkeit der Anlehnung an Deutschland bewiesen hat. 

Präsident der Litauischen Taryba. 
gez.: A. Smetona. 


Nr. LY. 

Umbenennung des Litauischen Landesrates in „Litauischer 

Staatsrat“. 

1 

(Auszug aus dem Sitzungsprotokoll der Taryba vom 11. Juli 1918, der dem Reichs¬ 
kanzler und dom Chef der Militärverwaltung Litauen am 13. Juli zur Kenntnis ge¬ 
bracht wurde.) 

Nachdem der Litauische Landesrat die Unabhängigkeit Litauens 
proklamiert hat und diese seitens des Deutschen Reiches anerkannt 
worden ist, konstatiert der Litauische Landesrat dies' als juristische 
Tatsache. Er macht von dem ihm zustehenden Rechte Gebrauch 
und beschließt sich künftighin „Litauischer Staatsrat“ zu nennen. 


Nr. LYI. 


Die Litauische Taryba bietet Seiner Durchlaucht Wilhelm Her¬ 
zog von Urach Grafen von Württemberg die litauische Königskrone 
für sich und seine männlichen in direkter Linie von Ihm abstammen¬ 
den Nachfolger auf dem durch die Verfassung vorgeschriebenen Wege 
an. 

Der König nimmt den Namen Mindaugas II. an und besteigt den 
litauischen Thron unter folgenden Voraussetzungen: 

I. Die Form d,es litauischen Staates ist eine auf demokratischer 
Grundlage aufgebaute Monarchie. 

II. Die Verfassung wird durch die Taryba im Einvernehmen mit 
dem Könige ausgearbeitet und erlassen. 

III. Die Grundlagen der Verfassung sind folgende: 

Das Land wird von dem Könige und einer vom Volke erwählten 
Vertretung regiert: 

a) Das gesetzgebende Organ ist der König und die Volksvertretung. 

b) Die ausführende Gewalt übt der König aus durch das von Ihm 
berufene und von der Volksvertretung kontrollierte Ministerium. 

c) Die Volksvertretung besteht aus zwei Kammern — dem Ober¬ 
hause (Taryba) und dem Unterhause (Seimas). 

d) Jedes Gesetz muß von der Volksvertretung angenommen und 
vom Könige bestätigt werden. 

e) Die Initiative zur .Revision der Verfassung besitzt der König 
und die absolute Mehrheit des Unterhauses. 

f) Die gesetzgebende Initiative besitzt der König, das Ministerium 
und 15 Mitglieder der Volksvertretung. 

g) Die Verfassung soll nach zehn Jahren — von der Thronbestei¬ 
gung des Königs- an gerechnet — revidiert werden. 

IV. Der König leistet bei der Thronbesteigung den Eid, die Ver¬ 
fassung zu wahren, die Unabhängigkeit und die territoriale Integrität 
Litauens zu verteidigen. 

,V. Der König beruft die Minister und die anderen höheren Be¬ 
amten aus Litauen, welche die litauische Sprache kennen und sich 
derselben bedienen. 

VI. Der König verspricht die Freiheit der Religionsübung zu 
wahren. 

VII. Ohne Genehmigung der Volksvertretung kann der König 
nicht Herrscher eines anderen Staates werden. 

.VIII. Der König wohnt'mit seiner ganzen Familie in Litauen, 
ohne Genehmigung der Volksvertretung kann er jährlich nicht mehr 
als zwei Monate im Auslande verweilen. 

IX . Die litauische Sprache ist nicht nur offizielle Staatssprache, 
sondern auch Hofsprache* 

10 


X. Alle Hofbcamlen beruft der König aus den Litauern, welche 
die litauische Sprache kennen und sich derselben bedienen. Die ersten 
fünf licgierungsjahre kann der König auch Ausländer als Hofbeamto 
berufen, doch mit dem Vorbehalt, daß die Zahl der Ausländer ein 
Drittel der Gesamtzahl aller Hofbeamten nicht übersteigen wird. 

XI. Die Kinder des Königs besuchen die litauische Schule und 
werden in Litauen erzogen. Nach Absolvierung der Studien in Li¬ 
tauen können sie im Auslande weiterstudieren. 

XII. Jedem neuen König wird bei der Thronbesteigung die Zivil¬ 
liste von der Volksvertretung fortgestellt. 

Wilna, den 4. Juni 1918. 

A. Smetona, Präsident der Taryba, 

J. Staugaitis, Vizepräsident der Taryba, 
Dr. J. Saulys, Vizepräsident der Taryba, 
J. Sernas, Generalsekretär der Taryba. 

Ich nehme vorstehendes Angebot mit dem litauischen Königs¬ 
thron für mich und meine männlichen Nachkommen an und erkläre 
mich mit vorstehenden Voraussetzugen in allen Teilen einverstanden. 

Freiburg i. Br., 1. Juli 1918. 

Wilhelm Herzog von Urach 
Graf von Württemberg 
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Nr. LVII. 


Litauischer Staatsrat Wilna, den 13. Juli 1918. 

An Seine Exzellenz den Hem deutschen Reichskanzler 

Ew. Exzellenz hat das Präsidium des Litauischen Staatsrates die 
Ehre folgendes zu unterbreiten: 

Der Litauische Staatsrat hat in seiner Sitzung am 2. Juli 1918 
folgende Beschlüsse gefaßt: 

I. Mit Rücksicht auf die gegenwärtige Lage Litauens und die 
politische Konjunktur, findet der Litauische Staatsrat als geeig¬ 
neteste Regierungsform für Litauen eine konstitutionelle erbliche Mon¬ 
archie mit einem katholischen König an der Spitze. 

II. Indem der Litauische Staatsrat für eine baldige Wiedererrich¬ 
tung des litauischen Staates und für schnellere Bildung der litauischen 
Regierung eintritt, wählt derselbe den Herzog Wilhelm von Urach, 
Grafen von Württemberg, zum König von Litauen und bittet Ihn, 
den Thron von Litauen in Wilna baldigst zu besteigen. 

Außerdem hat der Litauische Staatsrat in seiner Sitzung am 
12. Juli d. J. eine Delegation, bestehend aus dem Präsidenten des 
Staatsrates Herrn A. Smetona und den beiden "Vizepräsidenten Herrn 
Dr. J. Saulis, sowie Herrn Pfarrer J. Staugaitis, bestimmt, welche 
zur Aufgabe hat, S. M. dem Deutschen Kaiser die Beschlüsse des 
Staatsrates, sowie Seiner Durchlaucht dem Herzog von Urach, Gra¬ 
fen von Württemberg, den Wahlbeschluß zum König von Litauen zu 
unterbreiten. 

Das Präsidium des Staatsrates bittet deshalb Ew. Exzellenz er¬ 
gebenst veranlassen zu wollen, daß der genannten Delegation die Mög¬ 
lichkeit zur Erfüllung ihrer Aufgaben baldmöglichst geboten wird. 

(gez. vom Präsidenten und vom Generalsekretär der Tarvba.) ; 





10 * 



118 


• f 

i 


Nr. LYIII. 


Nachrichtendienst der Pressestelle 
Obost IV, Wilna, Blatt 2 Nr. 5. 


Befehl von Obost. 

Nachstehende Meldung haben sämtliche Zeitungen und Zeitschrif¬ 
ten des Verwältungsgebietes Obost sofort an der Spitze des Blattes oder 
an sonstigem bestem Platz der ersten Seite ohne jeden Zusatz zu brin¬ 
gen (rein kirchliche oder literarische Zeitschriften sind von dem Befehl 
ausgenommen): 


Zur litauischen Frage. 

Die Norddeutsche Allgemeine Zeitung, das Organ des deutschen 
Reichskanzlers, schreibt in ihrer Sonntagsnummer vom 21. Juli: 

„Vor kurzem ist bekannt geworden, daß eine litauische Körper¬ 
schaft den Herzog von Urach zum König von Litauen gewählt habe. 
Wie wir erfahren, verhält sich die Sache folgendermaßen: Ein Teil 
des litauischen Landesrats hat sich ohne die Zustimmung Deutschlands 
nach dem Muster des polnischen Staatsrates zu einem litauischen 
Staatsrat konstituiert und dann den Herzog von Urach ohne Wissen der 
deutschtn Regierung zum König von Litauen gewählt. Die Unabhän¬ 
gigkeit Litauens wurde seinerzeit von Deutschland nur unter der Be¬ 
dingung anerkannt, daß die abzuschließende Konvention, darunter na¬ 
türlich auch die Frage der Staatsreform und der Thronbesetzung, den 
deutschen Interessen entspreche. Daraus folgt, daß all die Angelegen¬ 
heiten nur in enger Fühlungnahme mit der deutschen Regierung gültig 
erfolgen können. Es kann also Litauen nicht das Recht zugesprochen 
werden, in der Thronfrage eine selbständige Entscheidung zu treffen, 
umso weniger, als in dem eigenmächtig gebildeten Staatsrat keine 
rechtmäßige Vertretung Litauens erblickt werden kann. Die Nachricht, 
daß der Herzog von Urach die Krone angeno mm en habe, ist infolge¬ 
dessen unrichtig. Der eigenmächtige Beschluß und Antrag dürfte ihn 
vielmehr peinlich berührt haben. Auch in der Frage litauisch-säch¬ 
sischen Personalunion, die immer wieder in der Presse behandelt wird, 
ist eine Entscheidung bis jetzt nicht gefallen.“ 




3eil a ge I: 

Pressestelle Obost IV. 

Wilna, den 22. Juli 1918. 

An „Lietuvos Aidas", Wilna 

Sie werden auf Blatt 2, Nr-. 5 des Nachrichtendienstes vom heutigen 
Tage besonders aufmerksam gemacht, mit der ausdrücklichen Verwar¬ 
nung, daß, im Falle die Erklärung zur litauischen Frage von Ihnen in 
der morgigen Nummer nicht gebracht ist, die betreffende Nummer so¬ 
fort beschlagnahmt und Ihr Zeitungsbetrieb geschlossen werden wird. 

gez.: Oberleutnant Gallasch 
Leiter der Pressestelle Obost IV 
Wilna 


Beilage II: 


Wilna, den 22. Juli 1918. 


An die Pressestelle Oberost IV, Wilna. 

In Beantwortung Ihrer Schreiben vom 22. Juli d. J. möchte ich Sie 
daran erinnern, daß das von Ihnen an meine Zeitung gestellte Verlan¬ 
gen dem von mir eingegangenen Vertrage vom 1. August 1917 wider¬ 
spricht. 

Der vorgelegte Auszug aus der „Nordd. Allg. Zeitung“ fußt auf 
unrichtigen Voraussetzungen und der Wirklichkeit widersprechenden 
Tatsachen. Deshalb halte ich für notwendig und gerecht, vor oder nach 
dem Auszug eine redaktionelle Bemerkung beizufügen. 


Die Redaktion „Lietuvos Aidas“. 

gez.: A. Smetona, 
Der Redakteur. 


Beilage III: 
Pressestelle Obost IV- 
Bl. (Wilna) 

I. B. Nr. 4203/16. 


Geschrieben den 30. Juli 1918. 


An Lietuvos Aidas. 

Es muß infolge Ihrer Stellungnahme an dem vorläufigen Nicht¬ 
erscheinen Ihres Blattes zunächst festgehalten werden. 


gez.: Gallasch, Oberleutnant. 


V 
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Nr. L1X. 

Oberbefehlshaber Ost. 

General beim Stabe 
Abt. V. 

(Abteilung des Innern)’ 

Sekt. P 2, Nr. 3405/1071' 

Hauptquartier, den 24. Juli 1918. 

An das Präsidium des litauischen Landesrats 
durch die Hand des Herrn Chefs der Militärverwaltung Litauen, 

W i 1 n a 

• 

Dem Präsidium der litauischen Taryba wird auf das Schreiben 
Nr. 664 vom 13. Juli d. J. ergebenst erwidert, daß die Zeit für eine Um¬ 
benennung des litauischen „Landesrats“ in „Staatsrat“ noch nicht ge¬ 
kommen ist. Es muß deshalb bis auf weiteres bei der Bezeichnung 
„Landesrat“ sein Bewenden behalten. 

Wilna, den 1. August 1918. 

Gesehen:. 

Dar Chef d. MiL-Verw. Litauen Von seiten d. Oberbefehlshabers Ost 
OL V» ßiez.; y, Gilsa, Eauptmann Der Chef des Generalstabcs 

gez.: Hoff mann. 
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Nr, LX. 


Litauischer Staatsrat 
Nr. 750 


Wilna, den 25. Juli 1918.. 


An deo Herrn Oberbefehlshaber Ost 

Hauptquartier 
durch die Militärverwaltung Litauen 

hier. 

Das Präsidium des Litauischen Staatsrates beehrt sich hiermit, 
Ew. Exzellenz ergebenst zur geneigten Kenntnisnahme zu bringen, 
daß der Litauische Staatsrat auf Grund des ihm seitens der litauischen 
Konferenz zuerkannten Kooptierungsrechtes in seiner Sitzung, welche 
am 13. d. Mts. stattfand, folgende Hemm zu seinen Mitgliedern koop¬ 
tiert hat: 

1. Dr. Alekna Jurgis, prakt. Arzt, Wilna, 1. Hafenstraße 6 g— 4, 

2. Dr. Draugelis Eliziejus, prakt. Arzt, z. Zt. in Mariampol, Pferde¬ 
markt 1, 

3. Icas Martynas, Rechtsanwalt, Wilna, Theaterstraße 4—5, 

4. Dr. Puryckis Juozas, Pfarrer, z. Zt. in Berlin, 

5. Baron von Silingas Stasys, Jurist, Wilna, Theaterstraße 5—8, 

6. Dr. Voldemaras Augustinas, Universitätsprof., z. Zt. in Berlin. 

Gleichzeitig erlaubt sich das Präsidium des Staatsrates, Ew. Ex¬ 
zellenz ergebenst zu bitten, für genannte Herren die entsprechenden 
Reiseausweise zur freien Bewegung innerhalb der Militärverwaltung 
Litauen, sowie zur Benutzung der Schnellzüge unter 150 km geneig¬ 
test ausstellen lassen zu wollen. 


[Vizepräsident Dr. J. Saulys 
Generalsekretär Sernas 


Der Reichskanzler 
Rk. 376. Gr. H. Qu. 


Gr. H. Qu., den 25. Juli 191S. 


Euer Hochwohlgeboren ersuche ich ergebenst, dem Präsidium des 
litauischen Landesrates in meinem Namen mündlich folgende Antwort 
auf seine Euer Hochwohlgeboren mit dem Schreiben vom 16. Juli d. J. 
Nr. 680 übermittelte Eingabe vom 13. Juli d. J. Nr. 663 zu erteilen: 

„Das Schreiben des Landesrates vom 13. Juli 1918, Nr. 663, habe 
ich erhalten. In der Allerhöchsten Kabinettsorder vom 23. März 1918 
und in meiner Ansprache vom gleichen Tage ist klar und deutlich zum 
Ausdruck gebracht worden, daß die Anerkennung des selbständigen 
litauischen Staates abhängig gemacht wird von der Voraussetzung, 
daß die zwischen dem Deutschen Reich und Litauen abzuschließenden 
Konventionen in einer den Interessen Deutschlands Rechnung tra¬ 
genden Weise abgeschlossen werden. Diese Voraussetzung konnte nach 
Lage der Dinge noch nicht erfüllt werden. Infolgedessen kann die 
deutsche Regierung Beschlüsse von derartiger Tragweite noch nicht 
zur Kenntnis nehmen. Ebensowenig liegt die Möglichkeit vor, den 
Landesrat als Staatsrat anzuerkennen. 


An den 

Herrn Chef der Militärverwaltung Litauen 

Wilna 


gez.: Hertling 
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Nr. LXII. 

Der Chef der Militärverwaltung Wilna, den 1. August 1918. 

Litauen 

Abt. C 2, Nr. 2495. 

Zum Schreiben vom 25. Juli d. Js. — Nr. 750 — betr. Ernennung 
weiterer Mitglieder des Landesrates. 

Nach der Erklärung des Chefs der Verwaltung vom 23. September 
1917 betr. Einrichtung des Landesrats werden die Mitglieder vom Chef 
der Verwaltung ernannt. Zu der Frage, ob neue Mitglieder zu ernen¬ 
nen sein werden, habe ich solange keine Veranlassung, Stellung zu 
nehmen, als mir nicht das evtl. Ausscheiden bisheriger Mitglieder an- 

f ezeigt wird. Ein Bedürfnis dafür, daß die Mitgliederzahl über 20 er- 
öht wird, ist bisher nicht geltend gemacht worden. 

I. V.: Gilsa, Hauptmann 

An den 

Herrn Präsidenten des 
Litauischen Landesrats 

hier 


( 


Litauische Taryba 
Nr. 868 


.Wilna, den 6. August 1918. 


An 

Seine Königliche Hoheit 

den Herrn Oberbefehlshaber Ost 

Hauptquartier 

durch den Chef der Militärverwaltung Litauen 

hier 

Auf den litauischen Staat und die litauische Nation wirkt des 
Krieges Walten nachhaltig und tief sowohl hinsichtlich der Faktoren, 
die von der Militärverwaltung geschaffen werden, als auch hinsichtlich 
solcher für die Kulturarbeit gezeigten Verhältnisse, die dem Lande ein 
einheitliches oder verschiedenartiges Verwaltungssystem mit sich brin¬ 
gen. Unter solchen Umständen erscheint es der litauischen Taryba für 
die natürliche und ständige Staatsentwicklung höchst wichtig, daß 
bereits in dieser Kriegszeit das Territorium des einheitlichen Litauen 
in einer Weise vereint werde, daß sich auf ihm Lebensbedingungen ein¬ 
heitlich entwickeln können sowohl in kultureller und konfessioneller, 
als auch in ökonomischer und politischer Hinsicht. Da es sich jetzt um 
Regelung der Schulangelegenheiten, den Sprachgebrauch, einheitliche 
Verwaltung, das Verkehrswesen, die Wirtschaftsangelegenheiten u. a. 
handelt, ist es notwendig, daß schon jetzt Territorien mit gleichen Inter¬ 
essen und Tendenzen eine Einheit bilden. Von solchen .Motiven ge¬ 
leitet und sich auf den von Ew. Königlichen Hoheit am 5. Juni d. J. 
erlassenen Befehl über Aenderung der Etappen- und Verwaltungs¬ 
grenzen (Befehls- und Verordnungsblatt des Oberbefehlshabers Ost 
Nr. 107/18 Ziff. 744) stützend, wendet sich die Litauische Taryba an 
Ew. Königliche Hoheit mit den unten angeführten Wünschen. • Sie be¬ 
treffen vorwiegend Gebiete, welche im Regierungsbezirk Obost liegen, 
da laut Beschluß der Brester Friedenskonferenz die Lösung der Frage 
über die von ihr festgesetzte östliche Grenzlinie Litauens, welche weder 
ethnographischen noch historischen Tatsachen, weder ökonomischen 
noch kulturellen Bedürfnissen entspricht, einer Kollektivkommission 
der beteiligten Staaten anheim gestellt worden ist. Dieser Kommis¬ 
sion wird auch die Litauische Taryba erstrebt sein, die ihr zustehenden 
Anforderungen vorzustellen. Augenblicklich^ jedoch unterbreitet die 
Litauische Taryba Ew. Königlichen Hoheit folgende Wünsche: 

1. Insoweit historische und ethnographische Tatsachen sowie öko¬ 
nomische Lebensbedingungen Litauens in Betracht gezogen werden, 
müßte vor allem bei Festsetzung der Grenzlinie zwischen Kurland und 
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Litauen dem litauischen Staate naturgemäß der 'ganze Polangensche 
Mecrcsstrich zufallen; dieser wurde im Jahre 1819 durch Bußland von 
Gouvernement Kowno (damals Gouv. Wilna) dem Gouvernement Kur¬ 
land zugeteilt. Dieser nördliche Teil (Küste), von altersher bis zum 
Sventoji-Fluß (Heilige Aa) zu Litauen gehörig, ein Teil des früheren 
Fürstentums Schemaiten, ist durchweg von Litauern bewohnt und ge¬ 
währt dem litauischen Staate den Ausgang zum Meere. Daher hält die 
Taryba cs für notwendig, wenigstens diesen Küstenstrich des litaui¬ 
schen Staates auf Grund historisch-ethnographischer Tatsachen und 
ökonomischer Notwendigkeit schon jetzt dem allgemeinen litauischen 
Verwaltungsterritorium zuzuteilen und somit diesen Küstenstrich jetzt 
schon aus dem Verwaltungsgebiet Kurland auszuschließen. 

2. Da seitens des Oberbefehlshabers Ost laut Befehl vom 5. Juli 
d. Js. Landstrich Oknysta vom litauischen Gebiete getrennt und Kur¬ 
land zugeteilt worden ist, könnte die litauische Taryba, indem sie die 
ethnographischen, konfessionellen und althistorischen Tatsachen ins 
Auge faßt, gegen ein solches Ab trennen nichts einwenden, falls durch 
dieses Abtrennen und Festlegen der neuen Grenze auch den ethno¬ 
graphischen Tatsachen des litauischen Volkes Bechnung getragen wird 
und die Grenzlinie somit nicht Geisgaly-Alekni-Germanzy, sondern un¬ 
gefähr der Sussei-Fluß, welcher das Städtchen Oknysta durchfließt, 
bildet. 

3. Ferner sollte, nach Ansicht der Litauischen Taryba eine große 
administrative Abänderung zugunsten der litauischen Nation und des 
litauischen Staates im Kreise llluxt vorgenommen werden, begründet, 
nicht auf historische wohl aber auf ethnographische, ökonomische, 
sowie administrative Faktoren. 

Verschiedene Forscher und noch heute zu uns sprechende Tat¬ 
sachen zeigen, daß in dem wichtigsten Teile des Kreises llluxt, welcher 
an das alte Gouvernement Kowno grenzt, der Kreis Nowo-Aleksan- 
drowsk von alterher eine litauische Bevölkerung aufweist; historische 
Geschehnisse aller Art haben nicht vermocht, ihre Muttersprache zu 
verdrängen, obgleich an einzelnen Orten diese, die ganze Zeit über 
vom gemeinsamen Vaterlande abgeschnittenen Litauer sich an den 
Gebrauch der lettischen Sprache gewöhnt haben. Das von Litauern 
(röm.-kath. Konfession) bewohnte Territorium im Kreise llluxt um¬ 
faßt ungefähr dessen ganzen südwestlichen Teil von der Linie Ilsen- 
burg—Dünaburg, östlich von der Düna bis Lassenbeck—Brunnen- 
Brüggen—Kümmeln—Beimont; hier erreicht die östliche Grenzlinie 
schon das kompakte ethnographische Gebiet Weißrußlands. Auf die¬ 
sem Territorium gibt es Bewohner litauischer Herkunft, die auch in 
ihrer Mehrheit litauisch sprechen, in folgenden Ortschaften: (Dörfer 
und Gemeinden) Gahrssen, Baltensee und südlicher-Schödem, Bauten¬ 
see, Grendsen, Steinensee, Lilsensee, Lautzensee, Meddum, Kahlkuh¬ 
nen (mit gemischter Stadtbevölkerung), Lautzen, Kwinischek, Kurzum, 
Dommen, Bäckhof, Feldhof, Beimont, Ilgen; in den Grenzteilen, be¬ 
sonders auf den Gütern und auf der Ostgrenze, gibt ©s freilich unter 
den Litauern auch eingedrungene Letten-Kolonisten; das Grundele¬ 
ment jedoch bilden auch hier Litauer. Von dieser ethnographischen 
Tatsache ausgehend, will die Litauische Taryba bei Durchführung der 
Grenzlinie erstens an die althistorische natürliche Wasserstraße, die 
Düna, gelangen und zweitens den Eisenbahnnerv Poniewiez—Kal- 
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kühnen in das Land schließen und somit einer ökonomischen Notwen¬ 
digkeit Litauens gerecht werden. 

Indem die östliche ethnographische Grenzlinie zwischen Weißruß¬ 
land von der Düna über Lassenbeck—Brunnen—Kümmeln—Beimont, 
den Bytsch-See einschließlich, geführt ■wird, müßte denselben ethno¬ 
graphischen Ursachen gemäß, auch die Grenze in dem Kreise Nowo- 
Aleksandrowsk, dessen Teil jetzt dem Kreise Illuxt zugeteilt worden 
ist, nach Osten versetzt werden, mindestens bis über den Bytsch-See 
und Fluß hinaus bis zum Dryswiaty-Fluß. Da aber der östliche Teil 
des Kreises Uluxt hierdurch' von Kurland abgetrennt werden würde, 
so wäre es aus Verwaltungsrücksichten am passendsten, das ganze bis 
zur Düna gehende Ostgebiet bis zu der in Brest festgesetzten Linio 
Litauen bis auf weiteres zuzuteilen. 

4. Die weitere Grenzlinie von Borkowschziany, welche von der 

Friedenskonferenz mit Bußland festgesetzt worden, wird die Litaui¬ 
sche Taryba, wie bereits erwähnt, bestrebt sein, bei Gelegenheit, auf 
rechtlichem Wege zu regulieren. , 

5. Eingedenk der Notwendigkeit einheitlicher Administration er¬ 
geht seitens der Litauischen Taryba betreffs der Grenzen der beiden 
Verwaltungsbezirke Litauens an Eure Königliche Hoheit die weitere 
Bitte und der Vorschlag, auf Grund ethnographisch und sprachlich 
einheitlicher Bevölkerung und gleicher .natürlicher Grenzen, das Ge¬ 
biet des Nord-Litauens bis zum Nieman auszudehnen und somit von 
Litauen-Süd die Kreise Lyda, Badun, Plenty und den ganzen Kreis 
.Grodno, welcher an jene Kreise etwas über den Nieman hinaus grenzt, 
abzuschneiden. Eine Begründung der zur Zeit bestehenden Trennung 
jener Kreise vom Nord-Litauen — dem Kern der litauischen Nation — 
ist weder in historischen noch geographischen Motiven zu suchen und 
diese Abtrennung ist eine durchaus künstliche. 

6. Auch das Ausschließen des ganzen einzigen Kreises Suwalii 
aus dem Begierungsbezirk Litauen erscheint der Litauischen Taryba 
vollständig unbegründet, da doch gerade der ganze an Mariampol und 
Sciny grenzende nördliche Teil durchweg der feste Wohnsitz litauischer 
Sprache und von Leuten litauischer Nation bewohnt ist. Deshalb meint 
die Litauische Taryba, daß dieser Teil an die allgemeine Verwaltung 
des Litauens-Nord angegliedert werden muß, wenn auch nicht die» 
ganzen Kreise Augustowo und Suwalki, wio dies früher.- der Fall war, 
so zum mindesten die Kreise Suwalki undl Augustowo bis anxr Linics 
vom Mauda-See an der preußischen Grenze (Kreis SuwaüH) über 
Klejpedy, weiter den Ilantscha-Fluß entlang bis zur- Biegung imOVestes 
von Suwalki und weiter, der Westseite der Chaussee Suwalki—A:ii£v- 
stowo folgend, östlich Augustowo, ferner geradlinig nach Süd-Ost über 
Krasnobor bis zur Grenzlinie des Kreises Groüncu 

Zum Schluß bittet die Litauische Taryba Eure Königliche Hoheit 
um die Ermöglichung für ihre Vertreter, an der Kommission aur 
Durchsicht der Ostgrenze Litauens teilsunehmea, zwooks .Wahrung 
der Interessen des Landes, da dio von der Friedenskonferenz festge¬ 
setzte östliche Linie weder ethnographischen Tatsaohon noch’ histo¬ 
rischen sowie wirtschaftlichen Anforderungen entspricht. Die Litaui¬ 
sche Taryba erlaubt sich au bemerken, daß diese im Nordbezirk Li¬ 
tauens liegende Ostgrenze mit Bußland (Weißrußland) nach Osten 
versetzt worden müßte, mindestens bis zu der historischen Linie, 
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welche bei der zweiten Teilung Litauens (1793) durchgeführt worden 
ist. Diese Linie führte von Druja (an der Düna) in beinah gerader 
Linie über den Narotsch-See und längs dem Narotsch-Fluß und grenzt 
ungefähr an den alten Kreis Wilejka bis zum Nieman (die Nalibokoer 
Wälder eingeschlossen) hinzieht. Dieser Teil ist das von altersher so¬ 
genannte „echte Litauen“, und als Katharina II. im Jahre 1793 diesen 
Teil Litauen ließ, wirkte gerade der Umstand ausschlaggebend, daß die 
Bewohner hier nicht rechtgläubiger Konfession und nicht russischer 
Herkunft sind. 

(gez. vom Präsidenten und vom Generalsekretär der Taryba.) 



o 
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Nr. LXIV. 


Litauischer Staatsrat. 


Nr. 867. 


Wilna, den 8. August 1918. 


An den Herrn Oberbefehlshaber Ost 

Hauptquartier, 

durch den Herrn Verwaltungschef beim Militärgouverneur Litauen, 

hier. 


Betrifft das Schreiben vom 24. d. J. Sekt. P. 2 Nr. 3405/1071. 


• Die litauische Taryba richtete sich bei der Umbenennung des 
litauischen „Landesrats“ iu „Staatsrat“ nach dem Akte vom 23. März 
d .Js., wodurch die deutsche Reichsleitung, beauftragt von Seiner Ma¬ 
jestät dem Deutschen Kaiser, das litauische Land auf Grund der Be¬ 
schlüsse vom 11. Dezember 1917 des litauischen Landesrats als freien, 
unabhängigen litauischen Staat anerkannt hat, und hielt deshalb für 
billig und recht, durch die in Bede stehende Umbenennung den recht¬ 
lich geänderten Verhältissen Rechnung zu tragen. Es schien infolge¬ 
dessen der Taryba die Zeit für ihre Umbenennung schon seit dem Tage 
der Anerkennung der Unabhängigkeit Litauens seitens des Deutschen 
Reiches, nämlich seit dem 23. März d. Js. gekommen zu sein. 

Indem das Präsidium die obige Erklärung des Sachverhaltes hier¬ 
mit abgibt, glaubt es annehmen zu dürfen, daß das entstandene Miß¬ 
verständnis dadurch beseitigt wird. 


(gez. vom Präsidenten und vom Generalsekretär der Taryba.) 



Litauischer Staatsrat. 
Nr. 873. 


Nr. LXV. 


Wilna, den 8. August 1918. 

An den Herrn Vcrwaltungschef 

beim Militärgouverneur für Litauen, 

hier. 

Auf das Schreiben der Militärverwaltung Litauen vom 1. August 
d. Js. (Abt. C. 2, Nr. 2495) erlaubt sich das Präsidium des Litauischen 
Staatsrates folgendes zu erwidern: 

Bei der Kooptierung der neuen sechs Mitglieder ließ sich die Li¬ 
tauische Taryba durch die Weisungen der litauischen Konferenz vom 
18. bis 23. September 1917 leiten. Die ursprünglichen zwanzig Mit¬ 
glieder der Litauischen Taryba wurden wirklich vom Herrn Ober¬ 
befehlshaber Ost auf Vorschlag der genannten Konferenz (Landesver¬ 
sammlung) formell ernannt. Daraus aber ließe sich nicht der Schluß 
ziehen, daß die Ernennung der neuen Mitglieder auch nach dem Kai¬ 
serlichen Akte vom 23. März d. Js., der Litauen als unabhängigen 
Staat auf Grund des Selbstbestimmungsrechts des litauischen Volkes 
anerkannt hat, stattfinden könnte. Ohne Zweifel bildet der Kaiser¬ 
liche Akt vom 23. März d. Js. einen Wendepunkt in der staatlichen 
Lage Litauens und die Ernennung der Mitglieder des Staatsrates wäre 
jetzt ohne Hinwegsetzung über diesen Akt nicht möglich. Die Er¬ 
nennung der Mitglieder der Vertretung eines als frei und unabhängig 
anerkannten Staates durch die Regierung eines anderen Staates bezw. 
durch die Okkupationsbehörden, würde dem Begriffe der Unabhängig¬ 
keit dieses Staates und dem Selbstbestimmungsrechte seines Volkes 
vollkommen widersprechen. 

Da aber der Staatsrat sich bewußt ist, daß das mit Deutschland 
befreundete Litauen sich noch unter den imvermeidlichen Kriegsver¬ 
hältnissen befindet, so hielt das Präsidium desselben für seine Pflicht, 
die Kooptierung der neuen Mitglieder der Militärverwaltung Litauen 
anzuzeigen, in der Hoffnung, daß diese Anzeige zur gefl. Kenntnis 
genommen wird. 

Was das Ausscheiden von einigen Mitgliedern anbetrifft, so sind 
es die drei Herren: Kairys, Birziska und Narutaviöius, welche der 
Staatsrat für ausgeschieden hält, weil die drei Herren erklärt haben, 
daß sie die Mitarbeit mit dem Staatsrate für unmöglich halten. 

In Anbetracht dessen, daß der Tätigkeitskreis des Statsrates sich 
erweitert hat, hielt es der Staatsrat für notwendig, von ihrem Koop- 
tierungsrechte Gebrauch zu machen und die Mitgliederzahl vorläufig 
um sechs Personen zu erhöhen. 

gez.: Dr. J. Saulys, Vizepräsident. J. Sernas, Generalsekretär. 



Wilna, den 13. August 1918. 


An den Herrn Verwaltungschef beim Militärgouverneur 

für Litauen, 

hier. 


V. 

In seiner Sitzung vom 11. Juli d. J. hat der Litauische Landes¬ 
rat den Beschluß gefaßt, daß fortan der Landesrat nicht mehr die 
bisher gebrauchte Benennung „Litauische Taryba“, sondern „Litaui¬ 
scher Staatsrat“ führen soll. 

Dieser Beschluß des Landesrates ist durch das Präsidium Sr. 
Königlichen Hoheit dem Herrn Oberbefehlshaber Ost angezeigt wor¬ 
den, worauf durch das Schreiben des Generals beim Stabe des Ober¬ 
befehlshabers Ost, Abt. V Sekt. P. 2 Nr. 3405/1071 vom 24. Juli d. J. 
dem Präsidium erwidert wurde, daß die Zeit für eine Umbenennung 
des Litauischen „Landesrates“ in „Staatsrat“ noch nicht gekommen 
sei und daß es bis auf weiteres bei der Bezeichnung „Landesrat“ sein 
Bewenden behalten müsse. 

Unter Bezugnahme auf dieses Schreiben werden mm Schriften 
mit der Bezeichnung „Staatsrat“ von der Militärverwaltung Litauen 
nicht mehr angenommen, sondern zurückgesandt. 

Bei der Umbenennung, wie das Präsidium in dem Antwortschrei¬ 
ben an den Herrn Oberbefehlshaber Ost vom 8. d. Mts. Nr. 867 schon 
betont war, war für die Taryba der Kaiserliche Akt vom 23. März 1918 
maßgebend, durch welchen Akt Litauen als freier und unabhängiger 
Staat anerkannt wurde. Der Litauischen Taryba schien es als selbst¬ 
verständlich, daß sie, als einzige rechtmäßige anerkannte Vertretung 
des freien und unabhängigen Staates fortan nur die Benennung 
„Staatsrat“ führen kann, denn die Benennung „Landesrat“ war ange¬ 
bracht, bis die Taryba als Vertreterin nur des Landes im territorialen 
Sinne war, seitdem aber Litauen von dem Deutschen Kaiser schon als 
Staat anerkannt ist, dürfte die Vertretung dieses Staates „Staatsrat“ 
und nicht mehr „Landesrat“ genannt werden müssen. Außerdem be¬ 
trachtete die Taryba die Umbenennungsfrage als eine innere Ange¬ 
legenheit Litauens, über die zu entscheiden, sie das Recht hat. 

Durch die Verfügung, daß alle Schreiben mit der Bezeichnung 
„Staatsrat“ nicht mehr angenommen, sondern zurückgesandt werden, 
wird die laufende Arbeit der Taryba unmöglich gemacht. 

In Anbetracht dessen, sieht sich das Präsidium der Taryba ver¬ 
anlaßt, dem Zwange sich zu fügen und bis auf weiteres im Verkehr 
mit den deutschen Okkupationsbehörden sich der bis zum 11. Juli d. J. 
gebrauchten Bezeichnung „Litauische Taryba“ oder „Litauischer Lan- 
’desrat“ zu bedienen. ' r 


(gez. vom Präsidenten imd vom Generalsekretär der Taryba.) 
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Nr. LXVIT. 

Präsident des Litauischen Staatsrates. 

Wilna, den 14. August 1918. 

An Seine Exzellenz den Kanzler des Deutschen Eeiches 
Herrn Graf v. Hertling 

.Vertraulich! 


Euer Exzellenz! 

Seine Majestät der Deutsche Kaiser hat am 23. März d. Js. geruht, 
Euer Exzellenz zu beauftragen, „im Benehmen mit den Vertretern der 
Bevölkerung Litauens die zur Wiedererrichtung des selbständigen 
litauischen Staates erforderlichen Maßnahmen zu treffen.“ Zu diesem 
Zwecke wurde ein besonderes Amt eingerichtet, das zur Zeit der Herr 
Unterstaatssekretär Exzellenz von Falkenhausen inne hat. Da in der 
letzten Zeit die litauischen Verhältnisse infolge der Königswahl Gegen¬ 
stand eifriger Diskussionen in der Presse waren, hat Herr von Fal¬ 
kenhausen und die deutsche Regierung Stellungnahme zur Königs¬ 
wahl und zum Wiederaufbau Litauens öffentlich darzulegen versucht, 
indem er Pressevertretern eine Unterredung gewährte, während wel¬ 
cher er auch das völkerrechtliche Verhältnis zwischen Litauen und 
Deutschland berührte. Die Art und Weise, in der dies geschah, macht 
es zur Pflicht, auf jene Ausführungen, die von der „Kölnischen Volks¬ 
zeitung“ (5. August 1918, Nr. 716) wiedergegeben worden sind, Ew. 
Exzellenz gegenüber zurückzukommen. „Die Taryba“ — so hieß es 
in der „Köln. Volksztg.“ — „ist keineswegs mit Staatsgewalt ausge¬ 
stattet. Die Taryba weiß auch ganz genau, daß das Litauische Land 
als Staat von Deutschland nur nach Erfüllung gewisser Bedingungen 
anerkannt werden kann. Aber sie muß auch wissen, daß ein Lami'-s- 
rat niemals Staatsgewalt hat. Staatsrechtlich läßt sich etwa ein Ver¬ 
gleich anführen, der die Taryba als ein Ersatz für ein Parlament be¬ 
zeichnet, nicht aber als Ersatz für eine Regierung. Man kann aber 
auch gar nicht von einem gültigen Beschluß reden . . . weil noch 
nie ein Parlament ohne Anwesenheit der Regierung, oder ohne, daß 
die gesetzliche Regierung mindestens eingeladen worden ist, einen so 
weitgehenden Beschluß gefaßt hat.“ Der Unterzeichnete sieht voll¬ 
ständig von den recht eigentümlichen, keinem Rechtsgelehrten be¬ 
kannten Staatstheorien des Herrn Unterstaatssekretärs ab. Was aber 
in dessen Aeußerungen von Bedeutung ist, und was nicht unwiderspro¬ 
chen bleiben darf, das ist die Behauptung, daß, erstens, das litauische 
Land als Staat unter gewissen Vorbedingungen anerkannt werden 
kann, was zeigt, daß der Herr Unterstaatssekretär die Anerkennung 
von Litauens Selbständigkeit als noch nicht .vollzogen betrachtet, und 
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daß zweitens, die Taryba nur ein Notbehelf des Parlaments ist, die 
unmöglich die Befugnisse der Krone oder der Regierung inne haben 
könne. Diese beiden Behauptungen stehen in krassem Widerspruch 
mit den völkerrechtlichen Akten, die die Grundlage für die litauisch- 
deutschen Beziehungen bilden. Diese Akten sind der Beschluß der 
Litauischen Taryba vom 11. Dezember 1917 und der Erlaß S. M. des 
Deutschen Kaisers vom 23. März d. J. in Beantwortung desselben. In 
der letztgenannten Urkunde hat S. Majestät ganz unzweideutig ausge¬ 
sprochen, daß „Wir auf der Grundlage der vorstehend genannten Er¬ 
klärung des Litauischen Landesrates vom 11. Dezember 1917 im Namen 
des Deutschen Reiches Litauen als einen freien und unabhängigen 
Staat anerkennen und bereit sind, dem litauischen Staate den erbete¬ 
nen Schutz und Beistand bei seiner Wiederaufrichtung zu gewähren.“ 
— Aus diesem Wortlaut geht ganz klar hervor, daß der litauische 
Staat für Deutschland schon seit dem 23. März 1918 existiert. 

Für einen Staat im völkerrechtlichen Sinne sind drei Merkmale 
nötig: 1. die Staatsgewalt, 2. das Staatsgebiet, 3. das Staatsvolk. Die¬ 
sen Satz des Völkerrechts faßt der bekannte deutsche Rechtsgelehrte 
Fr. v. Liszt prägnant so zusammen: „Ein Staat ist entstanden, sobald 
alle drei Merkmale des Staatsbegriffs gegeben sind; er ist untergegan¬ 
gen, sobald eines von ihnen hinwegfällt.“ Da Litauen von Deutsch¬ 
land als ein freier und unabhängiger Staat anerkannt ist, so ergibt 
sich daraus ohne weiteres, daß Deutschland im Falle Litauens alle er¬ 
forderlichen Merkmale als vorhanden anerkannt hat. So haben für 
die deutsche Regierung keine Zweifel bezüglich des litauischen Staats¬ 
volkes und Staatsgebietes bestanden, obwohl bis jetzt die Staatsgren¬ 
zen noch nicht allseitig festgelegt sind. Exzellenz von Falkenhausen 
bezweifelt namens der deutschen Regierung offenbar nur die Hoheits¬ 
rechte in Litauen. Bis zu den Aeußerungen des Herrn Unterstaats¬ 
sekretärs haben aber auch darüber bei der Kaiserlich deutschen Regie¬ 
rung keine Zweifel bestanden. Die „Norddeutsche Allgemeine Zeitung“ 
hat in ihrem offiziösen Kommentar am 24. März d. J. die Entstehung 
des litauischen Staates auf der Grundlage der Urkunden vom 11. De¬ 
zember 1917 und vom 23. März 1918, folgendermaßen charakterisiert: 
„Die polnische Staatsgründung ist hiermit nicht in Parallele zu stellen. 
Litauen soll nunmehr ein freier und selbständiger Staat werden. Auch 
in seinem Verhältnis zu Deutschland, das heißt, es soll nicht in das 
deutsche Territorium eingegriffen und nicht der deutschen Staats¬ 
hoheit unterworfen werden, sondern als ' ein eigener, unabhängiger 
Staat außerhalb des Deutschen Reiches bestehen und mit Deutschland 
lediglich durch völkerrechtliche Verträge verbunden sein.“ Damals 
war also die Auffassung der deutschen Regierung ganz im Einklänge 
mit den erwähnten Urkunden. Da demnach die Hoheitsrechte in Li¬ 
tauen, die früher der russische Kaiser ausübte, keineswegs auf Deutsch¬ 
land übertragen worden sind, so erhebt sich die Frage, wer der Träger 
der Souveränität in Litauen ist Die Antwort darauf kann nur lauten: 
Der Litauische Landesrat, der auch von S. M. dem Deutschen Kaiser 
als Vertreter des souveränen Volkswillens in Litauen bezeichnet wor¬ 
den ist. Daß derselbe seinerzeit mit der Zustimmung der deutschen 
Okkupationsbehörden zustande gekommen ist, ändert daran gar nichts. 
Als der Landesrat am 11. Dezember 1917 Litauens Unabhängigkeit auf 
revolutionärem Wege proklamiert hat, riß er zugleich die Souveräni¬ 
tätsrechte in Litauen an sich und wurde damit aus einem Landesrate 
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zu einem Staatsrate. Deutschland hat diesbn Tatbestand zunächst 
stillschweigend hingenommen und erst später, nämlich am 23. März, in 
feierlicher Weise durch einen völkerrechtlichen Akt anerkannt. 

Exzellenz von Ealkenhausen beruft sich allerdings auf den Ar¬ 
tikel TII des Brcster Friedensvertrages, in dem Kußland auf seine 
Hoheitsrechte in den bestimmten okkupierten Gebieten verzichtet und 
in dem weiter gesagt wird, daß „Deutschland und Oesterreich-Ungarn 
beabsichtigen, das künftige Schicksal dieser Gebiete im Benehmen mit 
deren Bevölkerung zu bestimmen.“ Daß aber der Brestcr Vertrag für 
Litauen gar nicht in Betracht kommen kann, liegt auf der Hand, da 
die Litauische Taryba schon am 11. Dezember 1917 die Unabhängig¬ 
keit Litauens proklamiert hat, der Brestcr Friedensvertrag jedoch erst 
am 3. März, also beinahe drei Monate später zustande gekommen ist. 
Litauens Unabhängigkeit wurde allerdings noch später von Deutsch¬ 
land anerkannt, aber diese Anerkennung fußt vollständig auf dem Be¬ 
schluß vom 11. Dezember. Wäre Deutschland willens gewesen, in dieser 
Frage sich auf den Brestcr Friedensvertrag zu stützen, so müßte 
es nach dem Wortlaut des Artikels III die Regelung der litauischen 
Frage gemeinsam mit Oesterreich-Ungarn vornehmen und hätte ferner 
die Anerkennungsurkunde vom 23. März nicht dem Beschluß des Li¬ 
tauischen Landesrates vom 11. Dezember 1917 zugrunde legen dürfen. 

Schließlich weist Exzellenz von Falkenhausen darauf hin, daß die 
Taryba um deutschen Schutz und Hilfe für die Aufrichtung des li¬ 
tauischen Staates gebeten habe, und zieht daraus den Schluß, sie könne 
nur im Einvernehmen mit der deutschen Reichsregierung über die 
Fragen der Staatsform entscheiden. Hierbei beruft er sich auf den 
oben angeführten Artikel des Friedensvertrages von Brest-Litowsk. 
Doch findet, wie oben dargelegt worden ist, dieser Vertrag auf Litauen 
keine Anwendung. Eine Bestimmung über das Vorgehen „im Beneh¬ 
men mit den Vertretern Litauens“ ist jedoch in einer andern Urkunde, 
nämlich im Erlaß vom 23. März d. Js. enthalten. Aber hier handelt es 
sich nicht um ein Kocht der Reichsregierung, sondern um eine Pflicht 
derselben. Es ist ja selbstverständlich, daß die erbetene Hilfe in Li¬ 
tauen nur dann als solche empfunden werden kann, wenn sie in der 
Form gewährt wird, die dem Wunsche der Litauer entspricht. Dar¬ 
auf bezog sich S. Majestät, als er Ew. Exzellenz Vollmacht erteilte, 
im Benehmen mit den Vertretern der Bevölkerung Litauens die zum 
Aufbau des litauischen Staates erforderlichen Maßnahmen zu treffen, 
wohl gemerkt, nicht im Benehmen mit der Bevölkerung selbst, sondern 
mit deren Vertretern, worunter die Taryba gemeint ist, die als die an¬ 
erkannte Vertretung des litauischen Volkes in derselben Urkunde be¬ 
zeichnet wird. Durch, diese Bestimmung wurde der Litauischen Taryba 
das Recht zuerkannt, nur solche Maßnahmen als Hilfeleistungen an¬ 
zusehen, die im Benehmen mit ihr getroffen werden. Es ist selbstver¬ 
ständlich, daß diese Form von Hilfeleistung als eine Verpflichtung 
der Litauer nicht angesehen werden kann, in dem Sinne, daß die Tary¬ 
ba unfähig ist, diejenigen Fragen selbständig zu erledigen, bei denen 
sie keine deutsche Hilfe nötig hat.' 

Angesichts dieser Tatsachen dürften die vom Herrn Unterstaats¬ 
sekretär von Falkenhausen vertretenen Ansichten unmöglich die der 
Reichsleitung sein. Sie sind ja auch in keiner die Regierung binden¬ 
den Form ausgesprochen worden, d. h. nicht amtlich, sondern in der 
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Presse, wenn auch als Ansicht der Reichsregierung. Der Unterzeich¬ 
nete will sich nicht darauf einlassen, welche Konsequenzen sich aus der 
Stellungnahme des Herrn Unterstaatssekretärs ergehen, wenn man 
bedenkt, daß er als Kommissar für litauische Angelegenheiten im Be¬ 
nehmen mit dem litauischen Staatsrate in der Frage der Hilfeleistung 
vorgeben muß. ' 

Arifc dem Ausdruck ausgezeichnetester Hochachtung verbleibe ich 
Ew. Exzellenz ganz ergebenster 
gez.: A. Smet-ona. 
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Nr. LXVIII. 

\ 

Präsident des Litauischen Staatsrates. 

Nr. 891. 

Wilna, den 17. August 1918. 

An Seine Exzellenz den Kanzler des Deutschen Reiches. 

Berlin. 


Euer Exzellenz! 

Als die Litauische Taryba am 11. Dezember 1917 die Wiederher¬ 
stellung - eines unabhängigen Staates Litauen proklamierte, bat sie zu¬ 
gleich Deutschland, den Schutz der litauischen Interessen bei den Frie¬ 
densverhandlungen zu übernehmen und Hilfe für den innern Aufbau 
des Staates zu gewähren. Seine Majestät der Deutsche Kaiser hat am 
23. März 1918 uns beides zugesagt und Euer Exzellenz beauftragt, die 
dazu erforderlichen Maßnahmen im Einvernehmen mit der Taryba zu 
treffen. 

Es versteht sich von selbst, daß der litauische Staat im großen 
und ganzen durch die litauischen Kräfte ausgebaut werden muJß und 
daß die deutsche Hilfe, wie das Wort besagt, nur Hilfe, nicht mehr, 
sein darf. Bis jetzt hat die litauische Taryba von dem Versprechen 
der deutschen Regierung, die nötige Hilfe leisten zu Avollen, keinen 
Gebrauch gemacht, weil sie, wegen der Lage, in der Litauen sich bis 
jetzt noch befindet, sogar für litauische Kräfte keine Verwendung 
fand. Wenn der Ausbau dos Staates soweit gediehen sein wird, daß 
weiterhin die deutsche Hilfe erwünscht und notwendig ist, dann wird 
der Staatsrat die deutsche Regierung um ihre Hilfe bitten. Erst dann 
wird es auch möglich sein, genau festzustellen, welcher Art und in 
welchem. Umfange diese Hilfe gewährt werden soll. Was aber den 
Ausbau des Staates mit eigenen Kräften anbetrifft, der zuerst vor¬ 
genommen werden muß, so ist es für die Ersprießlichkeit dieser Arbeit 
nötig - , daß wir auf keine Hindernisse seitens derjenigen deutschen Be¬ 
hörden stoßen, die mit der militärischen Macht ausgestattet, das Land 
bis jetzt noch als feindliches, okkupiertes Gebiet betrachten und ver- 
walten. Um solcher Störung im Werke des Ausbaues vorzubeugen, 
muß man sieh gegenseitig verständigen. Eine Verständigung ist ferner 
auch in den Fragen notwendig, die den Zeitpunkt und die vorzuneh- 
menden Maßnahmen betreffen. Aus diesen Gründen beehre ich mich, 
einen Plan des Aufbaues von Litauen Euer Exzellenz vorzulegen. 

Die zunächst erforderlichen Maßnahmen gehen in zwei Richtun¬ 
gen: sie berühren 1. Litauens internationale, und 2. seine innere Lage. 
Um mit der ersten zu beginnep, so ist sie ganz prekärer Art Die 
internationale Lage eines Staates ist nur dann sichergestellt, wenn er 
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von den Großmächten in die Völkergemeinschaft aüfgenommen worden 
ist. Bis jetzt ist Litauen nur von Deutschland als freier und unab¬ 
hängiger Staat anerkannt. Dadurch wurde aber das rechtliche Ver¬ 
hältnis zwischen diesen Staaten keineswegs vollständig klargestellt. 
Es wurde nicht einmal andeutungsweise die Stellung Litauens, als 
eines Teils des ehemaligen Rußlands, zu den von diesem Reiche mit 
Deutschland abgeschlossenen völkerrechtlichen Verträgen, soweit sie 
nicht durch seinen Beschluß vom 11. Dezember 1917 außer Kraft ge¬ 
treten sind, festgelegt. Die Urkunden vom 11. Dezember 1917 und 
23. März 1918 haben nur die rechtliche Grundlage geschaffen, auf 
welcher das Verhältnis zwischen Deutschland Und Litauen weiter¬ 
gebaut werden soll. 

Wir glauben, daß die Fortbildung des rein rechtlichen Verhält¬ 
nisses der beiden Staaten wenig Ergebnisse zeitigen würde, da es an 
Anweisungen der Praxis fehlt. Jetzt handelt es sich, unseres Er¬ 
achtens, darum, aus den fest bestimmten rechtlichen Grundlagen 
praktische Konsequenzen zu ziehen. In diesem Sinne wäre es für 
Litauen von größter Bedeutung, eine ständige, offizielle Vertretung 
bei der Kaiserlich deutschen Regierung in Berlin zu haben. Die hier 
weilenden Beauftragten des Staatsrates genießen nicht die Rechte 
einer diplomatischen Vertretung. Bei der jetzigen Lage der Dinge ist 
der Staatsrat in Wilna genötigt, sich nur durch die Militärverwaltung 
mit der Reichsleitung zu verständigen. Wie unbequem dieser Weg 
ist, hat die Praxis zur Genüge bewiesen. Es gab Fälle, wo ein Schrei¬ 
ben der Taryba an Eure Exzellenz wochen- oder sogar monatelang 
unbefördert blieb. Eine diplomatische Vertretung des Staatsrates in 
Bejlin, mit der wir stets ungehindert verkehren dürften, hätte viel 
Unerquickliches in den litauisch-deutschen Beziehungen ersparen 
können. 

Ferner wäre die Anerkennung der {litauischen Unabhängigkeit 
durch die übrigen Mächte des Vierbundes von großer 'Bedeutung. 
Nachdem Deutschland dieselbe schon ausgesprochen hat, können keine 
Bedenken, dasselbe auch zu tun, bei dessen Verbündeten bestehen. 
Diese Anerkennung wäre deshalb für uns von großer Tragweite, weil 
es in Oesterreich-Ungarn, wie in der Türkei, viele litauische Kriegs¬ 
gefangene gibt, die nach dem Brester Friedensvertrag unverzüglich 
nach der Heimat entlassen werden müssen. Für diese Staaten gelten 
diese Gefangenen aber immer noch als Russen, da für sie noch kein 
Litauen völkerrechtlich existiert. Daher können diese Kriegsgefange¬ 
nen nicht nach Hause zurüekkehren, sondern müssen entweder nach 
Rußland gehen oder weiter in der Gefangenschaft bleiben. Für diese 
unsere Landsleute ist Fürsorge in größerem Umfange erst möglich, 
wenn Litauen mit diesen Staaten diplomatische Beziehungen auf¬ 
nimmt. 

Von noch größerer Tragweite und Bedeutung wäre die Anerken¬ 
nung Litauens durch die neutralen Staaten. Politisch ist es wichtig, 
schon vor der allgemeinen Friedenskonferenz die Unabhängigkeit 
Litauens von möglichst vielen Staaten anerkannt zu wissen. Das be¬ 
darf keiner weiteren Erörterung. Welche praktische Bedeutung' diese 
Anerkennung für Litauen hätte, kann man deutlich aus folgendem, 
wörtlich angeführten Bericht aus Sibirien erkennen: „Die provisorische 
sibirische Regierung, die mit Hilfe der Tschecho-Slowaken die Macht 
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ergriffen bat, hat die Mobilisation aller, in russischem Kriegsdienst ge¬ 
wesenen Offiziere, Aerzte und Beamten angekündigt. Da aber die 
Verordnung in bezug auf die Litauer nicht klar lautete, hat der Na¬ 
tionalrat in Nowo-Nikolajewsk (beruhend auf den Bestimmungen der 
Konferenz in Wilna im Jahre 1905, in Petersburg 1917, in Wilna 1917, 
des Friedensvertrages in Brest, wo die Russen jegliche Ansprüche auf 
Litauen aufgegeben und die Litauer allen Verpflichtungen gegenüber 
Rußland befreit haben), offiziell der provisorischen sibirischen Regie¬ 
rung verkündet, daß die Litauer als fremde Staatsangehörige am poli¬ 
tischen und militärischen Leben Sibiriens nicht teilnehmen werden. 
Alsdann hat das litauische Zentralbureau, auf derselben Grundlage be¬ 
ruhend, wie der Litauische Nationalrat in Nowo-Nikolajewsk, sich be¬ 
stimmt gegen den Mobilisationsbefehl geäußert. 

Nach einiger Zeit hat die provisorische sibirische Regierung offi¬ 
ziell angekündigt, daß die Litauer, Letten, Esthen, Polen und Ukrainer, 
als Bewohner Sibiriens und Bürger des russischen föderativen Staates, 
gleich den Russen ins Heer treten müssen. Da aber auch viele Russen 
dieser Verordnung nicht folgten, wurde veröffentlicht, daß alle, die 
sich dem Kriegsdienste entziehen, verhaftet und im Feldgericht ge¬ 
richtet werden. 

Unter solchen Umständen hat sich das Litauische Zentralbureau 
an den schwedischen Konsul in Tomsk mit der Bitte gewandt, die 
Litauer unter seinen Schutz zu nehmen. Der schwedische Konsul hat 
die Haltung der Litauer als richtig anerkannt und, nach einer Unter¬ 
redung mit der sibirischen Regierung, um Nachweisungen angefragt. 
Außerdem hat er darauf hingewiesen, daß er den Schutz der Litauer 
nur im Aufträge der Litauischen Taryba in Wilna und nach einer 
diesbezüglichen Fühlungnahme mit Berlin annehmen würde.“ 

Daß es an solchen Beispielen, wie diese, uns aus Sibirien gemeldete 
Einberufung der Litauer unter die Fahnen gegen die Deutschen auch 
im übrigen Rußland nicht fehlt, ist ohne weiteres klar. 

Aber auch wenn man vom Kriegsdienst absieht, haben die Litauer 
in Rußland noch andere, sehr große Interessen wahrzunelimen. Deut¬ 
sche Hilfe ist in diesem Falle wegen des starken Hasses gegen die 
Deutschen nicht zu gebrauchen. Die Litauischen Interessen können 
dort daher nur entweder durch eigene diplomatische Vertretung, oder 
durch die der Neutralen geschützt werden. Um aber direkt den Schutz 
der neutralen Staaten in Anspruch nehmen zu können, muß man vor¬ 
erst von denselben in die Völkergemeinschaft aufgenommen worden 
sein. Die Anerkennung der litauischen Unabhängigkeit durch die Neu¬ 
tralen würde Litauen nicht nur in bezug au f Rußland zugute kommen, 
sondern auch in bezug auf diese Staaten selbst. Von dort aus könnten 
wir uns nämlich mit den Litauern Amerikas in Verbindung setzen und 
von ihnen eine große materielle Unterstützung erhalten. 

Bekanntlich wurde dort im Jahre 1917 vom Kongreß ein „Litaui¬ 
scher Tag“ bestimmt und vom Präsident Wilson bestätigt, an welchem 
ansehnliche Summen für litauische Bedürfnisse gesammelt worden 
sind. Ein Teil von diesen Geldern, etwa 400 000 M, wurde im Herbst 
vorigen Jahres nach Petersburg abgesandt; doch wurde er nach Ame¬ 
rika zurückgeschickt, weil sich die bolschewistische Regierung des 
Vermögens der litauischen Organisationen bemächtigt hatte und im 
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Namen derselben weiter auftreten wollte. Die angegebene Summe ist 
nur ein Teil der Geldmittel, über welche wir verfügen könnten. Abge¬ 
sehen von den Kollektegeldern, ließe sich vieles dort aufbringen, da 
die amerikanischen Litauer sehr opferwillig sind und für den Aufbau 
eines unabhängigen Litauens sehr energisch cintrctcn. Mit unsern 
Landsleuten in Amerika können wir uns direkt in Verbindung setzen, 
falls wir von den neutralen Staaten anerkannt sind und unsere ständige 
Vertretung dort haben, die ungehindert mit dem Staatsrat in Wilna 
verkehrt. 

Hierbei taucht natürlich die Frage auf, inwieweit die neutralen 
Staaten bereit sind, Litauens Unabhängigkeit anzuerkennen. Obwohl 
wir guten Grund haben, zu glauben, daß keine erheblichen Schwierig¬ 
keiten sich erheben würden, wäre es doch notwendig, eine Abordnung 
dorthin zu schicken, um auszuforschen, unter welchen Umständen die 
Anerkennung des Litauischen Staates ausgesprochen werden kpnnte. 

Wenn wir uns von der internationalen Lage Litauens zum inneren 
Aufbau des Staates wenden, so gestaltet sich die Frage viel schwieri¬ 
ge!'. Erstens muß festgestellt werden, daß bis jetzt noch gar nichts 
vorgenommen worden ist, das als leise Andeutung einer Wiedererrich¬ 
tung des staatlichen Lebens Litauens aufgefaßt werden könnte. Bis 
jetzt wird der mit Deutschland befreundete litauische Staat noch 
immer als feindliches, okkupiertes Gebiet von den deutschen 
Militärbehörden verwaltet. Ich will mich nicht darauf einlassen, was 
diese Verwaltung für die Vernichtung des Landes'bedeutet. Oeftcrs 
habe ich Eure Exzellenz über die unerträgliche Lage des Landes unter¬ 
richtet. Ich möchte jetzt nur davon sprechen, was für Schritte getan 
werden müssen, um den Ausbau des Staates zu beginnen, wobei es 
sich um die baldige Bildung einer litauischen Regierung handelt. Die 
Frage ist nicht so einfach, wie cs auf den ersten Blick scheinen 
könnte. Wenn ein Staat, der seinen eigenen Staatsapparat hat, mili¬ 
tärisch besetzt wird, und' an Stelle seiner Organe die des Okkupanten 
treten, so handelt es sich bei der Rückgabe der Macht nur darum, wie 
die suspendierte * Tätigkeit derselben wieder aufgenoramen werden 
kann. In Litauen war vor dem Kriege der Staatsapparat russisch. 
Dieser war vor dem deutschen Anmärsche zurückgenommen worden. 
Nach dem Friedensschluß darf er nicht mehr im Lande erscheinen. 
An dessen Stelle soll ein neuer litauischer eingesetzt werden, 
dessen sämtliche Organe erst heranzubilden sind. Damit ist aber nicht 
alles gesagt. Es kann sich nicht einfach darum handeln, die russischen 
Staatsorgane durch die litauischen zu ersetzen. Auch die Verfassung 
muß abgeäudert werden und den neuen Verhältnissen angepaßt 
werden. 

Was ferner das Verwaltungssystem anbetrifft, so sind vom russi¬ 
schen fast keine Spuren geblieben, da im Lande alles den Kriegs¬ 
verhältnisseh untergeordnet werden mußte. Und eben darum, weil 
die jetzige deutsche Verwaltung rein aus den Kriegszuständen hervor- 
gegangen ist, darf sie nicht als des Landes künftiges Verwaltungs¬ 
system bleiben. Wenn man schließlich bedenkt, daß das deutsche Be¬ 
satzungsheer eine noch nicht näher zu bestimmende Zeit bleibt, so 
gestaltet sich die Einsetzung einer eigenen litauischen Regierung zu 
einem komplizierten Problem. Die Lösung des Problems erfordert 
viel Vorarbeit, die, trotz der Hindernisse der Militärverwaltung, vom 
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Litauischen Staatsrate vorgenommen und teilweise zu einem Abschluß 
gekommen sind. 

Die Hauptfrage bei der Einsetzung der litauischen Regierung ist 
die, wo man anfangen soll, von oben oder von unten. Theoretisch ließe 
sich das Verfahren ungefähr so denken: Man beginnt von unten mit 
der Einsetzung der litauischen Subalternbeamten, die an die Stelle 
der Deutschen treten würden und der deutschen Militärverwaltung 
unterstellt wären. So könnte man allmählich ein vollständiges litaui¬ 
sches Subaltcrntum haben und nur die deutschen Chefs behalten. Dann 
erst würde man eine eigene litauische Kegierung einsetzen, die über 
den fertigen Staatsapparat verfügen könnte. 

Diese Art eines Ausbaues des litauischen Staates läßt sich aber 
nicht durchführen. Erstens ist, wie oben angedeutet wurde, das Ver- 
waltungssystem. nur dem Kriegszustände angepaßt und trägt den 
Fliedensverhältnissen keine Rechnung. Unter diesem Gesichtspunkte 
ist es sogar mangelhafter, als das alte russische System, und es kann 
also von seiner Beibehaltung keine Rede sein. Zweitens ist das Zu¬ 
sammenarbeiten der litauischen Beamten mit den Deutschen aus dem 
einfachen Grande unmögich, weil die Litauer keine genügende Kennt¬ 
nis der deutschen Sprache besitzen. Das ist besonders wichtig, weil 
ein Beamter die Sprache nicht nur mündlich, sondern auch schriftlich 
beherrschen muß. Schon allein aus dieser Tatsache ergibt sich die 
Schlußfolgerung, daß die litauischen Beamten nur als litauische amtie¬ 
ren können, die litauische Chefs haben und von der litauischen Zentral¬ 
behörde ein- und abgosetzt werden. Mit anderen Worten, die litauische 
Regierung muß von oben, nicht von unten ausgcbildet werden. Da 
aber momentan die deutschen Behörden nicht aus dem Lande gehen 
und durch die litauischen ersetzt werden können, da ferner die litaui¬ 
schen Behörden den deutschen nicht unterstellt werden können, so bleibt 
als einziger Ausweg: Teilung der Befugnisse, d. h. manche Verwal¬ 
tungsgebiete müssen gänzlich den litauischen Ressorts überwiesen 
werden, die andern in den Händen der deutschen Behörden bleiben, 
bis die Zeit kommt, auch diese Ressorts der litauischen Regierung 
zu übergeben. 

Welche Ressorts schon jetzt an die litauische Regierung abzugeben 
sind, oder von welchen nur einige Abteilungen einer späteren Verein¬ 
barung Vorbehalten bleiben sollen, braucht hier des näheren nicht er¬ 
örtert zu werden. Trotz dieser Scheidung der Ressorts muß die Zen¬ 
tralregierung im ganzen Umfange schon jetzt eingesetzt werden, weil 
sie für die Heranbildung der fehlenden Organe sorgen muß, damit der 
nötige Beamtenapparat zur Verfügung steht, wenn die Zeit kommt, 
auch die übrigen Ressorts in litauische Hände zu nehmen. Die Zcntral- 
regierung kann nur ein Ministerrat sein, der vom Staatsrate, als dem 
Träger der litauischen Hoheitsrechte, ernennt und entlassen werden 
kann, bis der gewählte litauische König ins Land kommt und durch 
die Thronbesteigung die souveräne Macht des Staatsrates auf sich 
übernimmt. 

Gleichzeitig mit der Einsetzung der litauischen Regierung ent¬ 
stehen zwei andere Fragen: die der Staatsgebietsgrenzen und die der 
Einnahmequellen. Die erste von ihnen ist vorläufig einfach zu beant¬ 
worten, da die definitive Regelung der Grenzen noch nicht möglich 
ist. Nach dem Brester Friedensvertrag haben die Ententemächte gegen 
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denselben Einspruch erhoben, so daß, wenn sie nicht so besiegt aus 
dem Kriege hervorgehen, daß Deutschland ihnen seine Bedingungen 
diktieren kann, das ganze Randstaatenproblem nochmals zur Sprache 
kommen muß. Erst dann, wenn während dieser Verhandlungen eine 
Einigung erzielt wird, können die Grenzen definitiv gezogen werden. 
Deshalb könnte jetzt als provisorische Grenze Litauens das ganze 
jetzige, der Militärverwaltung unter dem Namen Litauen unterstellte 
Gebiet betrachtet werden. In diesem ganzen Gebiet würde der litaui¬ 
sche Ministerrat die an ihn abgegebenen Ressorts einrichten lassen. 

Die andere Frage, die in Zusammenhang mit der Einrichtung der 
litauischen Regierung steht, ist die des litauischen Staatshaushaltes. 
Wie kann man die nötigen Mittel aufbringen, um den Bedarf zu 
decken? Die Frage läßt sich nicht sofort beantworten. Gewiß könnte 
man gewissermaßen den Bedarf aus den Landeseinnahmen decken. 
Die Polen bekamen ja im letzten Jahre von den deutschen Behörden 
38 Millionen Mark, und von den österreichischen 12 Millionen Mark. 
Die Litauer haben bis jetzt so gut wie nichts von den Landeseinnahmen 
bekommen und haben bisher hauptsächlich mit Privatmitteln ge¬ 
arbeitet. 

Es ist also nur billig, wenn man einen Teil der Landeseinnahmen 
dem litauischen Staatsrat für den Ausbau des Staates zur Verfügung 
stellt. Daß diese Mittel bei weitem nicht ausreiehen würden, ist ohne 
weiteres klar. Die Polen haben ja die ihnen zur Verfügung gestellten 
Summen nur für die Schulen verausgabt und die übrigen Bedürfnisse 
mit den Mitteln gedeckt, die ihnen aus andern Quellen zufließen. Auch 
in Litauen muß man ähnlich verfahren, und es bleibt also die Frage 
offen, auf welche Weise man die nötigen Mittel auf bringen soll. Eine 
Einnahmequelle könnte etwa aus dem Emissionsrecht der litauischen 
Staatsbank erschlossen werden. Dies Verfahren würde sich aber nur 
mit größter Vorsicht anwenden lassen. Vielleicht wäre es einfacher, 
die deutsche finanzielle Hilfe in Anspruch zu nehmen oder eine innere 
Anleihe auszuschreiben, die unter gewissen Vorbedingungen einen 
guten Erfolg haben könnte. Aber wie bereits gesagt, ist die Frage der 
Finanzen eine sehr delikate, weshalb ich mich nicht näher auf dieselbe 
einlassen will. Wenn die Frage des äußeren und inneren Aufbaues 
des litauischen Staates im Prinzip entschieden ist, erst dann kann man 
die Frage stellen, woher die nötigen Geldmittel beschafft werden 
können. Diese Frage bleibt also noch einer besonderen Vereinbarung' 
vorenthalten. 

Dies sind die Hauptfragen, die beim Aufbau des litauischen Staa¬ 
tes zu berücksichtigen sind. Neben ihnen gibt es noch eine Reihe 
anderer Fragen, die ebenfalls für die Zukunft Litauens von großer 
Bedeutung sind, jedoch verhältnismäßig leicht entschieden werden 
können, sobald die oben skizzierten Fragen ihre Lösung gefunden 
haben. 

Die hier berührten Fragen des Aufbaues des litauischen Staates 
können keineswegs als ein Präjudiz der mit Deutschland abzuschließen¬ 
den Konventionen dienen. Da die Frage der Konventionen begreif¬ 
licherweise sich in die Länge ziehen wird, so betrachten wir es als den 
besten Ausweg, zunächst dasjenige zu erledigen, was mit den Kon¬ 
ventionen nichts zu tun hat. Wenn die angegebenen Fragen nicht ein¬ 
gehender behandelt worden sind, so geschah dies aus dem Grunde, weil 
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sie zuerst prinzipiell entschieden werden müssen. Um diese prinzi¬ 
pielle Lösung herbeizuführen, ist eine Rücksprache mit der deutschen 
Reichsleitung unbedingt notwendig. 

Deshalb habe ich die Ehre, Euer Exzellenz ergebenst zu bitten, 
mich nach meiner Rückkehr aus der Schweiz empfangen zu wollen. 
Indem ich Ihrer diesbezüglichen gefälligen Antwort entgegensehe, ver¬ 
bleibe ich Euer Exzellenz ergebenster 


gez.: A. Smetona. 
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Nr. LXIX. 

Der Verwaltungschef .Wilna, den 20. August 1918. 

heim Militärgouverneur für Litauen. 

I. B. I. Nr. 18. 

Seine Exzellenz der Militärgouverneur hat mich beauftragt, Un¬ 
klarheiten, die aus einzelnen Vorkommnissen der letzten Zeit hinsiclit- 
, lieh der Stellung des Landesrates erkennbar geworden sind, zum Be¬ 
sten des weiteren Zusammeuarbeitens zwischen Verwaltung und Lan¬ 
desrat zu beheben. 

Dementsprechend beehre ich mich, dem Landesrat folgendes mit¬ 
zuteilen: / 

Solange eine grundsätzliche Aenderung der durch die Kriegslage 
bedingten Verhältnisse eintritt, muß cs bei dem Erlaß des Herrn Ober¬ 
befehlshabers Ost betreffend Einsetzung des Landesrates vom 23. Sep¬ 
tember 1917 verbleiben, wonach der Landesrat als anerkannte Vertre¬ 
tung der Bevölkerung die Verwaltung in Landesangelegenheiten be¬ 
rät und Wünsche der Landeseinwohner zum Ausdruck bringt. 

Daraus geht hervor, daß der Landesrat weder mit Hoheitsrechten 
ausgestattet, noch ein Regierungsorgan ist. Hieran ist auch durch die 
Anerkennungsurkunde vom 23. März 191S nichts geändert. 

Was die Zuwahl neuer Mitglieder betrifft, so muß auch hier der 
Erlaß des Herrn Oberbefehlshabers Ost vom 23. September 1917 vor¬ 
läufig maßgebend bleiben, wonach der Eintritt neuer Mitglieder in den 
Landesrat ohne Mitwirkung des Verwaltungschefs nicht angängig ist. 

Ferner bitte ich eine Reihe formaler, die Geschäftsordnung be¬ 
treffenden Bedingungen beobachten zu wollen. Hierzu gehört an erster 
Stelle, daß das Präsidium den Landesrat nur im Benehmen mit dem 
Verwaltungschef einberuft und vertagt und ihm den Termin der Ein¬ 
berufung und Vertagung rechtzeitig vorher bekanntgibt. Auch muß 
der Verwaltungschef das Recht für sich in Anspruch nehmen, den 
Landesrat im Bedarfsfälle selbst einzuberufen und zu vertagen. 

Die Sicherstellung der notwendigen Verbindung zwischen Ver¬ 
waltung und Landesrat läßt sich ebenfalls nicht entbehren und kann 
nur dadurch in erforderlichem Maße erreicht werden, daß der Verwal¬ 
tungschef so rechtzeitig zu den Sitzungen unter Beifügung der Tages¬ 
ordnung eingeladen wird, daß er selbst oder durch seine Kommissare 
der Tagesordnung zustimmen und an den Sitzungen teilnehmen kann. 

Hierbei wird, dem Geschäftsordnungsbrauch entsprechend, den 
Vertretern der Verwaltung das Recht, jederzeit das Wort zu ergreifen, 
Vorbehalten. 

Als Beschlüsse des Landesrates können in Zukunft nur solche 
Kundgebungen angesehen werden, die unter diesen .Voraussetzungen 
zustande gekommen sind. • 
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Indem ich dem Präsidium des Landesrates von Vorstehendem 
Kenntnis gebe, wiederhole ich meine mündlich ausgesprochene Er¬ 
klärung, daß ich mit der Festsetzung der für das Zusammenarbeiten 
von Verwaltung und Landesrat zu beachtenden Grundsätze nicht eine 
Einschränkung der freien Befugnisse des Landesrates beabsichtige, 
sondern allein die Förderung des Wiederaufbaues und die Schaffung 
der erforderlichen Grundlagen für die künftige Verwaltung und Wirt¬ 
schaft zum Besten Litauens im Auge habe. 

gez.: Ties.ler 
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Nr. LXX. 

Der Verwaltungschef Wilna, den 23. August 1918. 

beim Militärgouverneur von Litauen. 

I. B. I. Nr. 8. 

Zum Schreiben vom 13. August d. Js. — Nr. S96 — 
Nachdem die Bezeichnung „Litauische Taryba“ längere Zeit hin¬ 
durch gebraucht worden ist, will ich nichts dagegen einwenden, wenn 
sie neben der amtlichen Bezeichnung „Litauischer Landesrat“ weiter¬ 
gebraucht wird. Da jedoch in einer mündlichen Besprechung über die 
Angelegenheit vom Präsidium erklärt worden ist, daß sich die Aus¬ 
drücke „Taryba“ und „Landesrat“ nicht vollkommen decken, muß ich 
den Vorbehalt machen, daß unter „Taryba“ nichts anderes als „Lan¬ 
desrat“ verstanden wird. 

Im übrigen sehe ich den weiteren Inhalt des Schreibens nach den 
inzwischen erfolgten mündlichen ^Rücksprachen als erledigt an. 

I. ,V.: Gilsa, Hauptmann. 

An das 

Präsidium des Litauischen Landesrats 

z. Hd. d. Herrn Dr. Smetona . . 

hier, Georgstr. 19. 
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Nr. LXXI. 

Lietuvos Taryba Wilna, den 24. August 1918. 

Nr. 1007 

An den Herrn Verwaltungschef beim Militärgouverneur für Litauen 

hier 

Unter Bezugnahme auf die mündliche Besprechung beehrt sieh 
das Präsidium der Taryba hiermit ergebenst in Erinnerung zu brin¬ 
gen, daß die Taryba in ihrer Plenarsitzung am 13. Juli d. Js. folgende 
Herren zu ihren Mitgliedern kooptiert hat: 

1. Dr. Jurgis Alekna, prakt. Arzt, Wilna, Hafenstr. 6 g—4, 

2. Dr. Eliziejus Draugelis, prakt. Arzt, z. Zt. in Mariampol, Pferde¬ 
markt, 

3. Rechtsanwalt Martynas Ycas (Itschas) in Wilna, Theater¬ 
straße 4, W. 5, 

4. Pfarrer Dr. Juozas Purickis, z. Zt. in Berlin, 

5. Baron Stasys von Silingas (Schilling) dn Wilna, Theater¬ 
straße 1, W. 8, 

6. Prof. Dr. Augustinas Voldemaras (Woldemar) z. Zt. in Berlin. 
Indem das Präsidium das Obige mitteilt, bittet es Ew. Hochwohl¬ 
geboren ergebenst um Stellungnahme. 

Gleichzeitig erlaubt sich das Präsidium, Ew. Hochwohlgeboren 
ergebenst zur Kenntnis zu bringen, daß die Taryba, laut Beschluß der¬ 
selben vom 11. Juli d. Js., die Herren Kairys, Birziäka und Naruta- 
vicius für ausgeschieden hält, da sie ihre weitere Mitarbeit mit der 
Taryba für unmöglich erklärt haben. 

(gez. vom Präsidenten und vom Generalsekretär der Taryba.) 
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Nr. LXXII. 

Litauische Taryba Wilna, den 27. August 1918 

Nr. 1027. 

An Seine Exzellenz den Herrn Militärgouverneur für Litauen. 

Eine der größten Unbillen, welche Litauen während des Krieges 
getroffen hat, ist das Bandenunwesen. In unheimlichen Wogen droht 
es das ganze Land zu überfluten, an Zahl verstärkt durch dio demo¬ 
ralisierten Elemente aus Rußland, welche, nach dem Friedensvertrag 
zwischen Deutschland und Rußland, von keiner Stahl- und Feuerwand 
behindert, nach Litauen eindringen können. Aus den verschiedensten 
Gegenden Litauens gehen der Taryba beunruhigende Nachrichten über 
die wachsende Gefahr des Bandenunwesens zu. Die Ueberfälle wieder¬ 
holen sich immer öfter und werden in wachsendem Maßstabe ausge¬ 
führt, wobei die Banditen immer dreister werden. In letzter Zeit rot¬ 
ten sie sich zu Banden von 15—70 Mann zusammen, sind regelrecht? 
bewaffnet und wagen es, ihre Raubzüge sogar am Tage zu unterneh¬ 
men. Was soll erst werden, wenn die dunklen Herbstnächte ein treten? 
Hierzu gesellt sich die Tätigkeit der aus Rußland zurückgekehrten 
Maximalsten, welche den Banditen noch mehr Mut verleiht. Es ist 
bezeichnend, daß die Banditen sieh in letzter Zeit „Maximalisten“ nen¬ 
nen, so daß sich beim Volke die Meinung gebildet hat, Bandit und 
Maximalist sei identisch. 

Die Einwohnerschaft beginnt unruhig zu werden. Die Litauische 
Taryba meint, es sei schon lange an der Zeit, gegen das Bandenun¬ 
wesen Abhilfe zu schaffen und einen geordneten Kampf zu beginnen. 
Erfolgreich kann dieser Kampf aber, nach Ansicht der Taryba, nur 
bei regester Teilnahme der Einwohnerschaft werden. Ihr selbst muß 
die Möglichkeit geboten werden, sich vor den Räubern zu schützen und 
sie auszurotten. Bevor jedoch der Kampf gegen die Banditen mit den 
Waffen in der Hand beginnen wird, gilt es, die Ursachen- aus dem 
Wege zu räumen, welche das Bandenunwesen in Litauen hervorrufen 
und seine Verbreitung bedingen. Unter diesen Ursachen weist die 
Taryba in erster Reihe auf folgende als auf die hauptsächlichsten hin: 

1. Den Kern der aktiven Banditen bilden die aus den deutschen 
und litauischen Gefangenenlagern entlaufenen russischen Kriegsge¬ 
fangenen, sowie die russischen Kriegsangehörigen, welche nach dem 
Rückzug der Russen in Litauen verblieben sind. Ihre Zahl nimmt stän¬ 
dig zu, da die schweren Lebensbedingungen in den Gefangenenlagern 
sie zur Flucht bewegen. Die Sperrung der russischen Grenze und die 
in Litauen herrschenden Zustände zwingen oder gestatten den Geflüch¬ 
teten in unserem Lande zu bleiben und das Raubhandwerk als ein¬ 
trägliches und vorläufig nicht allzugefährliches Gewerbe zu ergreifen. 

2. Das Zwangsarbeitssystem, in Litauen von der Okkupationsver- 
waltung 1916—1917, eingeführt, besteht bis hiezu. Dio .unerträglichen 
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Arbeits- und Lebensbedingungen treiben die Zwangsarbeiten unbedingt 
zu Fluchtversuchen und zwingen sie, sich Schlupfwinkel in Wäldern 
zu suchen, denn es droht ihnen die Gefahr, eingefangen und den Ar- 
bcitsbatailloncn von neuem eingereiht zu werden. 

In allerletzter Zeit, noch im Juni d. J. hat die Militärverwaltung, 
ungeachtet der Kundgebung über Auflösung der Arbeiterbataillone, 
in den Kreisen Poniewesch, Kupischki und Uzjany Männer einfangen 
lassen, welche die Arbeiter, die bis dahin in den Bataillonen tätig 
waren, zu ersetzen haben. Das Fortbestehen der Zwangsarbeiten ist 
der zweite Grund des Bandenunwesens. 

3. Am stärksten jedoch wird die Zahl der Banditen durch die in 
Litauen herrschende Not unter den ärmeren Bevölkerungssehichten 
vermehrt und gestützt. Die Verwaltung hat in diesem Jahre aus Li¬ 
tauen Korn und Lebensmittel entnommen, dabei die Städte und Flecken 
nur teilweise mit billigerem Brot versorgt, für die Armen der Dörfer 
jedoch ist und wird fast gar nichts getan. Das Gemeinwesen darf bis 
jetzt gar keine Abhilfe schaffen; nur in seltenen Fällen ist es gestattet 
worden, etwas zu tun, um die Armen vor dem Hungertode zu bewah¬ 
ren. In diesem Sommer, als das ganze Gebiet vor der früheren Kampf¬ 
front ohne Brot geblieben und man bei einem Roggcnpreise von 25 bis 
50 Rubel pro Pud kein Korn mehr auftreiben konnte, blieb der ärme¬ 
ren Bevölkerung nur die Wahl: entweder Hunger zu sterben, oder sich 
in die Wälder zu schlagen und nächtliche Streifzüge zu unternehmen, 
um sich Brot und Geld bei den Besitzenden zu holen. 

4. Nicht wenig trägt zur Verbreitung des Bandenunwesens in Li¬ 
tauen das dortige Verwaltungssystem bei. Der Beschluß und die Aus¬ 
führung der meisten Angelegenheiten wird von der örtlichen Okku¬ 
pationsbehörde gefaßt und vorgenommen, ohne daß die Ortseinwohner 
dabei irgendwie teilnehmen oder raten dürfen. Die nötigen Auskünfte 
in allen Dienstangelegenheiten, meist in Requisitionssachen, gehen der 
Okkupationsbehörde durch die sogen. „Wyborni“ oder „Starosten“ zu; 
durch sie verhandelt auch sonst die Behörde mit der Bevölkerung. 
Diese Vermittler sind nicht von der Bevölkerung gewählt und genießen 
ihr Vertrauen nicht, sondern gelten nur als von der Verwaltung hin- 
gestellte Obrigkeit. Für ihren Dienst werden sie von Requisitionen und 
anderen Forderungen befreit. Es sind meist Leute, die durch ihre Son¬ 
derstellung demoralisiert werden, oder es sind durch die herrschenden 
Verhältnisse hochgekommene Dunkelmänner. Unter solchen Um¬ 
ständen sind der Parteilichkeit, Willkür und bösen Neigungen Tür 
und Tor geöffnet und als Folge haben wir die jetzigen, durch, keine 
Norm festgesetzten Requisitionen, Bestechungen, Angebereien, Un¬ 
gerechtigkeiten usw. Den aus einem solchen System entstandenen 
Schwierigkeiten sucht ein jeder nach bestem Wissen aus dem Wege 
zu gehen; den Wohlhabenden wird das natürlich leichter, doch dafür 
fällt auf die Armen eine doppelte Last. Es ist natürlich, daß unter 
solchen Verhältnissen die elementaren Begriffe von Recht und Un¬ 
recht, Erlaubtem und Unerlaubtem, gut und Böse schwinden. 

Bis diese wichtigsten Ursachen der Unordnung bei uns — wenig¬ 
stens im Großen — nicht beseitigt werden, wird ein Kampf gegen das 
Bandenunwesen erfolglos bleiben, da das Leben bei uns nicht auf¬ 
hören wird, die Leute zu veranlassen, unter die Räuber zu gehen. 

Deshalb wäre, bevor der Kampf mit den Waffen in der Hsnd gegen 
das Bandenunwesen aufgenommen wird, folgendes notwendig: 
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1. Die Front nach Rußland hin muß geöffnet werden und in ganz 
Litauen’ (auch in den Wäldern) muß bekanntgegeben werden, daß allo 
Gefangenen-Flüchtlinge unbehindert im Laufe eines Monates nach 
Rußland zurückkehren können. Wer in diesem Zeiträume Litauen 
nicht geräumt hat und festgenommen wird, gilt als Bandit. 

2. Endgültige Auflösung der Arbeiterbataillone in Litauen. Im 
Lande müßte bekanntgegeben werden, daß alle, auch aus Deutschland 
Geflüchteten, ruhig heimkehren können und den Schutz des Gesetzes 
genießen dürfen. 

3. Alle diejenigen zu amnestieren, die für Gefangenenverpflegung, 
Waffenbesitz oder politische Aktionen verfolgt werden. 

4. Das Recht, die Verpflegungsangelegenheiten in Stadt und Land 
zu ordnen und aüszuführen, muß dem litauischen Gemeinwesen zuge¬ 
teilt werden. 

5. Endlich sollte die Möglichkeit geboten werden, mit dem Wieder¬ 
aufbau des Staates beginnen zu dürfen und somit das Leben in jeder 
Hinsicht in normale Geleise zu bringen. In erster Linie sollte die 
Selbstverwaltung der Städte und Gemeinden organisiert werden. 

Die Taryba hat auf ihrer letzten Sitzung das Projekt der Bildung 
einer Milizpolizei, deren Aufgabe der Kampf gegen das Bandenun¬ 
wesen wäre, erwogen. Das Projekt könnte der Militärverwaltung zur 
Einsicht vorgelegt werden. 


gez.: Dr. J. Saulys, Vizepräsident 
J. Sernas, Generalsekretär 
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Nr. LXXIII. 

Wilna, den 5. September .1918 

lA.n den Herrn Verwaltungschef beim Militärgouverneur für Litauen 

hier. 

Die überaus schwierige Lage, in welcher sich das besetzte Li¬ 
tauen, hauptsächlich wegen der Requisitionen für Kriegszwecke, be¬ 
findet, veranlaßt die Litauische Taryba, sich hiermit an Ew. Hoch¬ 
wohlgeboren zu wenden mit der Bitte, auf unten klargelegte Tatsachen 
die Aufmerksamkeit wenden zu wollen. 

Die Litauische Taryba erwägt allen Ernstes die Wichtigkeit der 
Kriegsangelegenheiten Deutschlands und sieht es ein, daß Requisitio¬ 
nen nicht zu vermeiden sind, doch findet sie, sich auf mehrjährige Er¬ 
fahrung stützend, daß diese Requisitionen in Litauen bis jetzt auf eine 
solche Art vorgenommen worden sind, die nicht nur für die Einwoh¬ 
nerschaft und deren ganze Wirtschaftsführung schmerzlich fühlbar 
und Verlust erregend ist, sondern der Erfüllung der durch den Krieg 
an Deutschland gestellten Anforderungen direkt schadet. 

Die Litauische Taryba hat sich in dieser Sache wiederholt an ver¬ 
schiedene Instanzen der Militärverwaltung gewandt und auf alle 
Schwierigkeiten und das Anormale der in Litauen vorgenommenen. 
Requisitionen hingewiesen; auch hat sie, von gemeinsamen Interessen 
ausgehend, um Aufhebung und unverzügliche Abänderung hierin ge¬ 
beten. Ebenso hat die Litauische Taryba unlängst, am 25. Juli d. Js. 
Seine Königliche Hoheit den Oberbefehlshaber Ost gebeten, den Leu¬ 
ten nicht die letzte Kuh nehmen zu lassen, sowie das Abliefern von 
Milch und Butter solchen Familien zu erlassen, welche nicht mehr als 
eine Kuh besitzen und nicht weniger als aus fünf Familienglieder be¬ 
stehen, da sonst bei den jetzigen Verpflegungsschwierigkeiten die Le¬ 
bensexistenz der Leute vollständig unterbunden wird. Leider zwingen 
uns die Landesvertreter, wieder neue genau untersuchte, betrübende 
Ereignisse unsere Stimme zum Schutze des Lebens unseres Landes zu 
erheben. 

Vor allem müssen wir als größten Mißstand folgendes hervor¬ 
heben: die Militärverwaltung in Litauen hat nach dreijähriger Er¬ 
fahrung für unser Land und Leute noch keine zweckentsprechende all¬ 
gemein bekannte Requisitionsnorm aufstellen können; eine Norm, 
welche die Wirtschaftslage der verschiedenen Gegenden und die ver¬ 
schiedenen Kriegsschäden berücksichtigt und dadurch ein einiger¬ 
maßen gefestigtes und klares Verhältnis zwischen den Einwohnern 
und der Militärverwaltung herstellt, und daß somit die normale Ar¬ 
beit der Landleute für den Lebensbedarf der nächsten Angehörigen 
gesichert werde. Ohne eine solche Norm ist den Beamten des Verwal¬ 
tungsgebietes unbegrenzte Freiheit gestattet, den Bewohnern alles zu 
12 * 
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nehmen, was nur möglich ist, oder was nur irgend bei den Menschen 
gefunden werden kann. Aus verschiedenen Gegenden sind uns Tat¬ 
sachen gemeldet, nach welchen berittene deutsche Verwaltungsbu- 
amten, tags oder nachts, ohne jemand zu fragen, Ställe aufbrechen, um 
Pferde oder was sonst vorhanden, fortzuführen, oder in ganzen Scha¬ 
ren Haussuchungen vornehmen und dabei ohne jegliche Quittungen 
oder Bezahlung alles, was ihnen beliebt und unter die Hände kommt, 
nehmen. Ein solches System, zusammen mit der durch den Krieg her¬ 
vorgerufenen schwierigen Lage des Gebietes und anderer Kriegslasten 
und mit dem verbreiteten Bandenunwesen, schafft für die Bevölkerung 
solch unerträgliche Verhältnisse, deren Folgen kein Mensch verant¬ 
worten kann. Ganz abgesehen von der Stimmung, die eine derartige 
Requisitionsmethode bei der Bevölkerung hervorruft, erschwert und 
hemmt dieses alles nicht nur den Landwirtschaftsbetrieb und die Er¬ 
nährungsfrage der Leute, sondern arbeitet der Erfüllung der Kriegs¬ 
bedürfnisse Deutschlands — in weiterem und tieferem Sinne verstan¬ 
den — direkt entgegen. Es ist klar, daß unter Verhältnissen, wo es 
weder ein Recht noch eine zeitweilig festgesetzte Norm gibt, der Ar¬ 
beiter die Arbeitslust verliert, der Betrieb selbst eingestellt wird und 
sich nur auf das für die Existenz notwendige Minimum beschränkt und 
die Bevölkerung läßt, indem sie eine durch nichts gesicherte Arbeit 
meidet, ihre Tatkraft nicht zur vollen Entwicklung gelangen. 

Daher hebt die litauische Taryba allem voran die unbedingte Not¬ 
wendigkeit hervor, die deutsche Militärverwaltung möge sich wenig¬ 
stens nach den Durchschnittsziffern 1915—17 richten, dieselben aus- 
gleichen und danach den verschiedenen Gegenden und Wirtschaften 
angepaßte öffentlich kundgegebene Requisitionsnormen für dieses Jahr 
aufstellen, welche zu überschreiten die Beamten nicht das Recht hätten, 
und die gesicherte Bevölkerung könnte damit frei, über diese Normen 
hinaus, ihre Produktionsarbeit betreiben. Es ist höchst erwünscht, 
daß bei Festsetzung dieser Normen auch die Vertretung der litauischen 
Bevölkerung, die litauische Taryba, die ihr zustehende Stimme ab¬ 
geben dürfte. Wir bezweifeln nicht, daß unter derartig rechtlich nor¬ 
mierten Verhältnissen auch das schwer heimgesuchte Land durch seine 
Tatkraft neu aufblühen würde, die Arbeitsproduktion gehoben und 
nicht nur die eigene Verpflegung gebessert, sondern auch für die 
Kriegsbedürfnisse Deutschlands erforderlichen einheimischen Pro¬ 
dukte durch Freihandel, sei es auch gegen festgesetzte Preise, in 
größerer Menge zufließen würden. Um einen solchen Rechtszustand 
zu erreichen, müßte natürlich der Bevölkerung selbst die Möglichkeit 
gegeben werden, ihre Rechte zu schützen. Diesem Zwecke würde 
hauptsächlich die Einführung oder Wiederherstellung der litauischen 
Gemeindeselbstverwaltungen dienen, für welche sowohl das Volk, als 
auch die litauische Taryba'schon jetzt vorbereitet ist. 

.Was die Viehrequisitionen anbetrifft, so weist die litauische 
Taryba darauf hin, daß im Laufe der allernächsten Zeit zur Aufrecht¬ 
erhaltung der Landwirtschaft und der minimalen Deckung der Er¬ 
nährungsbedürfnisse jetzt die Arbeitskräfte der Zugtiere nicht mehr 
vermindert werden können und somit die Pferde- und hauptsächlich 
Stutenrequisitionen eingestellt werden sollten. Es ist augenblicklich 
in Litauen eine so geringe Anzahl an Pferden geblieben, daß die Felder 
nicht einmal mehr zu Ernährungszwecken des Landes bebaut werden 
können, ebenso ist der Stand des übrigen Viehs ein so niedriger ge- 
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worden, daß die Requisitionen des "Viehs besonders die der tiülie 
vollständig eingestellt werden müßten. 

Die litauische Taryba will hiermit auch Ew. Hochwohlgeboren 
Aufmerksamkeit auf die Preise der requirierten Sachen lenken. Wir 
sehen von dem schlimmen Zeiträume ganz ab, in welchem die Bewohner 
Litauens durch Schlachten und Kriegsoperationen leiden mußten und 
oft keine, oder ganz geringe Vergütung erhalten haben. Doch auch 
jetzt lasten diese Schäden schwer auf Litauen, wo die Militärverwal¬ 
tung für die requirierten Objekte Preise zahlt, die den zurzeit herr¬ 
schenden Marktpreisen, den allgemeinen Lebensbedingungen und der 
verschiedenen Warenteuerung durchaus nicht entsprechen. Es genügt, 
hier einen Vergleich anzustellen zwischen den Preisen, die die Be¬ 
wohner Litauens für die deutscherseits zugestellten Waren zu zahlen 
haben, mit den Preisen, die die deutsche Militärverwaltung den Pro¬ 
duzenten Litauens für die Früchte ihrer Arbeit zahlt. Danach stellt 
sich deutsches Eisen jetzt unseren Leuten auf 50 Kop. pro Pfund gegen 
3,5 bis 4 Kop. vor dem Kriege, Wagenschmiere 2 bis 3 Rubel gegen 
3V2 Kop., Maschinenöl 2 Rubel gegen 3 bis 4 Kop., Salz 15 bis 17 Kop. 
gegen %Kop. pro Pfund usw., fast alle Waren 12 bis 15mal teurer, 
als vor dem Kriege. Dagegen zahlt die deutsche Verwaltung den Land¬ 
leuten für 1 Ztr. Korn den Höchstpreis von 10 M gegen 4 bis 6 M vor 
dem Kriege, pro 1 Pfd. Butter 1 M gegen 0,80 M, für 1 Liter Milch 
12 bis 15 Pf. statt 6 bis 10 Pf. vor dem Kriege usw., also kaum 25 bis 
.100 Proz. mehr. Dabei ist die von der Verwaltung erhobene Desjatinen- 
steuer von 0,75 M auf 1,25 M erhöht worden und eine neue Kopfsteuer 
eingeführt, wonach jeder Arbeiter mindestens 12 M zu entrichten hat. 
Eine solche Unverhältnismäßigkeit der Preise raubt den Produzenten 
naturgemäß nicht nur die Arbeitslust, sondern untergräbt auch die 
für den Neuaufbau des ruinierten Gebietes so notwendige finanzielle 
Kraft des Landes. Der litauischen Nation sind'bei der Gründung ihres 
unabhängigen Staates nahe, gut nachbarliche Beziehungen zu Deutsch¬ 
land überaus teuer, doch werden diese Beziehungen nur dann normale 
und gefestigte sein können, wenn der junge Staat selbst fest auf eigenen 
wirtschaftlichen und finanziellen Grundlagen stehen wird. Und diese 
Grundlagen werden von der deutschen Militärverwaltung durch ihr 
angewandtes Verwaltungssystem vollständig umgestoßen. 

Noch empfindlicher wird unser Land davon getroffen, daß die nicht 
ackerbautreibende Bevölkerung von der deutschen Militärverwaltung 
ungenügend mit Lebensmitteln versorgt wird, obwohl große Requisi¬ 
tionen vorgenommen werden und auf ihre unbedingte Ausführung 
streng gesehen wird. Es ist uns bekannt, daß in den am schwersten 
durch den Krieg heiragesuchten Gegenden, an den Fronten, die am 
Ort verbliebene, wie auch zurückgekehrte Bevölkerung ohne Lebens¬ 
mittel ist und es niemanden gibt, der ihrer Not abhilft oder imstande 
ist, abzuhelfen. Ebenso stellt die deutsche Militärverwaltung durch 
Isolieren der Städte — besonders Wilna — von den Dörfern und' durch 
das Freihandelsverbot mit Lebensmitteln die Stadtarbeiterschaft sowie 
die ärmere Bevölkerungsschicht in eine unerträgliche Lage. Es muß 
dabei noch hingewiesen werden, daß die Militärverwaltung bei Zahlung 
von 8 bis 10 M pro Ztr. für requiriertes Korn dieses der ärmeren Be¬ 
völkerung fast um den doppelten Preis verkauft, die Wilnaer Volks¬ 
küchen aber erhalten Mehl von der deutschen Verwaltung nicht billiger 
als zu 75 M pro Ztr. 
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Indem die litauische Taryba dieses alles Ew. Hochwohlgcborcn zur 
Einsicht vorlegt, bittet sie in diesen Fragen unverzüglich alles das zu 
veranlassen, was die Zustände wiederherstellen und bessern kann. Die 
Taryba ist zu diesem Zweck ernstlich gewillt, mit Rat und Tat be¬ 
hilflich zu sein. 

gez.: Dr. J. $ a u 1 y s, Vizepräsident; P. Iv 1 i m a s, Generalsekretär. 
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Nr. LXXIV. 

An 

eins Präsidium des litauischen Landesratos 

hier. 

Wilna, den 9. September 1918. 

Der Vcrwaltungschet 
beim Militärgouverneur Litauen 
ID I Nr. III 

Unter Bezugnahme auf die mündlichen Verhandlungen mit Dr. 
Saulys am 16., 17. und 29. August d. J. teile ich ergebenst mit, oali ich 
unter dem Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs bereit bin, dem litaui¬ 
schen Landesrat die auf der Grundlage des beiliegenden Haushalts¬ 
voranschlages für die Geschäftsführung vom 1. 9. 1918 ab erforder¬ 
lichen Mittel von monatlich 18 600 M zu bewilligen. Der auf den 
Monat September 1918 entfallende Betrag von 18 600 M ist bereits der 
Darlehnskasse Ost auf das Konto des Präsidiums des litauischen 
Landesrates überwiesen worden. Auf die Bemerkungen am Schlüsse 
des Voranschlages wird besonders aufmerksam gemacht. Die Zahlung 
der Beträge für die nächsten Monate wird regelmäßig am 1. jedes 
Monats im voraus in dei'selben Weise erfolgen. 

Ferner ist der nach den Angaben des Landesrats aus der Vorzeit 
noch ungedeckte Betrag von 75 451,90 M auf das Konto des Präsidiums 
bei der Darlelmskasse Ost überwiesen worden. Es wird gebeten, der 
Landeshauptkasse Litauen über den Empfang der Beträge in jedem 
einzelnen Falle Quittung zu erteilen. 

Die in dem vorgelegten Haushaltsvoranschlag der Taryba für die 
Rückwanderer und -Gefangenenkommissionen eingestellten Beträge 
haben dagegen nicht bewilligt werden können, weil diese Kommis¬ 
sionen sich nicht innerhalb des Rahmens der Zuständigkeit des Landes¬ 
rats halten und ihnen Mitglieder angeboren, welche nicht Landesrats- 
mitglieder sind. 

Die Vertretung des Landes im Auslande steht dem Landes¬ 
rate nicht zu. Er konnte daher auch nicht, wie im Schreiben vom 
23. August dieses Jahres angezeigt, Genera-l-Landesvertreter für die 
Ukraine, für Petersburg und für Transkaiucasien ernennen, j-ne Be¬ 
hälter für diese Landesvertreter konnten demgemäß im Haushalts¬ 
voranschläge nichts genehmigt werden. 

Im übrigen bin ich aber, wie in dem mündlichen Verhandlungen 
wiederholt zum Ausdruck gebracht, gern bereit, die Rückwanderung 
und die Heimbeförderung der Gefangenen zu unterstützen und auch, 
soweit erforderlich, Geld hierfür zu bewilligen. Ich stelle daher an¬ 
heim, mir eine Liste derjenigen Personen einzureichen, welche für 
die Verwaltung auf dem Gebiete der Rückwanderung und Ge¬ 
tan genen-Heimbef örd er ung außerhalb Wilnas tätig sein sollen. Auch 
habe ich nichts dagegen einzuwenden, wenn der Landesrat aus seinen 
Mitgliedern eine Kommission für Gefangene und Rückwanderer mit 
lediglich begutachtender, nicht ausführender Funktion einrichten will. 

gez.: v. Gilsa, Hauptmann. 
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Nr. LXXV. 


Alexander Stulginskis, 

Mitglied der Litauischen Taryba, 

Vorsitzender der Rückwanderer- 
und Gefangenen-Kommission. 

Berlin, den 9. September 1918. 


An Se. Exzellenz 

Herrn Reichskommissar für das Gebiet Oberost. 

Am 7. 9. d. J. hat der Kommissar bei der Litauischen Taryba, 
Herr I-Iaupt. Kiigler, mir vorgeschlagen, an den Beratungen in Rück¬ 
wanderer- und Grenzangelegenheiten in Berlin teilzunehmen. Es 
wui’de meinerseits darauf geantwortet, daß ich als Vorsitzender der 
Rückwanderer- und Gefangenen-Kommission der Litauischen Taryba 
bereit bin, mich an diesen Besprechungen zu beteiligen, wenn das Prä¬ 
sidium der Litauischen Taryba mir die nötige Bevollmächtigung dazu 
geben wird. In anderen Fragen aber, besonders der Grenzfragen, 
habe ich erklärt, daß ich mich zu wenig kompetent dazu finde. Dar¬ 
über wurde ein Protokoll beim Hauptmann Kiigler aufgenommen. 

In Berlin habe ich von Herrn Rittmeister Burkhardt erfahren, daß 
die Beratungen nicht nur über Rückwanderungsangelegenheiten, son¬ 
dern über die Angelegenheiten von solch großer Tragweite, wie die 
Staatsangehörigkeit und andere Fragen stattfinden sollen, in denen 
meiner Meinung nach die Litauische Taryba gehört werden müsse. 

In Anbetracht dessen beehre ich mich, Ew. Exzellenz folgendes zu 
erklären: 

1. daß bei der Entscheidung über die Litauische Staatsangehörig¬ 
keit, über die neuen Grenzen usw. die Stellungnahme der Litaui¬ 
schen Taryba als Vertreterin des Litauischen Staates gehört 
werden sollte. 

2. Da ich nur in Rückwanderungssachen von dem Präsidium be¬ 
vollmächtigt bin und da für so wichtige Beschlüsse nur der von 
der Taryba bevollmächtigte Vertreter sich äußern darf, so muß 
ich mich von diesen Beratungen fernhalten. Die Vertreter von 
Kurland, Livland und Estland, wie sie mir mitgeteilt haben, sind 
Mitglieder der Landesräte der genannten Länder und besitzen 
von den Landesräten zu den genannten Beratungen besondere 
Bevollmächtigungen. 

3. Nur unter der Voraussetzung, daß der Taryba die Entsendung 
ihrer legitimen Vertretung zu diesen Beratungen von Ew. Ex¬ 
zellenz vorgeschlagen wird, habe ich heute um 11 Uhr und abends 
um 9 Uhr an den veranstalteten Besprechungen teilgenommen. 

gez.: A. Stulginskis, 
Mitglied der Litauischen Taryba, 
Vorsitzender der Rückwanderer- und 
Gefangenen-Kommission. 
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Nr. LXXVI. 


Der Reichskanzler. 
Bk. 19043 K. J. 


Berlin, den 14. September 191S. 


An 

den Herrn Präsidenten der Litauischen Taryba, 

Herrn Smetona, Hochwohlgeboren 

Wilna. 

Euer Hochwohl geboren haben mir unter dem 14. und 17. August 
1918 Eingaben unterbreitet, die sich mit der staatsrechtlichen Stellung 
Litauens und den Maßnahmen zur Wiederaufrichtung des litauischen 
Staates befassen. Ich habe von den Eingaben Kenntnis genonunen, 
bin von der Wichtigkeit der darin behandelten Fragen überzeugt und 
werde darauf dringen, daß sie einer befriedigenden Lösung entgegen¬ 
geführt werden, sobald und soweit es die politische Gesamtlage und 
die Verhältnisse der Kriegswirtschaft gestatten werden. 

Den staatsrechtlichen Ausführungen der Eingabe vom 14. v. M. 
gegenüber kann ich mich darauf beschränken, auf die Erklärung zu 
verweisen, die ich Ihnen durch den Herrn Chef der Militärverwaltung 
Litauen auf Ihre Eingabe vom 13. Juli d. J. — Nr. 663 — habe zu¬ 
gehen lassen. In der Allerhöchsten Kabinettsorder vom 23. März 191S 
und in meiner Erklärung vom gleichen Tage ist klar und deutlich zum 
Ausdruck gebracht worden, daß die Anerkennung des selbständigen 
litauischen Staates abhärigig gemacht wird von der Voraussetzung, daß 
die zwischen dem Deutschen Reiche und Litauen abzuschließenden 
Konventionen in einer den Interessen Deutschlands Rechnung tragen¬ 
den Weise abgeschlossen werden. Diese Voraussetzung konnte nach. 
Lage der Dinge noch nicht erfüllt werden, und damit entfallen die 
Folgerungen, die hinsichtlich der Machtbefugnisse des Landesrates ge¬ 
zogen werden. Auf die Ausführungen im einzelnen einzugehen, wird 
sich erübrigen, nachdem die dem Reicliskommissar Freiherrn von Fal- 
keuhausen in einer Zeitung in den Mund gelegten Aeußerungen, welche 
Veranlassung zu der Eingabe gegeben haben, von dem Reichskommis¬ 
sar alsbald der Presse gegenüber desavouiei-t worden sind. 

Die Bezeichnung des litauischen Landesrates als „Staatsrat“ an¬ 
langend, beziehe ich mich ebenfalls auf die oben erwähnte Erklärung, 
in der ich die Anerkennung dieser Umbildung ablehnen mußte. Die¬ 
sen Standpunkt haben Euer Hochwohlgeboren, wie mir berichtet wird, 
in Ihrer Unterredung mit dem Herrn Militär-Gouverneur von Litauen 
vom 11. August 1918 und durch Schreiben des Landesrates vom 13. 
August d. J. — Nr. 896 —.selbst anerkannt, indem Sie die Versiche¬ 
rung abgaben, daß der Landesrat sich der bis zum 2. Juli d. J. ge- 
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brauchten Bezeichnung „Litauische Taryba“ oder „Litauischer Lan¬ 
dewat“ weiterhin bedienen wolle. Wie mir ferner berichtet wird, 
hatten Euer Hochwohlgeboren in dieser Unterredung auch zugesagt, 
alle Eingaben an Reichsstellen durch seine Vermittlung zu leiten. 
Ich kann nur empfehlen, dieser Zusage entsprechend Anträge an mich 
durch den Verwaltungschef und Gouverneur gehen zu lassen, ohne 
- deren Anhörung ich ohnehin nicht in der Lage sein werde, Entschlie¬ 
ßungen zu fassen. Ihre Umgehung könnte die glatte Erledigung der 
Angelegenheit nur stören, die ich, wie ich noch einmal hervorheben 
möchte, in möglichst naher Zeit herbeizuführen bestrebt bin. 

gez. Hertling. 
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Nr. LXXVII. 

Der Verwaltungschef beim Mil.-Gouv. v. Litauen. 

Vcrw. Abt. I. A. 1 Nr. 140 

Wilna, den 22. September 1918. 

An den Litauischen Landesrat in Wilna. 

Auf die Eingabe an Se. Exzellenz den Herrn Gouverneur vom 
27. August 1918 — Nr. 1027 — betr. Bekämpfung des Bandenwesens, 
teile ich Ihnen ergebenst mit, daß ich wegen der hervorgehobenen 
Mißstände eingehende Ermittelungen habe anstellen lassen. Ich ver¬ 
kenne nicht, daß sich die Bevölkerung infolge der häufigen Banden- 
iiberfälle in Beunruhigung befindet, und werde meinerseits nach wie 
vor bemüht bleiben, dem Bandenunwesen entgegenzutreten. Zu mei¬ 
nem Bedauern muß ich Urnen mitteilen, daß sich die Bevölkerung 
immer wieder selbst in vielen Fällen an Ueberfällen und Banden¬ 
unternehmungen, insbesondere aber durch Gewährung von Schutz und 
Obdach beteiligt. Ich würde daher Ihre Mitwirkung anerkennend be¬ 
grüßen und wünschen, daß der Landesrat die Bevölkerung aufklärt 
und sie überzeugt, daß die behördlichen Organe im Interesse des 
Landes und seiner Bevölkerung tätig sind. Nur bei gegenseitigem 
Vertrauen ist eine dem Lande gedeihliche Arbeit möglich. Um dieses 
Vertrauen der Bevölkerung zu stärken, werde ich — soweit es die 
Kriegslage gestattet — gern alles erforderliche tun, und nehme gern 
jeden Vorschlag aus der Bevölkerung entgegen. Gegen mißliebige 
Elemente und untüchtige Unterorgane werde ich mit aller Schärfe 
vorgehen. Eine möglichst weitgehende Beteiligung der Landesein¬ 
wohner zur Aufrechterhaltung der Ruhe, Sicherheit und Ordnung 
liegt mir besonders am Herzen. Dementsprechende Beschlüsse werde 
ich dem Landesrat noch anzeigen. 

Was Ihre, zur Bandenbekämpfung mir unterbreiteten Vorschläge 
anbelangt, so gehen diese zum Teil von nicht richtigen Voraussetzun¬ 
gen aus. So sind die Zivilarbeiter-Bataillone in Gemäßheit der Ver¬ 
fügung des Ob. Ost v. 3. 1. 1918 tatsächlich aufgelöst; alle in Litauen 
zu Arbeitsleistungen herangezogenen Landeseinwohner sind freie 
Arbeiter, soweit sic nicht in Arbeiterabteilungen eingestellt sind. Zu 
letzteren Abteilungen werden aber nur Strafgefangene für die Dauer 
der Strafverbüßung und Müßiggänger und arbeitsscheues Gesindel, 
das sonst nur dem Bandenunwesen Vorschub leistet und die öffent¬ 
liche Sicherheit noch mehr gefährden würde, eingestellt. Von einem 
„Einfangen“ von Männern zu Arbeitszwecken kann keine Rede sein. 

Bezüglich der Klagen über die Starosten sind noch die Ermitte¬ 
lungen im Gange. Von meinen weiteren Entschließungen in dieser 
Angelegenheit werde ich Sie in Kenntnis setzen. 

's 
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Was die Amnestie für politisches und militärisches Verhalten der 
Landeseinwohner betrifft, so ist sie im Rahmen des Brester Vertrages 
mit dem größten Wohlwollen fast überall durchgeführt. Alle weiteren 
Amnestierungen nach der Ratifikation des Vertrages müssen jedoch 
noch der Zukunft Vorbehalten bleiben. 

Der Sr. Exzellenz dem Herrn Gouverneur in Aussicht gestellte 
Vorschlag über Einrichtung einer Milizpolizei ist bisher noch nicht 
eingegangen. 


I. V.: gez. Tiesler, Hauptmann. 

Für die Richtigkeit: (Name unleserlich) Hauptmann. 
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Nr. LXXVIII. 

Der Verwaltungschef heim Militärgouverneur Litauen. 
Verw. Abt. I B I Nr. 39. 


Wilna, den 2. Oktober 191$. 

An das Präsidium des Litauischen Landesrates, hier. 

Auf die Eingabe Nr. 1007 vom 24. August 1918, in der der Litaui¬ 
sche Landesrat mir die Kooptation von 6 Herren in den Landesrat 
anzeigt und mich um Stellungnahme dazu bittet, beehre ich mich er¬ 
gebenst zu erwidern, daß ich die Anzeige mit Dank zur Kenntnis 
nehme und die in dem Schreiben aufgeführten Herren, nämlich 

Dr. Jurgis Alekna, Wilna 

Dr. Eliziejus Draugelis, Mariampol 

Rechtsanwalt Martynas Y£as, Wilna 

Pfarrer Dr. Juozas Purickis, z.. Zt. Berlin 

Baron Stasys von Silingas, Wilna 

Prof. Dr. Augustinas Voldemaras, z. Zt. Berlin 

als Mitglieder des Litauischen Landesrates hiermit bestätige. 

gez. Tiesler. 
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Nr. LXXIX. 


Litauischer Staatsrat. 


Zur Zeit Berlin, 4. Oktober 191S. 


An 

Seine Exzellenz den Herrn Kanzler des Deutschen Reiches 

zu B e r 1 i n. 


Euer Exzellenz! 


In der Note Nr. S81 vom 14. August d. J. habe ich die Ehre gehabt, 
Ew. Exzellenz darauf aufmerksam zu machen, daß die vom Unter¬ 
staatssekretär von Falkenhausen in der Presse vertretene Ansicht über 
das rechtliche Verhältnis zwischen Litauen und Deutschland in Wider¬ 
spruch steht mit den Urkunden, die die Grundlage für die Unabhängig¬ 
keit Litauens bilden. An der Hand dieser Urkunden habe icli dort das 
zwischen den beiden Staaten bestehende Verhältnis klargelegt. Auf 
jene Ausführungen beziehe ich mich heute, wo ich im Namen des Litaui¬ 
schen Staatsrates zum Schreiben des Verwaltungschefs, beim Militär¬ 
gouverneur von Litauen vom 20. August d. J., das in der Anlage bei¬ 
gefügt ist, Stellung nehmen muß. 

Im Aufträge des Militärgouverneurs teilt der Verwaltungschef 
dem Staatsrate, den er immer noch Landesrat nennt, in dem genannten 
Schreiben mit, daß „der Landesrat als anerkannte Vertretung der Be¬ 
völkerung die Verwaltung in Landesangelegenheiten berät und 
Wünsche der Landeseinwohner zum Ausdruck bringt. Daraus geht 
hervor, daß der Landesrat weder mit Hoheitsrechten ausgestattet, noch 
ein Regierungsorgan ist. Hieran ist auch durch die Anerkennungs¬ 
urkunde vom 23. März 1918 nichts geändert.“ Die Unrichtigkeit dieser 
Auffassung geht aus den Ausführungen in der Note vom 14. August 
hervor, weshalb ich hier die Auffassung der Militärverwaltung von 
der rechtlichen Bedeutung des Staatsrates nicht weiter zu berühren 
brauche. • Was aber zur Sprache gebracht werden muß, das sind die 
praktischen Konsequenzen, die der Verwaltungschef aus derselben 
zieht. Er fordert nämlich das Präsidium auf, den Staatsrat nur im 
Benehmen mit ihm einzuberufen und zu vertagen. Außerdem nimmt 
er sogar für sich das Recht in Anspruch, den Staatsrat allein einzu¬ 
berufen und zu vertagen, die Tagesordnung mitzubestimmen, an den 
Sitzungen persönlich oder durch seine Kommissare teilzunehmen und 
jederzeit das Wort ergreifen zu können. Gemäß diesen- Forderungen 
heißt es weiter in dem angeführten Schreiben: „Als Beschlüsse des 
Landesrates können in Zukunft nur solche Kundgebungen angesehen 
werden, die unter diesen Voraussetzungen zustande gekommen sind.“ 

Der Staatsrat sieht sich genötigt, gegen alle diese Forderungen 
auf das Entschiedenste zu protestieren, da sie eine vollständige Ver¬ 
kennung der Rechte des Litauischen Staatsrates an den Tag legen. 
Während der Reichskommissar für Litauen, Exzellenz von Falken¬ 
hausen, im „Staatsrat“ ein „Ersatzparlament“ erblickte, versucht der 
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Verwaltungschef denselben noch tiefer herabzudrücken. Denn seine 
Forderungen zeigen, daß der Staatsrat für ihn nichts weiter ist als eine 
Kommission, die der Militärverwaltung als ihrer Regierung unterstellt 
ist. Keine wahre Volksvertretung auf der ganzen Welt könnte es aber 
dulden, daß eine Regierung sich das Recht anmaßtc, das Parlament 
einzuberufen oder zu vertagen, die Tagesordnung mitzubestimmen und 
die formelle Richtigkeit der Beschlüsse zu überwachen. Diese Rechte 
— z. B. das Einberufungsrecht — gehören, soweit das Parlament die¬ 
selben nicht selbst inne hat, dem Staatshaupte. Da der Verwaltungs- 
chef sich sicherlich nicht als litauisches Staatshaupt betrachtet, so sind 
ähnliche Ansprüche nur dann erklärlich, wenn er eben, wie gesagt, den 
litauischen Staatsrat als eine einfache Kommission ansieht, die zu be¬ 
liebiger Zeit einberufen, vertagt oder sogar aufgelöst werden kann. 

Als Träger der Hoheitsrechte und der Würde des litauischen 
Staates kann der Staatsrat nie diesen Forderungen nachgebeu. Da er 
keine Macht besitzt, sich gegenüber der Militärverwaltung sein Recht 
und seine Würde zu schützen, so bleibt ihm nichts anderes übrig, als 
gegen diese Forderungen Protest zu erheben und gegebenenfalls sich 
nicht zu versammeln. 

Hierbei erachte ich es als meine Pflicht, wie ich es schon öfters 
getan habe, Ew. Exzellenz darauf aufmerksam zu machen, daß das 
rücksichtslose Verfahren der Militärverwaltung große Verstimmung 
im Lande hervorruft und für die litauisch-deutschen Beziehungen ge¬ 
radezu verhängnisvoll werden kann. Sowohl in der oben besprochenen 
Forderung der Militärverwaltung, wie in ähnlichen, die Selbständig¬ 
keit Litauens mißachtenden Maßnahinen, muß jeder Litauer Bestre¬ 
bungen erblicken, die anerkannte Unabhängigkeit von Litauen wieder 
rückgängig zu machen, zumal solche Maßnahmen einen auf Schritt 
und Tritt begegnen. Um nur ein Beispiel aus der Menge herauszu¬ 
greifen, erlaubt die Zensur den litauischen Zeitungen nicht, über den 
Aufbau des litauischen Staates, über die Angelegenheiten der litaui¬ 
schen Regierung, über die Gemeindeverwaltung, über das Schulwesen, 
über Genossenschaftswesen, über den wirtschaftlichen Aufbau des 
Staates, ja sogar nicht einmal über das Banditenunwesen zu schreiben. 
Das aber alle diese Fragen mit der Kriegslage gar nichts zu tun haben, 
liegt auf der Hand. 

Um die Möglichkeit, freundschaftliche Beziehungen • zwischen 
Litauen und Deutschland aufrechtzuerhalten, nicht zu vernichten, ist 
es unbedingt notwendig, unverzüglich eine litauische Regierung auf 
den von mir in dem Schreiben vom 17. August angegebenen Grund¬ 
lagen einzusetzen, denn dann erst wäre es möglich, allen unerwünsch¬ 
ten Vorkommnissen vorzubeugen 

Euer Exzellenz 

ergebenster 

gez.: Smefona. 


\ 
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Nr. LXXX. 

Der .Verwaltungscliet beim Militärgouverneur Litauen, 

Abt. II C. Nr. 84. 

Wilna, den S. Oktober 191S. 

An den Litauischen Landesrat, Wilna. 

Die Rückführung litauischer Werte aus Rußland soll nunmehr 
mit allen Mitteln betrieben werden. Zu diesem Zweck habe ich die 
Absicht, eine besondere Kommission einzusetzen, die den Namen 
..Ausschuß zur Rückführung litauischer Vermögenswerte aus Ruß¬ 
land“ führen soll. Zu ihrem Vorsitzenden habe ich den in meiner 
Finanzabteilung tätigen Oberlandesrat Dr. Moll bestimmt. 

Wie aus anliegender Bekanntmachung ersichtlich ist, wird der 
Aufgabenkreis des neuen Ausschusses ein wirtschaftlich sehr bedeut¬ 
samer sein. Die Verwirklichung des gesteckten Zieles läßt sich ohne 
Mitwirkung des litauischen Landesrats nicht erreichen. Vorschläge 
von Persönlichkeiten, die zur Mitgliedschaft in dem Ausschüsse geeig¬ 
net erscheinen, halte ich deshalb für wünschenswert. Ich bitte, sie 
dem Oberlandesrat Moll baldigst zu unterbreiten. Auch stelle ich 
anheim, sich mit dem Genannten in der nächsten Zeit unmittelbar in 
Verbindung zu setzen. Namentlich wird sich eine mündliche Bespre¬ 
chung über die sonst noch zu treffenden Maßnahmen nach seiner 
Rückkehr von einer Dienstreise, die voraussichtlich am 16. dL M. erfol¬ 
gen wird, empfehlen. 

gez. Gilsa. 
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Nr. LXXXi. 

Der Präsident des Litauischen Staatsrates. 

Berlin, den 3. Oktober 1918. 

Augsburgerstraße 09. 

An Seine Großherzogliche Hoheit den Prinzen Maximilian von Baden, 
Reichskanzler des Deutschen Reiches. 

Großherzogliche Hoheit! 

Hier eingelaufenen Nachrichten entnehme ich, daß die Okkupa¬ 
tionsbehörden in Litauen Verhandlungen mit den Polen über die Ab¬ 
tretung der Stadt Wilna mit dem entsprechenden Gebiet an das zu er¬ 
richtende Königreich Polen pflegen. Diese Verhandlungen rufen in 
Litauen die größte Erregung und Mißstimmung gegen Deutschland 
hervor. Auch hier in Berlin soll diese Frage in den maßgebenden 
Kreisen zur Erörterung gestellt worden sein. Dieser Umstand nötigt 
mich, als Präsident des Litauischen Staatsrates folgende Erklärungen 
abzugeben: 

Die litauische Taryba hat am 11. Dezember 1917 die Wiederher¬ 
stellung des litauischen Staates pi’oklamierft, ohne dessen 'Grenzen 
näher zu bestimmen. Sie hat angenommen, daß für den neuen Staat 
die Grenzen gelten sollten, die Litauen zu der Zeit hatte, als es als 
Staat zu existieren aufhörte. Indessen war sie sich bewußt, daß die 
durch die Proklamation postulierten Grenzen keineswegs etwas Defi¬ 
nitives darstellten und daß die Grcnzfrage erst dann als gelöst be¬ 
trachtet werden kann, wenn darüber eine allgemeine Anerkennung 
erzielt worden ist, was freilich erst auf dem allgemeinen Friedens¬ 
kongreß möglich sein wird. Manche Gebiete des ehemaligen litaui¬ 
schen Staates hat später die Taryba selbst, ohne irgendwelche fremde 
Anregung, aus ihrem Programm gestrichen, da sie sich zu dem Prin¬ 
zip bekennt, daß bei der Grenzlegung nicht nur historische, sondern 
auch ethnographische und wirtschaftliche Gesichtspunkte maßgebend 
sein sollen. Was jedoch für die Litauer immer als selbstverständlich 
gegolten hat, und außer jedem Zweifel steht, ist, daß die Stadt Wilna, 
die seit ihrer Gründung im 14. Jahrhundert Hauptstadt Litauens ge¬ 
wesen ist, diese auch in aller Zukunft bleiben soll. 

Von dieser Tatsache ging auch die Taryba aus, als sie in ihrem 
Beschlüsse vom 11. Dezember die Wiederherstellung des litauischen 
Staates mit der Hauptstadt Wilna proklamierte. Diesen für sie ganz 
selbstverständlichen Anspruch hatte die Taryba nur darum in ihren 
Beschluß ausdrücklich aufgenommen, weil sie voraussah, daß die Po¬ 
len auf Wilna Ansprüche erheben werden, um das ganze Litauen als 
Provinz zu erhalten. Denn die Polen wissen sehr wohl, daß, falls die 
Litauer ihre Hauptstadt mit dem entsprechenden Territorium ver¬ 
lieren, sie es bis zu einem geeigneten Augenblick vielleicht vorziehen 
würden, sich lieber dem Staate anzuschließen, an den ein großer Teil 
ihres Landes gefallen ist, als die Unabhängigkeit nur für eine Hälfte 
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von Litauen anzunebmcn, und dadurch die Einigkeit Litauens zu zer¬ 
stören: Uebrigens hat Deutschland dadurch, d.aß die Anerkennungs¬ 
urkunde der litauischen Unabhängigkeit vom 23. März 1918 beinahe 
wörtlich den Beschluß der Taryba vom 11. Dezember 1917 Avicdorgibt, 
auch das unzweifelhafte Recht der Litauer auf Wilna als der Haupt¬ 
stadt des künftigen litauischen Staates anerkannt. 

Darnach würden die Verhandlungen betreffend die Ucberlassung 
von Wilna an Polen eine Schmälerung und Kränkung jener Rechte 
darstellen, die vor einem halben Jahre von Deutschland selbst gegen¬ 
über Litauen anerkannt worden sind. Was schließlich die Art und 
Weise dieser Verhandlungen betrifft, so verhandeln entweder die 
deutschen Behörden mit der polnischen Regierung in Warschau; 
dann machen sie ohne Zweifel den Polen Versprechungen betreffend 
solcher Gebiete, die Litauen, nicht Deutschland angehören; oder sic 
verhandeln mit den Wilnaer Polen, also hinter dem Rücken des litaui¬ 
schen Staatsorganes, das von Seiner Majestät dem Deutschen Kaiser 
als die einzige Vertretung in der Urkunde vom 23. März bezeichnet 
worden ist. Wie dem auch sei, der litauische Staatsrat muß in der 
Art und Weise, wie die gegenwärtigen Verhandlungen gepflogen wer¬ 
den, eine Kränkung der litauischen Rechte erblicken. 

Diese Gründe und Erwägungen sollten vollständig genügen, um 
die Frage über die Eigenschaft Wilnas als Hauptstadt Litauens als 
definitiv gelöst erscheinen zu lassen. Aber damit es nicht den An¬ 
schein habe, daß die Litauer sich nur auf ein Aktenstück berufen, 
also nur formelle Beweise für ihre Rechte erbringen, sollen 
hier in Kürze nochmals die historischen, wirtschaftlichen und 
ethnographischen Momente zusammengefaßt werden, aus denen die 
Litauer ihre Rechte auf Wilna ableiten, und die auch der deutschen 
Reichsleitung als genügend erschienen sind, um die litauischen An¬ 
sprüche als berechtigt anzuerkennen. 

Historisch betrachtet, hat Wilna seit den ältesten Zeiten dem 
litauischen Staate angehört. Diese Tatsache ist noch von niemanden 
angezweifelt worden. Wilna war Litauens politisches und geistiges 
Zentrum. Die heidnischen Litauer sind in Wilna am Wilja-Ufer ge¬ 
tauft worden. Noch heute wird ein heidnisch-litauischer Altar in 
Wilna gezeigt. Hier wurden die litauischen Fürsten gekrönt, hier 
ruhen ihre Gebeine. Wilna ist also ein Nationalheiligtum des litaui¬ 
schen Volkes. Wie wenig Rechte die Polen in Wilna und ganz Litauen 
besaßen, beweist der Umstand, daß das große Landesprivilegium vom 
Jahre 1449, <|as später in das „Litauische Statut“ übernommen worden 
ist, den Polen verbot, sich in Litauen anzusiedeln. Der litauische Ge¬ 
lehrte Belinski hat in seiner Anfang des 19. Jahrhunderts veröffent¬ 
lichten Statistik über die Stadt Wilna neben den Litauern, Russen, 
Deutschen und Juden die Polen ganz unerwähnt gelassen, weil ihre 
Zahl zu gering war. 

Wirtschaftlich ist Wilna ein Zentrum, das noch von keiner andern 
litauischen Stadt übertroffen worden ist. Scheidet man diese Stadt 
aus dem Körper des litauischen Staates aus, so verurteilt man ihn zu 
einem kümmerlichen Dasein. Doch kann auch Wilna ohne Hinterland, 
das ihm die Lebenskräfte gibt, nicht bestehen. Die Umgebung Wilnas, 
die zudem zum großen Teil rein litauisch ist, kann daher unmöglich 
an Polen ausgeliefert werden. 
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'Auch ethnographisch, worauf die Polen sich einzig und allein be¬ 
rufen, ist Wilna litauisch. Hierbei ist aber einmal zu bemerken, daß 
die Polen eine etwas eigentümliche Art von Ethnographie einführen: 
sie stellen als Polen alle diejenigen hin, die der ponischen Sprache 
mächtig sind. Bei einer solchen Auffassung könnte man ruhig bei¬ 
nahe alle Polen in Preußen als Deutsche anschen, weil sie meistens 
die deutsche Sprache beherrschen. Ferner — und das ist das wich¬ 
tigste — kann die Sprache nie allein über die Nationalität entschei¬ 
den. Es ist eine bekannte Tatsache, daß es mehrsprachige Nationen 
gibt. Das beste Beispiel bieten die Juden, die im Laufe ihrer Ge¬ 
schichte mehrere Male andere Sprachen angenommen haben und noch 
annehmen und trotzdem nie aufhören, die jüdische Nationalität dar¬ 
zustellen. 

Es gibt ferner in Wilna gar nicht so viele Polen, wie die Polen 
behaupten. Wenn sie jeden, der die polnische Sprache beherrscht, für 
einen Polen ausgeben, dann ist wohl die ganze Stadt restlos polnisch, 
weil sowohl die Juden, als auch die Litauer, dieser Sprache mächtig 
sind. Das Mitglied der Taryba, Donatus Malinauskis, spricht zu 
Hause und sonst zumeist polnisch, ist aber ein überzeugter litauischer 
Patriot. In manchen Familien sprechen einzelne Glieder litauisch, 
andere polnisch. Sie werden von den Polen summarisch als polnisch 
bezeichnet. Wie gering die Zahl der Polen im Gouvernement Wilna 
ist, beweist die Volkszählung von 1897, wobei nur Russen und Polen 
als Zähler fungierten. Unter der Gesamtsumme von 1591207 Seelen 
fanden sich nur 130 054 Polen. Die Polen berufen sieh immer wieder 
auf die Zählung der deutschen Verwaltung von 1916, die für die Stadt 
Wilna allerdings einen bedeutenden Ueberschuß an Polen ergeben hat. 
Sie stellen das Resultat als absolut glaubwürdig hin, weil die deut¬ 
schen Behörden kein Interesse daran gehabt hätten, die Sache der 
Polen zu fördern. Wir haben aber im Gegenteil allen Grund, anzu- 
nclimen, daß diese Statistik vom polnischen Interesse stark beeinflußt 
worden ist. Wir müssen darauf achten, wie diese Statistik durchge¬ 
führt worden ist. Die deutschen Beamten verstanden weder polnisch 
noch litauisch, die Bevölkerung wiederum kein Deutsch. Die Zähler 
hätten die Bevölkerung in deren eigenen Sprache nach ihrer Sprach- 
zugehörigkeit befragen müssen. Als Zähler dienten auf dem Lande 
meist des Polnischen kundige Soldaten aus Posen. Diese sprachen 
jeden polnisch an und wenn der Betreffende dann polnisch antwortete, 
so wurde er als Pole eingetragen, auch wenn er gar kein Pole, sondern 
Litauer war. Man hat sogar so bekannte Persönlichkeiten, wie den 
.Vizepräsidenten des Litauischen Staatsrates Dr. Saulys, den Duma¬ 
abgeordneten Yces und andere als Polen bezeichnet, und ihnen pol¬ 
nische Pässe ausgestellt Es bedurfte energischer Proteste ihrerseits, 
daß in den Pässen die Bezeichnung „polnisch“ ausgestrichen und da¬ 
für die Bezeichnung „litauisch“ eingesetzt wurde. Auch in Kowno 
wurde dem bekannten litauischen Schriftsteller und Patrioten Dam- 
brauskas ein polnischer Paß ausgestellt. Diese Praxis, den aufgezähl¬ 
ten und anderen Personen die polnische Nationalität anzüdichten, 
kann nicht als zufällig angesehen werden, sondern ist ohne Zweifel 
zielbewußt gehandhabt worden. Sie dürfte auf den patriotischen Eifer 
der deutsch-polnischen Militärbeamten zurückzuführen sein, um der 
polnischen Sache zu dienen. Auf meine persönlichen Vorhaltungen 
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einem Zähler gegenüber, daß diese Praxis nicht gewissenhaft sei, er- 
klärtc dieser: In der Politik braucht man nicht gewissenhaft zu sein. 
— Wie wäre es möglich, daß im Kreise Rodun 20 litauische Volks¬ 
schulen existieren können, wenn die Anzahl der Litauer dort wirklich 
nur die angegebenen 4000 betrüge? Daß die deutsche Verwaltung üb¬ 
rigens selbst die von ihr veranstaltete Volkszählung als nicht den wirk¬ 
lichen Verhältnissen entsprechend ansah, erhellt daraus, daß sie sich 
gescheut hat, die Besultate der Zählung zu veröffentlichen. Das Mate¬ 
rial der Volkszählung ist einer besonderen Kommission des Li¬ 
tauischen Staatsrates zur Prüfung vorgelegt worden, wobei sieh her¬ 
ausstellte, daß geradezu Fälschungen seitens der polnischen Zähler 
vorgekommen sein müssen, und daß die Statistik auf keinen Fall der 
Wirklichkeit entsprach. Aus all diesem geht klar hervor, daß die Zahl 
der Polen in der Stadt Wilna von den Polen sehr stark übertrieben 
wird. Die Volkszählung von 1897 wies nur 32 Prozent Polen nach. Seit¬ 
dem hat ihre Zahl eher ab- als zugenommen. Jedenfalls hat sich das 
Verhältnis zugunsten der Litauer geändert, weil die Zahl der Litauer 
in Wilna sehr rasch zunimmt. Aber selbst wenn man von all diesem 
absähe und annähme, Wilna sei rein polnisch, so müßte man sich 
doch fragen, wie diese Stadt zum polnischen Reiche gehören soll, da 
sie doch etwa 200 Kilometer von der Grenze des ethnographischen 
Polen entfernt liegt und in diesem gewaltigen Zwischenraum nur hin 
und wieder etwas polnisch gesprochen wird. 

Mit dem polnischen Anspruch auf Wilna verhält es sich aber 
aller Wahrscheinlichkeit nach so, daß die Polen nur deshalb so sehr 
auf Wilna bestehen, weil ihnen am Gouvernement Grodno, als Ver¬ 
bindungsgebiet zwischen Wilna und Polen, besonders gelegen ist. 
Was dieses Gouvernement Grodno betrifft, so sind im Frühjahr 1918 
zwei Delegierte, die von der Vereinigung der in Rußland befindlichen 
Flüchtlinge aus dem Gouvernement Grodno abgeordnet waren, nach 
Wilna gekommen und haben offiziell im Namen von ungefähr 600000 
Flüchtlingen erklärt, das Gouvernement Grodno sei das Kernland des 
alten litauischen Staates gewesen. Sie selber seien Abkömmlinge der 
litauischen Jadwäger: sie gehörten zum litauischen Stamm und woll¬ 
ten auch dem litauischen Volksganzen und dem neuen litauischen 
Staat angehören. Nur ■wünschten sie wegen ihres orthodoxen Glau¬ 
bens — sie bilden 57 Proz. der V /2 Millionen betragenden Bevölkerung 
— eine begrenzte Selbstverwaltung. Gegen den Anschluß an Polen 
protestierten sie energisch. Dieser Vorgang wurde zu Protokoll ge¬ 
nommen und die Taryba bevollmächtigt, die Interessen der Bevölke¬ 
rung des gesamten früher russischen Gouvernements Grodno wahr¬ 
zunehmen. 

Diese kurz angeführten Tatsachen, die seinerzeit auch der deut¬ 
schen Reichsleitung ausführlich d^rgestellt worden sind, schienen 
dieser ausreichend, um die Rechte der Litauer auf Wilna in der oben 
genannten Urkunde anzuerkennen. Der Litauische Staatsrat hat da¬ 
her jeden Grund, anzunehmen, daß die neuen Verhandlungen mit den 
Polen ohne Kenntnis der Reichsleitung gepflogen werden und daß 
diese, sobald sie davon Kenntnis ei’hält, den Abbruch derselben veran¬ 
lassen wird. 

Ich h'abe die Ehre zu sein 

gez.: A 1 . S'metona. 
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Nr. LXXXII. 


Berlin, den 9. Oktober 3918. 

W. Augsburgerstr. 69. 

> 

Seine Großherzogliche Hoheit 

Prinz Max von Baden 
Kanzler des Deutschen Reiches 

Berlin. 

Eure Großherzogliche Hoheit! 

Vor meiner Abreise nach der Schweiz, Ende August, habe ich im 
Namen des litauischen Staatsrates Seiner Exzellenz dem Herrn Reichs¬ 
kanzler Graten liertling ein Programm cingereicht, wie der litauiseko 
Staat aufgebaut werden soll, und zur Besprechung desselben mit der 
deutschen Regierung um eine Audienz nach meiner Rückkehr aus der 
Schweiz nachgesucht. Indessen sind Ereignisse eingetreten, die es 
erwünscht erscheinen lassen, daß der Plan des Aufbaues des litauischen 
Staates verändert und vervollständigt werde und das dieser Aufbau 
selbst in rascherem Tempo ausgeführt werde. Diesen veränderten 
Plan werde ich die Ehre haben, Eurer Hoheit unverzüglich vorzulegcn. 

Um den ganzen Plan ausfühi’lich darlegen und eine Entscheidung 
herbeiführen zu können, bitte ich Eure Hoheit ergebenst, mir und den 
anderen Vertretern des litauischen Staatsrates möglichst bald diese 
Audienz gewähren zu wollen. 

Ich habe die Ehre zu sein 

gez.: A. Smetona. 
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Nr. LXXXIII. 


Der Präsident des 
Litauischen Staatsrates. 


z. Zt. Berlin, den 9. Oktober 191S. 
< Augsburgerstr. 69 


An 

Seine Großherzogliche Hoheit Prinz Max von Baden, 
Kanzler des Deutschen Reiches 

Berlin. 


Eure Großherzogliche Hoheit! 

Im Schreiben vom 17. August an Seine Exzellenz den Herrn 
Reichskanzler Grafen Hertling habe ich im Kamen des litauischen 
Staatsrates den Plan vorgclegt, wie Litauen aufgebaut werden sollte. 
Die Hauptzüge dieses Planes sind folgende: Der Aufbau beginnt nach 
außen und innen zur selben Zeit. Xacli außen bedarf der litauische 
Staat der Anerkennung des Verbündeten Deutschlands, der Neutralen 
und derjenigen Mächte, die heute im Kriege mit Deutschland sich be¬ 
finden. Dazu ist zunächst nötig, eine litauische diplomatische Ver¬ 
tretung bei der Kaiserlich deutschen Regierung einzusetzen, die unge¬ 
hindert mit der Reichsleitung verkehren dürfte. 

Nach innen sollte der Aufbau des Staates mit der Einsetzung der 
litauischen Regierung — Grenz- und Finanzfragenregulierung — be¬ 
ginnen. Die provisorische Regierung sollte vom Staatsrate bis zur 
Ankunft des gewählten Königs eingesetzt werden. Die Einsetzung 
der Regierung muß mit der Bildung sämtlicher Ministerien beginnen, 
die allmählich die Okkupationsbehörden zu ersetzen haben. Was das 
Verhältnis zu der Militärverwaltung anbetrifft, so sollte aus den im 
Schreiben vom 17. August angeführten Gründen eine Teilung der Macht 
stattfinden. 

Die weltpolitischen Ereignisse der letzten Wochen erfordern eine 
Beschleunigung der Lösung der litauischen Frage, und zwar in größe¬ 
rem Umfange, als in dem oben skizzierten Plane dargelegt worden ist. 

Der Staatsrat hat mit der Eventualität zu rechnen, daß nicht nur 
die Militärverwaltung abgeschafft, sondern auch die Militärbesetzung 
aufgehoben werden muß. In diesem Falle würde dem litauischen 
Staatsrate die Pflicht zufallen, den litauischen Staat nach außen und 
innen zu schützen. Darum muß ihm zur Bewachung der Grenzen und 
zur Aufreehterhaltung der Ordnung im Innern eine bewaffnete Macht 
zur Verfügung stehen. Da die litauischen, in Rußland bewaffneten 
Truppen keine Erlaubnis bekommen haben, als militärische Einheiten 
nach Litauen zu kommen, so sieht sich der Staatsrat genötigt, eine 
provisorische Miliz und Polizei zu schaffen. Wie diese Maßnahmen, 
näher auszuführen sind, bleibt einer Verständigung der litauischen 
und deutschen Regierung Vorbehalten. 
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Aus den oben angeführten Gründen ist die sofortige Einsetzung 
der litauischen Regierung von größter Wichtigkeit. Der Staatsrat 
hält es weiter für angebracht, daß eine Verständigung auch in der 
Königsfragc bald erzielt wird. Da die Wahl staatsrechtlich vollkom¬ 
men einwandfrei ist, so hofft der Staatsrat, daß jetzt keine politischen 
Bedenken in Deutschland gegen dieselbe mehr erhoben wird. 

Damit die Ucbergangsperiode mit der Einsetzung der einheimi¬ 
schen liegierung keine Störung im staatsrechtlichen Leben hervorruft, 
so wäre es schon jetzt sehr erwünscht, daß die Vertreter des Staats¬ 
rates mit der Geschäftsführung, die bisher der Militärverwaltung ob¬ 
lag, vertraut werden. Das könnte aber nur dann geschehen, wenn die 
Militärverwaltung sich nicht mehr weigerte, Einblick in die Geschäfts¬ 
führung zu gewähren. 

Das sind die Fragen, die mit der Reiehsleitung zu besprechen drin¬ 
gend nötig sind, und um derentwillen ich in meinem Schreiben vom 
9. Oktober um eine Audienz nachgesucht habe. 

Ich habe die Ehre zu sein ^ 


gez.: Smetona. 
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Nr. LXXXIV. 

Die Litauische Taryba Wilna, den 15. Oktober 191S. 

Nr. 1485. 

An den Herrn Verwaltungschef beim Militärgouverneur Litauen 

hier. 

A. 0. Iv. 10 hat im Lager Baranowitschi einen weißruthenischen 
Vertreter zur Registrierung der weißruthenischen Flüchtlinge, die 
im Militärgouvernement Litauen beheimatet sind, eingesetzt, obwohl 
schon seit 7 Monaten eine von der Litauischen Taryba im Einverneh¬ 
men mit den Okkupationsbehörden eingesetzte Rückwanderungs-Kom¬ 
mission, die Registrierung sämtlicher Flüchtlinge, also aller Natio¬ 
nalitäten, Litauer, Weißruthenen, Polen, Juden usw. nach Litauen 
ausführt. Mit dem Vorgehen des A. 0. K. 10 kann das Präsidium der 
Litauischen Taryba auf keinen Fall sich einverstanden erklären, und 
zwar aus folgenden Gründen: 

1. Die Litauische Taryba, die als Vertretung des litauischen Staa¬ 
tes allgemein anerkannt wird, die die Unabhängigkeit Litauens prokla¬ 
miert und die Anerkennung derselben seitens des Deutschen Kaisers 
erwirkt hat, betrachtet die Rückwanderungssachen als Angelegenheit 
des litauischen Staates, und infolgedessen können nur diejenigen 
Kommissionen für die Registrierung der Flüchtlinge nach Litauen iu 
Frage kommen, welche von der Litauischen Taryba beauftragt sind. 

2. Die Kommissionen nach den Nationalitäten zu bilden ist auch 
praktisch kaum durchführbar, Neben der Kommission der Li¬ 
tauischen Taryba eine weißruthenische, polnische, russische, jüdische, 
lettische und noch andere ins Leben zu rufen, hat keinen Zweck, da 
beim jetzigen Zufluß der Heimatsberechtigten und Heimatsunbercch- 
tigten Bevölkerung nach Litauen werden sehr viele Elemente ein- 
dringen, die eigentlich zu Litauen nicht gehören, was bei vielen Kom¬ 
missionen die Durchführung einer strengen Kontrolle unmöglich 

' macht. 

3. Das von dem A. 0. K. 10 angeordnete Verfahren widerspricht 
der allgemein angenommenen Geschäftsordnung. Es gibt beispiels¬ 
weise keine jüdische oder andere Kommission, die ihre Flüchtlinge 
z. B. nach Polen, Ukraine oder Kurland befördert. Für Polen gilt nur 
polnische, für die Ukraine ukrainische usw. Kommission, demnach soll 
diese Regel für Litauen gelten. 

Die Kommissionen der Litauischen Taryba sind angewiesen, die 
Flüchtlinge zu registrieren, die im Bereich des litauischen Staates be¬ 
heimatet sind. Als vorläufige Grenzen des litauischen Staates könnte 
in diesem Falle der jetzige Bereich des Militärgouvemcments Litauen 

in Betracht kommen. 

/ 
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Demnach sollte innerhalb des genannten Bereiches keine andere 
außer den bereits bestehenden Kommissionen der Litauischen Taryba 
tätig sein und sich mit Registrierung der Flüchtlinge befassen. 

Also innerhalb dieser Grenzen kann keine andere außer der Kom¬ 
mission der Litauischen Taryba aus oben genannten Gründen für die 
Registrierung der Flüchtlinge zuständig sein. 

Es würde eine ganz andere Frage sein, wenn der Rückwande¬ 
rungskommission der Litauischen Taryba Mitglieder anderer in Li¬ 
tauen wohnender Nationalitäten zugeteilt würden, die jedoch dem 
.Vorsitzenden der litauischen Kommission unterliegen sollten. 

Selbstverständlich für diejenigen Flüchtlinge, welche außerhalb 
des genannten Bereiches beheimatet sind, können andere Kommissio¬ 
nen mit der Registrierung betraut werden. • 

gez.: P. Klimas 
I. V.: Vizepräsident 

. K. Bizauskas 

I. V.: Generalsekretär 

Stulginskis 

Vorsitzender der Rückwandercr- 
und Gefangenen-Kommissiou. 
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Nr. LXXXV. 

Wilna, den 16. Oktober 1918. 

An den Herrn Yerwaltungsehef beim Militärgouverncur für Litauen 

hier. 

Auf das gefl. Schreiben vom S. d. Mts., Abt. II C Nr. 84, betr. 
Bildung eines Ausschusses unter dem Namen: „Ausschuß zur Rück¬ 
führung litauischer Vermögenswerte aus Rußland“ möchte die Li¬ 
tauische Taryba zunächst darauf liinweiscn, daß sie die Rückführung 
sämtlicher litauischer Vermögenswerte — sei cs öffentliche oder pri¬ 
vate — als Angelegenheit des litauischen Staates betrachtet, welche 
demnach von den litauischen Staatsorganen durchgeführt und kon¬ 
trolliert werden sollte. Da aber zur Zeit die Beziehungen der deut¬ 
schen Okkupationsbehörden zu der Litauischen Taryba, als der einzig 
anerkannten Vertretung des unabhängigen litauischen Staates, noch 
nicht geklärt sind, so entbehrt demnach die Rückführung der ver¬ 
schleppten Werte der nötigen Klarheit in bezug auf die Verantwor¬ 
tung, welche bei der Mitwirkung der Litauischen Taryba auf sic fal¬ 
len würde, ohne dabei genügende Gewähr für ihre maßgebende Auto¬ 
rität und ihren Einfluß erblicken zu können. Trotzdem nimmt das 
Präsidium der Litauischen Taryba den Vorschlag gern zur Kenntnis, 
sich mit Herrn Oberleutnant Dr. Moll in mündliche Besprechung über 
die zu treffenden Maßnahmen zu setzen, und zu diesem Zwecke ist 
Herrn A. Stulginskis hiermit beauftragt. 

gez.: P. Klimas, i. V. Vizepräsident 

K. Bizauskas, i. V. Generalsekretär. 
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.Nr. LXXXVI. 


Präsident dos • Berlin, den 16. Oktober 1918. 

Litauischen Staatsrates. Augsburgerstr. 69. 

An 

Seine Großherzogliche Hoheit Prinz Max von Baden, 

Kanzler des Deutschen Reiches 

Berlin. 

c 

Eure Großherzogliche Hoheit! 

In Antwort auf die Note vom 14. August hat Seine Exzellenz der 
Reichskanzler Graf Hertling behauptet, „daß die Anerkennung des 
selbständigen litauischen Staates abhängig gemacht werde von der 
Voraussetzung, daß die zwischen dem Deutschen Reiche und Litauen 
abzuschließenden Konventionen in einer den Interessen des Deutschen 
Reiches Rechnung tragenden Weise abgeschlossen werden“. Diese Auf¬ 
fassung, daß die Anerkennung der Unabhängigkeit Litauens von be¬ 
stimmten Voraussetzungen abhängig, also noch nicht vollzogen sei, soll 
aus der Anerkennungsurkunde vom 23. März 1918 hervorgehen, ohne 
daß jedoch ein einziges Wort zur Bekräftigung derselben angeführt 
wird. In der obengenannten Note habe ich nach dem Wortlaut dieser 
Urkunde dargelegt, daß Litauen als freier und unabhängiger Staat an¬ 
erkannt ist. Der litauische Standpunkt und der des Grafen Hertling 
stehen in krassem Widerspruch, indem für die Litauer am 23. März 
der freie und unabhängige Staat Litauen anerkannt worden ist, wäh-' 
rend für den früheren Reichskanzler Grafen Hertling diese Anerken¬ 
nung erst noch von der Erfüllung gewisser Vorbedingungen abhängig 
ist. Da, wie gesagt, Graf Hertling keinen einzigen Beweis aus der 
Urkunde für seine Auffassung angeführt hat, und da die litauische 
Auffassung auf dem genauen Wortlaut der Urkunde fußt und vom 
Grafen Hertling nicht widerlegt worden ist, so gestatte ich mir, namens 
des Litauischen Staatsrates, Ew. Hoheit ergebenst zu bitten, uns mit- 
teilen zu wollen, ob die Meinung der jetzigen Regierung die ist, daß 
Litauen von Deutschland als freier und unabhängiger litauischer Staat 
noch nicht anerkannt worden ist.- 

-In der obenerwähnten Antwort des Reichskanzlers Grafen Hert¬ 
ling wurde ferner gesagt, daß der Reichskanzler die Umnennung des 
Litauischen Landesrates in Staatsrät ablehnen müsse. Es muß deshalb 
hier betont werden, daß der Staatsrat nicht um Anerkennung der Um¬ 
nennung nachgesucht, sondern dieselbe nur zur Kenntnis gebracht hat. 
Was weiter die Behauptung anbetrifft, daß ich die Versicherung ab¬ 
gegeben habe, „daß der Landesrat sich der bis zum 2. Juli d. J. ge- 
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brauchten Bezeichnung „Litauische Taryba“ oder „Litauischer Landes¬ 
rat“ weiterhin bedienen wolle“, so ist dieselbe nicht zutreffend, weil icli 
nie eine solche Erklärung abgegeben habe. In der Tat war der Sach¬ 
verhalt folgender: 

Sämtliche Schreiben an die Militärverwaltung, welche die Uebcr- 
schrift „Litauischer Staatsrat“ führten, wurden von derselben zurück¬ 
geschickt wegen der angeblich ungesetzmäßigen Benennung. Um den 
geschäftlichen Verkehr mit der Militärverwaltung nicht abzubrechen, 
weil dadurch eine Schädigung der litauischen Interessen erfolgen 
konnte, sah sich das Präsidium genötigt, im Verkehr mit der Militär¬ 
verwaltung die frühere Benennung „Litauische Taryba“ oder „Landes¬ 
rat“ zu führen. Das Präsidium hat jedoch eine Erklärung abgegeben, 
daß es diese Forderung als ungesetzmäßig betrachte und nur dem 
Zwang nachgebe, aber damit keinesfalls auf die litauischen Rechte 
verzichte. 

Ich habe die Ehre zu sein 

gez.: A. S m e t o n a. 
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Nr. LXXXVII. 

Erklärung des Reichskanzlers 

Am 20. Oktober 1918 machte der Prinz Max von Baden dem Prä¬ 
sidium der Litauischen Taryba über die Auffassung der Kaiserlich 
Deutschen Regierung folgende Mitteilung: 

Wie im Reichstage verkündet, will das Deutsche Reich dem litaui¬ 
schen Volke selbst die Regelung seiner Verfassung und seiner Bezie¬ 
hungen zu den Nachbarvölkern überlassen. 

Nachdem das Deutsche Reich das Selbstbestimmungsrecht der 
Völker anerkannt hat, muß gemäß den abgegebenen Erklärungen der 
Wille der Bevölkerung selbst über die staatliche Zugehörigkeit ent¬ 
scheiden. Es liegt datier auch nicht in der Absicht der Reiclislcitung, 
selbständig eine Entscheidung über die Grenzen Litauens und Polens 
zu treffen. ( 

Ebenso ist beabsichtigt, die gesetzgebende Gewalt einer eigenen 
litauischen Regierung zu übertragen. Es wird Sache der Taryba sein, 
diese vorläufige Regierung unter Hinzuziehung aller Schichten und 
Nationalitäten der Bevölkerung zu bilden. 

Die Bildung der in Aussicht gestellten allgemeinen Volksvertre¬ 
tung auf breiter Grundlage wird Aufgabe der vorläufigen litauischen 
Regierung sein. Die von der Kaiserlich Deutschen Regierung ver¬ 
heißene Umwandlung der Militär- in eine Zivilverwaltung ist bereits 
in die Wege geleitet.. Diese deutsche Zivilverwaltung wird nur die 
vollziehende Gewalt so lange «ausüben, bis die litauische Regierung nach 
Aufbau ihrer einzelnen Ressorts in der Lage ist, sie selbst zu über¬ 
nehmen. 

Obwohl die Reichsleitung den Wunsch hat, die gesamten deutschen 
Truppen so bald wie möglich aus Litauen zurückzuziehen, ist sie be¬ 
reit, den vielfachen aus dem Lande geäußerten Wünschen entsprechend, 
Truppen und Verkehrsmittel einstweilen im Lande zu belassen. Der 
vorläufigen litauischen Regierung würde die Schaffung einer Miliz 
und Polizeitruppen obliegen. 

(Norddeutsche Allgemeine Zeitung vom 21. Oktober 1918.) 
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Nr. LXXXYIII. 


Das Präsidium des 
Litauischen Staatsrates. 


Pro Memoria 

Berlin, den 23. Oktober 191S. 1 


An Seine Großherzogliche Hoheit Prinz Mas von Baden 
Kanzler des Deutschen Reiches 


Eurer Großherzoglichen Hoheit bringen vir nachstehende Tat¬ 
sachen zur Kenntnis: 


I. 


x. Die Requisitionen, die gegenwärtig in Litauen vorgenommen 
werden, haben den Charakter von Räubereien angenommen. 

a) Der Termin für die Kornlieferungen wird sehr kurz befristet: 
er beträgt oft nur eine Woche oder sogar nur ein paar Tage. Wo 
die Lieferungen nicht erfolgt sind, hat die Einziehung alles 
lebenden Inventars stattgefunden. 

Der Einwohnerschaft im Frontabschnitt werden nur 5 Pfund 
Brot im Monat zugestanden. Der Hunger zwingt daher die 
Leute, sich Ersatz zu schaffen, dessen Genuß, wie aus den Seiner 
Exzellenz dem Staatssekretär des Innern vorgelegten Proben zu 
ersehen ist, für den Menschen gänzlich ungeeignet ist. 

b) Beim Abzug von Offizieren und Beamten werden sämtliche 
Möbel der von den betreffenden solange bewohnten Räume mit¬ 
genommen, trotz lebhaften Einspruches und trotz aller Bitten 
der Eigentümer dieser Gegenstände. 

c) Seitens der Gendarmen, Amtsvorsteher usw. werden Kleidungs¬ 
stücke, Leinwandstoffe, Eßwaren und sogar Fuhrwerke mit 
dem Gespann genommen und weggeschafft. 

2. Das Banditenwesen nimmt überhand und wird von der deut¬ 
schen Gendarmerie geduldet. Die Einwohnerschaft wird oft auf gräß¬ 
liche Weise gequält, es sind Fälle von Folterungen, Blendungen usw. 
vorgekommen. In der Kirchengemeinde Girkalnis, Gouv. Kowno, 
sind z. B. von dem Staatsrate vier Morde und 23 Beraubungen fest- 
gestellt worden. Die Einwohner sprechen von etwa 50 Fällen. Gegen 
diese Uebelstände werden keine ernsten Maßnahmen von seiten der 
deutschen Gendarmerie getroffen. 

3. Die Okkupationsverwaltung duldet die Organisation polnischer 
Legionen. Man sieht deutsche Offiziere mit polnischen Legionären 
fraternisieren. Es wird jetzt die Ankunft polnischer Heeresorgani¬ 
satoren aus Warschau in Wilna von den Polen angezeigt und zwar soll 
der polnische Oberst Januszaitis kqmmqn. Gerüchtweise verlautet, 
daß bereits Vereidigungen polnischer .Legionsoffiziere in Wilna statt¬ 
gefunden haben. Die Tätigkeit polnischer Agitatoren für Zwecke der 
polnischen Legionen wird in keiner Weise gehindert: Die Verbreitung 
polnischer Flugblätter, in denen die Polen die Vereinigung Litauens 
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mit Polen propagieren, -wird in keiner Weise beanstandet, während 
noch vor kurzem die Anwendung von Ausdrucken wie „Litauens Un¬ 
abhängigkeit“, „Wilna Litauens Hauptstadt“, in der litauischen 
Presse von der Zensur nicht zugelassen wurde. 

4. Im Frühjahr hatte das deutsche Oberkommando mit dem 
Staatsrate vereinbart, daß ihm die Leitung der litauischen Rückwan¬ 
derung nach allen litauischen Gebieten, nämlich Nord- und Südlitauen 
überlassen bleiben soll. Daraufhin sind Bemächtigte des Staatsrates 
im Frontabschnitt tätig gewesen. Nun hat das Oberkommando dort 
ein weißruthenisches Komitee eingesetzt und die Befugnisse der 
litauischen Bevollmächtigten auf Nationallitauer beschränkt, so daß 
die Gefahr besteht, daß Bolschewisten und polnische Legionäre dort 
ihre Tätigkeit entfalten.. 

Den litauischen' Rückwanderern werden ungenügend Züge zur 
Verfügung gestellt, so daß ihre Rückkehr sich zwei bis drei Monate 
hinzieht und Fälle von Hungertod und Seuchen vorgekommen sind. 

Vorstehendes sind nur ein paar Züge, die das charakterisieren, 
was jetzt in Litauen vor sich geht. Wir bitten um schleunige Beseiti¬ 
gung dieser Uebelstände. 

II. 

1. Es ist notwendig, auf telegraphischem Wege zu veranlassen, daß 
die jetzt vorgenommenen Requisitionen sofort eingestellt werden mit 
dem Vorbehalte, daß die Ernährungsfrage der deutschen Besatzungs¬ 
truppen im Benehmen mit der neuen litauischen Regierung geregelt 
wird. 

2. Es ist nötig eine litauische Miliz zu schaffen, die die Ord¬ 
nung in Litauen aufrecht erhält und der Einwohnerschaft den nötigen 
Schutz gewährt. Zu diesem Zwecke brauchen wir Waffen vieler Art, 
die wir von Deutschland zu erhalten hoffen. 

3. Aus den Landeseinnahmon Litauens bitten wir für alle Organi¬ 
sationszwecke des Staatsrates in den nächsten Tagen drei Millionen 
zur Verfügung zu stellen. 

4. Die politische Zensur bitten wir sofort dem Staatsrate zu über¬ 
tragen. 

gez. Dr. J. § a u 1 y s, Vizepräsident 
gez. K. B i z a u s k a s, I. V. Generalsekretär 
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Nr. LXXXIX. 

Berlin W. S, den 26. Oktober 1918. 
Wilhelmstraße 74. 


Der Reichskanzler 
(Reichsamt des Innern) 

An 


das Präsidium des Litauischen Landesrates. 


Dem Präsidium des Litauischen Landesrats beehre ich mich er¬ 
gebenst mitzuteilen, daß ich die mir überreichten Eingaben vom 3., 21. 
und 23. d. M. der Militärverwaltung in Litauen zur Erörterung und 
weiteren Veranlassung überwiesen habe. Ich möchte indes schon jetzt 
darauf aufmerksam machen, daß in dem pro memoria vom 23. d. M. die 
von mir erbetenen und von Herrn Dr. Puritzkis in Aussicht gestellten 
konkreten Angaben fehlen, ohne die eine Verfolgung der erhobenen 
Beschwerden nicht möglich ist. 

Der zu bildenden litauischen Regierung werden die zur Führung 
der von ihr übernommenen Geschäfte erforderlichen Mittel selbstver¬ 
ständlich zur Verfügung gestellt werden. Ich ersuche daher, mir zu¬ 
nächst von der erfolgten Bildung einer Regierung Mitteilung zu 
machen, worauf der Generalbevollmächtigte mit dieser unverzüglich 
in Verhandlungen darüber eintreten wird, welche Beträge für die 
dortigen Bedürfnisse benötigt werden. Um hierfür Vorbereitungen 
treffen zu können, ist die Verwaltung bereits von den dortigen Wün¬ 
schen verständigt und ermächtigt worden, alsbald und schon vor dem 
Eintreffen des Generalbevollmächtigten zur Deckung dringender Be¬ 
dürfnisse einen Betrag bis zu .100000 M zur Verfügung zu stellen. 

Schließlich muß ich zu meinem Bedauern feststellen, daß das Prä¬ 
sidium des Landesrats mit der Behauptung, die es an die Spitze der 
einen von ihr überreichten Eingabe stellt, daß die Requisitionen in 
Litauen gegenwärtig den Charakter von Räubereien angenommen 
hätten, eine schwere Beleidigung des deutschen Heeres und der deut¬ 
schen Militärverwaltung ausspricht. Indem ich mich zugleich auf mein* 
Schreiben vom 20. d. M. und die dortige Eingabe an den Herrn Reichs¬ 
kanzler vom 14. d. M. beziehe, mache ich darauf aufmerksam, daß ein 
solches Verfahren mit den Gepflogenheiten, wie sie im Verkehr zwi¬ 
schen befreundeten Nationen üblich sind, unvereinbar ist, und daß die 
Reichsleitung sich nicht in der Lage sieht, fernerhin Eingaben dieser 
Art entgegenzunehmen. 


I 


gez.: Trimborn. 
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Nr. XC. 


Litauischer Staatsrat Berlin, den 26. Oktober 1918. 

(Taryba) Augsburgerslr. 69 

Vertretung in Berlin. 


An Seine Großherzogliche Hoheit, Max Prinz von Baden, 
Kanzler des Deutschen Reiches, 


Berlin. 


V Eure Großherzogliehe Hoheit! 

In der Erklärung, die Eure Hoheit am 20. Oktober dem Präsidium 
des Litauischen- Staatsrates über die Auffassung der Deutschen 
Reichslcitung betreffs der Neugestaltung des Litauischen Staates ge- 
, geben haben, heißt es, daß es Sache der Taryba sei, die Regierung zu 
bilden, und daß die deutsche Zivilverwaltung die an Stelle der deut¬ 
schen Militärverwaltung treten solle, die vollziehende Gewalt nur so¬ 
lange ausüben wird, „bis die litauische Regierung nach Aufbau ihrer 
einzelnen Ressorts in der Lage ist, sie selbst zu übernehmen“. 

Der Staatsrat sucht die Bildung dieser Regierung so schnell wie 
möglich durchzuführen. Doch muß damit gerechnet, werden, daß bis 
zu deren endgültiger Bildung eine gewisse Zeit — vielleicht bis zwei 
Wochen — verstreichen wird. Die Taryba, die den litauischen Staat 
wieder hergestellt (durch den Beschluß vom 11. Dezember 1917) und 
bis jetzt geleitet hat, muß als einziges, vom litauischen Volk und von 
Deutschland anerkanntes Staatsorgan den neuen Staat bis zum voll¬ 
ständigen Aufbau desselben weiterleiten. Die Taryba kann nicht die 
endgültige Bildung der Regierung abwarten, sondern muß verschiede¬ 
nen sehr dringenden Forderungen des neuen staatlichen Lebens sofort 
Rechnung tragen. Dahin gehört an erster Stelle die Bildung einer 
Miliz, um die Ordnung im Lande aufrecht zu erhalten und die Bevöl¬ 
kerung gegen das Bandenunwesen zu beschützen. Tagtäglich töten 
die Banditen Einwohner und rauben ihr Gut. In Wilna ist es bereits 
zu Unruhen gekommen. Der Staatsrat wünscht schon lange, der Be¬ 
völkerung Hilfe angedeihen zu lassen, wurde aber bis jetzt von der 
Militärverwaltung daran gehindert. Nun will der Staatsrat nicht 
mehr länger warten, sondern .ungesäumt mit der Schaffung der Miliz 
beginnen. 

Der Staatsrat kann jedoch nichts anfangen, solange er über keine 
Geldmittel verfügt. Am 21. d. Mts. hat daher das Präsidium des 
Staatsrates ein Schreiben an Seine Exzellenz den Herrn Staatssekre¬ 
tär des Innern Trimborn gerichtet, in dem es den Herrn Staatssekre¬ 
tär ersucht, zu veranlassen, daß sofort 3 Millionen Mark aus den Ein¬ 
nahmen, die von den Erhebungen aus Litauen stammen und durch die 
Militärbehörde verwaltet werden, dem Präsidium des Staatsrates über¬ 
wiesen- werden. 

14 

K- 
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Der Herr Staatssekretär des Innern hat dem Unterzeichneten in 
einer Unterredung vom 23. d. Mts. geantwortet, daß er die gewünschte 
Summe nur dem Regentscliaftsrat oder der schon gebildeten Regierung 
überweisen könne, nicht aber dem Präsidium des Staatsrates, da er 
diese als Privatleute betrachte. 

Betreffs des Regentschaftsrates kann hier nicht unterlassen wer¬ 
den, darauf hinzuweisen, daß durch die Xönigswahl vom 11. Juli die 
Frage des Staatsoberhauptes für den Staatsrat gelöst ist, und daß, so¬ 
lange dieser Beschluß unverändert bleibt, weder staatsrechtliche noch 
politische Gründe für die Bildung eines Regentschaftsrates sprechen. 

' ganz abgesehen davon, daß überhaupt in Litauen niemals, auch nicht 
vor der Königswahl, die Rede von einem Regentschaftsrat war. 

Auch die Auffassung, daß das Präsidium des Staatsrates nur Pri¬ 
vatleute seien, kann nicht unwidersprochen bleiben. Die deutsche 
Reichsleitung hat mit der Taryba völkerrechtliche Abmachungen ge¬ 
troffen (23. März d. Js.) und damit selbst die Taryba als Trägerin der 
Souveränitätsrechte anerkannt. Die Taryba wird auch die neue Re¬ 
gierung ernennen. Von ihr, als der einzig rechtlich anerkannten Ver¬ 
treterin des litauischen Volkes, erhält sie ihre staatsrechtliche Voll¬ 
macht. Die Taryba wird als Trägerin der Souveränität auch berech¬ 
tigt sein, äie Regierung gegebenenfalls zu entlassen und eine neue zu 
bilden. Nur in die Hände eines verfassungsmäßig berufenen Parla¬ 
ments wird die Taryba ihre souveräne Vollmacht legen, aber die recht¬ 
mäßige Wahl des Parlaments kann nur in einem aufgebauten Staate 
* vorgenommen werden. 

Da bis jetzt die Bildung einer einheitlichen Regierung durch die 
Okkupationsbehörden verhindert worden war, so hat die Taryba ihrem 
Präsidium bis zur Bildung dieser Regierung die Vollzugsgewalt an ver¬ 
traut, für deren Ausübung es der Taryba verantwortlich ist. 

Ich nehme an, daß die Auffassung des Herrn Staatsekretärs des 
Innern, das Präsidium als Privatleute zu betrachten, auf einem Miß¬ 
verständnis über die staatsrechtliche Stellung der Taryba beruht und 
ersuche daher die deutsche Reichsleitung dringend im Namen des 
Litauischen Staatsrates, als dessen Mitglied und bevollmächtigter 
Vertreter, die erbetene Summe für die Zwecke, die in dem am 22. Ok¬ 
tober an den Herrn Staatsekretär des Innern gerichteten Schreiben 
angegeben sind, möglichst bald telegraphisch an das Präsidium des 
Staaterates in Wilna übersenden zu wollen. 

Ich. habe die Ehre zu sein Ew. Großherzoglichen Hoheit er¬ 
gebenster 


gez.: Puryckis, 

Mitglied und Bevollmächtigter des Litauischen Staatsrates. / 
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XCI. 


Litauischer Staatsrat . Berlin, den 26. Oktober 1918. 

(Taryba) Augsburgerstr. 69 

[Vertretung in Berlin. 


An Seine Großherzogliche Hoheit, Max Prinz von Baden, 
Kanzler des Deutschen Reiches, 


Berlin. 


Eure Großherzogliche Hoheit! 

Am 22. d. M. hat das Präsidium des Litauischen Staatsrates an 
Eure Hoheit ein Pro memoria gerichtet, das in Abschrift auch den 
Herren Staatssekretären zugegangen ist, in dem es an erster Stelle um 
sofortige Einstellung der Requisitionen ersuchte, die in letzter Zeit 
einen besonders rücksichtslosen Charakter angenommen haben und das 
Land mit einem -wirtschaftlichen Ruin bedrohen. Der Herr Staats¬ 
sekretär des Innern Trimbom hat in einer Unterredung, die im Zu¬ 
sammenhang mit dieser Frage zwischen ihm und dem Unterzeichneten 
Mitgliede und Vertreter des Litauischen Staatsrates stattgefunden 
hat, geäußert, daß er eine Einstellung der Requisitionen erst dann ver¬ 
anlassen könnte, wenn die Rücksichtslosigkeit derselben durch Tat¬ 
sachen nachgewiesen würde. Darauf beehre ich mich, im Namen der 
Litauischen Taryba folgende Mitteilungen zu machen: 

Die Beschwerdeabteilung der Litauischen Taryba hat den Okku¬ 
pationsbehörden eine so große Menge von Tatsachen, welche die rück¬ 
sichtslosen Requisitionen und Mißbräuche ihrer Organe bestätigen, 
zur Kenntnis gebracht, daß die eine oder andere Tatsache des letzten 
Jahres das Bild des schrecklichen Zustandes des Landes nicht ändern 
würde. Andererseits werden die Beschwerden der Litauischen Taryba 
und ihre Hinweise auf ungerechte Requisitionen und dergleichen von 
den Okkupationsbehörden äs unbegründete, erdachte Klagen und Ver¬ 
leumdungen betrachtet. Augenscheinlich' sind auch die Zentralbe¬ 
hörden Deutschlands geneigt, nur ihren .Vertretungsbehörden in Li¬ 
tauen Glauben zu schenken, die Eingaben der Litauischen Taryba da¬ 
gegen als einseitige Schilderungen über die Zustände des Landes zu 
betrachten. Angesichts dieser Lage bleibt nur ein Ausweg übrig: eine 
Kommission aus Vertretern neutraler Länder zu bilden, welche die 
Sache unparteiisch untersuchen könnte. 

Da die Bildung einer solchen Kommission eine gewisse Zeit in An¬ 
spruch nehmen würde,-größte Eile in der Abstellung der Mißstände 
aber geboten ist, so ersucht die Litauische Taryba, wenigstens solange, 
bis der neu ernannte Generalkommissar ins Land kommt, die Okkupa¬ 
tionsbehörden telegraphisch anzuweisen: 

a) die Requisitionen in Litauen einzustellen; 

14 * 
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b) den offenen und geheimen Export von Lebensmitteln, Vieh, Bc- 
kleidungsmaterial u. dergl. nach Deutschland, Rußland und an¬ 
deren Gebieten zu verbieten; 

c) mit dem Ausrotten der Wälder und der Ausfuhr des Holzes nach 
Deutschland aufzuhören. 

Ich habe die Ehre zu sein Ew. Großherzoglicken Hoheit er¬ 
gebenster 

gez.: v. P u r y c k i s, 

Mitglied und Bevollmächtigter des Litauischen Staatsrates. 


(Das Schreiben war auch an Se. Exzellenz den Herrn Staatssekretär Trimborn 
gerichtet,) 
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Nr. XCII. 

l 

Grundlagen der provisorischen Staatsverfassung Litauens. - 

•Bis zu der Festlegung der .Regierungsform und der Verfassung 
des litauischen Staates durch die konstituierende Versammlung er¬ 
richtet der litauische Staatsrat in Ausübung der obersten Staats¬ 
gewalt (suprema poteslas) die provisorische litauische Staatsregie¬ 
rung auf folgenden provisorischen konstitutionellen Grundlagen: 

I. Allgemeiner Teil. 

1. Die obersten provisorischen Staatsorgane sind: a) der Staats¬ 
rat (Valstybes Tarybä) und b) das Präsidium des Staatsrates (III, 9) 
mit dem Ministerkabinett. 

2. Der Sitz der obersten Regierung ist die Hauptstadt des litaui¬ 
schen Staates, Wilna (Vilnius). 

3. Das Recht, Gesetzesvorschläge einzubringen, steht dem 
Staatsrate und dem Ministerkabinett zu. 

•1. Zur Annahme der Grundlagen der provisorischen Staats¬ 
verfassung ist eine Zweidrittelmehrheit ( 2 / 3 ) erforderlich. Ergänzun¬ 
gen oder Veränderungen der Grundlagen der Staatsverfassung können 
nur dann vorgenommen werden, wenn mindestens die Hälfte (■/,) der 
Mitglieder des Staatsrates dies verlangt; die Annahme oder Ableh¬ 
nung solcher Ergänzungen oder Veränderungen wird durch eine Zwei¬ 
drittelmehrheit ,(2/3) entschieden. 

II. Der Staatsrat (Valstybüs Taryba). 

ö. Der Staatsrat berät und beschließt die vorläufigen Gesetze 
und die Verträge mit anderen Staaten. 

6. Die vom Staatsrat angenommenen vorläufigen Gesetze und 
Vorschläge von Verträgen mit anderen Staaten werden vom Präsidium 
des Staatsrates veröffentlicht. 

7. Der Staatsrat hat das Recht zu interpellieren und Anfragen 
zu stellen. 

S. Die Sitzungen des Staatsrates werden vom Staatsrate selbst 
oder von dem Präsidium des Staatsrates anberaumt. Das Präsi¬ 
dium des Staatsrates' beruft diesen entweder aus eigener Initiative* 
oder auf Verlangen eines Drittels (Va) der Staatsratsmitglieder. 

ITT. Die vorläufige Zuständigkeit des Präsidiums de§_ Staatsrates. 

9. Bis zur Bildung eines obersten Staatsorganes steht die Macht¬ 
befugnis eines solchen dem Präsidium des Staatsrates zu, das aus 
dem Präsidenten und zwei Vizepräsidenten besteht. 

10. Das Präsidium des Staatsrates hat die exekutive Gewalt und 
übt sie durch ein, dem Staatsrat verantwortliches Ministerium aus. 

11. Das Präsidium des S taatsrätes hat im Namen des Staats- 
rates: a) von ihm \mterzeichnete vorläufige Gesetze und Verträge 
mit anderen Staaten zu veröffentlichen; b) den Ministerpräsidenten 
zu ernennen, ihn mit der Bildung des Ministerkabinetts zu beauf- 


214 


tragen und das gebildete Kabinett zu bestätigen; c) den Staat zu ver¬ 
treten] d) Gesandte zu ernennen und akkreditierte Gesandte fremder 
Staaten zu empfangen; e) die höheren Staatsbeamten der Militär- 
und Zivilverwaltung zu ernennen; f) die Aufsicht über das zum 
Schlitze der Unabhängigkeit Litauens und seiner territorialen Un¬ 
antastbarkeit gebildete Heer zu führen und dessen obersten Führer 
zu .ernennen. 

12. Alle seitens des Präsidiums des Staatsrates (veröffentlichten 
Akte müssen vom' Präsidium gezeichnet und vom Ministerpräsidenten 
oder vom Ressortminister gegengezeichnet sein. 

13. Die Unterzeichnung von Schriftstücken seitens des Präsi¬ 
diums des Staatsrates besteht aus den Unterschriften der drei Mit¬ 
glieder desselben.*) 

14. Das Präsidium des Staatsrates bewahrt das Siegel des Litaui¬ 
schen 'Staates. 


• IV. Das Mmistci'kabmett. 

15. Das Ministerkabinett wird vom Ministerpräsidenten gebildet. 

16. Das Ministerkabinett wird durch das vorläufige, als oberstes 
Regierungsoigan funktionierende Präsidium des ßtaatsrates (III. 9) 
bestätigt. 

17. Das Ministerkabinett ist ein Kollegium und als solches (soli¬ 
darisch). verantwortlich. ! 

iS. Ein seitens des Staatsrates ausgedrücktes Mißtrauensvotum 
hat die Auflösung des Kabinetts zur Folge. 

19. Das Ministerkabinett wird durch den Ministerpräsidenten 
oder durch einen denselben vertretenden Minister repräsentiert. 

20. Die in das Ministerkabinett berufenen Mitglieder des Staats- 
rates hören nicht auf Mitglieder des Staatsrates Zu bleiben. 

21. Das Ministerkabinett und die einzelnen Minister sind ver¬ 
pflichtet, dem ß'taatsrate und seinen Ausschüssen auf Verlangen Aus¬ 
künfte zu erteilen und Erklärungen abzugeben. 


V. Grundrechte der Bürger. 

22. Alle Staatsbürger, einerlei welchen Geschlechtes, welcher 
Nationalität, welcher Konfession und welchen Standes, sind gleich 
vor dem Gesetz. Standesprivilegien gibt es nicht. 

23. Garantiert wird: Unantastbarkeit der Person^ der Wohnung 
und des Eigentums, Freiheit der Konfession, der Presse, der Ver¬ 
sammlungen und der Vereine, wenn ihr Zweck und ihre dazu an¬ 
gewandten Mittel den Staatsgesetzen nicht, zuwiderlaufen. Versamm¬ 
lungen bewaffneter Personen sind verboten. 

24. InSächen,, für welche'der Litauische Staat keine neuen Gesetze 
erlassen hat, gelten bis auf weiteres die Gesetze, welche vor dem 
Kriege bestanden haben, sofern sie. den provisorischen Grundgesetzen 
der Staatsverfassung nicht zuwiderlaufen. 


*) In der Sitzung vom 23. I. 1919 wurde im Hinblick darauf, daß die Umstände 
nicht immer die Anwesenheit aller Mitglieder des Präsidiums des Staatsrates er¬ 
möglichten, der Beschluß angenommen, daß gegebenenfalls die Unterschrift auch nur 
eines Mitgliedes des Präsidiums zur Gültigkeit der Unterzeichnung genügt. ' Bei An¬ 
wesenheit von zwei oder der drei Mitglieder des Präsidiums am selben Orte, ist auch 
deren Unterschrift znr Gültigkeit erforderlich. 
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25. In Kriegszeiten, sowie um einem etwa drohenden Aufstande 
oder einem Aufruhr vorzubeugen, gelten besondere Gesetzesyor- 
schriften, durch welche die den Bürgern garantierten Freiheiten 
zeitweilig eingeschränkt werden können. 

VI. Die konstituierende Versammlung. 

26. Die provisorische Regierung verfaßt und veröffentlicht das 
Gesetz, laut welchem die konstituierende Versammlung einzu- 
berufeu ist. 

27. Die konstituierende Versammlung wird gewählt auf Grund 
des allgemeinen, gleichen unmittelbaren und geheimen Wahlrechtes. 

28. Nach Schluß der Wahlen’der Abgeordneten für die konsti¬ 
tuierende Versammlung tritt letztere in Wilna zu dem von der pro¬ 
visorischen Regierung festzusetzenden Zeitpunkt zusammen. 

29. Die konstituierende Versammlung beginnt ihre Tätigkeit bei 
Anwesenheit von zwei Dritteln der Abgeordneten. 
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Anlagen, 

betreffend die kirchlichen Angelegenheiten Litauens. 


Anlage I. 


An Seine Exzellenz den Apostolischen Nuntius, den Herrn 


Erzbischof Pacelli 


München. 


Eurer Exzellenz 


erlauben sich die Endesunterzeichneten die ganz ergebene Bitte zu 
unterbreiten, das beigelegte Schreiben an Seine Heiligkeit den Papst 
durch Vermittlung Sr. Eminenz des Herrn Kardinals Staatssekretärs 
P. Gaspari in Roma Vatikan weitergeben zu wollen.- 

Wilna, den 10. August 1917. 

c 

gez. Dr. A. Smetona, Dr. A. WileiSis, A. Gylys, K. KruSciukaitis. 


An Seine Heiligkeit den Papst Benedikt XV. 


Heiliger Vater! 


Rom, .Vatikan. 


Nachdem der Bischof von Wilna, Baron von der Ropp, von der 
russischen Regierung ins Innere Rußlands verbannt worden war, ist 
die Wilnaer Diözese verwaist. Aber sowohl vor dem wie nachher ha¬ 
ben die Litauer in den Grenzen der Wilnaer Diözese die ihnen zuste¬ 
henden Rechte nicht erlangen können, da die höheren Stellen der 
kirchlichen Hierarchie, vom Bischof und dem Domkapitel angefan¬ 
gen, sich ausschließlich in den Händen ausgesprochener Polenfreunde 
befanden, welche danach strebten, die polnische Sprache und die pol¬ 
nischen Ideen in der Kirche zu erhalten und zu verbreiten, dagegen 
die litauische Sprache, wo es nur ging, zu beseitigen und zu unter¬ 
drücken. Als sich gegen solche Unterdrückung der angestammten 
Sprache das wiedererwachende Litauertum zu schützen suchte und 
gegen die Verkümmerung seines guten Rechtes in seinem eigenen Va¬ 
terlande zur Wehr setzte, wurden die Kirchen der Schauplatz von 
Streitigkeiten und Mißhelligkeiten, bei denen jedoch die polnische 
Kirchenobrigkeit ihre Hand schützend über die großpolnischen An¬ 
maßungen hielt. 

Der große Weltkrieg, der Unheil genug über das katholische 
Litauen gebracht hat, hat aber auch im litauischen .Volke die Hoff- 
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imng erweckt, daß die Sehnsucht des litauischen Volkes nach dem 
Wiederaufbau seines nationalen Staates erfüllt werde. Um dieser- 
Ziel zu erreichen, ist die wichtigste Voraussetzung die, daß die Kir¬ 
chenobrigkeit, besonders der Bischof der litauischen Hauptstadt, nichl 
nur den Bestrebungen des litauischen Volkes nicht hindernd in den 
Weg tritt, sondern in der Vertretung der kirchlichen Interessen ge¬ 
meinsam mit den anderen Kirchenfürsten Litauens geht und sich der 
allgemeinen litauischen Politik anzupassen versteht. 

Soweit es nun bekannt geworden ist, soll der verbannte Wilnaer 
Bischof Baron von der Ropp nun in Rußland eine andere Verwen¬ 
dung finden. Sollte sich dies bewahrheiten, so würde der bischöfliche 
Stuhl in Wilna frei. 

In Erwägung der folgenreichen Aufgaben, welche den Wilnaer 
Bischof im zukünftigen Litauen betreffs der kirchlichen Angelegen¬ 
heiten erwarten, bitten wir im Namen der Litauer Ew. Heiligkeit ehr- 
furchtvollst, daß der neue Bischof in Wilna ein Litauer wird, welcher 
mit starker, gerechter Hand die Ordnung herstellen und die Streitig¬ 
keiten, die so viel Unheil im Leben unserer Diözese gestiftet haben, 
beschwichtigen und beseitigen kann. 

Der bei der Bekämpfung der litauisch fühlenden Massen von der 
polenfreundlichen Oberschicht des Klerus eingeschlagene Weg wird 
als ein Mißbrauch kirchlicher Gewalt schmerzlich von den Litauern 
empfunden. Wird dieser Weg nicht verlassen, so ist zu befürchten, daß 
dann im religiösen Leben unseres glaubenstreuen litauischen Volkes 
Schädigungen angerichtet werden, vor denen unser Volk gerade in der 
Zeit der Wiedergeburt und des staatlichen Wiederaufbaues, die 
alle moralischen Kräfte braucht, beschützt werden muß. 

Zu Füßen Ew. Heiligkeit niederknieend und den Apostolischen 
Segen erflehend, verharren 


Ehrfurchtsvoll gehorsamste Söhne 

Dr. A. Smetona, Vorsitzender des litauischen Vereins für Kriegshilfe. 
Dr. med. A. Wileisis, Vorsitzender des Litauischen Vereins für 

gegenseitige Hilfe. 

A. Gylys, Gymnasiallehrer und Vertreter des katholischen Bildungs¬ 
vereins „Rytas“. 

K. KriSiukaitis, Vorstand des Litauischen katholischen Arbeiter¬ 
vereins St. Nikolaus. 

Wilna, den 10. August 1917. 


An 


Anlage II. 

Seine Durchlaucht . 
den He^rn Chef der Militärverwaltung 


Litauen 


Die endunterzeichneten Vertreter der litauischen Organisationen 
haben die Ehre, Ew. Durchlaucht folgendes vorzulegen: 

Nachdem Baron von der Ropp von der russischen Regierung ins 
Innere Rußlands verbannt worden war, ist die Wilnaer Diözese ver¬ 
waist. Aber schon in der Zeit, in der Herr Bischof noch sein Amt 
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führte, fanden die Litauer bei ihm die von ihnen gewünschte und ihnen 
zustehende Vertretung nicht, da die höheren Stellen der kirchlichen 
Hierarchie, vom Bisohof und dem Domkapitel angefangen, sich aus¬ 
schließlich in den Händen ausgesprochener Polenfreunde befanden, 
welche immer danach strebten, die polnische Sprache und die polnischen 
Ideen in der Kirche zu erhalten und zu verbreiten, dagegen die litaui¬ 
sche Sprache, wo es nur ging, zu beseitigen und zu unterdrücken. Als 
sich gegen solche Unterdrückung der angestammten Sprache das wie¬ 
dererwachende Litauertum zu schützen suchte und gegen die Verküm¬ 
merung seines guten Rechtes zur Wehr setzte, wurde die Kirche der 
Schauplatz von Streitigkeiten und Mißhelligkeiten, bei denen jedoch 
die polnische Kirchenobrigkeit ihre Hand schützend über die großpolni¬ 
schen Anmaßungen hielt. 

Der Krieg, der über Litauen Unheil genug gebracht hat, hat ander¬ 
seits im litauischen Volke die Hoffnung erweckt, daß Dank dem deut¬ 
schen Schwerte die Sehnsucht des litauischen Volkes nach dem Wieder¬ 
aufbau seines nationalen Staates erfüllt werde. Um dieses Ziel zu er¬ 
reichen, ist die wichtigste Voraussetzung die, daß die Kirchenobrigkeit, 
besonders der Bischof der litauischen Hauptstadt nicht nur den Bestre¬ 
bungen des litauischen Volkes nicht hindernd in den Weg tritt, sondern 
in der Vertretung der kirchlichen Interessen gemeinsam mit den ande¬ 
ren Kirchenfürsten Litauens geht und sich der allgemeinen litauischen 
Politik anzupassen versteht. 

Soweit wir orientiert sind, soll der verbannte Wilnaer Bischof 
Baron von der Ropp mm in Rußland eine andere Verwendung finden. 
Sollte sich dies bewahrheiten, so würde der bischöfliche Stuhl in Wilna 
frei. 

In Erwägung der folgenreichen Aufgaben, welche den Wilnaer 
Bischof im zukünftigen Litauen betreffs der kirchlichen Angelegen¬ 
heiten erwarten, bitten wir Ew. Durchlaucht ganz ergebenst Ihren Ein¬ 
fluß verwenden und Ihr gewichtiges Wort an entsprechender Stelle 
dafür einlegen zu wollen, daß der neue Bischof in Wilna ein Litauer 
wird. 

In Litauen bestand früher die Tradition, daß im Falle des Frei¬ 
werdens des bischöflichen Stuhles in Wilna das Vorrecht auf diesen 
immer dem Bischof von Samogitien zustand. Wir bitten deshalb Ew. 
Durchlaucht, diesen Umstand berücksichtigen zu wollen, und falls der 
Bischof von Samogitien Seine Exzellenz Fr. Kareviöius selbst nicht ge¬ 
neigt wäre, von diesem traditionellen Rechte Gebrauch zu machen, in 
der Frage der Besetzung des bischöflichen Stuhles in Wilna seine 
Stimme zu hören. 

Damit Ew. Durchlaucht in der Lage seien sich darüber zu orien¬ 
tieren, welchem Druck bisher die Litauer in der Wilnaer Diözese preis¬ 
gegeben waren,- legen wir die Denkschrift über „Die Lage der katho¬ 
lischen Litauer im Bistum Wilna“ bei, welche vor einigen Jahren eine 
Gruppe von 70 Priestern aus der Wilnaer Diözese der Vatikanischen 
Kurie eingereicht hat. 

Wenn die Verfasser der Denkschrift mitten aus dem Kampf her¬ 
aus manchenorts auch ziemlich temperamentvoll ihre Sache verfechten 
und manche historische Tatsachen vielleicht subjektiv beleuchten, so 
entspricht das in der Denkschrift vorgelegte reiche Material durchaus 
den Tatsachen- 
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Wenn die Unterzeichneten zu ihrer Bitte vor allem veranlaßt sind 
durch die Sorge um die ungestörte nationale Weiterentwicklung ihres 
Volkes, so wollen sie doch nicht unterlassen, auf einen zweiten Grund 
hinzuweisen, der, wie sie hoffen dürfen, Gehör und mitfühlendes Ver¬ 
ständnis finden wird. 

Der bei der Bekämpfung der litauisch fühlenden Massen von der 
polenfreundlichen Oberschicht des Klerus eingcschlagene Weg wird 
als ein Mißbrauch kirchlicher Gewalt schmerzlich empfunden. Wird er 
nicht verlassen, so ist zu befürchten, daß dann im religiösen Leben un¬ 
seres glaubenstreuen litauischen Volkes Schädigungen angerichtet wer¬ 
den, vor denen unser Volk gerade in der Zeit des Wiederaufbaus, die 
alle positiven' Kräfte braucht, beschützt werden muß. 

(Unterschriften) 

A. Smetona, Vorsitzender des Litauischen Komitees. 

A. Stularinskis, Vorsitzender der lit. Bildungsgesellschaft „Rytas“. 

Dr. A. Wileisis, Vorsitzender des lit. Vereins für gegenseitige Hilfe. 
K. Krisciuskaitis, Vorsitzender d. kath.-lit. St. Nikolaus-Männerver. 

An 

Seine Durchlaucht 

den Herrn Chef der Militärverwaltung 

Litauen. 

L Wilna, am 10. August 1917. 


Anlage III. 

Celsissime Domine, Dominei 

„Conventus Lithuaniae“ („Lietuvos Taryba‘‘) Celsiss innim Domi¬ 
num, ui hisce adnexas supplices litteras ad Süam Sanctitatem Sum- 
m nm 1 Pontificem Benedictum P. P. XV. Romam tiransmittere dignetur. 
humillime rogat. 

Conventus Lithuaniae Praeses: A. Smetona. 

Vilnae, die 30. Decembris an. 1917. 

Beatissime Pater f 

Ad pedes Sanctitates Vestras provoluti, afiectusque devotissimae 
erga Sanctam Sedem' Apostolicam pictatis maxima cum reverentia 
exprimentes „Conventus Lithuaniae“ („Lietuvos Taryba“) reprae- 
sentatores nos ßanctitati Vestrae sequentia hmnillime exponere 
audemus. 

Anno 1917 mense ßeptembri Vilnae Conferentia Lithuanica ad res- 
nationales, politicas, oeconomicas et humanae culturae oxdinaßdas ex 
se „Conventum Lithuaniae“ elegit, quod Gubernium Militare Germa- 
uicum ut coetum' legitimum, regionem et nationem Lithuanicam re- 
presentans, approbavit, cum religionem non sölum in cuisvis privati 
hominis, vel familiae, sed etiam nationum et regnorum vita nm.ximi 
momenti esse nemo non videat; Conventus Lithuanious gravissmae 
sibi curae ducit Sänctitatem Vestram de rebus in vita ecclesiastica 
patriae nostrae Lithuanos magno dolore afficientibus certiorem. 
humillime reddere. 
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Lithuania, Ecclesiae Catholicae Europaeensis filia junior, politice 
cum. gente Polonica connexa usque ad finem XVIII saeculi rcgni 
formam habebat. Imperio Russico adiuncta Lithuania politica liber- 
late privata et. novo guberaio valde oppressa est. 

Sed hisce nostris diebus patriam suam libertatem recepturam rem 
publicnjn suis propriis legibus viventem fore Lithuani summopere 
sperant persuasumque habent in hac libera republica fieii.non possc, 
qiiin et ecclesia-.catholica valde floreat. Sed dolor! Interea in dioe- 
cesi Vilnensi a quibusdam viris auctoritate praeditis voluntati et 
desiderio nationis Lithuanicae tali roodo obsistitur. ut regione aucto- 
ritate ecelesiae derogari possit. Quod eo magis "fieri potest quod 
ipse dioecesis administrator, parochus Michalkiewicz, per Ultimos hos 
annos rebus publicis tantopere se immiscebat, lit juris propriae dioe- 
eesis pon satis provideret. Non modo non neutri parti quiescens 
dioecesi'praeerat, exemplum episcopi Samogitiensis et Seinensis se- 
eutus, sed penuittebat, ut verbis scriptisque in ecclesia agitatio fie- 
ret. quae Lithuanonun affectus offendere debebat. Quin etiam rebus 
publicis Polonicis agendis praefuit non curam' Lithiianos catlxolicos 
contra se et ecclesiam excitari. \ l 

Idea- et exoptatione independentiae Lithuaniae in omni natione 
Lithuanica et omnibus eiusdem' politicis fractionibus invalescente. 
Ordinarius .Dioecesis Vilnensis politicam suam' sympathiam palaan 
ostendit: in ecclesiis Vilnae ad fovendam rem'Polonicam! e süggcstu 
sacro praedieationes politicae proferuntur. 

In Seminario Dioecesanno reformato instructiones humäniores 
lingua Polonica; clericis traduntur, qua propter iuvenibus Lithuanis 
in tali Seminario studiis incumbere fere impossibile est. 

Belli circumstantiis usus Ordinarius Vilnensis vacantia beneficia 
Capituli Cathedralis quattor Polonis tribuit unum solum’ modo canoni- 
eatum Lithuano praebens. Sub praetextu religionis instituitur in 
Lithuania Polonica- — patriotica „Congrega-tio S 1 . Cordis Jesu“ in 
cuius statutis panpolonismi finis indicatur. 

Poloni e Lithuania Exei. D-no Cancellario Imperii Gennanici, 
„Memorandtun“ in quo demonstrare L'ithuaniam Poloniae adiungendam 
esse tendut obtulerunt. Huic „Memorando“ praeter ceteros laicos shb- 
scripsit etiam Ill-mus et R-dimus Dominus Casimirus Michalkiewicz, 
Administrator Dioecesis Vilnensis una cum quinque presbyteris 
Polonis. Lithuani sua ex parte contra hoc ad eundern Excl. D-num 
Cantellarium Imperii Gennanici „Memorandum“ transmiserunt, in 
quo iure naturali inixi, patriam suam regnurn independentem esset 
debere, defendere conati sunt, ßubscripserunthuic „Memorando“ etiam 
praeter ceteros quinque presbyteri-lithuani. Dl. et R. D. C. Michal¬ 
kiewicz, Adm. Ap. Dioecesis Vilnensis hoc sacerdotes-lithuanos, poli- 
t-icos suos adversarios, poenis gra\assimis: ambtione e beneficiis et 
officiis et suspensione per mensem' a divinis mulctavit. . Propter hoc 
deplorabile factum apud gentem Lithuanicam exorta est maxima com- 
' motio et animi depressio. Trium Dioecesium nempe Vilnensis, Samo¬ 
gitiensis et Seinensis Lithuani — Catholici hac actione regiminis 
Dioeeesani desideria patriae liberae sua ppprimente et despierente 
offensos sentiunt. Eo magis tristitia afficiuntur fideles, quod hoc 
scilicet factum liominibus in rebus fidei liberaiibus ausam praebuit in 
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agitatione pro independcntia Lithuaniae instaurata auctoritatem Ec¬ 
clesia« et regiminis eccles'iastici subverterc. 

Ad anormalem statum in Dioecesi Vilncnsi reparandum, Ecclesia« 
•Sanctae auctoritatem exaltandam, fidern inter gentem finnandam 
necnon antireligiosum influxum' in futura libera Lithuania amoven- 
dum — de promotione Ill-mi et E-rni Yilnensis Liberi Boroni von 
der ltopp ocl Sedern Metropolitaneam in Russia certiores facti — 
nos nomine „Conventus Lithuanici“ ad hanc causam delegati liumil- 
lime rogamus, ut ß'anctitas Vestra ad omnes in Dioecesi Vilnen.si 
discordias eliminandas Dl-m et R-m. D. Casimirum Michalkiewicz. 
qui nunc apud populum nulla auctoritate gaudet. ab administratione 
Dioecesis Yilnensis benigne amoverc et vlrum pfum 1 ac vero ecclo- 
siastico zelo praedictum ad Sedem Episcopalem Yilnensem promovere 
dignetui'. 

Hisce cum litteris audemus Sanctitati Vestrae hmnillime por- 
rigere scriptum „De statu Catholiconun in Dioecesi Vilnensi“ quod 
sacerdotes — lithuani amaro corde confecerunt atque olium ad Emi- 
nentissimos D-nos, D’-nos Cardinales direxerunt. 

Xostra vota supplicationesque ad pedes Sanctitates Vestrae pro- 
volventes maximo cum affectu Benedictionem Apostolicam popülo 
Lithi’.ano nobisque a Sänctitate Vestra imploramus. — 

Conventus Lithuaniae 
Praeses: A. Smetona 

Yilnae, die 30. Decembris an. 1917. 

Anlage IV. 

Pro memoria. 

Cum litteras ad Sum-iun Romanae ecclcsiae Pontificem una da- 
luri simus, nos Conventus Lithuaniae praesidium et vicem gerentes 
ad Tuam Paternitatem' accedentes, ea quae de dioecesi Wilnensi 
eiusque statu atque Administratore R-mo D-no Casimiro Michalkie¬ 
wicz ore tenus explicare conabimur. Jiis etiarn litteris, quo uberius ac 
lucidius res persequi liceat, Tibi proponenda censuimus. Quae res 
quam lugubres lamentabilesque fuerint, illis iam litteris demonstra- 
tum est, quas collegio cardinalium' ante quinque annos a sacerdotibus 
Lithuanis dioeceseös Vilnensis delatae sunt. Hae vero miseriae 
huius belli decursu in tantum succrevere, ut perferenda non iam vi- 
deantur, cuius rei causa tum multae tum hae praesertim sunt: 

J. Illo, quem diximus administi’ante Wilnensem dioecesim ec¬ 
clcsiae ad laudandum Deum destinatae, adpoliticas lites in favorem 
polonorum promovendas dudtrni abierunt. 

1. In ecclesiis cantus popxilares pcloni, qui res politicas sapiunt 
decactari solent, ut exempli causa: „Boxe cos Polske“ alii. 

2. Quin ctiam praedicantes sacerdotes inventi sunt, qui ad polo¬ 
norum desideria factionesque defendendas quavis occasione data 
verba facerent. 

2. Etiam in sacristilis aditi sunt christifideles ut talibus litteris 
nomen suum subscriberent, quae neque ad res ecclesiasticis, neque 
religiosas ullo modo pertinerent’, sed intenderent quam maxime ad 
politicas. 
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4. Insuper illo non prohibente inter fidelium turbas spersa sunt 
scripta* cantus, litaniae quibus practcnto religionis nomine rcnmi 
politicarum litibus materia suppeditatur. 

Hisce, quae sunt exposita, populus Lituanus incredibile quan- 
tum succensent, quia ecclesiam in rirarum perpetuarum politicarum 
aream conversam esse videnfc; Poloni vero eö amentiae abrepti sunt, 
ut interres politicas atque religionem nullum' interponentes disorimcn 
de sacerdotis manu, qui polonus non est. saceram synaxin recipere 
interdum noluerint quam non veram validamque esse c'enseant. 

II. Parum etiam' curare videtur, quae ad populi Lituaniae neces- 
sitatem salutis spectant, nam: 

1. devotiones Marianas, quae mense Maio fieri solent. recollectio- 
nes annuas, rosarii recitationes non sponte administrat, sed etiamsi 
de populo cum hac de re nuntii mituntur, non eis facile annuit, sed 
si quando acquiescit, id sUae gratiae, non officii esse censere videtur. 
Horum quae diximus cxempia ponimus, quae facta sunt anno MCMXY 
cum non nisi molestissimis ac diutinis annuit precibus, ut in eccle- 
sia principali Yilnensi Maiales a populo Lituano supplicationes fie- 
rent, etiam eodem' anno cbm' fugientes populi Lituani ad numcrum 
duo fere millia, ad festum Paschatis in ecclesia ad 'S'. Petrum et 
Paulum' recollectionem fieri precarentur, primum teigiversatus est, 
tum tandem', cum ab ii profanum locum eligi ac locari audiret, non- 
nisi, peracto festo Pascali concessit. 

Anno MCMXYI oum ab ipso administratore in ecclesiis confra- 
ternitates tertiarium ordinis 6'. Prancisci palam' instituerentur, in ec¬ 
clesia 6'. Joannis publice proclamatum fuit, praeter Polonorum! etiam 
Lituanorum confraternitatem institutum iri, illi qui ad vota reno- 
vanda praemissis examinibus statuto die confluxerint, inde repente 
propulsi ac' fugati sunt. Causam satis ridiculam ip'se admi.nistrator 
deputatis hancce revelat: non posse se concedere, quod Polonis dis- 
plicere nosset. 

III. Polono clero aperte favens sacerdotes' Lituanos postponit, 
nam cum suis Polonis clandestina concilia habet, sedulo invigilans, ne 
ullo modo Lituano sacerdotes ad sua deliberanda convenire audeant. 

IY. Et'intra et extra ecclesiam Polonorum 1 desideriis operam 
navat. 

1. Clam convocans etiam Laicorum politica concilia, quibus de 
facto Lituanorum' ac Polonorum' decernitiu'. 

2. Vere anni MCMXVII data ad cancellarium Germanicum 
epistola. una cum aliis factionibus' Polonorum postulavit, ut Poloni 
cum Lituanis in unam : rem publicam conglomararentur. 

3. Contra quam actionem! Polonorum cum Lituani'quinque sacer¬ 
dotes ciim aliis proceribus ab eodem cancellario postulaverunt, ut 
sui iuris manereiit, idque administrator rescivisset omnes illos quin- 
que sacerdotes gravissima praena constrinxit. 

Y. Manifestum etiam est', illis partibus eum favere Lituanorum 
qui aut religionis autoritatem nihili faciant aut eam' äperte impugnent. 

1. Anno MXMXV c'ongregationem civilem' iburelis“ quae ad 

studiosos fovendos scholasque religioni infensas fundandas' fundata 
est, aere adiuvit aliam, cui nom'en „Motynele“ quae catholicis favet.. 
sine ulla ope dimisit. 1 ' 

2. Eodem anno cum ingens aeris pondus ad adiuvandos' Lituanos 
accepisset paene totam pecuniam 1 (sexdecim millia marcarum) ad con- 
gregationem profanam- civilemque detulit % quae nom'en' habet ,, ; Agro- 
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nomijos ir teises pagelbai teikti Draugija“ quae höminibus constat 
xeligioni infensis, aliam, cui nomen „lietuviu Komitetas“ tota Lit- 
tuania optimae famae, c\ii multum et clerus favet et favetxir, ne 
hoc quidem aere adiuvit. 

Iiuius favoris causa ea esse i>utatur, quod illae congTegationes 
quainvis religionem impugnant utpote socialismo ultra terrarum'con- 
finia fautores minus ei nocere videntur factioni Polonorum. 

Tali animi in Polonos inclinatione esse notus est non solum inter 
Yilnensem' dioecesim et Samogitiae pagos, sed etiam' in dioecesi Sei- 
nensi et apud Judaeos illosque qui a Liberalismi partibus sunt om- 
nes enim hi magis eum Polonorum politicorum desideriorum fauto- 
rem ac propugnatorem esse arbitrantur quam ecclesiae rectorem. 

Quae cum ita sint, cum certissima. sit spes fore, ut brevi tempore 
Lilua.nonmi jwpuli sui ipsius iuris esse coeperunt et catholiconun 
plurimum interest instituendum denuo gubemium suae religioni in- 
hasci, lucidissime apparct, in tantis. quae praevidentur religiosis 
controversiis ac litibus imperatorem ac clucem illum administrato- 
rem Vilnensenl, quae urbs erat eritque nostri regni pifma atque ca- 
put, non posse esse idoneum. 

Conventus Lituaniae Praeses: A. Smetona. 

Viliiae, die 30. Decembris an. 1917. 


Anlage V. 

uST unziatura Apostolica Monaco, den 9. Juni 1918. 

Baviera 
Oggetto. 

Hochverehrter Herr Präsident! 

In Erwiderung Ihres hochgeschätzten Telegrammes von gestern 
beeile ich mich, Euer Hochwohlgeboren zu versichern, daß ich neuer¬ 
dings den lebhaften Wunsch des Litauischen Landesrates bezüglich 
der schleunigen Besetzung, des ehrwürdigen Bischofssitzes von Wilna 
dem Heiligen'Stuhl telegraphisch vorgelegt habe. 

Euer Hochwohlgeboren sowie den übrigen verehrten Mitgliedern 
des Landesrates von Litauen sind ja wohl bekannt die äußerst großen 
Schwierigkeiten bei der Auswahl des Kandidaten für den erwähnten 
Bischofssitz. v 

Dies dürfte zweifellos den hohen Herrn den Grund der .Verzöge¬ 
rung genügend erklären. 

Mit dem Ausdrucke höchster ' Wertschätzung zeichnet 
Euer Hochwohlgeboren ergebenster 

t Eugen Pacelli, Erzbischof von Sardi 
apostolischer Nuntius. 

Hochwohlgeboren Herrn Dr. A. Smetona, 

Präsidenten des Litauischen Landesrates, 

Wilna. 
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Anlage VI. 

Oberbefehlshaber Ost Hauptquartier, den 28. Juni 1918. 

General beim Stabe 
Abt. y. K. Nr. 592. 

An den Präsidenten des Litauischen Landesrats, 

Herrn A. Smetona , 

Wilna 

'durch den Herrn Chef der Militärverwaltung Litauen 

daselbst 

Nachdem nunmehr die obersten Instanzen die bereits mündlich 
mitgetoilte Zustimmung zu Ihrer und des Herrn Pfarrers Staugaitis 
lteise nach München zwecks Besprechung mit dem päpstlichen Nuntius 
gegeben haben, erscheint es im Interesse der litauischen Sache drin¬ 
gend erwünscht, daß die Bemühungen der deutschen llegierung um 
eine den Wünschen des litauischen Volkes entsprechende Besetzung des 
Bischöflichen Stuhls zu Wilna und von dem Laudesrate kräftig geför¬ 
dert werden. 

Es ist daher erforderlich, daß im Schoße des Landesrats bald eine 
Einigung über die Kandidaten gefunden wird, welche dem päpstlichen 
Nuntius von den Herren Abgesandten des Landesi'äts benannt wer¬ 
den sollen. Es wäre erwünscht, wenn die Benennung im Einvernehmen 
mit der deutschen Regierung erfolgen würde, welche dem Heiligen 
Stuhl in erster Linie den hochw. Prälaten Olsauskas und in zweiter 
den hochw. General der Marianerkongregation Georg Matuleviöius als 
Administrator der Diözese Wilna zu präsentieren beabsichtigt. Der 
Oberbefehlshaber Ost würde es mit Freuden begrüßen, wenn zwischen 
ihm und dem litauischen Landesrat in dieser Sache in vollster Ueber- 
einstimmung vorgegangen würde 

Sobald die Herren sich über die vorzuschlagenden Kandidaten 
schlüssig geworden sind, und den Termin der Reise nach München fest¬ 
gesetzt haben, werden auf Wunsch die Reisepapiere durch den Herrn 
Verwaltungschef in Wilna ausgehändigt werden. 

Von seiten des Oberbefehlshabers Ost 
Der General beim Stabe 
Graf Waldersee 

Anlage VII. 

Präsident der Wilna, den 9. August 191S. 

Litauischen Taryhin 

Ad den Herrn Oberbefehlshaber Ost 

^ Hauptquartier 

durch den Herrn Verwaltungschef beim Militärgouverneur für Litauen 

hier. 

Zum Schreiben rom 28. Juni d. Js. 

Die Besetzung des Bischöflichen Stuhls zu Wilna 'wurde in letzter 
Zeit im Schoße der Litauischen Taryba bei der Beteiligung der ein- 


225 


flußreichen Geistlichen erörtert. Nach abseitiger Prüfung und Er¬ 
wägung dieser Frage wurde beschlossen, an erster Stelle die ßischofs- 
kandidatur des hochwürdigen Prälaten Oläauskis beim Heiligen Stuhl 
zu unterstützen und als zweiten Kandidaten zürn Bischof den hoch¬ 
würdigen General der Marianenkongregation Georg Matulevicius vor¬ 
zuschlagen. 

Darüber sind unsere Bevollmächtigten Pfarrer Dr. Puryckis und 
Professor Woldemar in Berlin in Kenntnis gesetzt worden, damit sie 
beim päpstlichen Nuntius in München und bei den anderen zuständigen 
Stellen entsprechende Schritte vornehmen. Dabei erlaube ich mir 
meine Hoffnung auszusprechen, daß die deutsche Regierung ihre Hilfe 
in dieser Sache nicht ausbleiben lassen wird. 

(gez.): A. Smetona, Präsident. 
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Anlagen, 

die litauische Bewegung in Rußland betreffend. 


Anlage VIII. 

An alle Völker und an alle Staaten! 

Am 16./19. a. St. Nov. 1917 hat in Woronesch eine Versammlung von 
litauischen Delegierten stattgefunden, an der die Vertreter der litauischen 
Militär-Union, des Volks-Vereins, der Nationalsozialdemokraten Litauens, 
der demokratischen Vereinigung für nationale Freiheit, des Vereins für 
nationalen Fortschritt, der christlich demokratischen Partei und der ka¬ 
tholisch-litauisch-nationalen Vereinigung teilgenommen haben. 

In Berücksichtigung des gegenwärtigen politischen Zeitpunktes hat die 
Delegierten Versammlung beschlossen, ein oberstes Organ für die Leitung 
des politischen Lebens der in Rußland wohnenden Litauer zu bilden. 
Dieser Entscheidung hat die Versammlung die Resolution der litauischen 
Konferenz in Wilna, die vom 18. bis 22. September n. St. 1917 statt¬ 
gefunden hatte, zugrunde gelegt, die einstimmig angenommen worden 
war und auf den wesentlichsten Interessen Litauens und den allgemeinen 
Bestrebungen des litauischen Volkes beruht. Die Versammlung hat ferner 
die Beschlüsse, die hinsichtlich Litauens auf der „Konferenz der Litauer in 
Rußland“ (vom 27. Mai bis 3. Juni a. St. 1917 in Petersburg) und auf dem 
„Kongreß der Nationalitäten Rußlands“ (vom 8. bis 16. September a. St. 1917 
in Kiew) gefaßt worden waren, sowie die Erklärung der zweiten litauischen 
Konferenz in Stockholm (vom 8. bis 20. Oktober n. St. 1917) berücksichtigt. 

Bei der Errichtung des genannten Organes hat die Versammlung der 
Delegierten die Hauptgrundsätze festgesetzt, die seine Handlungen leiten 
sollen. Sie bestehen in Folgendem: Das oberste Organ soll den Ge¬ 
samtwillen des litauischen Volkes verwirklichen, der die Grün¬ 
dung einer unabhängigen und demokratischen litauischen Re¬ 
publik fordert. Sein Hauptziel wird daher die Wiederaufrich¬ 
tung des unabhängigen litauischen Staates sein. 

Dies oberste Organ soll seiner Aktion die historischen Rechte des 
litauischen Volkes und die Autonomie Litauens als Staat und als Wirt¬ 
schaftsgebiet zugrunde legen; es darf nicht außer acht lassen, daß das 
litauische Volk ununterbrochen für seine Unabhängigkeit gekämpft hat und 
muß berücksichtigen, daß die demokratische Idee sich in der ganzen Welt 
ihekr und mehr ausbreitet. Es kann sich auch darauf stützen, daß die 
Regierungen der Vereinigten Staaten, Rußlands, Frankreichs und Eng¬ 
lands, sowie der Heilige Stuhl als Grundsatz des künftigen Friedens die Be¬ 
freiung der unterdrückten Nationen und ihr politisches Selbstbestimmungs- 
recht proklamiert haben. Demzufolge soll das oberste Organ Litauens 
bei allen Staaten des Erdballs darauf bestehen, daß das Recht, 
sich als souveränen Staat zu konstituieren, der litauischen 
Nation zuerkannt werde. 
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Das oberste Organ soll darüber wachen, daß die Unabhängigkeit 
Litauens gegen joden möglichen Ueberfall seitens der angrenzenden Staaten 
und Völker gesichert werde. Es soll zur Kenntnis der Staaten und der 
Völker bringen, daß die litauische Nation nicht den Besitz der historischen 
Gebiete des alten Groß Fürstentums Litauen fordert, daß seine Bestrebungen 
sich vielmehr auf die Bildung eines ethnographischen litauischen Staates 
beschränken, der diejenigen Gebiete umfassen soll, die seit den allerältesten 
Zeiten von Litauern bewohnt werden, jedoch unter der Bedingung daß 
diejenigen Grenzberichtigungen zugelassen werden, welche aus wirtschaft¬ 
lichen Gründen für unentbehrlich gehalten werden. Das Organ wird da¬ 
her darauf bestehen müssen, daß zur Verfolgung dieses Zieles alle zer¬ 
stückelten Teile Litauens vereinigt werden. Diese Teile sind: Großlitauen, 
oder Russisch-Litauen, das die Gouvernements Wilna, Kowno, Suwalki und 
einen Teil der Gouvernements ’ Grodno und Kurland umfaßt, sowie Klein- 
Litauen oder Preußisch-Litauen. Auf diese Weise soll Litauen im Interesse 
einer gesunden, wirtschaftlichen Entwickelung einen freien Zugang zur 
Ostsee erhalten. 

Das oberste Organ Litauens wird ferner die Pflicht haben, vor allen 
Staaten und Nationen der Welt für das litauische Volk das natürliche und 
unveräußerliche Recht zu beanspruchen, die Staatsform Litauens sowie die 
Beziehungen dieses Staates zu den anderen Staaten selbst zu bestimmen. Zu 
diesem Zweck soll in Wilna eine litauische konstituierende Versammlung 
zusammenberufen werden, deren Mitglieder unter Anwendung des Pro¬ 
portionalsystems nach dem gleichen, allgemeinen, direkten und geheimen 
Wahlrecht, ohne Unterschied des Geschlechtes, der Religion und der 
Nationalität, unter der Bedingung gewählt werden, dass sie die Freiheit 
aller Staatsbürger in Litauen garantieren. ^ 

Das oberste Organ soll bestätigen, daß das litauische Volk, gemäß den 
Traditionen seiner Vorfahren und den Grundsätzen der Gerechtigkeit und 
der Demokratie, den nationalen Minderheiten im künftigen Staate die 
Bedingungen garantiere, die ihnen eine freie Entwickelung gestatten. Das 
oberste Organ soll darauf bestehen, daß das Recht, die Wiedererrichtung 
des freien iitauischen Staates zu sanktionieren, dem internationalen Friedens¬ 
kongreß zusteht und daß es auf diesem Kongreß den Vertretern des litauischen 
Volkes gestattet werde, an allen Beratungen über internationale Fragen 
teilzunehmen. 

Die Delegiertenversammlung hat außerdem erwogen, daß der souveräne 
litauische Staat mit den Staaten der ganzen Welt Beziehungen eingehen 
soll, die durch den litauischen Landtag geregelt werden sollen. Um sie 
zu erleichtern, hat die Versammlung das oberste litauische Organ beauftragt, 
das Feld vorzubereiten, auf welchem sich die Annäherung des litauischen 
Volkes an die anderen Staaten und Völker verwirklichen ließe. 

Die Deligiertenversammlung hat bestimmt, daß dieses oberste Organ 
den Namen Litauischer Nationalrat Rußlands führen soll. 

Zur Ausführung der Beschlüsse der Delegiertenversammlung wendet 
sich der litauische Nationalrat Rußlands an alle Mächte und Nationen und 
macht ihnen, Kriegführenden sowohl wie Neutralen, folgende Mitteilung: 

Das litauische Volk steht im Begriff, ein oberstes Landesorgan Litauens 
— den Landesrat — „Lietuvos Taryba“ in Wilna zu errichten: Dieser 
Rat, der von der litauischen Konferenz in Wilna vom 18. bis 22. September 
n. St. 1917 erwählt wurde, genießt das allgemeine Vertrauen und die 
Billigung der Litauer, welche das litauische Territorium und die litauischen 
Kolonien bewohnen, wie das der in Rußland befindlichen Flüchtlinge, der 
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•aach Amerika ausgowanderfcen Litauer und der litauischen Organisationen 
im abendländischen Europa. 

1. Der Nationalrat Rußlands besteht darauf, daß Litauen als unab¬ 
hängiger Staat anerkannt werde, und die Gebiete der Gouvernements 
Wilna, Kowno und Suwalki, einen Teil der Gouvernements Grodno pnd 
Kurland sowie Klein-Litauen (Preußisch-Litauen) mit freiem Zugang zum 
Meer umfasse. 

2. Der Rat besteht darauf, daß die Vertreter des unabhängigen Staates 
Litauen zu den Friedensverhandlungen zugelassen werden und mit den 
gleichen Rechten wie die der anderen Staaten an ihnen teilnehmen. 

3. Der Nationalrat besteht ferner darauf, daß die provisorische Ver¬ 
waltung Litauens und die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung in 
seinen Grenzen dem Landesrate (Lietuvos Taryba) in Wilna überantwortet 
werden. Letzterer hat die Pflicht, innerhalb eines bestimmten Zeitraums 
in Wilna eine konstituierende Versammlung, die nach demokratischen 
Grundsätzen gewählt werden soll, zusammenzuberufen. 

4. Der Rat fordert, daß auf die Notwendigkeit hingewiesen werde, alle 
fremden Okkupations-Armeen aus Litauen zu entfernen, sowohl die der Mittel¬ 
mächte als auch die Rußlands. Sie sollen durch eine litauische Armee 
ersetzt werden. Diese soll von der obersten Gewalt Litauens, der Lietuvos 
Taryba, dem Landesrat, geschaffen werden. Ihr soll die Aufgabe obhegen, 
die öffentliche Ordnung und Sicherheit aufrecht zu halten. 

5. Der Rat besteht darauf, daß Litauen alle historischen Denkmäler 
herausgegeben werden müssen, desgleichen die Kunstschätze, archivarischen 
Dokumente, Wertgegenstände und Bibliotheken, sowie die Bibliothekarchive 
und Privatsammlungen, die als Kriegsbeute aus Litauen hinweggeführt 
worden sind, und zwar auf Befehl der russischen Behörden. Auch sollen 
alle die Gegenstände, die dem Unterricht und der Bildung gedient hatten 
und nach Schließung der staatlichen Einrichtungen und öffentlichen Anstalten 
(nach 1772) aus dem Lande entfernt worden sind, zurückgegeben werden, 
gleichviel wo sie sich jetzt befinden. 

6. Ebenso besteht der Rat darauf, daß alle Gegenstände, die der 
Eisenbahn, der Post oder dem Telegraphenamt und den anderen staatlichen 
Einrichtungen oder öffentlichen Anstalten gehört haben, und die während 
des gegenwärtigen Krieges aus Litauen ausgeführt worden sind, Litauen 
zurückgegeben werden. # 

Der litauische Nationalrat verlangt ferner: 

7. Daß die russische Regierung die Verpflichtung übernehme, auf 
ihre Kosten alle Flüchtlinge, die freiwillig oder gezwungen infolge der Kriegs¬ 
operationen ihr Geburtsland verlassen mußten, nach Litauen zurückzuschaffen. 

8. Daß alle aus Litauen stammenden Kriegsgefangenen desgleichen 
alle auf dem Boden Litauens gefangengenommenen Zivilpersonen auf Kosten 
derjenigen Staaten, bei denen sie sich aufhalten, nach Litauen zurück¬ 
kehren können. 

9. Daß alle der litauischen Bevölkerung durch militärische Operationen 
zugefügten Schäden Litauen ersetzt werden, und 

10. daß Art und Umfang der Schäden durch eine internationale 
Ko mmi ssion, an deren Verhandlungen die Vertreter Litauens teilnehmen 
sollen, festgesetzt werden. 

Voroniez, den 14. Februar 1918. 

Der oberste litauische Nationalrat in Rußland. 
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Anlage IX. 


Deklaration des obersten Litauischen Rates in Petersburg 
vom 15. März 1918. 

Gelegentlich der kürzlich erfolgten Ratifikation des Brester Friedens- 
Vertrages erklärt der litauische Rat in Petersburg folgendes: 

Der allgemeine, wirklich demokratische, der dauernde Friede, der allen 
Nationen (den kleinen wie den großen) die Möglichkeit einer freien wirt¬ 
schaftlichen, politischen und sozialen Entfaltung und eines friedlichen Neben¬ 
einanderlebens zu garantieren vermag, kann nur auf Grund der Verwirk¬ 
lichung des offen ausgesprochenen Grundsatzes der Freiheit und Selbst¬ 
bestimmung der Völker erreicht werden. Dieser Grundsatz muß vollkommen 
verwirklicht werden, ohne irgend welche Vorbehalte oder Sonderziele. 

Der litauische Rat erklärt daher, daß eine gerechte Lösung des Problems, 
soweit es die alten Gebiete Rußlands betrifft, im speziellen Fall Litauen 
nicht ohne die Wiederaufrichtung eines unabhängigen Staates Litauen möglich 
ist. Dieser Staat muß alle Teile des ethnographischen Litauens umfassen 
mit einem freien-Zugang zu der Ostsee. Nur dadurch, daß Litauen als ein 
selbständiger Staat erklärt wird, kann eine friedliche Entwickelung sowohl 
in Bezug auf Litauen, als auch auf die angrenzenden Länder gesichert 
werden. 

Der litauische Rat ist fest überzeugt, daß auf dem Friedenskongreß, 
auf welchem die Vertreter aller interessierten Nationen, folglich auch die¬ 
jenigen Litauens, verhandeln werden, die internationale Anerkennung der 
souveränen Rechte Litauens erfolgen wird. 

Es versteht sich, daß alle Separat Verträge, die Litauen angehen, Verträge, 
die zwischen kriegführenden Staaten ohne Mitwirkung der Vertreter Litauens 
abgeschlossen worden sind, und die den klar ausgedrückten Willen der 
gesamten litauischen Nation zur Wiederherstellung der Unabhängigkeit 
Litauens vergewaltigen, für Litauen ohne bindende Kraft sein werden; die 
litauische Nation wird sie niemals anerkennen. 
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Anlage X. 


An den 

Herrn Präsidenten der Vereinigten Staaten Nordamerikas, 
Woodrow Wilson. 

Indem das litauische Nationalkomitee in Rußland Ihrer besonderen 
Aufmerksamkeit das beiliegende Memorandum „An die Völker und die 
Staaten“ empfiehlt, betrachtet es als außerordentlich wichtig für das Werk 
der vollständigen Befreiung Litauens, sich mit dem gegenwärtigen 
Schreiben an Sie, Herr Präsident, zu wenden. 

Der Krieg brach über Europa in einer Zeit herein, wo einige Völker 
der Großmächte ihre Macht und ihre Wohlfahrt auf der Unterdrückung und 
Ausbeutung der materiellen und geistigen Kräfte der durch sie unterjochten 
und numerisch schwächeren Völker aufbauten. Dieser Stand der Dinge 
beschränkte sich keineswegs nur auf die Erscheinungen des inneren Staats¬ 
lebens, auf nationale Unterdrückung und politische Rechtlosigkeit. Die 
Machthaber der Großmächte haben, indem sie sich von allen Seiten mit 
sogenannten Randvölkern umgaben, ihre Gebiete vor Kriegselend im Falle 
internationaler Konflikte zu sichern gewußt. Die litauischen, lettischen, 
estnischen, finnischen Gebiete sowie die litauischen Teile Ostpreußens waren 
Schauplätze rücksichtsloser Verwüstungen und bieten bereits das vierte Jahr 
der zerstörenden Kraft der Kriegselemente die Stirn. In letzter Zeit war 
ein Teil dieser Gebiete gewaltsamen sozialpolitischen Erschütterungen aus¬ 
gesetzt, die dem Charakter und der kulturellen Entwicklung der diese 
Gebiete bewohnenden Völker vollständig fremd sind. Vom Anfang des 
Krieges an folgten die litauischen Organisationen mit großer Spannung 
Ihren Kundgebungen. Was die Staaten Europas nicht anzutasten wagten, 
wurde nach und nach von der freien Demokratie Amerikas entschleiert. 
Das litauische Volk erblickte in Ihren Erklärungen eine sichere Gewähr 
dafür, daß es nach dem Krieg ohne Einschränkung Herr seiner Gebiete 
und seines Lebens sein wird. Diese Gewißheit wuchs mit der Entwicklung 
des von Ihnen proklamierten Grundsatzes der Umbildung der internationalen 
Beziehungen auf der Basis der Sicherung der Rechte der schwachen Völker 
und der kleinen Staaten vor aggressiven Handlungen oder Nichtanerkennung 
derselben in Zukunft sowie der Sicherung des Friedens und der Gerechtig¬ 
keit in der ganzen Welt. (Friedensnote vom 18. Dezember 1916.) 

Die Idee des gleichen Rechtes großer und kleiner Staaten und schwacher 
Völker auf Freiheit, die Sie beharrlich den aggressiven Zielen und Be¬ 
strebungen entgegenstellten, versetzte den letzteren harte Schläge. Mit dem 
Gefühl tiefer Genugtuung las das litauische Volk Ihre Worte, daß in Zu¬ 
kunft sämtlichen Völkern, die unter der Herrschaft meines Staates leben, 
welcher sich zu einem anderen Glauben bekennt und diesen Völkern gegen¬ 
über sogar feindselige Absichten hegt, volle Freiheit gewährleistet werden 
inuß. (Erklärung im Senat, Note vom 22. Januar 1917.) Das litauische 
Volk war geneigt, hierin vor allen Dingen ein internationales Wort 
zum Schutz der baltischen Völker, und im besonderen zum Schutz 
Litauens zu erblicken, da es auf der ganzen Welt kein anderes Volk 
gibt, das soviel gelitten hätte wie das litauische Volk unter dem Joch der 
120jährigen Unterdrückung seitens des ihm der Religion und seinen Zielen 
nach feindlichen russischen Zarismus. 
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Die Märzrevolution brachte keine wesentlichen Aenderungen. Die 
Vorstellungen der Litauer betreffend die Notwendigkeit der Bekanntmachung 
eines Aktes, kraft dessen Litauen souveräne Rechte zuerkannt werden, die 
Hinweise darauf, daß jede Verzögerung Deutschland die Möglichkeit geben 
würde, nicht nur die Initiative zur Wiederherstellung des unabhängigen 
litauischen Staates zu ergreifen, sondern auch die einseitige Lösung dieser 
Frage vorzunehmen, ferner die Hinweise darauf, daß eine solche Wendung 
der Freiheit Litauens ein besonderes Gepräge aufdrücken und sein wirt¬ 
schaftliches Leben beeinträchtigen wird, haben ihr Ziel verfehlt. Rußland, 
das sich von wirtschaftlichen Vorteilen und hinfälligen historischen Er¬ 
wägungen leiten ließ und gestützt auf die 120jährige Vergangenheit des 
Eroberungsrechtes des Starken, wollte nicht die reale Macht der nationalen 
Bestrebungen Litauens anerkennen und fuhr fort, das von den deutsch¬ 
österreichischen Truppen okkupierte Litauen als das Territorium des russischen 
Reiches zu betrachten, das der Souveränität Rußlands nicht entzogen werden 
kann und darf. 

Am 25. Mai 1917 wurde der russischen Regierung in Petrograd Ihre 
Erklärung überreicht, in der Sie klar und deutlich darauf hinweisen, daß kein 
Volk mit Gewalt einer Herrschaft unterworfen werden darf, unter welcher es 
nicht zu leben wünscht. Der Befreiungsgrundsatz der Völker, den Rußland 
nach der Märzrevolution akzeptiert hat, blieb jedoch ohne jede Anwendung 
auf die Frage der Freiheit Litauens, auch dann nicht, als der Landtag der 
in Rußland wohnenden Litauer, welcher vom 27. Mai bis zum 3. Juni 1917 
unter Teilnahme von 320 Delegierten in Petrograd tagte, eine Entschließung 
über die Notwendigkeit der Wiederherstellung der Unabhängigkeit 
Litauens gefaßt hatte. 

Deutschland war inzwischen durch den Lauf der Dinge gezwungen, 
gtellung zu der litauischen Frage zu nehmen. Am 25. Mai 1917 unter¬ 
breiteten die Polen Bethmann Hollweg eine Denkschrift, in der sie der 
Wunsch nach einer Vereinigung Polens und Litauens in einen Staat zum 
Ausdruck brachten. Das litauische Volk sah sich gezwungen, diesen Ausfall 
des imperialistischen Polens entschieden zurückzuweisen, welcher gegen 
das Herz der Unabhängigkeitsidee Litauens gerichtet war. Das von den 
deutsch-österreichischen Truppen besetzte Litauen brachte dies in der am 
10. Juni 1917 an Bethmann Hollweg überreichten Denkschrift zum Aus¬ 
druck. In derselben wurde daraufhingewiesen, daß nur die vollständige 
Unabhängigkeit Litauen die friedliche Entwicklung seiner 
geistigen und materiellen Kräfte sichern könne. Bald darauf wurde 
dem litauischen Volke seitens der deutschen Behörden nach zweijährigem 
Kriegszustand, der den Litauern das Schweigen aufdrängte, die Möglichkeit 
gewährt, seine Meinung auszusprechen. Der litauische Kongreß, der in 
Wilna vom 18. bis zum 22. September 1917 getagt hat und an dem 
222 Vertreter der ehemaligen Gouvernements: Wilna, Kowno und Suwalki 
teilgenommen haben, sprach sich, indem er das allgemeine Streben des 
litauischen Volkes zum Ausdruck brachte, für die volle Unabhängigkeit 
Litauens aus. Zu gleicher Zeit machten die in Rußland wohnenden Litauer 
die letzten Anstrengungen, um Rußland zu zwingen, seinen Verpflichtungen 
in bezug auf die Befreiung Litauens nachzukömmen, und es vor den 
eventuellen politischen Folgen des Totschweigens der litauischen Frage zu 
warnen. Auf dem russischen Nationalitätenkongreß in Kiew, der vom 
8. bis 16. September 1917 tagte, wurde nach der Deklaration der Vertreter der 
Litauer eine Entschließung angenommen, in der die Aufmerksamkeit der 
provisorischen Regierung auf die Notwendigkeit des Erlasses eines besonderen 


Aktes gelenkt wurde, der die Anerkennung des Rechtes des litauischen 
Volkes auf die Bildung eines souveränen Litauischen Staates enthielt. 

Die weiteren Ereignisse in Rußland führten zu den Brester Verhand¬ 
lungen, die in der litauischen Frage eine allem Erwarten völlig entgegen¬ 
gesetzte Richtung einschlugen. Zu der Partei, welche die Unabhängigkeits¬ 
bestrebungen des litauischen Volkes und die Echtheit ihres Ausdruckes 
bestritt, gehörten die Vertreter Rußlands. Die Frage der Teilnahme der 
Vertreter Litauens an den Verhandlungen wurde ebenfalls von den Vertretern 
Rußlands abgelehnt. Diese beiden Tatsachen haben der Sache der Freiheit 
Litauens einen großen Schaden zugefügt und die Frage der unverzüglichen 
Ausrufung seiner vollen Unabhängigkeit außerordentlich erschwert. Die von 
Rußland eingenommene Haltung und die sehr wesentlichen Abweichungen 
Deutschlands von. dem von ihm im weiteren Verlauf der Verhandlungen 
angenommenen und proklamierten Grundsatz der uneingeschränkten staat¬ 
lichen Unabhängigkeit Litauens — Abweichungen, welche die Idee der 
vollständigen Befreiung Litauens gefährdeten — zwangen das oberste 
territoriale Organ Litauens, den Rat Litauens (Lietuvos Taryba), zu erklären, 
daß ein unabhängiges Litauen mit seiner historischen Hauptstadt Wilna und 
die Lostrennung Litauens von allen es begrenzenden Staaten der 
wirkliche und der wahre Wille Litauens und die allgemeine Auffassung des 
litauischen Volkes sei. 

Gegenwärtig ist das litauische Volk um das künftige Los seiner Heimat 
sehr besorgt. Das litauische Volk, das seine Unabhängigkeit im Jahre 1795 
verloren hat, hat im Laufe eines Jahrhunderts seine historischen und staat¬ 
lichen Ueberlieferungen als heilig gehütet; dreimal (1830, 1863 und 1905) 
hat es mit Waffen in der Hand versucht, seine Unabhängigkeit wiederher¬ 
zustellen. Auch jetzt wird es in seinem Streben nach Verwirklichung der 
vollständigen Unabhängigkeit vor keiner Macht zurückwoichen. Das litauische 
Volk spannt, dem Nahen des allgemeinen Friedens entgegensehend, alle 
seine nationalen Kräfte an, um seine Freiheit gegen jeden aggressiven Druck 
von außen zu behaupten. Ihre letzten, in der Botschaft an den Senat 
(Februar 1918) ausgesprochenen Worte sind ihm eine Garantie des Erfolges; 
die Völker dürfen weder nach Beschluß einer internationalen Konferenz, 
noch kraft einer Vereinbarung zwischen Gegnern und Antagonisten von 
Staat zu Staat übergehen. Die nationalen Bestrebungen müssen in Erwägung 
gezogen werden. 

Wir sind uns der Schwierigkeiten, von denen die Erlangung eines 
dauerhaften und gerechten Friedens begleitet ist, und der Anstrengungen, 
die noch gemacht werden müssen, ehe die Grundsätze des gemeinsamen 
Zusammenarbeitens freier Völker Ausbreitung finden und verwirklicht werden, 
wohl bewußt. Und eben deshalb stellen wir die prinzipiellen und faktischen 
Momente dessen, wie das litauische Volk seine Befreiung und die Einrichtung 
Litauens verstanden hat und noch jetzt versteht, dar. Wir nehmen somit 
an, daß der Herr Präsident, in Kenntnis des unerschütterlichen Willens des 
vier Millionen zählenden litauischen Volkes zur Unabhängigkeit und der 
objektiven Ausdrucksformen dieses Willens, wohl am besten Wege zur 
konkreten Aufrollung der Frage der unverzüglichen und vollständigen 
Befreiung Litauens, sowie der Garantien seiner Unabhängigkeit in Zukunft 
im Rahmen.der internationalen Beziehungen finden wird. 
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Juden in Litauen . VIII, XV, 16, 20. 35 


K 

Kairys, Stcponas, Ingenieur, Mitglied 
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Mitau s. die Litauer in Mitau 
Moll, Dr., Oberlandesrat, Vorsitzender 
des Ausschusses zur Rückführung 
litauischer Vermögenswerte aus Ruß¬ 
land .. 192, 202 

Mont will, litauische Adelstamilie . . 17 
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OlSauskas, Prälat. 224, 225 

Orany s._Waronen 

Osowski, Agent der polnischen Hypo¬ 
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Ruthenen.29, 30 

„Rytas“ (Der Morgen), Bildungsverein * 

in Wilna.13 
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„Saul<S M (Die Sonne), Bilduugsverein in 

v Kowno ..13 

Sauliai s. Schaulen 
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Mitglied der Taryba . . 151, 175, 189 
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Smilgovicius, Jonas, Gutsbesitzer, 
Mitglied der Taryba 59, 63, 66, 67, 107, 117 

Stakauskis, J., Pfarrer.59 

Stallupünen, Kreisstadt in Preußisch- 

Litauen .VII 

Staniewicz, litauischer Dichter . . 4 

Staukevicius, Dr., Pfarrer 25, 58, 59, Gl 
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Stasinskis, Dekan .59 

Stasys, J., Pfarrer . . ..58 
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66, 67, 107, 116, 117, 118, 120, 122, 123 
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Steinensee.155 
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Koschedary ... 73 

Steputat, Rittmeister, Herausgeber der 

„Dabartis“. ... 35 

Stolopyn .... 13 

Stockholm, litauische Konferenz 
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Strazdas, litauischer Dichter . ... 4 

Stulginskis, Alexander,Agronom,Mit¬ 
glied der Taryba, Vorsitzender der 
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mission 20/22, 25, 27, 58, 63, 66, 107 
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Stumm.42 

Sujety, Gut im Kreise Janischkele . 81 
Suvalkai s. Suwalki 


Suwalki (lit. Suvalkai) Gouv. VTI, 11, 24 

33, 46. 50, 156 
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Kurland und Litauen . . .VH, 49, 155 
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Gouv. Wilna. 15, 24, 36, 46 

Swiatopolk-Mirsky s. Mirsky 
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Szirwydas, Konstantin, S. J., litauischer 
Schriftsteller.30 
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Tel sehen (lit. Telsiai).33. S5 

Tieslor, Hauptmann, stellv. Verwal¬ 
tungschef beim Militärgouverneur für 

Litauen. 173, 188, 189 

Tilsit, (lit. Tilzö) .... VH, 5, 31, 52 
Tilze s. Tilsit 

Tirolkai, Ortschaft im Kreise Kur- 

schany * .71 

Titawena, Gendarmeriebezirk ... 72 
To lminkehmen (lit. Tolminkiemis), 
Kirchdorf in Preußisch-Litauen . VIII 
Tolminkiemis s. Tolminkehmen 

Tomsk . 167 

Traken (Troki), lit. Trakai, Kreisort im 
Gouvernement Wilna . . 15, 24, 46, 50 
Trimborn, deutscher Staatssekretär des 

Innern. 208, 211, 212 
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pischki.80 

Turauskis, P., Pfarrer.59 

Tweretschen (Kr. öventionys) . . . 36 
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Umiastowski, Bronnislaw, Polenführer 

in Litauen.45 
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Urach, Wilhelm, Herzog v. U., Graf von 
Württemberg XXVII, XXVUI. XXXVI 
145, 146, 147, 148 

Urbanowicz, Wladislaus.80 
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Hilfe.58, 216, 217, 219 

Vilciäis, Dr. jur. Jonas, Rechtsanwalt, 
Mitglied der Taryba 20, 22, 25, 27, 02 
63, 66, 67, 88, 107, 109, 117, 118, 120, 121 

122, 123 

Vilnius s. Wilna 

Vislaukiai, litauischer Ortsname . . 15 
Voigt, Kreishauptmann von Kurschany 126 
Voldemaras, Dr. Augustinas, Universi¬ 
tätsprofessor,Mitglied derTaryba. erster 
Ministerpräsident XXXVI, 151, 175,189,225 

Voll, Leutnant.82 

Voroniez (Woronesch), Oberster Na¬ 
tionalrat für die Litauer in Rußland 

XXXIX, 226 fl 


IV. 

Walantsclius (Valancius), Bischof, 

Schriftsteller.30 

Waldersee, Graf, im Generalstabe 

Obot.... . 135, 224 

Warenen (Orany) im Kreise Traken . 34 
Weißrussen (Weißruthenen) in Litauen 

VIII, IX, XV, 20 f, 24, 29, 35, 47, 140 

Wekschne. Ortschaft.80 

Worischki, Einzelgehöft im Eireise Ku- 

pischki.80 

Weselowka (polnische Form für Vis¬ 
laukiai) . . . .•.16 

Wileischis s. Vileisis 

Wilejka (Kreisort).VII, 157 

Wilhelm II., Deutscher Kaiser XXHT, 119 

120, 121, 127 

Wili ja, Nebenfluß des Njemens (Memel¬ 
stroms) ..194 

„Wi 1 i j a“, landwirtschaftlich-industrielle 
Gesellschaft Wilna-Kowno .... 13 

Wilkomierz.24, 40 

Wilkowischki, im Bezirk Suwalki . 33 
Wilna (Stadt und Gouvernement) VII, IX 
X, XI, XXTV, XXV, XXVI, 11,14,15, 20 ff., 
24, 46, 50, 53, 110, 114, 118, 131, 193 f., 
213, 216 Konferenz zu Wilna siehe Sach¬ 
register „Konferenz“. 

Wilson .XI, 26, 167, 230 

Wirschila.82 

Witebsk (Gouv.).29 

Witowt, Großfürst von Litauen . . 2, 15 
Wladislawow, Kreisort.84 
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Wolf rat, Mitglied des Wirtschaftsaus¬ 
schusses im Kreise liirscho .... 82 
Woion czewski s. Walantschus 
Wolowicz, litauische Adelsfarailie . 3, 30 
Woronesch s. Voroniez 

Y 

Ycas, Mnrtvnas. Rechtsanwalt, Mitglied 
der Taryba .... 151, 175, 189, 195 


z i 

Zeimowiany, Gut im Kreise Kur¬ 
sohany .76 


Z cmaiton (Sohomaiton), das alte litaiü- 

• sehe Ktlrtentum Ä.155 

Äemaitis.79 

„ r 2 agr 6 u (Pllug), landwirtschaftlich- 
industrielle Gesellschaft in Suwalki 13 
Zawadzky, Wadzlaw, PolonfOhrer in 

^Litauen.45 

„Äiburys“ (Die Leuchte), Bildung.s- 

wesen in Suwalki.13 

Zikus, Johann, Landwirt aus Altonisch 81 
Zi mm ermann, Dr., Staatssekrot. XII, 40, 45 
Zimmer Io, Generalbevollmächtigter f 

v Litauen ..XXXV 

f Zmuidzi navicius, A. . . 20/22, 27, 58 
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Sachregister. 

(Die römischen Zahlen verweisen auf die Seiten der „Einleitung“, die arabischen auf die 

Seiten der Dokumentensammlung.) 


A 

Abholzung der Wälder s. Waldwirt¬ 
schaft 

Adel, Der litauische 3, 4, 8, 11, 17, 19. 36 

.51, 52, 57 

Agrarbank, Russische.6. 13* 

„ Polnische.14 f. 

„ Litauische.15, 27 

Amnestie für politische Vergehen . 188 
Anschluß Litauens an Deutschland, 

XIII, XIV, 126, 148 s. auch Konventionen 
Arboiterbataillone, Arbeiterkom¬ 
pagnien . 74 ff., 138, 176, 177, 178, 187 
Aristokratie s. Adel 
Aufbau des litauischen Staates XXXII, 66f. 
68, 69. 70, 165 ff., 168 ff, 178, 191, 197 

198, 209 

Aufrufe, Goheim gedruckte .... 88 
Aufstand, Der zweite polnische (1863) 4 

31, 50. 232 

Ausland, Die Litauer im Ausland, XIII 
XXXIII, XXXVIlIff, 7, 9, 11, 13.18, 95 
167, 168, 226 ff. (vgl. auch Auswandorung) 
Ausschuß zur Rückführung li¬ 
tauischer Vermögenswerte aus 

Rußland. 192, 202 

Aus- und Fortbildungskurse für 
Lehrer und Lehrerinnen ... 84 f., 133 
Auswanderung der Litauer, 5, 10, 11 

13, 19, 27 31 

Autonomie, Forderung der litauischen 

X, XII, 17/18, 27, 31, 39, 70, 178, 180 

B 

Baltischer Volksstamm.29 

Bandenunwesen, XXXIII, XXXIV, 71, 77 
78 ff, 139, 176, 180, 187, 206, 209 

Banken.6, 13, 14, 15, 27, 170 

Besatzungsheor, geforderte Ent¬ 
fernung . 111, 198, 205, 228 

Beschwerdeabtei lung (Beschworde- 
kommission) der Taryba XXIV, XX XI V, 

130, 136, 211 

Beschwerdeweg . ...82 

Bozirkszählkommissionen . X, 20ff 

Bialorus, Weißruthone.51 

Bibliotheken, Litauische.13 

Bildungsvereine, Litauische 11, 12, 13 

34, 83 

Bischofsfrago, Die Wilnaer XXXVI f. 

217, 218, 224 f. 
Binjetyn Wilenski, poln. Zeitung, 49 
Bodenbesitz vgl. Grundbesitz 
Bojaren vgl. Adel 

Bolschewismus . . 140, 167, 176, 207 


Brest-Litowsk, Friedenskonferenz u. 
-Vertrag XIX, XX, XXI, XXIII, XXXII 
108, 109, 154, 163, 167, 169 
Briefverkehr während der deutschen 

Okkupation.XII, 38 

Bücherschmuggel während des russi¬ 
schen Pressoverbots.6, 7, 31 

„Bund zur Regelung der litauischen 

Sprache in der Kirche“.17 

Bündnis, Geplantes, zwischen Litauen 
und Deutschland s. Konventionen. 

C. 

Chef der Militärverwaltung 
Litauen XVI, 124, 129, 130, 133. 136, 153 

217, 224 

Christianisierung Litauens 3,15,29,54 
Christliche Demokraten 9, 11, 19, 226 

D 

Dabartis, litauische Zeitung, heraus¬ 
gegeben von Rittmeister Stepulat X, 35 

Darlehnskasse Ost.183 

Demokratie, Die litauische, 9, 11, 19, 226 
Deutsch-litauische Gesellschaft 141 
Deutsche in Preußisch-Litauen VIH, IX 
Deutschunterricht in d. litauischen 
Schulen XXVI, 33, 83 ff, 131f., 133ff, 141 


Differentialtarif.27 

Diözese Wilna.20, 24 


s. auch Bischofsfrage 
Diplomatische Vertretung des litaui¬ 
schen Staates .... XXXII, 166, 198 
Druckverbot s. Presseverbot 
Dumaabgeordnete und -wählen in 


Litauen.11, 16, 19, 55 

£ 

Eisenbahn.228 

Entente und Litauen.XXVII 


Entnationalisierungsversuche d. 
Litauer durch die Deutschen XXV, 33 
83 ff, 129, 131 f., 133 ff, 141 
Erhebung s. Aufstand 
Erzbischof-Primas, Die Forderung 

eines E. für Litauen.25 

Etat s. Finanzen 
Ethnographisches Litauen 
s. Territorium 

F 

Finanzen XXV, XXXIII, XXXV, 130, 169 
183, 207, 208, 209 
Forstwirtschaft, Deutsche, in Litauen . . 

. . . .36, 86, 189, 212 
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Fortbildungskurse für Loliror und Hilferuf der unterdrückten Völker 

Lelirorinnen. 84, 183 Rußlands an Wilson ...... XI, 26 

Fortschrittliche Demokraten . . 11 Historisches s. Geschichtliches 

Freihandel, Verbot des F.181 Hypotheken bank, Polnische, irnGouv. 

Fremdvölkor, Liga der F. Rußlands . 28 Suwalki.14 


G 

Gebildeten s. Intelligenz 
Gefangene, Litauische Kriegs- u. Zivil¬ 
gefangene XXXI, 85, 86, 87, 88, 129, 130 
166, 183, 184, 200, 207, 228 
Gefangenen- (und Rückwanderer-) 

Kommission .. 130, 184, 200 

Geistliche Akademie zu Peters¬ 
burg .17 

Geistlichkeit und Kirche in Litauen 
s. Kirche und Geistlichkeit 
Geldmittelfrage s. Finanzen 
Gemeindoverfassung und -Verwal¬ 
tung .X, 67, 139, 178, 180 

Gendarmerie und Gendarmen, 

Deutsche.34, 71, 73 

Generalkoramissar für Litauen 

XXXV, 211 

Genossenschaftswesen . . . 129, 140 
s. auch Gesellschaften 
Gerichtswesen und Gerichte XXVI, 21 

.27, 30 

Germanisierungsvorsuche d. deut¬ 
schen Okkupationsbehörde XXV, 33, 83 ff. 

129, 131 f., 133 ff., 141 
Gesandtschaften, Litauische, s. Di¬ 
plomatische Vertretungen. \ 
Geschichtliches über Litauen, 2ff., 29 

45 ff., 50, 194 

Gesellschaft, Deutsch-litauische . . 141 
Gesellschaften, Litauische, landwirt¬ 
schaftliche u. andere.13, 14 

— Polnische.14 

Gesetzes-Kodex, Der russische . 26, 30 
Gesetzgebende Gewalt in Litauen 205 

.213 

Gestüte in Litauen.93 

Gesundheitspflege s. Sanitätswesen 
Gewalttaten s. Mißhandlungen 
Grenzen, Die litauischen, vgl. Terri¬ 
torium 

Großfürstentum Litauen, VIH, IX, 2ff. 

32, 33, 43, 46, 49, 50 
Großherzogtum Litauen, Geplantes 127 
Grundbesitz- u.-Erwerb in Litauen 

11, 13. 14, 19, 27, 31, 50, 57, 194 
Gruppe der litauischen Vertreter, 
Komitee zur Wahrung der litauischen 
Interessen gegenüber der deutschen 


Okkupationsbehörde.XI, 2, 25 

Grußpflicht.82 

Güter, Bewirtschaftung der G. während 

der Okkupation. 76, 77, 138 

Gymnasien, Litauische .... 33, 85 




H 

Hafen, Forderung eines litauischen H. 

VIH, XVI, 24, 97, 228, 229 

ga nd $l ..13, 27 

Heer, Forderung eines litauischen Heeres 

XVIH, 198, 228 


I. 

Industrie.13, 57 

Intelligenz, Die litauische X, 5, 8f., 11, 
12, 18, 37, 40, 51, 57, 140 
Internierte, Litauische, in Deutschland 85 

86, 87, 88, 228 

K. 

Kapitel, Das Wilnaer .... XXXVI, 20 
„Katholisch-polnisch!“ IX,5,15,21, 53, 54 
Kiew, Kongreß der Rationalitäten Ruß¬ 
lands (8.—16.IX.1917) in Kiew XXXVI.226 
Kirche und Geistlichkeit in Litauen 


XXXVI, 5, 9, 11, 12, 13, 15, 16, 17, 18, 20 
24, 25, 26, 27, 53, 141, 216, 218 
Klobski, s. Gesellschaften, polnische 
Kodex, Der russische Gesotzes-K. . 26, 30 
Kölnische Volkszeitung .... 161 
Kolonisten, Russische . . . 13 f., 27, 30 
Kommissare bei der Taryba XXXI, 172 
Konferenzen, Litauische, 

in Amerika .... 167 


n 

n 

n 

n 

n 

n 

n 


in Bern (6.XI.1917) XVI, 97 
103. 104, 106 
in Kiew (8.—16. IXJ917) 226 
231 

in Lausanno .... 40 
in Petersburg (27.V. bis 
3.VI. 1917) XXXVIII, 95 
167, 226, 231 
in Stockholm (18. bis 
20. X. 1917) . . 95, 226 

in Wilna (4. XII. 1905) 10 
18, 19, 24, 27, 31 
„ ,, (18.~22.IX.1917) 

XHI ff., XXVHI 


XXIX, 59,60f., 62 ff 
68,95,97,98,102,104 
106,107,110,114,118 
167,226,231 

„ in Voroniez XXXXI, 226 f. 

Kongreß s. Konferenz u. Lausanne 
König, Stellung dos litauischen Königs 145 


.... 169 


Königswahl, Die 1 itauische XX VII,XX VIII 
XXIX,XXXVI, 145,147,148,152,161,199,210 
Konstituante, Die litauische VIH, XVHI 
XX, XXVIH, XXXVI, XXXVIII, 63, 102 
103, 104, 110, 112, 114, 118, 215, 227 
Konstitution (Verfassung), Die litaui¬ 
sche .XXXV, 145, 205, 213 ff 

Konstitutionsakt vom 3. Mai 1791 47 
Konsumvereine .... 13, 14, 17, 18 
Konventionen, Litauisch-deutsche XVI 
XXVII, XXVIII, XXXI f., 60, 98, 99, 103 
105, 106, 107, 119, 130, 152, 170, 185 
Korrespondenz s. Briefvorkehr 
Kreditanstalten und -Vereine 14, 17 
Kriegshilfe, Zentralkomitee für K. X 
Kriegslasten, Verpflichtung Litauens, 
einen Teil der Kriegslasten Deutsch¬ 
lands zu tragen.XXIII 

Kurie, D. römische, s. Papst 
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Jj 

L an clor worb s Grundbesitz 
Landosrat s Toryba 

Landesschutz.XXXV 

Landwirtschaftsbankon .... 27 
Landwirtschaft 10, 13, 17,18,19,27,54,57 
s. auch Grundbesitz 

Landwirtschaftliche Vereine 11, 12, 17 
Lausanncr Kongreß s. Konferenz 

Legionäre, Polnische.206 

Lehrer-und Lohrorinnenkurse 84, 133 
Lehrervorhältnisse. . . . 18,33,34 

Leibeigenschaft, Befreiung der li¬ 
tauischen Bauern von der L. (1861, 

1864) . 4, 5 

Lehesäle, litauische . ... .13 

„Lietuviu Tauta“ (Das litauische 
Volk), Organ des wissenschaftlichen 

Vereins zu Wilna.12 

„Lietuvos Aidas“ (Das litauische 
Echo), Zeitung in Wilna, hsg XXIX, 148f. 
Liga der Fremdvölker Rußlands . XI, 28 
Litauen, Das (alte) Großfürstentum 
Litauen VIII, IX, 2ff, 32, 33, 43, 46, 49, 50 
Litauen-Deutschland, Angestrebte 
Vereinigung . . . XIII, XIV, 126, 148 
Litauen-Polen, Angestrebte Vereini¬ 
gung . . . XV, 47 f., 49 f., 55, 206, 207 
Litauischo Sprache s. Sprache 
„Litauisch-heidnisch!“ IX, 5,15.21,53,54 
Litauisch er Rational rat Rußlands 

XXXIX, 226 ff. 

Literatur, Litauische.30 

Lubliner Union (1569) . 3, 17, 30,52, 54 

Ä. 

Maximalsten . . . 140, 167, 176, 207 
Militärgouverneur für Litauen 159, 160 
172, 174, 175, 176, 179. 183, 187, 189, 190 

192, 200, 202 

Militärverwaltung, Chef der M. XVI 
124, 129, 130, 133. 136 153. 217, 224 
(s. Okkupationsbohörde) 

Miliz, litauischo. XIX, 11. 111, 112, 178 
188. 198, 205, 207, 209 
Minderheiten, Dio nationalen M. in 
Litauen. VIII, IX, XV, 56, 63, 97, 

102, 104, 227 

Ministerium, Litauisches . . 169, 214 

Ministerkabinott, Das erste litauische 

XXXV f 

Minoritäten s. Minderheiten 
Mißhandlungen der litauischen Be¬ 
völkerung 34, 35 f., 69, 75, 76, 77, 79,80, 81 ff. 
Monarchie, Für Litauen eine konstitu¬ 
tionelle, auf demokratischer Grund¬ 
lago beruhende Monarchie geplant. 

XXVIII, 97, 145, 147 
Moskau, Das moskowitische Groß¬ 
fürstentum .29, 30 

Münzgomeinschaft, Deulsch-litauisch.103, 

106, 107 

N 

Rationaldemokraten, Nation.-Sozial¬ 


demokraten .9, 226 

Nationalhaus in Wilna.12 

Nationalisten.19 


16 


Nationalitäten Verhältnisse in Lit. 11, 

20 ff., 35, 49 

Nationalrat, Oberster N. für dio Lit. 

in Rußland . . . XXXIX, 226 ff, 230 
Norddeutsche Allgein. Zeitung 

XXIX, 148 f., 162, 205 

O 

Oberbefehlshaber Ost (Ob-Ost) XI, 23, 
33, 35, 42, 44, 66, 68, 93, 131, 133, 136, 137, 
148, 150, 151, 154, 158, 172, 179, 224 
Oberbürgermeister, Deutscher, von 

Wilna.20 

Oberste Heeresleitung XVII, XVIII, 

100, 103 

Oberster LitauischerRat in Peters¬ 
burg . 229 

Oberste Staatsgewalt in Litauen 213 
Ob-Ost s. Oberbefehlshaber Ost 
Okkupationsbehörde X, XI, XII, XIII, 
XIV, XV, XVI. XVII, XVIII, XXI, XXII, 
XXIII, XXIV, XXV, XXIX, XXX, XXXI 
XXXII, XXXVI, 71, s. auch Chef der 
Militärverwaltung u. Militärgouverneur 

Orden der Kreuzritter.29 

„ der Schwertbrüder ..... 29 
Organisationsausschuß * zur Ein¬ 
berufung einer litauischen Kon¬ 
ferenz .XIII, 59 

Osten Litauens, IX, 4, 8f., 14f., 20ff., 24, 

46, 50, 53 

P. 

Papst XXIH, XXXVI, 20, 64, 65, 122,123, 

216, 221, 227 

Parteiwesen und Parteien in Li¬ 
tauen .. 9, 11, 19, 226 

Personalunion, Die litauisch-poln. 29, 30 
„ geplante litauisch¬ 

deutsche XIII, XIV, 
XXIV, XXVI, 126, 148 
Pferdorequisitionen und Pferde¬ 
bestand in Litauen .... 72, 93f. 

Pferdezucht in Litauen.93 

„Pflug“ s. „Zagre“ _ u , . 

Polen und Polomsierungsbestrebun- 
gen in Litauen VIII. IX, X, XI, XII, XV, 
2. 3, 4, 5, C, 8 ff, 11, 14,15, 16, 17, 201., 

24 f, 29, 31, 34, 35, 38, 43, 45 ff, 47f., 

49 f-, 50 ff, 53, 54, 55, 76, 140, 193, 

194, 195, 206/207, 216, 218 
Polenaufstand (1863) . . 3, 31, 50, 232 
Polen-Litauen, s. Litauen-Polen 

Polen, Teilung .. . 80 

„Polnisch-katholisch!“ s. katholisch¬ 
polnisch 

Politische Vergehen .... 87f, 188 

Polizei, Litauische. 198,205 

Post . .... 228 

Presse, Die litauische, X, XI, XXIX, 6, 7 
10, 11, 15, 18, 31, 35, 40, 60, 141, 148, 214 
(vgl. auch Presseverbot) 
Pressestelle Obost. . XIII, XXIX, 148 
Presseverbot der russischen Regierung 

1864—1904 IX, 4, 5,10,15, 27, 52 
a während der deutschen 

Okkupation . . . 37, 88 

Preußen, Die Alten.VII, 29 

Preufi.-Litauen VII, VIII, IX,29,30,31,52 






















Priestorsominaro . . XXXVII, 16, 18 

Privatschulon.17 

Progymnasium.7 

Proklamation dos Königreichs Polen 40,43 
Proklamation der Unabhängigkeit 
Litauens 102, 104, 106, 107, 111, 112, 114 

115, 130 

Prügelstrafe. 73, 76, 82 


R 

Radikale (Partei).9, 19 

Reformation in Litauen .... 3, 30 
Regen tschaft srat,Litauischer XX VIII. 210 
Regierung, Litauische XXXIII, XXXV 
XXXVI. 205, 210 • 

Regierungsform, Die monarchische, 
für Litauen XXVIII ... 97, 145, 147 
Reichskanzler 39, 40,45,48, 101, 115, 116 
138, 147, 152, 161, 165, 185, 193, 197, 198 
203, 205, 206, 208, 209, 211 
Reichskommissar für das Gebiet 

Oberost.184, 190 

s. v. Palkonhansen (Namenreg. \ 

Reichstag. . . 70 

Reichstagsmehrheit XVII, XXII, XXIII 
Reiseerlaubnis, Verweigerte R. für 
die Mitglieder der Taryba . 124, 141, 151 

Religionsfreiheit.5, 145, 214 

Requisitionen und Requisitions¬ 
wesen XI, XXV, XXXV, 36, 71 ff., 136,137 
139, 177, 179 ff, 206, 207, 20S, 211 
Revolution, Die russische R. 1905 10, 13 

27, 31 

„Richtlinien zur Wiederherstellung 
des Schulwesens“, erlassen vom Ob.- 

Ost.‘ .... 131, 133 

Ritterorden, Der deutsche .... 29 
Rückführung, Ausschuß zur R.litaui¬ 
scher Vermögenswerte aus Rußland 

XXXI, 192, 202 

Rückwanderer- und Gefangonen- 

Kommission. 130, 184, 200 

Rückwanderung und Rücktransport 
der Flüchtlinge und Gefangenen XXXI 
129, 183. 207, 228 

Russen undRussifizierungsbestro- 
bungen . 5, 6, 7, 8, 16f., 28, 29, 30, 31 
Ruthenen (Geschichtliches) . . .29, 30 
„Rytas“ (Der Morgen), Bildungsvorein 
in Wilna.13 

S 

Sanitätswesen.XXVI, 86f. 

„Saulö“ (Die Sonne), Bildungsverein in 

Kowno *.13 

Schmuggel mit Büchern u. Zeitungen 
während des Presse Verbotes . . . . 7, 8 
Schulen und Schulwesen in Litauen 
vor dem Kriege 7,' 11, 12, 13, 14, 17, 18 

19, 27, 31 

— während der deutschen Okkupation XI, 
XXV, XXVI, 33, 34, 40, 83 ff, 131 f. 

133 ff, 135 

Schwedische Konsul in Tomsk . . 167 

Schweden.3 

Schwertbrüder, Der Orden der Sch. 29 
. Seimas s. Konferenz 
.Selbstverwaltung für Litauen (auch 


Gemcindovorfassung) X. XII, 17, 18, 27, 31 
39, 70, 178, 180 
Sominarion, Diogeistlichen,XXXVII, 16,18 
Sibirien, Provisorische sibirische Re¬ 
gierung .166 f« 

Sozialdemokrat .9, 19 

Sparkassen.13 17, 19 

Sprache, Die litauische XI, XII,3, 7, 11 
18. 19, 27, 33, 3, 37, 145 
„ Diedoutsche in Litauen 5, wäh¬ 
rend der Okkupatio n im 
Vorkehr und Schule XXVI, 

33, 83 ff. 129. 131 f., 133 ff, 141 
„ Die polnische . . . . 21, 35 

Sprachunterricht, Der deutsche, in 
den Schulen Litauens, während der 
Okkupation XXVI,83ff, I31f., 133ff., 141 
Staatsbank, Litauische ... 170 

Staatsform für Litauen XXVII f., 97,145,147 
Staatshaushalt s. Finanzen 
Staats rat, Der litauische, s. Taryba 

— Der polnische.XII, 43, 56 

Städtoordnung, Russische, von 189220 
Stadthauptmann von Wilna . . XXV 

Starosten („Wyborni“) .... 177, 187 
Statistik vgl. Volkszählung 
Statistisches vgl. Nationalitätenvor- 
hältnisse 

Statut, Das Litauische (Lietnoos Stat utas) 26 

30, 194 

Steuorwesen.XXVI 

Studenten, Litauische 7, 9, 12, 17, 18, 19 


T 

Taryba (Litauischer Landosrat bzw. 
Staatsrat) XIII. XV, XVI, XVII, XVIII 
XIX, XX, XXI, XXII, XXIII, XXIV, XXV 
XXVI, XXVII, XXVIII, XXIX, XXX 
XXXI, XXXII, 60, 61, 63, 67, 68 f., 70, 96 
102, 103, 104 f., 106. 107, 109,110, 111, 112 
114,115, 116,117, 118, 119, 122, 124, 126,129 
130, 131, 132, 133, 136, 137, 138, 141, 142 
145, 147, 151, 152. 153. 154, 158, 159, 161 ff. 
m, 169, 172, 174, 176, 182, 183, 184, 185 
187, 190, 192, 193f., 197, 198, 200. 202. 203f. 

206, 208, 209, 210, 211, 213, 214 
Umbenennung in „Staatsrat“ XXVII, XXX 
144, 150. 152, 158, 174, 185,190, 192, 203, 227 

Territorium, Das litauische Staats- 
torritorium und seine Grenzen VII f., 24 
26, 46, 49, 59, 97, 99, 103, 108, 154 ff., 169 
170, 184, 193, 200, 205, 227, 228 

U 

Unabhängigkeit-Anerkennung der 
ü. Litauens XVI-XXIII, XXXI, XXXII 
XXXin, XXXIV, 40, 99, 113, 115, 116, 117 
118, 119, 120, 121, 122, 123, 130, 161 ff 
166f., 185., 190f, 203f. 

Unabhängigkeits - Erklärung Li¬ 
tauens 102, 104, 106, 107, 110, 111, 112 
114, 126, 127, 130 

„Union der Rationalitäten“ ... 29 

„ Polnisch-litauische 29, 30, s. auch 

Lubliner 

„ Gdplante litauisch-deutsche XIII 

XIV, XXIV, XXVI, 126, 148 
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Universität zu Wilna XXV, 3, C, 30, 00 
54, zu Petersburg 12 
Unlorricli tsspracho, dio deutsche. XXVI 
33, 8311*., 1311T., 133/F., 141 
Unterrichtswesen s. Schulen und 
Schulwesen 

V 

Vatikan s. Papst. 

Vereinigung, Angestrobto v. Litauen 
mit Deutschland, Polen XIII, XIV, 

XXIV, XXVI, 126, 148 
Voreinswesen und Vereine in 
Litauen während der deutschen Okku¬ 
pation XI, 9, 11, 12,13, 14, 17, 18, 34, 35, 37 
Vereins- u. Versammlungsfreiheit 214 
Verfassung, Die litauischo XXXV, 145 

205, 213 

Verkehrsverhältnisse in Litauen 
während der deutschen Okkupation 

X, XXIV, 33, 36, 129, 141, 151 
Verschleppte, Die durch dio Russen 
verschleppten Ostpreußen .... 36 
s. auch Zivilgefangene 
Vertretung, Diplomatische V.Litauens 

in Berlin. 166. 198, 209, 211 

Verwaltung. Aufbau der litauischen V. 

130, 140, 142, 154, 165fT., 16Sff., 17S, 191 
Verwaltungschef beim Militärgouver- 
neur für Litauen 159, 160, 172, 174, 

175, 179, 183, 1S7. 189. 190, 192, 200, 202 
Verwaltungssystem in Litauen, Das 

russische .26, 27 

— Das deuUcho, während der Okkupation 
X, XI, XXXIV, 36,39,97,98,103,112,141,177 

Volksernährung.177, 181 

Volksrat, Litauischer s. Konferenz zu 
Wilna im Jahre 1905 
Volksschulen s. Schulen 
Volkszählung 1897, Russische 8, 10, 195 
- Deutsche 1916 X, 20ff., 46,56, 58, 141, 195 f. 
Vollzugsausschuß des Komitees zur 
Wahrung litauischer Interessen der 
deutschen Okkupationsbehördo gegen¬ 
über .XI 

W 

Waffenlieferung, Von Deutschland 
erbetene W.XXXV, 207 


Waffenstillstandsangebot, Da* 

deutsche.XXXIII 

Waffen verbot.81, 139, 178 

Wahlen für die Duma . .11, 16, 19, 55 
Wahlrecht während der Okkupation 60 
Waldwirtschaft, Die deutsche W.in 
Litauen s. Forstwirtschaft 
Weißrussen in Litauen 15, 20f, 29, 35, 410 
s. auch Weißruthcncn 
Weißruthenen . . . VIII, IX, XV, 47 
„Wilija u , landwirtschaftlich-industrielle 

Gesellschaft Wilna-Kowno.13 

Wilna, Geplante Auslieferung Wilnas 

an die Polen.XXXIV 

Wilnaor Konferenz s. Konferenz 
Wi 1 n a o r Universität XXV, 3, 6, 30, 50, 54 
Wirtschaftausschüsse ... 71, 77 

Wirtschaftliche AusbeutungLitauens 36 
Wirtschaftliche Vereine 13, 14, 17, 18, 19 

34 

Wissenschaftlicher Verein zu Wilna 12f. 
Wohltätigkeitsvereine, Litauische 34 
„Wyborni“ (Starosten).177 

% 

„j£agro u (Pflug), landwirtschaftlich- 
industrielle Gesellschaft in Suwalki 13 
Zäh 1 kommission, städtische Bezirks¬ 
zählkommission .20ff. 

Zeitungswesen s. Presse 

Zensur, Russische, deutsche X, XXL XXII. 

XXIV, 34, 38. 141. 191, 207 
Zentralbehörde fürdasbesetzte Litauen 


gefordert.3" 

Zentralkomitee für Kriegshilfe . . 2 

„JZiburys“ (Die Leuchte), Bildungs¬ 
verein in Suwalki.13 

Zivilarbeiter-Bataillone s. Ar¬ 
beiterbataillone. 


^i v i l gef angene,Litauische,in Deutsch¬ 
land .36, S5, 86, S7. SS, 228 

Zollgemeinschaft, Litauisch-deutsche 60 

103, 106, 107 

Zollgrenze, Litauisch-deutsche ... 93 
Zugang zum Meer für Litauen s. Hafen 
Zwangsarbeiten und Zwangsarbeitor- 
bataillone s. xVrbeiterbataillono 
Zwangslieferu ngen vgl. Requisitionen 















Berichtigungen 


Die erste Zahl bezieht sich jeweils auf die Seiten-, die zweite auf die Zeilenzahl. 
Unter Zeilen sind Textzeilen zu verstehen. 


VII, 23: Gouvernement 
XVI, f. Z. 5 v. u. anstatt: Kurz vor einer 
Audienz ...... vom Standpunkt 

einer „Grenzbosichtigung“ be¬ 
trachten werde, lies: Kurz vor 
einer Audienz erhielten die 
litauischen Delogierten in den 
Räumen des Ministeriums des 
Aeu&eren durch den General Frei¬ 
herrn v. Frey tag - Loringlioven 
im Beisein des Fürsten Isen¬ 
burg - Birstein Kenntnis von 
einem Telegramm des General - 
feldmarschalls von Hindenburg, 
des Inhalts, daß, da Kurland 
sich mit Deutschland zu ver¬ 
einigen wünsche, Litauen die 
Brücke zwischen beiden bilden 
solle und daß Deutschland an 
dem Gebiet östlich der Linie 
Dünaburg, Kowno, Grodno mili¬ 
tärisch desinteressiert seil 
XXH, 5: Am 21. II. 1918 
XXV, 5: russischen 

3, 17: Dauksclia, Szirwyd 
46, 50: von allen Einwohnern, 89 v. H. 

der christlichen Bevölkerung 
62, 21: Politik 
67, 11: bernfen 

71, 33: läßt man das Quantum außer 

Acht, das 

72, 2: Kelmiai, Titawenai 
72, 10: er 

72, 27: Kaukalikai 

73, 17: in den Augen darum baten 

74, 15: unverhältnismäßig 
74, 45: Arbeitermangel 

77, 34: und schlägt darum vor 
79, 8: Liguony, Lukorusky 
85, 18: Gegzna 


85, 40: Fällen alle nur möglichen 

102, 5: Kairys 

107, 4: (v. u.) Petrulis 

122, 2: Eugenio Pacelli 

124/ 5: litigier 

130, 5: tritt die weitere Aufgabe 

140, 15: Bauernstand 

142, 10: wird er (Landesrat) 

146, 10: fcstgestellt 

147, 5: 11. Juli 1918 

148, 18: deutschen 

148, 21: Staatsfonn 

148, 30: in der Frage der lit.-sächs.. 

154, 6: (v. u.) bestrobt 

155, 14: der Landstrich Oknista 

155, 9: (v. u.) Ilsensee 

155, 7: (v. u.) Deinmen 

156, 40: Mantschattuß 

160, 22: betont bat 

160, 28: solange die Taryba Vertre¬ 

terin des Landes . . . war 

161, 15: hat Herr von Falkenhausen 

seine und der deutschen Re¬ 
gierung Stellungnahme 
169, 9: Subalternenbeaiutcntum 

169, 44: ernannt 

172, 11: Solange nicht 

176, 4: Unbilden 

177, 22: Hungers 

180, 36: sondern auch die für die 

188, 10: Karne unleserlich — wahr¬ 

scheinlich Schneider 

195, 42: Yens 

196, 34: Jadwingcr 

200, 27/28: nach Litauen sehr viele Ele¬ 
mente eindringen werden 
207, 8: Bevollmächtigte 

216, 13: Kri&iukaitis 

217, 11: (v. u.) Delegierten Versammlung 
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